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In eigener Sache

Liebe Leserinnen und Leser des Schattenblick,

noch einmal möchten wir auf diesem Wege daran erinnern, daß aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der Deutschen Bundespost zum 1. Juli 2019
ein Abonnement der Wochendruckausgabe ab der Nummer 140 statt zur Zeit
Euro 25,- dann Euro 28,- kosten wird; das bedeutet einen Aufpreis pro
Ausgabe von 75 Cent.

Dem Nichtabonnenten bleibt ein Einzelexemplar mit Euro 8,50 erhalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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KOHLEALARM/603: Klimakampf und Kohlefront - die Landesregierung ist gefragt ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Offener Brief: Bündnis fordert Moratorium für Erhalt bedrohter Dörfer
und Hambacher Wald



Die EU-Wahl hat gezeigt, dass die Bürgerinnen und Bürger mehr Klimaschutz
erwarten. Ein Bündnis aus 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und
Bürgerinitiativen fordert jetzt NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU)
in einem offenen Brief auf, die weitere Zerstörung für Kohle durch RWE zu
stoppen. Die Landesregierung NRWs solle ein Moratorium erlassen, "das die
weitere Zerstörung der von Tagebauen bedrohten Dörfer und des Hambacher
Waldes verhindert, bis die politischen Entscheidungen zum Kohleausstieg
getroffen und umgesetzt sind."

Die Unterzeichner fordern, dass die Dörfer und der Wald dauerhaft erhalten
bleiben. Dafür solle die Landesregierung grundsätzlich eine
Bestandsgarantie aussprechen.

Die Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung hat
empfohlen, bis zum Jahr 2022 Braunkohlekraftwerke mit einer Kapazität von
3,1 Gigawatt abzuschalten. Damit hat sie die Weichen gestellt, dass sowohl
der Hambacher Wald als auch die bedrohten Dörfer am Tagebau Garzweiler
erhalten bleiben können. Trotz des Kompromisses über einen Kohleausstieg
"treibt RWE die Umsiedlungsvorbereitungen in den Dörfern mit Hochdruck
voran, indem der Konzern Infrastruktur zerstört, zahlreiche Pumpanlagen für
den geplanten Tagebaubetrieb baut und Druck auf Dorfbewohner*innen ausübt,
möglichst bald umzusiedeln?, heißt es in dem offenen Brief an Laschet. Am
Tagebau Hambach grabe sich RWE trotz des vereinbarten Rodungsstopps mit
seinen Baggern immer näher an den Hambacher Wald heran. RWE heize mit
seinen Provokationen den schwelenden Konflikt um die Kohle weiter an.

Dieses Moratorium müsse so lange bestehen bleiben, bis die Vereinbarungen
zur Abschaltung der Braunkohlekraftwerke im Rheinland gesetzlich fixiert
seien und eine neue Leitentscheidung der Landesregierung vorliege. "Wir
erwarten von Ihnen, dass mit der neuen Leitentscheidung die Tagebaugrenzen
so verkleinert werden, dass sie den Erhalt des Hambacher Waldes und der
Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach sicherstellt", so die
Unterzeichner des offenen Briefes.

Den offenen Brief im Wortlaut finden Sie unten.


Hintergrund:

Mit den Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" können sowohl der Hambacher Wald als auch die Ortschaften
Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Berverath am Tagebau
Garzweiler sowie die Orte Manheim und Morschenich am Tagebau Hambach
erhalten werden. Durch ein Abschalten von sieben alten Blöcken an den
Kraftwerksstandorten Neurath und Niederaußem kann der Bedarf an Braunkohle
aus den Tagebauen Hambach und Garzweiler bis 2022 mehr als halbiert werden.
Somit wird eine Abbaggerung der bedrohten Orte überflüssig. Dies zeigt ein
aktuelles Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung. In
den Wochen nach der Empfehlung der Kohlekommission hat RWE
Umsiedlungsvorbereitungen weiter vorangetrieben, licht- und lärmintensive
Arbeiten in bewohnten Siedlungen durchgeführt und ein Waldstück in Kuckum
gerodet.

 * 

An den Ministerpräsidenten des Landes NRW

Armin Laschet

Staatskanzlei des Landes NRW

Horionplatz 1

40190 Düsseldorf

Berlin, den 30. Mai 2019

Moratorium zum Erhalt der bedrohten Dörfer und Schutz des Hambacher
Waldes 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Laschet,

wir wenden uns mit der dringenden Bitte an Sie, umgehend ein Moratorium zu
erlassen, das die weitere Zerstörung der von Tagebauen bedrohten Dörfer und
des Hambacher Waldes verhindert, bis die politischen Entscheidungen zum
Kohleausstieg getroffen und umgesetzt sind. Denn aktuell schafft RWE in den
Dörfern an den Tagebauen Garzweiler und Hambach weiter Fakten und treibt
die Umsiedlungen voran. Es liegt an Ihnen, die Anwohner*innen vor weiteren
sozialen Härten zu schützen. Wir erwarten, dass alle Orte in einem
lebenswerten Zustand erhalten bleiben. Deshalb muss die Landesregierung
grundsätzlich eine Bestandsgarantie für die Dörfer
aussprechen. Dazu gehört, dass alle Betroffenen, die bleiben wollen, die
Möglichkeit erhalten zu bleiben und allen, die umsiedeln wollen, dies ohne
Nachteile ermöglicht wird.

Die Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung hat mit der
Empfehlung, 3,1 GW Braunkohle bis 2022 abzuschalten, die Weichen dafür
gestellt, dass sowohl der Hambacher Wald als auch die bedrohten Dörfer am
Tagebau Garzweiler erhalten bleiben können. Dessen ungeachtet hat der
RWE-Vorstandsvorsitzende Rolf Martin Schmitz auf der Hauptversammlung im
Mai 2019 bekräftigt, dass die Umsiedlungen in den Dörfern am Tagebau
Garzweiler "vollständig abgeschlossen werden" und er den Erhalt des
Hambacher Waldes lediglich "prüfen" möchte.

Gleichzeitig treibt RWE die Umsiedlungsvorbereitungen in den Dörfern mit
Hochdruck voran, indem der Konzern Infrastruktur zerstört, zahlreiche
Pumpanlagen für den geplanten Tagebaubetrieb baut und Druck auf
Dorfbewohner*innen ausübt, möglichst bald umzusiedeln. Am Tagebau Hambach
gräbt sich RWE trotz des vereinbarten Rodungsstopps mit seinen Baggern
immer näher an den Hambacher Wald heran und setzt die Zerstörung von
Manheim unbeirrt fort, obwohl der Ort beim Erhalt des Hambacher Waldes
erhalten bleiben würde. Die Entweihung der Kirche St. Albanus und
Leonhardus in Manheim am Tagebau Hambach am 18. Mai 2019 steht exemplarisch
für die Zerstörung der Dorfgemeinschaft. RWE heizt mit seinen Provokationen
den schwelenden Konflikt um die Kohle weiter an.

Wir bitten Sie daher, ein sofortiges Moratorium zu erwirken, damit RWE in
den bedrohten Dörfern am Tagebau Garzweiler keine weiteren Zerstörungen
anrichtet und Umsiedlungsverhandlungen auf Wunsch der betroffenen Menschen
ausgesetzt werden. Dabei dürfen weder diejenigen, die in ihren Dörfern
bleiben wollen, noch diejenigen, die sich für eine Umsiedlung entschlossen
haben aufgrund ihrer Entscheidung schlechter gestellt werden. Zugleich muss
RWE im weiteren Tagebaubetrieb alle Arbeiten unterlassen, die den Hambacher
Wald gefährden können und entsprechende Mindestabstände wahren.

Dieses Moratorium muss so lange bestehen bleiben, bis die Vereinbarungen
zur Abschaltung der Braunkohlekraftwerke im Rheinland gesetzlich fixiert
sind und eine neue Leitentscheidung der Landesregierung vorliegt. Wir
erwarten von Ihnen, dass mit der neuen Leitentscheidung die Tagebaugrenzen
so verkleinert werden, dass sie den Erhalt des Hambacher Waldes und der
Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach sicherstellt.

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, seit Monaten protestieren
hunderttausende junge Menschen für mehr Klimaschutz und ein schnelles Ende
der klimaschädlichen Kohle. Wie auch schon bei den breiten Protesten um den
Erhalt des Hambacher Waldes zeigt sich dabei, dass immer weniger
Bürgerinnen und Bürger ein Zögern beim Klimaschutz und sinnlose Zerstörung
für die Kohle akzeptieren. Was es jetzt braucht, ist entschlossenes
Handeln, eine schnelle Umsetzung des Kohleausstiegs und ein Ende der
Zerstörung von Dörfern und Wäldern für die Kohle.

Die unterzeichnenden Organisationen und Initiativen bitten Sie daher, mit
einem Moratorium RWE Einhalt zu gebieten, den Bestand der Dörfer zu
garantieren und damit ein wichtiges Zeichen zu setzen, den
gesellschaftlichen Konflikt um die Kohle zu befrieden.

Dieser Brief geht in Kopie an Ursula Heinen-Esser, Ministerin für
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz und Prof. Dr. Andreas
Pinkwart, Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
des Landes Nordrhein-Westfalen.

Mit freundlichen Grüßen



Der Offene Brief als PDF mit Unterzeichnern ist zu finden unter:

http://p376185.mittwaldserver.info/fileadmin/2019_05_29_Brief_Laschet_final.pd

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 31.05.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/602: Klimakampf und Kohlefront - Gerichtskonsequenzen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 28. Mai 2019

RWE geht juristisch gegen Pressesprecherin von Ende Gelände vor +++
Bündnis kritisiert "hilflose Panikreaktion" des Konzerns +++ Tausende
werden vom 19.-24. Juni Braunkohle-Tagebau stilllegen 



Köln, 28. Mai 2019: Im Vorfeld der nächsten Ende Gelände-Massenaktion im
Rheinland geht RWE juristisch gegen die Pressesprecherin von Ende Gelände
vor. Die Sprecherin des Klima-Bündnisses erhielt letzte Woche ein Schreiben
von der Anwaltskanzlei des Kohlekonzerns, in dem sie ein Hausverbot für die
Tagebaue erteilen sowie eine Unterlassungserklärung einfordern. Sie
beziehen sich dabei auf ihre kohlekritische Öffentlichkeitsarbeit und ihre
Rede auf der RWE-Hauptversammlung am 3. Mai 2019 in Essen. Gleichzeitig
bereitet sich das Bündnis auf die nächste Massenaktion zivilen Ungehorsams
im Rheinischen Braunkohlerevier vor. Tausende Menschen werden vom 19.-24.
Juni die Kohle-Förderung rund um den Tagebau Garzweiler blockieren.

Die betroffene Pressesprecherin Kathrin Henneberger kommentiert: "RWE
versucht, mich mundtot zu machen. Ich lasse mich nicht von großen
Kohlekonzernen wie RWE einschüchtern, die gerade unsere Zukunft verfeuern.
Als Rheinländerin kann ich nicht tatenlos mitansehen, wie mein Zuhause ein
Ort ist, der global großes Leid verursacht. Ich sehe es als meine
Verantwortung, der Zerstörung der Erde Einhalt zu gebieten - auch mit
zivilem Ungehorsam. Zusammen mit tausenden Menschen werden wir mit unseren
Körpern die großen Bagger stoppen. Wir fordern den sofortigen Kohleausstieg
als Notbremse im Angesicht der Klimakrise."

"Der Brief von RWEs Anwälten liest sich wie ein hilflose Panikreaktion des
Konzernes. Sie wissen, dass ihr Rückhalt in der Bevölkerung schwindet und
werden in den nächsten Monaten und Jahren versuchen uns auszubremsen und
mundtot zu machen. Das Zeitalter der Fossilen ist vorbei und die junge
Klimabewegung erschafft eine neue Welt, in der für kurzfristige Profite auf
Kosten der Zukunft kein Platz mehr ist."

Das Bündnis ruft dazu auf, unter dem Hashtag #AlleGegenRWE dem Konzern
gehörig die Meinung zu sagen und weiterhin ungehorsam zu sein.


Link zum Brief der Anwälte von RWE: 


https://www.ende-gelaende.org/wp-

content/uploads/2019/05/rwe_TagebauHasuverbot.pdf

Link zu unserem Video "RWE will mich mundtot machen"

https://youtu.be/5I5MVgTnl0M

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.05.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/601: Klimakampf und Kohlefront - kein Stop für Aktionen ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 27. Mai 2019

"Stoppt diese Kohlestraße!" ### Straßenbau am Tagebau Garzweiler
blockiert 



Erkelenz. Seit 8:45 Uhr blockierten am Montag rund 50 Aktive unter dem
Motto "Keinen Meter der Kohle" den Bau der künftigen "Grubenrandstraße"
L354n zwischen Wanlo und Kaulhausen. Das Bündnis von Tagebau-Betroffenen
"Alle Dörfer bleiben! Rheinland" sowie die Aktionsgruppe "Kohle erSetzen!"
hatten dazu aufgerufen, sich den Bauarbeiten in den Weg zu setzen. Als
Zeichen des Widerstands haben sie Bäume auf der gerodeten Fläche gepflanzt.
Die Blockierenden fordern den Erhalt aller Dörfer in den Braunkohlerevieren
und die sofortige Einleitung eines konsequenten Kohleausstiegs.

"Mit dem Bau der zukünftigen 'Grubenrandstraße' schafft RWE weiter Fakten
und erhöht damit den Druck auf uns Bewohner*innen - mit dem einzigen Ziel,
unsere Dörfer doch noch abzubaggern", so David Dresen aus dem bedrohten
Kuckum. "Bei einem konsequenten Kohleausstieg wird sich der Tagebau
notwendigerweise verkleinern. Die neue Grubenrandstraße braucht es deshalb
nicht."

"Die Weiterführung des Tagebaus heizt die Klimakrise weiter an. Das
gefährdet weltweit und auch in Deutschland die Lebensgrundlage von
Menschen. Dieses unverantwortliche Vorgehen untergräbt Menschenrechte.
Deswegen setzen wir uns mit unseren Körpern dem Unrecht des Straßenbaus und
der Klimakrise entgegen", so Mira Jäger, Pressesprecherin von "Kohle
erSetzen!".

"Wir haben Unterschriften gesammelt, demonstriert und den Dialog mit der
Landesregierung gesucht. Wir haben auf die Kohlekommission gehofft und
wurden bitter enttäuscht. Weil unsere Appelle nicht gehört wurden, bleibt
uns nichts anderes übrig, als jetzt einen Schritt weiter zu gehen", so
David Dresen. "Wir laden die Menschen aus der Region ein, sich uns
anzuschließen!"

Nach der Straßenblockade ist für den 22. Juni ein großer Aktionstag im
Rheinischen Revier geplant, zu dem Alle Dörfer bleiben zusammen mit Fridays
for Future, Campact, Greenpeace, BUND und den Naturfreunden aufruft. Zudem
wird es im Rahmen des Klimacamps im Rheinland vom 22.-25. August eine
weitere Aktion zivilen Ungehorsams von "Kohle erSetzen!" geben.

Die Aktionsgruppe "Kohle erSetzen!" setzt sich seit 2017 durch vielfältige
Aktionen des zivilen Ungehorsams für das Ende der Kohleverstromung als
Beitrag zu globaler Klimagerechtigkeit ein. Auch für den Sommer sind
weitere Aktionen von "Kohle erSetzen!" im Rheinland geplant. "Alle Dörfer
Bleiben" ist eine bundesweite Initiative, in der sich Betroffene aller
Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Die
Rheinische Gruppe des Bündnisses hat sich im Herbst 2018 gegründet.

# kohlestrasse

www.kohle-ersetzen.de/

www.twitter.com/Kohle_erSetzen

http://alle-doerfer-bleiben.de/

www.twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.05.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/600: Klimakampf und Kohlefront - gegen weitere Kohleabbauperspektiven ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 27. Mai 2019

RWE ignoriert Beschlüsse der Kohlekommission



Anwohner protestierten heute gegen den Bau einer neuen "Grubenrandstraße"
zwischen Wanlo und Venrath am Tagebau Garzweiler durch RWE, die sogenannte
L354n. Die Umgehungsstraße wird nur benötigt, wenn die Dörfer Keyenberg,
Kuckum und Unterwestrich abgebaggert würden. Stefanie Langkamp,
Kohle-Expertin der Klima-Allianz Deutschland, erklärt dazu:

"Mit dem Bau der Umgehungsstraße am Tagebau Garzweiler ignoriert RWE den
beschlossenen Kohleausstieg. Sobald die Beschlüsse der Kohlekommission
umgesetzt werden, müssen die Tagebaue im Rheinland verkleinert werden. RWE
tut hingegen so, als ob Keyenberg, Kuckum und Unterwestrich abgebaggert
werden müssten, weil die Kohle darunter angeblich noch gebraucht würde.
Eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung belegt das
Gegenteil. Der Konzern schafft mit der Straße voreilig Fakten, die klar auf
eine Zerstörung der Dörfer abzielen. Diese können aber bei einer klugen
Gestaltung des Kohleausstiegs erhalten werden.

Ministerpräsident Armin Laschet stünde es gut, sich auf die Seite der
Anwohner zu stellen, von denen viele unter dem Druck von RWE leiden. Es
liegt in seiner Verantwortung, RWE schleunigst Einhalt zu gebieten und sich
klar zu einem Erhalt des Hambacher Waldes und aller Dörfer zu bekennen. Es
ist seine Aufgabe, sich dafür einzusetzen, dass in der ersten Phase des
Kohleausstiegs bis 2022 sieben Blöcke von Niederaußem und Neurath
abgeschaltet werden, damit der Hambacher Wald und die Dörfer keinen
weiteren Schaden erleiden."

Hintergrund:

Mit den Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" können sowohl der Hambacher Wald als auch die Ortschaften
Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Berverath am Tagebau
Garzweiler sowie die Orte Manheim und Morschenich am Tagebau Hambach
erhalten werden. Durch ein Abschalten von sieben alten Blöcken in
Kohlekraftwerken Neurath und Niederaußem kann der Bedarf an Braunkohle aus
den Tagebauen Hambach und Garzweiler bis 2022 mehr als halbiert werden.
Somit wird eine Abbaggerung der bedrohten Orte überflüssig. Dies zeigt ein
aktuelles Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW
Berlin). In den Wochen nach der Empfehlung der Kohlekommission hat RWE
Umsiedlungsvorbereitungen weiter vorangetrieben, licht- und lärmintensive
Arbeiten in bewohnten Siedlungen durchgeführt und ein Waldstück in Kuckum
gerodet.



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren über 120 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler
Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25
Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.05.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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TAGUNG/2409: Hannover - Fachtag zum Inklusiven Studium an der Leibniz Universität, 5.6.2019


idw - Pressemitteilung: Leibniz Universität Hannover

Fachtag zum Inklusiven Studium an der Leibniz Universität

Hochschulbüro für ChancenVielfalt lädt zu öffentlichen Fachgesprächen
am 5. Juni ein



Anlässlich des 7. bundesweiten Diversity-Tages veranstaltet das
Hochschulbüro für ChancenVielfalt am 5. Juni 2019 einen Fachtag zum
Thema: "Fachgespräche zum inklusiven Studium". Die Leibniz Universität
Hannover beteiligt sich damit am bundesweiten Aktionstag zu Diversity
Management.

Bei der Veranstaltung steht das Thema "Inklusion im Studium" im Fokus.
Der Fachtag dient dem Austausch unter anderem zu folgenden Fragen: Wie
kann Inklusion an der Leibniz Universität gelingen? Wie wird
Diversität im Hochschulalltag berücksichtigt und wertgeschätzt? Welche
Lösungsansätze und Angebote haben bereits heute Erfolg, und wo gibt es
noch Handlungsbedarfe?

Die Vizepräsidentin für Studium und Lehre, Prof. Dr. Elfriede
Billmann-Mahecha, spricht das Grußwort. Es folgt ein Impulsvortrag von
Dr. Cornelia Hähne, Leiterin der Stabstelle Diversity Management der
TU Dresden, zum Thema "Inklusion an der TU Dresden - Ein Beispiel für
Good Practice an Technischen Hochschulen".

Im Anschluss findet ein offenes Austauschformat mit Infoständen,
aktuellen Projekten und Tischgesprächen zum Thema "Inklusives Studium"
statt. Teilnehmende sind u. a. die Beauftragten für Studierende mit
Handicap und/oder chronischer Erkrankung, die Zentrale Einrichtung für
Qualitätsentwicklung in Studium und Lehre, Vertreterinnen und
Vertreter einzelner Fakultäten und der AStA.

Die Veranstaltung ist öffentlich. Interessierte Teilnehmende sind
willkommen, eine Anmeldung unter info@chancenvielfalt.uni-hannover.de
ist bis zum 3. Juni 2019 möglich. Die Teilnahme an der Veranstaltung
ist kostenfrei. Veranstaltungsort ist das Leibnizhaus der Leibniz
Universität, Holzmarkt 5, 30159 Hannover. Einlass ist ab 15.30 Uhr.
Die Veranstaltung beginnt um 16:00 Uhr und endet um 19.00 Uhr mit
einem offenen Ausklang.

Barrierefreiheit: Bei Fragen zur Barrierefreiheit oder Assistenzbedarf
stehen wir sehr gerne zur Verfügung.

Kinderbetreuung für die jeweilige Veranstaltung: Während der
Veranstaltung können Sie bei Bedarf die Kindernotfallbetreuung nutzen.
Rufen Sie rechtzeitig an: 0511 - 700 200 0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8479: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 23. Kalenderwoche


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 23. Kalenderwoche

Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes wieder
öffentliche Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen.
Der Eintritt ist frei.



1. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung "Narren, Clowns,
Spaßmacher"

Montag, 3. Juni, 19 Uhr: "Gefährliches Grinsen. Zur Kulturgeschichte
des Horror-Clowns" (Prof. Stephanie Catani, Neuere deutsche
Literaturwissenschaft und Medienwissenschaft)

Ein uneingeschränkt positiver Spaßmacher war der Clown nie: Dem
aufgemalten Lachen ist eine Ambivalenz zu eigen, die sein dämonisches
Grinsen stets durchschimmern lässt. Coulrophobie, die Angst vor dem
Clown, ist kulturgeschichtlich tief verwurzelt - und das nicht erst,
seit der Horror-Clown mit Stephen Kings Roman "It" (1986) und dessen
Verfilmung (1990) zum genretypischen Massenphänomen wurde. Der Vortag
geht Figurationen des Horror- oder Creepy Clowns nach, verfolgt seine
Spuren durch die Literatur-, Film- und Kulturgeschichte der letzten
beiden Jahrhunderte und fragt nach der in die Fiktion übersetzten 
Ur-Angst des Menschen vor der Maske des Clowns, die zur bösen Fratze
erstarrt ist.

Detailliertes Programm: https://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung/

Veranstaltungsort: Festsaal des Rathauses St. Johann, Rathausplatz 1, 66111 Saarbrücken

2. Ringvorlesung "Bio-Logisch!"

Mittwoch, 5. Juni, 18.30 Uhr: "Zellfortsätze zur Fortbewegung und
Sinneswahrnehmung - kleinste Strukturen mit riesigen Aufgaben"
(Jun.-Prof. David Mick, Molekularbiologie, Homburg)

Zilien sind kleinste Fortsätze von lebenden Zellen, mit denen sich vor
allem einzellige Lebewesen fortbewegen. Auch menschliche Zellen haben
diese Fortsätze und nutzen sie nicht nur zur Bewegung sondern auch als
spezialisierte Antennen, die uns sehen und riechen lassen. Aber was
passiert, wenn diese Strukturen nicht mehr ordentlich funktionieren?
Der Vortrag erläutert, wie die Erforschung seltener Krankheiten neue
Erkenntnisse über die häufigsten Erkrankungen beim Menschen bringen
kann.

David Mick war der erste Absolvent des Studienganges Molekulare
Medizin an der Albert-Ludwigs- Universität Freiburg im Jahre 2006.
Dort wurde er 2010 zum Dr. rer. nat. promoviert. Nach zweijährigem
Forschungsaufenthalt in Göttingen erschloss er an der Stanford
Universität in Kalifornien sein eigenes Forschungsgebiet. Nach der
Auszeichnung mit einem "Young Investigator Award? der Helmholtz-Gemeinschaft 
wurde er 2017 auf die ZHMB-Juniorprofessur für
Molekularbiologie in Homburg berufen, wo er eine
Nachwuchsforschungsgruppe leitet.

Detailliertes Vortragsprogramm: http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/

Veranstaltungsort: Filmhaus, Mainzer Straße 8, 66111 Saarbrücken

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8478: Hamburg - Bühne frei für Spitzenforschung, 03.06.2019


idw - Pressemitteilung: Universität Hamburg

Bühne frei für Spitzenforschung

Erste öffentliche Präsentation der vier Exzellenzcluster der
Universität Hamburg



Wissenschaftssenatorin Katharina Fegebank und der Präsident der
Universität Hamburg, Prof. Dr. Dr. h. c. Dieter Lenzen, stellen
erstmals die vier Exzellenzcluster öffentlich vor, die die Universität
im vergangenen Herbst erfolgreich eingeworben hat.

Moderiert von Oliver Hollenstein (DIE ZEIT) diskutieren die
Sprecherinnen und Sprechern der Forschungsverbünde anschließend über
Klimaforschung und den Ursprung des Universums, über
Manuskriptkulturen und die Eigenschaften der Materie. Die wichtigsten
Forschungsfragen der Spitzenforscher und -forscherinnen werden in
kurzen Filmen präsentiert. Die Veranstaltung findet statt:

Am Montag, dem 3. Juni 2019, von 18.00 bis 20.00 Uhr im Hauptgebäude
Universität, Emil-Artin-Hörsaal (Hörsaal M), Edmund-Siemers-Allee 1,
20146 Hamburg.

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich.

Die Cluster werden vertreten durch:

- Prof. Dr. Jan Louis, Sprechers des Clusters "Quantum Universe". Zu
den wichtigsten Forschungsfragen gehören: Wie entstand das Universum
und was ist dunkle Materie?

- Prof. Dr. D. Stammer, Sprecher des Clusters "Climate, Climatic
Change, and Society (CLICCS)". Zu den wichtigsten Forschungsfragen
gehört: Welche Klimazukünfte sind physikalisch möglich - und welche
vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Entwicklungen plausibel?

- Prof. Dr. Kaja Harter-Uibopuu, Sprecherin des Clusters
"Understanding Written Artefacts". Zu den wichtigsten Forschungsfragen
gehören: Was macht der Mensch mit dem Schreiben? Und was macht das
Schreiben mit dem Menschen?

- Prof. Dr. Horst Weller, Sprecher des Clusters "CUI: Advanced Imaging
of Matter". Zu den wichtigsten Forschungsfragen gehört: Wie bewegen
sich Atome und Moleküle und wie bestimmen ihre Bewegungen die
Eigenschaften der Materie?

Weitere Informationen zu der Veranstaltung und den Clustern finden Sie
im Newsroom der Universität unter:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/im-fokus/2019/0522-clustervorstellung1.html

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/im-fokus/2019/0524-clustervorstellung2.html

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/im-fokus/2019/0527-clustervorstellung3.html

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/forschung/2018/0927-exzellenzstrategie.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/693: Bielefeld - Führung durch die Stadtbibliothek am 6. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Führung durch die Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 6. Juni, bietet die Stadtbibliothek um
16 Uhr eine kostenlose Bibliotheksführung an. Im Anschluss daran folgt
eine inhaltliche und räumliche Vorstellung von Stadtarchiv und
Landesgeschichtlicher Bibliothek. Treffpunkt ist an der Information im
Erdgeschoss. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/692: Münster - Kofferflohmarkt in der Stadtbücherei am 5. Juni 2019


Stadt Münster

Kofferflohmarkt in der Stadtbücherei



Münster (SMS) Urlaubszeit ist Lesezeit: Die passende Lektüre gibt es
für wenig Geld ab Mittwoch, 5. Juni, in der Stadtbücherei am Alten
Steinweg. Angeboten werden Medien, die für Koffer und Rucksack
geeignet sind. Der Flohmarkt lädt während der üblichen Öffnungszeiten
zum Stöbern ein, solange der Vorrat reicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MELDUNG/1006: Proteste gegen die Lateinamerika- und Karibik-Konferenz in Berlin (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Proteste gegen die Lateinamerika- und Karibik-Konferenz in
Berlin

Von CO-OP News, 30. Mai 2019
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Bundesaußenminister Heiko Maas empfing am Dienstag in Berlin mehr als
20 Außenminister aus Lateinamerika und der Karibik. Als einziges Land
der Region ist Venezuela nicht eingeladen worden.

Dagegen protestierte das Berliner Bündnis "Hände weg von Venezuela und
der Bloque Latinoamericano Berlin vor dem Auswärtigen Amt am
Werderscher Markt.

Videos zu der Aktion:

https://youtu.be/eO-23p--ApQ

https://youtu.be/oDtXrTWikEk

Erstveröffentlicht bei:

https://cooptv.wordpress.com/2019/05/28/proteste-gegen-lateinamerika-konferenz/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/192: Der Frieden wäre militarisiert, neokolonialistisch, interventionistisch


ZivilCourage - Nr. 2 / 2019

Magazin der DFG-VK

Der Frieden wäre militarisiert, neokolonialistisch, interventionistisch 

Zur Debatte über "Sicherheit neu denken"

Von Cornelia Mannewitz



Es ist richtig: Das Wort "Sicherheit" verdient eine Rückführung auf
seine eigentliche Bedeutung. Ebenso, wie übrigens "Verantwortung".
Letzteres spätestens seit seiner Verwendung durch den damaligen
Bundespräsidenten auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2014, ersteres
als mittlerweile täglich hörbares Allerweltswort, aber beide als
Wörter, mit denen man alles verbrämen kann, von der Überwachung im
Innern bis hin zu militärischen Interventionen. Das ist auch sehr
vielen Menschen klar. Die Politik pflegt aber ihre Sprachregelungen.
Das will dieses Papier "Sicherheit neu denken" nun ändern. Nur: Kann
das so gelingen?

In diesem Papier ist nicht vorgesehen, dass jemand in das
Wirtschaftssystem, in politische Mehrheitsverhältnisse, ja auch nur in
die bestehende Sicherheitsarchitektur eingreift. Man hofft offenbar,
alles aus der gegenwärtigen Situation herausentwickeln zu können.

Aber schon da muss man fragen: Warum sollte ein Bundestag, der alle
Auslandseinsätze der Bundeswehr verlängert, im Jahre 2025 einen
Friedensbeschluss fassen? Was qualifiziert den weltweit viertgrößten
Rüstungsexporteur für die Rolle eines Friedensbringers? Was könnte
Deutschland bewegen, auf einmal nur noch in zivilen Strukturen der
Nato mitzuarbeiten, und welche sind das überhaupt, außer dem
Internationalen Stab, der direkt beim Generalsekretär angesiedelt ist?
(Damit soll nicht der Forderung nach Austritt Deutschlands aus der
Nato das Wort geredet werden. Die Bundesrepublik Deutschland, wie sie
ist, ist Fleisch vom Fleische der Nato. Sie ist dort von ihrer
Gesellschaftsordnung her unter ihresgleichen und kann in dieser
Struktur am besten ihre wirtschaftlichen und strategischen Interessen
verwirklichen. Zu denken, sie werde jemals austreten, ist populistisch
und in seiner Endkonsequenz völkisch gedacht.)

Man plant ohnehin weiter mit der Nato. Man bewegt sich ganz im Rahmen
des Gewohnten. Man übernimmt auch die EU-Friedenslyrik (S. 15, 32,
119).

Die EU ist aber kein Friedensprojekt. Den Frieden sichert sie
insoweit, als es unvorteilhaft ist, Wirtschaftspartner zu bekriegen.
Man nimmt das Weißbuch der Bundeswehr und die Leitlinien der
Bundesregierung zur Krisenprävention wie selbstverständlich zur
Grundlage und baut deren Sicherheitsdefinition sogar noch weiter aus
(S. 21-22). Man sagt, fast keiner der Auslandseinsätze habe sein
ursprüngliches Ziel erreicht (S. 6-7); was waren denn die
ursprünglichen Ziele - etwa, entsprechend der offiziellen Lesart,
Frieden und Demokratie zu bringen? Man empfiehlt die "soziale
Marktwirtschaft" als weltweiten Maßstab (S. 36).

Mehrmals geht es in diesem Text um ein gutes Verhältnis zu Russland.
Andere "Problem-Länder" werden ausgeblendet. Ist das nicht die
aktuelle Propaganda der bundesrepublikanischen Außenpolitik, nur um
180 Grad gedreht?

Von hier aus kann man sich auch ein Bild davon machen, wie denn
der Frieden aussähe, den die Autoren des Papiers per
Bundestagsbeschluss installieren würden.

Er wäre militarisiert: "Die OSZE-Polizei ist (...) ebenso schnell und
durchsetzungsstark, wie man es früher nur von Armeeverbänden kannte"
(im Jahr 2030; S. 61) - sie hieße nur nicht Armee.

Er wäre neokolonialistisch: "Die Staaten Afrikas, des Nahen Ostens
sowie Osteuropas bilden einen stabilen Friedensgürtel in der
Nachbarschaft der EU" (im Jahr 2040; S. 41) - so, mit einem Cordon
sanitaire von Vasallenstaaten, schützen sich klassischerweise
Großmächte.

Er wäre interventionistisch: Ausländische Kräfte sollen in Zivilem
Widerstand geschult werden (S. 106) - was ist das Besseres als eine
militärische Intervention?

Man kann den Autoren zugutehalten, dass sie vielleicht Bündnispartner
für ihr Konzept haben möchten und deshalb stets den kleinsten
gemeinsamen Nenner gesucht haben. Nur: Wen wollen sie finden, der die
Nato positiv sieht? Wen wollen sie für ihren Sicherheitsbegriff
gewinnen, der sich nicht heimlich ins Fäustchen lacht und sagt:
"Super, wir können weitermachen wie bisher, nur noch effizienter, denn
die Kriegskritiker springen von selbst mit ins Boot."

Man kann den Autoren ebenfalls zugutehalten, dass sie wohl nicht alles
selbst entwickelt haben. Sie haben auch friedenspolitische Literatur
benutzt. Dann muss man sich aber leider auch mit der Qualität dieser
Literatur befassen. Dazu drei Beispiele:

• Mehrfach wird sich positiv auf Srdja Popovic bezogen (S. 19,
97). Der serbische Aktivist hat sich mit Zivilem Widerstand einen
Namen gemacht. Nicht erwähnt ist, dass seine Schriften, Aktionen und
Aktivistenschulungen in Serbien, der Ukraine, Georgien und Ländern des
"Arabischen Frühlings" deutlich auf Regime Change ausgerichtet waren
und sind und dass er und seine Mitarbeiter dafür von einer von
US-Republikanern getragenen Stiftung ausgebildet wurden.

• Als Beispiel für gelungenen Zivilen Widerstand wird die
"Singende Revolution" im Baltikum 1988-1991 angeführt. Laut den
Autoren des Papiers bzw. ihren Quellen hätten sich "in Estland (...)
in Riga" Menschen versammelt und traditionelle Volkslieder gesungen,
die in der Sowjetunion verboten gewesen seien (S. 96). Erstens ist
Riga aber in Lettland (die Hauptstadt). Zweitens waren Volkslieder
nicht verboten; zum kulturellen Wissen über die baltischen
Sowjetrepubliken gehört das Bild vielhundertköpfiger Chöre in
Volkstrachten, die Volkslieder sangen. Informiert man sich über die
"Singende Revolution" genauer, erfährt man, dass die Menschen damals
auch die Hymnen der bürgerlichen baltischen Republiken sangen, die
zwischen 1918 und 1940 bestanden. Dass diese in der Sowjetunion
verboten waren, sollte nicht verwundern.

• Es gibt Disproportionen im Text, die aufmerken lassen. Man
beginnt, sich zu fragen, worauf der Leser eigentlich vorbereitet
werden soll: auf einen aktiven Einsatz für eine friedliche Welt oder
auf einen Krieg? Ab S. 88 bis mindestens S. 110 geht es nur um Zivilen
Widerstand. Viel Übernommenes, vermutlich. Zwischendurch trifft man
aber auf Widersprüche (wieso eigentlich Krieg, wenn die Bundesrepublik
doch 2025 Frieden beschlossen hat) und Durchhalteparolen ("Das heißt
nicht, dass Zivile Verteidigung ohne Opfer auskommt - das tut
militärische Sicherheitspolitik aber auch nicht" - S. 90; schwer zu
sagen, ob das ein Argument für Zivile Verteidigung ist). Ganz
schwierig wird es aber dort, wo die Autoren den Export Zivilen
Widerstands beschreiben und darum herum eine zukünftige Situation
konstruieren, in der man Deutschland doch tatsächlich international
vorwirft, andere Länder im deutschen Interesse destabilisieren zu
wollen (S. 106-107). Empörend! Ja, was würde denn die deutsche Politik
sagen, käme eine solche "friedliche Intervention" auf Deutschland zu?

Dieses Papier wurde für die Kirche geschrieben. Dank dem Interesse
breiterer Kreise an überhaupt irgendeinem Konzept ist es nun über den
Rahmen der Kirche hinausgelangt. Wahrscheinlich ist es für die Kirche
ein großer Schritt. Aber auch für die Friedensbewegung? Friedlich
denken allein ändert nichts, heißt es sehr richtig in der
Mitgliederwerbung der DFG-VK. Man muss schon beim Denken hinter die
Dinge schauen und dann die Probleme da anfassen, wo sie wirklich
liegen.


Conelia Mannewitz ist aktiv im DFG-VK-Landesverband
Mecklenburg-Vorpommern und vertritt diesen im DFG-VK-Bundesausschuss.
Bis zum letzten Bundeskongress 2017 war sie mehrere Jahre Mitglied im
DFG-VK-BundessprecherInnenkreis.

 * 


In der letzten ZivilCourage (Nr. 1/2019) haben wir unter
der Überschrift "Debatte" über die geplante Kampagne "Sicherheit neu
denken" der Evang. Landeskirche in Baden berichtet. Thomas Carl
Schwoerer hatte den Vorschlag zustimmend besprochen (S. 12 f.)[1],
Christoph Neeb einen ausführlichen "kritischen Zwischenruf" dazu
formuliert (S. 13 ff.)[2]. Wir setzen die Debatte mit diesem
grundsätzlichen und kritischen Beitrag von Cornelia Mannewitz fort.

Das Konzept liegt als Buchveröffentlichung vor: Ralf Becker, Stefan
Maaß, Christoph Schneider-Harpprecht (Hrsg.): Sicherheit neu denken.
Von der militärischen zur zivilen Sicherheitspolitik. Ein Szenario bis
zum Jahr 2040. Karlsruhe 2018; 165 Seiten; 9,95 Euro. Das Buch hat die
ISBN 978-3-8079-9992-0 und ist über den Buchhandel bestellbar;
außerdem ist es erhältlich über den Shop der Kirche in Baden: 

https://shop.ekiba.de/flucht-migration/sicherheit-neu-denken-von-der-militaerischen-zur-zivilen-sicherheitspolitik.html


Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Beide Artikel sind im Schattenblick zu finden unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Bürger und Gesellschaft →
Friedensgesellschaft 

[1]
[2]

 * 
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BERICHT/127: Frauenstreik - verschieden oder unvereinbar ... (1) (SB)


Die marxistische Theorie ist unverzichtbar zur Erkenntnis kapitalistischer
Ausbeutung und zur Entschlüsselung der Kämpfe, die sich entlang des Widerspruchs
zwischen Kapital und Lohnarbeit abspielen. Die Klassenanalyse, die aus diesem
(ökonomischen) Widerspruch heraus die Arbeiterklasse als den alleinigen Träger
revolutionärer Prozesse nennt, ist unzulänglich, da sie Patriarchat und
Rassismen als Nebenwidersprüche sieht und damit ihr politisches und
gesellschaftliches Gewicht verkennt. Indem sie die Bedeutung von rassistischer
und sexistischer Unterdrückung herunterspielt oder sie bestenfalls als
Spaltungsmechanismen des Kapitals analysiert und sie damit ausschließlich an
dessen Existenz bindet, fehlt ihr im politisch-praktischen Prozeß das, was
gesellschaftlicher Umsturz verspricht und die Mobilisierung der dazu notwendigen
Gegenmacht auszulösen vermag: die Aussicht auf Befreiung von jeglicher
Unterdrückung und Ausbeutung.

Drei zu Eins. Klassenwiderspruch, Rassismus und Sexismus. [1]



Was vor einem Vierteljahrhundert in der radikalen Linken anhand des Textes "Drei
zu Eins" diskutiert wurde, hat bis heute seine Gültigkeit behalten. Im
Unterschied zu damals wird inzwischen auf materialistisch bestimmte
Klassenwidersprüche außerhalb der marxistischen Linken kaum mehr Wert gelegt.
Diese werden häufig unter dem in poststrukturalistischen Wissenschaftsdiskursen
entwickelten Begriff "Klassismus" subsumiert und auf eine Frage individueller
Einstellungen und Ressentiments reduziert. So einer Kritik der politischen
Ökonomie der kapitalistischen Klassengesellschaft enthoben liegt der
Erkenntnisgehalt einer fundamentalen Kritik der sozial heterogenen Arbeits- und
Dienstleistungsgesellschaft brach.

Als Fortschritt der kritischen Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen
Gewaltverhältnissen kann demgegenüber das Weiten des Blickfeldes auf auch, aber
nicht nur im marxistischen Sinne materialistisch zu bestimmende Formen der
Unterdrückung und Diskriminierung gelten, die verschiedene Rassismen und
Geschlechterverhältnisse betreffen. Im englischsprachigen akademischen Diskurs
wird häufig die Dreierkonstellation "race, class, gender" genannt. Sie steht im
Mittelpunkt des 1989 in einem Artikel über die Unterdrückung afroamerikanischer
Frauen in den USA von der Bürgerrechtsaktivistin und führenden Theoretikerin der
Critical Race Theory (CRT) Kimberlé Crenshaw geprägten Begriffes der
Intersektionalität. Das unter dem Titel "Demarginalizing the Intersection of
Race and Sex: A Black Feminist Critique of Antidiscrimination Doctrine, Feminist
Theory and Antiracist Politics" veröffentlichte Papier gilt heute als das
Gründungsdokument des Intersektionalitätskonzeptes, das sich in seiner
theoretischen Komplexität und bewegten Geschichte in einer zum 30. Jahrestag
veröffentlichten Schrift [2] erkunden läßt.

Grob vereinfacht lassen sich unter dem Begriff der Intersektionalität
Mehrfachdiskriminierungen zusammenfassen, die Menschen betreffen, die nicht nur
in einer Hinsicht von der weißen männlichen heterosexuellen Mehrheitsnorm
abweichen, sondern in mehreren. Da die analytische Erarbeitung des Konzeptes von
den negativen Erfahrungen afroamerikanischer Frauen in den USA mit
weißen Männern und den patriarchalen Ansprüchen ihrer schwarzen
Partner als auch den Unterdrückungserlebnissen nicht heteronormativ
lebender und zugleich nichtweißer Menschen inspiriert wurde, ist die Diskussion
um die Grenzen und Perspektiven der Intersektionalität unter den AktivistInnen
und WissenschaftlerInnen in den USA und im UK am weitesten vorangeschritten.
Wesentlich ist dabei die Konzeption parallel und gleichzeitig "zwischen den
Sektionen", einem zwischen Zentrum und Peripherie dynamisch interagierenden
Netzwerk nicht unähnlich, verlaufender Gewaltverhältnisse, die dem Bild linear,
kausal und hierarchisch verlaufender Unterdrückungsverhältnisse entgegenstehen.

Es liegt angesichts der von der Atomisierung der Marktsubjekte gespeisten
Bedeutung individueller Identitäten in der neoliberalen Konkurrenzgesellschaft
auf der Hand, daß die Trias "Rasse", Klasse und Geschlecht nicht ausreicht, um
das ganze Spektrum gegen einzelne Menschen gerichteter Ausgrenzungs- und
Diskriminierungspraktiken zu erfassen. So nahmen die
Behindertenbewegung und die WissenschaftlerInnen der Disability Studies Anstoß
daran, daß die spezifische Feindseligkeit gegenüber Menschen, die von dem
mehrheitlich als normal empfundenen Bild physischer und psychischer Gesundheit
abweichen, lange Zeit keine angemessene Erwähnung im Rahmen des
Intersektionalitätskonzeptes fand.

Die Diskriminierung als behindert geltender Menschen wird heute vor allem im
Begriff des Ableism als einer affirmativen Subjektivität kritisch gespiegelt,
die Personen eigen ist, die im Glauben an die Überlegenheit ihrer
körperlich-geistigen Funktionserfüllung Menschen verächtlich machen, die
aufgrund ihrer psychisch-physischen Konstitution nicht mithalten können. Als
Variation dessen könnte das sogenannte Body Shaming verstanden werden, unter dem
zum Beispiel Menschen von besonders großer Leibesfülle oder besonders kleinem
Wuchs leiden, wenn sie aufgrund ihrer Körperlichkeit verspottet und herabgesetzt
werden. Auch an die in einer Gesellschaft, die Jugend, Fitness und Schönheit als
besonderen Wert zelebriert, anwachsende Altersdiskriminierung ist zu denken,
wenn über die ein- und ausschließenden Kriterien körperlicher Repräsentation
nachgedacht wird.

Wie schon anhand dieser Beispiele zu erkennen sind Klassenwidersprüche von
eminenter Bedeutung für alle sozialen Beziehungen, in denen in Konkurrenz um
Anerkennung und Bestätigung auf Menschen herumgetrampelt und sogar über Leichen
gegangen wird. So leicht sich der Anspruch auf Solidarität unter
gesellschaftlichen Außenseitern und Oppositionellen im Mund führen läßt, so
schwer ist er zu realisieren, wenn staatliche Repression und ökonomische Gewalt
mit im - nur zynischerweise als Spiel zu bezeichnenden - Ringen um Ausbeutung
und Unterdrückung sind. Die Bindekraft gesellschaftlicher Integration wie das
Streben um eine dominante Position in sozialen Gemeinschaften inklusive der
negativen Beanspruchung von Anerkennung durch aktive Unterwerfung und
affirmative Teilhaberschaft am Geschäft gegenseitiger Gewalt sind Kriterien
eines sozialen Tauschhandels, der analog zum Tauschwert politökonomischer
Theorie gesetzt werden kann.
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Frauenstreik am 8. März 2019 in Hamburg [3]
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Solidarität und Widerstand auf ideologischem Treibsand

Dementsprechend ist die weitere Ausdifferenzierung sozialer und
gesellschaftlicher Unterdrückungsverhältnisse in ihrer für das
Intersektionalitätskonzept signifikanten Empirie ein unabgeschlossener, für die
Aufnahme weiterer, etwa Nationalismus, Kolonialismus und Imperialismus als gegen
einzelne Menschen oder Gruppen in Stellung gebrachter Feindseligkeiten offener
Prozeß. So sieht es zumindest die Gendertheoretikerin Judith Butler, wenn sie in
ihrem 1991 erschienenen Grundlagenwerk "Gender Trouble. Feminism and the
Subversion of Identity" ("Das Unbehagen der Geschlechter") konstatiert:
"Theorien feministischer Identität, die eine Reihe von Prädikaten wie Farbe,
Sexualität, Ethnie, Klasse und Gesundheit ausarbeiten, setzen stets ein
verlegenes 'usw.' an das Ende ihrer Liste (...), doch gelingt es ihnen niemals,
vollständig zu sein."

Die Jüdin Butler ist ein gutes Beispiel dafür, daß die zugewandte Diskussion um
Intersektionalität unter weißen AktivistInnen in den Metropolengesellschaften
Westeuropas und Nordamerikas nicht frei sein muß von der Reproduktion
neokolonialistischer und imperialistischer Feindbilder. Gerade weil ihr der
spezifische, nicht mit allgemeinem Rassismus zu verwechselnde Charakter des
Antisemitismus aus persönlicher Lebensgeschichte vertraut ist, hat sie neben
jüdischen Intellektuellen wie Noam Chomsky, Eva Illouz oder Micha Brumlick einen
offenen Brief unter dem Titel "Der Einsatz für Menschenrechte ist nicht
antisemitisch" [4] unterzeichnet. Sein Inhalt richtet sich gegen die
Anfeindungen, denen sich jüdische AktivistInnen in Deutschland bei ihrem
Eintreten für Menschen ausgesetzt sehen, "die sich mit den palästinensischen
Bestrebungen nach Gleichheit und Befreiung solidarisch zeigen". 

Zumindest für Butler gehört dazu auch die palästinensische BDS-Kampagne, die sie
offen unterstützt und die vor kurzem in quasi großer Koalition der im Deutschen
Bundestag vertretenen Parteien als antisemitisch verurteilt wurde. Wenn ein
spezifisch gegen die Diskriminierung von JüdInnen gedachter Begriff unter
Inanspruchnahme eines willkürlich herbeigeführten Vergleiches, bei dem die
antisemitische Hetze des über alle Machtbefugnisse verfügenden NS-Staates gegen
die jüdische Minderheit in Deutschland mit einer zivilgesellschaftlichen
Kampagne dem Staat Israel gegenüber in ohnmächtiger Lage befindlicher
PalästinenserInnen in eins gesetzt wird, derart entgrenzt wird, daß er sich bis
zur AfD von beliebiger Seite für das politische Tagesgeschäft und die Interessen
eines zudem in seiner Führung weit nach rechts gerückten Nationalstaates
instrumentalisieren läßt, dann droht er gerade das zu verlieren, was ihn als
Ausdruck gruppenbezogener Feindseligkeit wertvoll macht - die aus der
eindeutigen Benennung der Zwecke und Ziele gegen JüdInnen gerichteter Aggression
hervortretende Schutzfunktion.

So schließt sich an die Analyse spezifischer, vor allem nichtweiße und/oder
behinderte und/oder lesbische Frauen sowie LGBTIQ-Menschen betreffender
Unterdrückungsverhältnisse die Frage an, wie mit von diesem Ansatz nicht
einbezogenen Gewaltverhältnissen umzugehen ist. Hat die Trans-Frau Chelsea
Manning keine Solidarität verdient, weil sie sich vom US-Staat auch durch
Inhaftierung nicht zu einer Aussage des der Vergewaltigung verdächtigen Julien
Assange erpressen läßt? Ist Assange die Solidarität zu entziehen, obwohl ihm von
der Regierung der USA, einem Zentrum patriarchaler und rassistischer
Machtausübung, nach dem Leben getrachtet wird? [5]

Der universale Anspruch des Intersektionalitätskonzeptes kann überall dort in
Schwierigkeiten geraten, wo spezifisch umrissene Identitäten mit Machtansprüchen
übergeordneter Art kollidieren. Wie verhalten sich das Selbstbestimmungsrecht
muslimischer Frauen, wenn es das Tragen des Kopftuches betrifft, mit dem
Anspruch weißer AktivistInnen, ihnen das zu untersagen, weil es sich um ein
Instrument patriarchaler Unterdrückung handelt? Die von der Feministin Hillary
Clinton als Präsidentengattin beanspruchte Befreiung afghanischer Frauen hat
unter diesen wie ihren Kindern zahlreiche Todesopfer gefordert und die
Überlebenden in materielle Not gestürzt. Niemand spricht sich für die Diktatur
des islamistischen Patriarchats aus, doch das bedeutet noch lange nicht, daß aus
imperialistischen Kriegen plötzlich Befreiungskämpfe werden. Auf welcher Seite
stehen afroamerikanische Soldatinnen, die sich in doppelter Hinsicht in einer
militaristischen Männergesellschaft durchsetzen mußten, um irakischen Frauen das
Leben zur Hölle zu machen? Wie mit dem religiösen und damit
autoritär-patriarchalen Charakter des Islam umgehen, wenn ihm anhängende
Menschen antimuslimischem Rassismus ausgesetzt werden?

Ähnliche Probleme stellen sich auch für die AktivistInnen eines Ökofeminismus,
die sich für das Recht der brasilianischen Landlosenbewegung und von
KleinbäuerInnen im Globalen Süden auf Ernährungssouveränität und den Anspruch
vor Krieg und Not flüchtender Menschen auf Schutz und Hilfe einsetzen, deren
Probleme unmittelbar mit dem neokolonialistischen Extraktivismus der EU und USA
verknüpft sind. Die eigene Verstrickung in diese Ausbeutungslogik könnte
Bündnisse vertretbar machen, die vielleicht nicht in jeder Hinsicht mit den
Problemen von Mehrfachdiskriminierung betroffener Menschen konform
gehen. Andererseits dürften deren Ohnmachtserfahrungen erheblich zur Entwicklung
einer Empfindsamkeit beitragen, die die Solidarität mit den Ausgebeuteten und
Unterdrückten der Erde stärkt.

Über den bloßen Anspruch auf Diversität, die sich nahtlos in die
Verwertungsmechanismen des neoliberalen Kapitalismus fügen kann, hinaus öffnet
das Konzept der Intersektionalität den kritischen Blick auf Gewaltverhältnisse
überall dort, wo aus schlechtem Grund bislang über sie hinweggegangen wurde.
Zugleich wirft es neue Fragen für feministische AktivistInnen auf, die die
Artikulation ihrer Interessen mit dem Frauenstreik am 8. März einen großen
Schritt vorangebracht haben. Eine weitere Politisierung im offensiven Widerstand
gegen Kapital und Patriarchat könnte zum nächsten Schritt beitragen, gleiches
gilt für die Hinwendung antipatriachaler AktivistInnen zu sozialökologischen
Fragen im allgemeinen und den Gewaltverhältnissen zwischen Mensch und Tier im
besonderen. Zu diesem Komplex unter besonderer Berücksichtigung des
Verhältnisses von Feminismus und Tierausbeutung in Anknüpfung an einen
erweiterten Intersektionalitätsbegriff demnächst an dieser Stelle mehr.

(wird fortgesetzt)


Fußnoten:

[1]https://www.nadir.org/nadir/initiativ/id-verlag/BuchTexte/DreiZuEins/DreiZuEinsViehmann.html

[2] https://www.boell.de/de/2019/04/16/reach-everyone-planet

[3] BERICHT/119: Frauenstreik - der gleiche Kampf ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0119.html

[4] https://www.juedische-stimme.de/2019/01/18/offener-brief-der-einsatz-fuer-menschenrechte-ist-nicht-antisemitisch/

[5] https://www.counterpunch.org/2019/05/28/assanges-assault-on-toxic-masculinist-militarism/


31. Mai 2019
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8656: Und morgen, den 01. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.06.2019 bis zum 02.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8656 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Anwachsend warm,

trocken und schwül

mit Sonnencharme,

Jean-Luc wird 's kühl.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AUSSENHANDEL/315: Deutscher Bauernverband fordert Änderungen bei Mercosur-Verhandlungen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 29. Mai 2019

Deutscher Bauernverband fordert Änderungen bei Mercosur-
Verhandlungen

Rukwied: Mercosur-Abkommen würde Verbraucher- und Umwelt-Standards bei
Lebensmitteln unterlaufen



Zur Ankündigung aus der EU-Kommission, die Handelsverhandlungen mit
dem Mercosur (Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay) bald zum
Abschluss zu bringen, fordert Joachim Rukwied, Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, vom neu gewählten EU-Parlament eine veränderte
Verhandlungsstrategie gegenüber den Mercosur-Staaten: "Wir Bauern
haben die große Sorge, dass mit einem Mercosur-Abkommen die hohen
EU-Standards in Lebensmittelsicherheit, Tierwohl, Umweltschutz und im
sozialen Bereich unterlaufen werden. Ein solches Mercosur-Abkommen
wäre ein massiver Schlag gegen eine nachhaltige und
bäuerlich-unternehmerische Landwirtschaft in Europa, sowohl in der
Tierhaltung als auch im Ackerbau. Die Landwirte stellen sich einem
fairen Wettbewerb, aber gegen drastisch niedrigere Anforderungen, zum
Beispiel bei Pflanzenschutzmitteln oder in der Tierhaltung können wir
nicht bestehen. Vom neu gewählten EU-Parlament und von der kommenden
EU-Kommission erwarte ich eine geänderte Verhandlungsstrategie
gegenüber den Mercosur-Staaten. Es reicht nicht aus, für sensible
Agrarprodukte einen begrenzten Importzugang auszuhandeln. Es ist zudem
notwendig, dass alle Lebensmittel und Agrarrohstoffe aus dem Mercosur
die im EU-Markt geltenden Nachhaltigkeitsstandards erfüllen. Dies
würde Verbrauchern, Landwirten, der Umwelt und einem fairen Wettbewerb
gleichermaßen dienen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Mai 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / PHILOSOPHIE





MELDUNG/085: Cambridge University Press veröffentlicht Lexikon zu Jürgen Habermas (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 29.05.2019

Cambridge University Press veröffentlicht Lexikon zu Jürgen Habermas

Feierliche Überreichung des "Cambridge Habermas Lexicon" im
Forschungskolleg Humanwissenschaften



FRANKFURT. Eine große Ehre für Jürgen Habermas: Der Verlag Cambridge
University Press hat im Jahr seines 90. Geburtstages ein umfassendes
Lexikon über den Philosophen und Soziologen, der bis 1994 Professor am
Institut für Philosophie der Goethe-Universität war, herausgebracht.
Verfasst wurde es von einem internationalen Autorenteam - darunter auch
Wissenschaftler der Goethe-Universität. Das Kompendium wurde heute im
Forschungskolleg Humanwissenschaften in Bad Homburg vorgestellt und Jürgen
Habermas von den beiden Herausgebern Amy Allen und Eduardo Mendieta
persönlich überreicht.

In über 200 Einträgen werden die grundlegenden Konzepte, Kategorien und
Themen Habermas' erklärt sowie fachliche und intellektuelle Kontexte
herausgearbeitet. Die Palette von über 120 Begriffen reicht von
"Aesthetics" bis "World Disclosure", die Liste wichtiger auf Habermas
bezogener Denker beginnt mit Theodor W. Adorno und endet bei Iris Marion
Young; besprochen werden im Kapitel "Names Associated" auch die
Frankfurter Philosophen Axel Honneth und Rainer Forst. Das Werk zeichnet
sich durch ein System von Verweisen zwischen den einzelnen Einträgen und
auf weiterführende Literatur zum jeweiligen Thema aus. Außerdem beinhaltet
es einen Überblick über den akademischen Werdegang von Jürgen Habermas,
ein Werkverzeichnis und eine umfassende Bibliographie. Die Herausgeber
hoffen, dass das Werk Bezugspunkt für alle Wissenschaftler, Studierende
und interessierte Leser werden wird, die sich mit dem Habermas'schen Werk
und seiner Rezeption im 20. und 21. Jahrhundert befassen.

Matthias Lutz-Bachmann, Professor für Philosophie an der
Goethe-Universität und Direktor des Forschungskollegs Humanwissenschaften,
betonte, dass das "Cambridge Habermas Lexicon" die überragende Bedeutung
Habermas' zeige: "Ja, ich möchte so weit gehen und feststellen, dass
Jürgen Habermas sogar der weltweit wichtigste Philosoph unter den heute
lebenden Philosophen ist. Und wir dürfen stolz darauf und dankbar dafür
sein, dass er ein Mitglied des Instituts für Philosophie der
Goethe-Universität und ein häufiger Gast auch am Forschungskolleg
Humanwissenschaften sowie des Frankfurter Exzellenz-Clusters 'Die
Herausbildung normativer Ordnungen' ist. Wir haben alle von ihm bis auf
den heutigen Tag unendlich viel gelernt."

Lutz-Bachmann wies ferner darauf hin, dass von Habermas noch in diesem
Jahr eine eigene Publikation zu erwarten ist: "Dieser großartige Philosoph
und wichtige intellektuelle Anreger legt jetzt, im Alter von bald 90
Jahren, im Herbst dieses Jahres sein zweibändiges, über 1.700 Seiten
starkes Alterswerk zum 'Diskurs über Glauben und Wissen' bei Suhrkamp vor.
In einer kleinen Arbeitsgruppe durften wir vorläufige Passagen dieses
Werks mit dem Autor vor zwei Jahren am Forschungskolleg
Humanwissenschaften in einer mehrtägigen Klausur diskutieren. In diesem
Werk werden wir alle seine intellektuelle Brillanz noch einmal von einer
ganz neuen Seite kennen lernen."


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der zehn drittmittelstärksten und
drei größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in
Medizin, Lebenswissenschaften sowie Geisteswissenschaften. Zusammen mit
der Technischen Universität Darmstadt und der Universität Mainz ist sie
Partner der länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz
Rhein-Main.

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online

(www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Originalpublikation:

Amy Allen, Eduardo Mendieta (eds.):

The Cambridge Habermas Lexicon.

Cambridge University Press 2019


Weitere Informationen unter:

https://aktuelles.uni-frankfurt.de/forschung/cambridge-university-press-veroeffentlicht-lexikon-zu-juergen-habermas/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/741: Bielefeld - Podiumsdiskussion zur "Revolution 1918/1919" am 4. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Podiumsdiskussion zur Revolution 1918/1919



Bielefeld (bi). Am Dienstag, 4. Juni, laden die Literarische
Gesellschaft OWL und die Stadtbibliothek zu einer Podiumsdiskussion
über die Revolution 1918/1919 ein. Die Bewertung der deutschen
Revolution ist auch ein Jahrhundert später umstritten. War sie der
erfolgreiche Übergang zur Demokratie oder ein fatales Vorspiel des
Scheiterns der Weimarer Republik? Kontrovers gesehen wird häufig auch
die mit der Revolution einhergehende Politisierung der Literatur.

Darüber diskutieren die Zeithistorikerin Prof. em. Dr. Ingrid Holtey
(Universität Bielefeld), der Kulturjournalist und -publizist Dr.
Thomas E. Schmidt (Die ZEIT) und der Literaturwissenschaftler Prof.
Dr. Alexander Honold (Universität Basel). Prof. Dr. Kai Kauffmann von
der Universität Bielefeld, Fakultät für Linguistik und
Literaturwissenschaft, leitet die Gesprächsrunde.

Die Veranstaltung beginnt um 20 Uhr auf der Literaturbühne der
Stadtbibliothek am Neumarkt. Der Eintritt kostet acht Euro für
Nichtmitglieder, fünf Euro für Mitglieder der Literarischen
Gesellschaft und drei Euro für Studierende.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/234: Mannheim - Alles mit der Zeit, neue Mitmach-Ausstellung, 30.5.19-2.2.20


Klaus Tschira Stiftung gGmbH

Alles mit der Zeit - neue Mitmach-Ausstellung in Mannheim

"Alles mit der Zeit" lautet der Titel der neuen Mitmach-Ausstellung in den
Mannheimer Reiss-Engelhorn-Museen, die vom 30. Mai 2019 bis zum 2. Februar
2020 zu sehen ist. Ermöglicht wurde sie durch die Klaus Tschira Stiftung.



Mannheim/Heidelberg. Wann ist endlich die Schule aus, wie lange dauert es
noch bis zum nächsten Geburtstag und warum sind Ferien immer so schnell
vorbei? Mal dehnt sich die Zeit wie ein Kaugummi, mal zerrinnt sie
zwischen den Fingern. Doch was ist eigentlich die Zeit? Ab dem 30. Mai
2019 widmen sich die Reiss-Engelhorn-Museen Mannheim dieser interessanten
Frage und präsentieren in Kooperation mit dem Grazer Kindermuseum FRida &
freD die spannende und abwechslungsreiche Mitmach-Ausstellung "Alles mit
der Zeit". Die durch die Förderung der Klaus Tschira Stiftung ermöglichte
Schau bietet Kindern die Gelegenheit, sich nach Lust und Laune aktiv mit
dem vielseitigen Thema "Zeit" zu beschäftigen. Sie ist in zwei Bereiche
gegliedert, die sich an unterschiedliche Altersstufen richten. So kommen
kleine und große Zeitgeister gleichermaßen auf ihre Kosten.

Das kleine Städtchen Jederzeit - von 4 bis 7 Jahren

Im kleinen Städtchen Jederzeit lernen Kinder von 4 bis 7 Jahre anhand von
Berufen, in denen die Zeit eine wichtige Rolle spielt, das Thema
spielerisch kennen. Auf sie warten viele spaßige Aufgaben: schnell sein
wie die Feuerwehr, den Bäcker früh wecken, gärtnern durch die Jahreszeiten
oder als Dirigent den Takt vorgeben.

Expedition Zeit - ab 8 Jahren

Kinder ab 8 Jahren begegnen den vielfältigen Zeitthemen auf einer
außergewöhnlichen Entdeckungstour von den Tiefen eines Urwaldes über ein
Labor sowie den Trubel einer Stadt mit Uhrmacherwerkstatt und Zeitmaschine
bis in die Weiten des Weltalls. Sie erforschen Zeitgeist und Körper,
springen von der Vergangenheit in die Zukunft und erkunden Urknall und
Lichtgeschwindigkeit. Durch Ausprobieren und Mitmachen gelingt es, dem
Geheimnis der Zeit auf die Schliche zu kommen.

Die Schau "Alles mit der Zeit. Eine Mitmach-Ausstellung für kleine und
große Zeitgeister" ist vom 30. Mai 2019 bis 2. Februar 2020 im Museum
Weltkulturen der Reiss-Engelhorn-Museen Mannheim zu sehen. Es handelt sich
um eine gemeinsam mit dem Grazer Kindermuseum FRida & freD entwickelte
Ausstellung, ermöglicht durch die Klaus Tschira Stiftung. Mit dem Projekt
knüpfen die Partner an die erfolgreiche Zusammenarbeit anlässlich der
Mitmach-Ausstellung "Total genial!" an, die 2017 Kinder und Familien in
die aufregende Welt der Erfindungen entführt hat.


Über die Klaus Tschira Stiftung

Der Physiker und SAP-Mitgründer Klaus Tschira (1940 bis 2015) rief 1995
mit privaten Mitteln die Klaus Tschira Stiftung (KTS) ins Leben. Heute
gehört die KTS zu den großen Stiftungen Europas. Sie fördert
Naturwissenschaften, Mathematik sowie Informatik und möchte zur
Wertschätzung dieser Fächer beitragen. Die Unterstützung der Klaus Tschira
Stiftung spiegelt sich in den drei Bereichen Bildung, Forschung und
Wissenschaftskommunikation wider. Besonderen Wert legt sie dabei auf neue
Formen der Vermittlung und Einordnung wissenschaftlicher Themen. Die KTS
ist bundesweit tätig in Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen,
Forschungseinrichtungen und eigenen Instituten. Für die Verwirklichung all
dieser Ziele engagieren sich seit mehr als 20 Jahren Menschen innerhalb
und außerhalb der Klaus Tschira Stiftung.

Weitere Informationen unter:

www.klaus-tschira-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution412

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Klaus Tschira Stiftung gGmbH, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KREATIV/148: Bocholt - Bastelnachmittage in der Stadtbibliothek am 5., 12., 19. und 26. Juni 2019


Stadt Bocholt

Vier Bastelnachmittage in der Stadtbibliothek Bocholt

Kostenlos immer mittwochs ab 15:30 Uhr



Bocholt (BIB). Im Juni lädt die Stadtbibliothek Bocholt an vier
Mittwochnachmittagen (5., 12., 19. und 26. Juni 2019) Kinder ab 15:30
Uhr zum Bastelnachmittag ein. Die Teilnahme ist kostenlos.

Bei dem seit vielen Jahren beliebten Bastelnachmittag in der
Kinderabteilung der Stadtbibliothek wird nach einer spannenden
Vorlesegeschichte jeweils mit allen kleinen Teilnehmerinnen und
Teilnehmern ein neues Kunstwerk gebastelt. Am 5. Juni 2019 werden
lustige Bauernhoftiere und am 12. Juni 2019 wird Speedy, das
Seepferdchen, gefertigt. Am 19. Juni 2019 stehen süße Pferde und am
26. Juni 2019 witzige Papprollen-Figuren auf dem Programm.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. Mai 2019

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1864: Braunschweig - Bilderbuchkino "Der Wal nimmt ein Bad" am 4. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino: "Der Wal nimmt ein Bad"



Braunschweig. Susanne Straßers witzige Geschichte "Der Wal nimmt ein
Bad" steht auf dem Programm des Bilderbuchkinos für Kinder ab zwei bis
drei Jahren am Dienstag, 4. Juni, ab 16 Uhr in der Stadtbibliothek,
Schlossplatz 2. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht
erforderlich. Im Anschluss an das Bilderbuchkino kann wie immer
gebastelt werden. Weitere Infos unter Tel. 470-6834.

Zum Inhalt: Heute ist Badetag! Der Wal möchte ganz gemütlich ein Bad
nehmen. Mit geschlossenen Augen liegt er entspannt in der Wanne, aber
die Ruhe währt nicht lange. Die Schildkröte möchte mit ins Wasser,
fragt vorsichtig den Wal und "schwippschwapp" - schon ist sie im
Wasser. Und der Bär und der Flamingo und ... Geduldig nimmt der Wal alle
auf, doch schließlich verschafft er sich mit einem Trick wieder
alleine Platz in der Wanne. Trotzdem haben alle weiterhin viel Spaß
beim Baden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9662: Mainz - LUX, Pavillon der Hochschule Mainz eröffnet mit Bauhaus-Ausstellung, 29.5.-12.6.19


Hochschule Mainz

LUX - Pavillon der Hochschule Mainz eröffnet mit Bauhaus-Ausstellung



Seit Ende Mai verfügt die Hochschule Mainz über ein zentrales Schaufenster
im Herzen der Stadt: den LUX-Pavillon in der Ludwigsstraße, zwischen
Schillerplatz und Staatstheater, der am 29.5. in Anwesenheit zahlreicher
geladener Gäste aus Kultur, Wissenschaft und Politik eröffnet wurde. Auf
rund 600 Quadratmetern - 150 qm im Erdgeschoss, 450 qm im Obergeschoss -
wird sich die Hochschule den Mainzer Bürgerinnen und Bürgern künftig in
bester Lage präsentieren.

Showroom und Creative Space

LUX, der Name, der im Rahmen eines studentischen Wettbewerbs gefunden
wurde, ist "einleuchtend". "Er steht für hell und strahlend, sichtbar und
klar. Und außerdem: LU wie Ludwigsstraße plus X. Wie Multiplikator und
Schnittstelle - von Themen und Thesen, von Impulsen und Geistesblitzen",
wie Linda Deutsch, die Siegerin des Namenswettbewerbs,
bei der Preisverleihung erläuterte.

Im LUX werden Ausstellungen mit Arbeiten aus den Gestaltungsfächern
gezeigt werden, darüber hinaus sollen Symposien, Tagungen und Workshops
der drei Fachbereiche Technik, Gestaltung und Wirtschaft stattfinden.
Außerdem ist der Pavillon auch eine Anlaufstelle für alle Interessierten,
die sich über die Aktivitäten der Hochschule Mainz informieren wollen.

"Damit haben wir die Möglichkeit, uns auch mit unseren kulturellen
Aktivitäten noch stärker in das städtische Geschehen einzubringen - mit
einer buchstäblich transparenten Schnittstelle zur Öffentlichkeit", so
Präsident Prof. Dr. Gerhard Muth bei der Eröffnung. "Der Pavillon versteht
sich als Transferraum und Creative Space und kann gleichermaßen für Lehre,
Forschung und Transfer genutzt werden. Mit diesem interdisziplinären
Ansatz ist er sowohl für die drei Fachbereiche als auch die Hochschule
insgesamt von besonderer strategischer Bedeutung."

Ausstellung und Dokumentarfilm

Den Auftakt macht die von Prof. Dr. Regina Stephan, Professorin für
Architekturgeschichte und Vizepräsidentin der Hochschule Mainz, kuratierte
Ausstellung "More than Bauhaus - the Architecture of the White City Tel
Aviv", die aus einem internationalen Workshop hervorgegangen ist. Im
Jubiläumsjahr fragt sie kritisch nach der wahren Architektur des Bauhauses
und ihrem tatsächlichen Ein¬fluss auf die Weiße Stadt Tel Aviv.

"Das gemeinsame Studieren der Architektur des Bauhauses in Dessau und der
Architektur der Weißen Stadt Tel Aviv im Rahmen des insgesamt zweiwöchigen
Workshops war für die Studierenden und für uns Dozentinnen und Dozenten
ein großartiges Erlebnis. Wir haben so viel gesehen und erlebt", erklärt
Prof. Dr. Regina Stephan. "Vor allem die Kooperation der Studierenden in
international und interuniversitär gemischten Entwurfsteams führte zu
überraschenden Ergebnissen. Wir hoffen darauf, dass die Studierenden sich
ebenso eng vernetzen werden wie wir Betreuenden. Und wir würden uns sehr
freuen, wenn es uns gelänge, die Eigentümer der in Tel Aviv vom Abriss
bedrohten Gebäude davon zu überzeugen, dass deren Bewahrung und Sanierung
nicht nur nachhaltiger und ökonomischer wäre, sondern auch das
baukulturelle Erbe für zukünftige Generationen bewahren würde. Wir werden
die Ausstellung u.a. auch in Tel Aviv und Jerusalem zeigen."

Die Weiße Stadt Tel Aviv gilt mit ihren über 4000 Gebäuden der Moderne als
größtes Ensemble so genannter Bauhaus-Architektur. 24
Architekturstudierende aus Deutschland, Israel und Österreich haben sich
in Dessau und Tel Aviv auf die Suche gemacht und in zwei Workshops das
Original in Dessau und ausgewählte Bauten in Tel Aviv studiert. In ihren
Entwürfen, die nun im LUX-Pavillon ausgestellt werden, entwickeln sie
Zukunftsperspektiven für die Siedlung Dessau-Törten ebenso wie für zwei
vom Abriss bedrohte Tel Aviver Bauten zweier Bauhausabsolventen.

Das kreative Miteinander in den gemischten Workshopteams und die
vielfältigen Inputs der Fachleute vor Ort haben Malte Röthig und Frithjof
Heinrich, Studenten am Institut für Mediengestaltung der Hochschule Mainz,
in einem Dokumentarfilm festgehalten, der im LUX uraufgeführt wurde.


Ausstellung

"More than Bauhaus - the Architecture of the White City Tel Aviv"

Dauer: 29. Mai - 12. Juni 2019

Ort: LUX - Pavillon der Hochschule Mainz, Ludwigsstraße 2, 55116 Mainz

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag, 10:00-18:00 Uhr

Finissage: 12. Juni 2019, 19:00 Uhr

Rahmenprogramm

4. Juni 2019, 19:00 Uhr

Salongespräch - Bauhaus_reloaded

Prof. Dr. Petra Eisele, Professorin für Designgeschichte/Designtheorie,
Hochschule Mainz

Prof. Johannes Kister, Professor für Entwerfen und Baukonstruktion,
Hochschule Anhalt am Bauhaus Dessau

Prof. Dr. Regina Stephan, Professorin für Architekturgeschichte,
Hochschule Mainz

6. Juni 2019, 19:00 Uhr

Vortrag: Prof. Dr. Regina Stephan - What is Bauhaus? Das Dessauer Original
und die Architektur der Weißen Stadt Tel Aviv

Am 28. September 2019 eröffnet die Ausstellung MORE THAN BAUHAUS - THE
ARCHITECTURE OF THE WHITE CITY TEL AVIV II. Im Zentrum stehen der Katalog
und Einblicke in den Workshop durch Studierende der Hochschule Mainz.
Vorträge der betreuenden Dozentinnen und Dozenten runden das Programm ab.


Weitere Informationen unter:

https://lux.hs-mainz.de/

https://www.facebook.com/lux.hsmz

https://www.instagram.com/lux.hsmz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution562

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Mainz, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DAS BLÄTTCHEN/1899: Russland setzt auf defensive Abschreckung
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22. Jahrgang | Nummer 10 | 13. Mai 2019

Russland setzt auf defensive Abschreckung

von Wilfried Schreiber



Militärs haben ihre eigene Sprache. Da ähneln sich Soldaten in West und
Ost. Wenn ein aktiver Spitzenmilitär öffentlich das Wort ergreift, geht es
um den Job des Soldaten, also Krieg und Streitkräfte. Die Sprache klingt
meist martialisch und etwas hölzern, oft auch bedrohlich. Der Chef des
Generalstabs der russischen Streitkräfte, Armeegeneral Walerij Gerassimow,
hat am 2. März 2019 eine solche Rede gehalten, auf der Jahrestagung der
Akademie der Militärwissenschaften in Moskau - in erster Linie also vor
Militärs. (Zum Wortlaut der Rede [1])

Schwerpunkte waren die Weiterentwicklung der Militärstrategie Russlands,
die künftigen Aufgaben von Wissenschaft und Praxis, die neuen
Herausforderungen angesichts des geopolitischen Wandels und umfangreicher
technisch-technologischer Veränderungen sowie Schlussfolgerungen für die
russischen Streitkräfte. Bemerkenswert an dieser Tagung war auch die
Anwesenheit nichtmilitärischer Prominenz - von Vertretern der
Administration des Präsidenten der Russischen Föderation, der Staatsduma,
des Föderationsrates sowie führender Wissenschaftler der Akademie der
Wissenschaften Russlands, von zivilen Hochschulen und
Forschungseinrichtungen. Das Signal nach innen war: Die russischen
Streitkräfte sind eine gesamtgesellschaftliche Angelegenheit, die
Militärfrage ist Teil der Staatsfrage.

Die öffentliche Rede war zugleich zweifaches Signal nach außen. Erstens:
Russland ist strikt defensiv. Gerassimow betonte in der Traditionslinie
aller sowjetischen und russischen Doktrinen der Nachkriegszeit den
Verteidigungscharakter der Militärstrategie Russlands; oberstes politisches
Ziel sei Kriegsverhütung. Russland ist zweitens aber fest entschlossen, die
russische Staatlichkeit zu verteidigen, und wird nicht zögern, sein
gesamtes Militärpotenzial dafür einzusetzen. Das ist als
Abschreckungssignal gemeint.

Bemerkenswert ist, wo Gerassimow die größten Herausforderungen für die
Streitkräfte Russlands sieht. Die Außenpolitik der USA und deren
Verbündeter charakterisiert er insgesamt als aggressiv und verweist auf die
Praxis der Kombination militärischer Handlungen mit "farbigen Revolutionen
und Softpower". Ziel dieser Politik sei "die Beseitigung der Staatlichkeit
von missliebigen Staaten, die Untergrabung der Souveränität und der
Austausch legal gewählter Organe der Staatsmacht. So war es im Irak, in
Libyen und in der Ukraine. Gegenwärtig sind in Venezuela analoge Handlungen
zu beobachten." Offensichtlich sieht er darin ein modellhaftes Vorgehen,
das auch gegen Russland praktiziert werden könnte.

Vor allem zwei Entwicklungen beunruhigen ihn: Erstens die Praxis "der USA
und der NATO zur Ausweitung des Systems der militärischen Präsenz
unmittelbar an Russlands Grenze" und zweitens der Kurs zur "Zerstörung der
vertraglichen Beziehungen für Rüstungsbegrenzung und Abrüstung", hier
besonders die Kündigung des Vertrags über die Begrenzung der Raketenabwehr
durch die USA bereits im Jahre 2002 und die Aussetzung des INF-Vertrags
2019. Als nächsten Schritt sieht er die Abkehr von der Verlängerung des
Vertrags über die Begrenzung der strategischen Angriffswaffen (START-3).
Damit könnte der gesamte - noch funktionierende - nukleare
Rüstungskontrollmechanismus ausgehebelt werden. Auch die Formierung
amerikanischer Weltraumstreitkräfte als einer neuen Waffengattung gehe in
diese Richtung. All das führe zur "Störung der strategischen Stabilität"
und könne nicht hingenommen werden. Russland werde mit spiegelbildlichen
und asymmetrischen Maßnahmen antworten.

Für die russischen Streitkräfte zieht Gerassimow zwei Schlussfolgerungen:


	"Handlungen der strategischen Zügelung", also schlicht Abschreckung. Auf die Bedrohung durch den Westen müsse Russland "mit dem Schaffen einer Drohung" antworten, das heißt mit Gegen-Abschreckung.

	Wenn die Abschreckung zur Kriegsverhütung versagen sollte, müssen die Streitkräfte in der Lage sein, in einem realen Krieg erfolgreich zu handeln.



Angesichts dieser Prämissen wird beschrieben, worauf sich Russland und
seine Streitkräfte konzentrieren müssen - im Grunde Probleme, die in
Deutschland sehr ähnlich unter der Formel "Fähigkeiten der Streitkräfte"
und gesamtgesellschaftliche "Resilienz" diskutiert werden. Das sind Fragen
der Ausrüstung der Streitkräfte mit qualitativ neuen Technologien, sowohl
für Waffen als auch zur Kommunikation und zur Führung des Kampfes im
Cyberraum, Fragen der Struktur der Streitkräfte und der Ausstattung mit
qualifiziertem Personal sowie der Anforderungen an Wissenschaft und
Wirtschaft zur Sicherstellung dieses Potenzials.

Gerassimow verweist auf den Wandel des Kriegsbilds durch neue Technologien
und Waffentypen, auf die neue Rolle des Informations- und Cyberraums, auf
das zunehmende Handeln nichtstaatlicher Akteure, die wachsende Rolle
gezielter Destabilisierungsaktionen gegen die Gesellschaft und die
Verwischung der Grenzen zwischen Krieg und Frieden. Dabei räumte er den
Erfahrungen der Streitkräfte Russlands zur militärischen Unterstützung der
syrischen Regierung großen Raum ein; eine völlig neue Aufgabe waren
"humanitäre Einsätze der Truppe in militärischen Konflikten".

Man kann das - wie es zahlreiche Medien in Deutschland tun - als Zeichen
besonderer Aggressivität Russlands interpretieren. Unter russischem
Blickwinkel ist es Ausdruck legitimer Interessen zur Landesverteidigung.
Nüchtern und ideologiefrei betrachtet, hat Russland eine ähnlich komplexe
Betrachtungsweise der militärstrategischen Situation und sich daraus
ergebender Konsequenzen wie die USA und der Westen insgesamt. Man nehme nur
das außerordentlich instruktive Buch aus dem Institut für Friedensforschung
und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg (IFSH) zu "Krieg im 21.
Jahrhundert" [2], um gemeinsame Schnittpunkte dieser Debatte zu erfassen.

Von dieser Rede und der Herangehensweise Russlands an veränderte Realitäten
geht keine neue Bedrohung aus. Das zugrundeliegende Denken ähnelt dem in
den USA und Deutschland. Russland reagiert spiegelverkehrt und meint es
ernst. Das sollte hierzulande ohne Aufgeregtheit ebenfalls getan werden.
Russland ist konventionell unterlegen, gibt ein Vielfaches weniger für
seine Streitkräfte aus und ist wirtschaftlich deutlich schwächer als NATO
und EU. Also wovor sollten wir Angst haben?

Die gegenwärtige Situation erinnert an die 1980er Jahre - eher an den
Anfang als an das Ende jenes Jahrzehnts. Die alten Kontrahenten beobachten
sich wieder mit wachsendem Misstrauen und völlig überzogener
Bedrohungsperzeption. Es ist Illusion zu glauben, dass die ständige
Verstärkung der Militärmacht und damit die Erhöhung des Niveaus der
gegenseitigen Abschreckung mehr Sicherheit bringen. Das Aufschaukeln der
Abschreckung erhöht lediglich das Eskalationsrisiko und damit die Gefahr
eines ungewollten Krieges.

Höchste Zeit, über Deeskalation und Vertrauensbildung nachzudenken. Es geht
um einen Paradigmenwechsel auf beiden Seiten. Ein Ansatz könnte sein - wie
es Angela Merkel seit ihrer Neujahrsansprache 2019 schon mehrfach
vorsichtig formuliert hat - die Positionen und Interessen der anderen Seite
"immer mitzudenken". Ein Hauch weniger deutsche Selbstgerechtigkeit aber
mehr politische Konsequenz ist dazu allerdings unerlässlich.


Anmerkungen:

[1] https://das-blaettchen.de/wordpress/wp-content/uploads/2019/05/Militaerstrategie_RF.pdf

[2] https://das-blaettchen.de/2017/12/krieg-im-21-jahrhundert-42516.html
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Österreich: Kanzler Kurz stürzt nach Misstrauensvotum

Von Markus Salzmann

29. Mai 2019



Das österreichische Parlament hat am Montag die rechtskonservative
Regierung von Kanzler Sebastian Kurz (ÖVP) mit einem Misstrauensvotum des
Amtes enthoben. Die oppositionellen Sozialdemokraten (SPÖ) hatten den
Misstrauensantrag in einer Sondersitzung eingebracht. Gemeinsam mit dem
ehemaligen Regierungspartner von Kurz, der rechtsradikalen FPÖ, und der
Partei Jetzt erzielten sie die nötige Mehrheit.

Die Regierung von Kurz war nicht nur die am kürzesten amtierende Regierung
der Zweiten Republik, es war auch das erste Mal in der Geschichte des
Landes, dass eine Regierung durch ein Misstrauensvotum zu Fall gebracht
wurde. Das Ende der Regierung von ÖVP und FPÖ markiert dabei nicht nur den
Höhepunkt einer heftigen Regierungskrise in der Alpenrepublik, sie zeigt
vielmehr auch die massiven politischen Verwerfungen, die überall in Europa
aufbrechen.

Die Abwahl von Kurz erfolgte nur zehn Tage, nachdem das Nachrichtenmagazin
Der Spiegel und die Süddeutsche Zeitung (SZ) ein Video veröffentlicht
hatten, das den FPÖ-Chef und Vizekanzler Heinz-Christian Strache der
Bestechlichkeit und Korruption überführt. Strache trat daraufhin von seinen
politischen Ämtern zurück und die Rechtskoalition zerbrach. Als Kurz auch
FPÖ-Innenminister Herbert Kickl entließ, traten die weiteren FPÖ-Minister
geschlossen zurück.

Bundespräsident Alexander Van der Bellen vereidigte anschließend eine
Übergangsregierung mit vier Experten unter der Leitung von Kurz, die nur
fünf Tage im Amt blieb. Obwohl der Bundespräsident Sebastian Kurz den
Rücken stärkte und im Namen von Stabilität und Staatsräson an die anderen
Parteien appellierte, ihn bis zur vorgezogenen Parlamentsneuwahl im
September im Amt zu lassen, entschieden sich die Sozialdemokraten nach
langem Zögern zum Misstrauensvotum. Van der Bellen, ein früherer Grüner,
war 2016 mit den Stimmen der SPÖ gegen den FPÖ-Kandidaten Norbert Hofer zum
Bundespräsidenten gewählt [1] worden.

Nach dem Misstrauensvotum entließ Van der Bellen Kurz und beauftragte
Finanzminister Hartwig Löger (ÖVP) mit der Führung der Regierungsgeschäfte.
Er soll gemeinsam mit den anderen Ministern solange im Amt bleiben, bis ein
neuer Kanzler ernannt ist. Die Zusammenstellung der neuen
Übergangsregierung soll nicht länger als eine Woche dauern, versprach Van
der Bellen.

Wie schon die Schlammschlacht [2] um das so genannte Ibiza-Video trägt auch
das Misstrauensvotum alle Kennzeichen einer Hofintrige. Während sich die im
Parlament vertretenen Parteien heftig bekämpfen, gibt es für die
Arbeiterklasse keine Möglichkeit, ihre Interessen zur Geltung zu bringen.
Es gibt innerhalb der herrschenden Elite keinen Flügel, der nicht einen
extrem rechten Kurs vertritt, und im Wahlkampf, der mit Kurz' Absetzung
praktisch begonnen hat, werden sich sämtliche Parteien in ihrer
reaktionären Politik überbieten.

Die Sozialdemokraten, die zwischen 1970 und 2017 mit sieben Jahren
Unterbrechung ständig den Bundeskanzler stellten, haben mit ihrer rechten
und arbeiterfeindlichen Politik erst den Boden geschaffen, auf dem die
rechtsextreme FPÖ gedeihen konnte. Sie sind inzwischen so verhasst und ihre
Politik ist derart wenig von jener der ÖVP und FPÖ zu unterscheiden, dass
sie bei der Europawahl am Sonntag keinen Vorteil aus der Regierungskrise
ziehen konnten.

Mit 23,5 Prozent lag die SPÖ leicht unter ihrem Europawahlergebnis von 2014
und deutlich unter ihrem Nationalratswahlergebnis von 2017. Die ÖVP konnte
dagegen mit 35,4 Prozent mehrere Prozentpunkte hinzugewinnen, während die
FPÖ mit 18,1 Prozent gegenüber der letzten Europawahl 1,6 und gegenüber der
Nationalratswahl 7,9 Prozentpunkte verlor.

Die neue SPÖ-Chefin Pamela Rendi-Wagner verkörpert die tiefe politische
Krise, in der die SPÖ steckt. Die gelernte Medizinerin war der SPÖ erst im
März 2017 beigetreten, als sie in der damaligen SPÖ-ÖVP-Regierung zur
Gesundheitsministerin ernannt wurde. Nun befürwortet sie eine Regierung aus
"Experten" bis zur Wahl im September.

Vieles deutet darauf hin, dass die Koalition von ÖVP und FPÖ im Herbst
gestärkt an die Macht zurückkehren wird.

Kurz lobte bei seinem Rücktritt die Bilanz 3 der schwarz-blauen Koalition,
die brutal gegen Flüchtlinge vorgegangen ist, das Arbeitsrecht verschärft,
Sozialleistungen gekürzt und die Abgaben für Unternehme gesenkt hat, und
stürzte sich unmittelbar in den Wahlkampf. Er werde weder Fraktionschef
werden noch sein Mandat im Nationalrat annehmen, sagte ein ÖVP-Sprecher am
Dienstag, sondern bald quer durch Ösetrreich unterwegs sein, "um bei den
Menschen um Unterstützung für die Fortsetzung seines Kurses zu werben".

Mehrere Politiker der ÖVP und der FPÖ sprachen sich für eine erneute
Koalition im Herbst aus. "Selbstverständlich hat die FPÖ das klare Ziel,
sich nach den Neuwahlen im September an einer neuen Koalitionsregierung zu
beteiligen. Wir wollen Politik in Österreich auf höchster Ebene
mitgestalten," sagte der FPÖ-Landesrat von Niederösterreich, Gottfried
Waldhäusl, der Welt. Seine Partei wolle "weiter mit der ÖVP Österreich
regieren".

Auf Landesebene arbeiten die ÖVP und die Rechtsextremen weiter eng
zusammen. Manfred Haimbuchner, der FPÖ-Chef von Oberösterreich, wo alle im
Landtag vertretenen Parteien an der Regierung beteiligt sind, sagte: "In
Oberösterreich ist das Vertrauen zwischen den Regierungspartnern und der
Wille für das Land zu arbeiten intakt. Ich kann daher hier und heute
versichern, dass es unabhängig vom heutigen Misstrauensvotum auch in
Zukunft noch vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der ÖVP geben wird."

Die SPÖ ihrerseits nutzt die Abwahl der Kurz-Regierung, um ihre eigene
Zusammenarbeit mit der FPÖ zu verstärken. Vor dem Hintergrund der teils
dramatischen Wahlniederlagen der letzten Jahre strebt die Partei immer
offener Bündnisse mit den Rechtsextremen an.

Am Sonntag verlor die SPÖ erstmals seit 60 Jahren ihr ehemaliges Kernland
Burgenland an die ÖVP. Mittlerweile ist sie nur noch in Wien stärkste
Kraft. Unter diesen Bedingungen bekräftigte der burgenländische
Ministerpräsident Hans-Peter Doskozil (SPÖ), sein seit 2015 bestehendes
Regierungsbündnis mit der FPÖ. "Es ist klar, die Situation ist schwierig",
sagte er. Man wolle aber nicht, dass die Situation auf Bundesebene ins
Burgenland übertragen werde. Viele SPÖ-Politiker befürworten auch auf
Bundesebene eine Koalition mit der FPÖ.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/topics/country/eu-aust/

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/05/21/aust-m21.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2019/01/03/oest-j03.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1876: Neubeginn der Rebellion? Zivile Massenbewegungen in Algerien und im Sudan


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Neubeginn der Rebellion?

Zivile Massenbewegungen in Algerien und im Sudan

von Johann Bauer



Die Dynamik dieser Massenbewegungen lässt hoffen. Betrachten wir
nur den zivilen Widerstand im Sudan: Der Diktator Baschir ist
gestürzt, das Militär hat aufgegeben, ihn zu unterstützen, der
Vizepräsident und Verteidigungsminister Ibn Auf übernimmt den Vorsitz
eines Militärrats und erklärt, die politische Macht nach zwei Jahren
an eine zivile Regierung übergeben zu wollen. Ibn Auf war Chef des
Militärgeheimdienstes, ein verantwortlicher Koordinator für die
Brutalitäten der Dschandschawid-Milizen im Darfur-Krieg. Einen Tag
später ist der Druck der Demonstrationen so stark, dass er
zurücktreten muss. Am 11. April 2019 belagern über eine Million
Menschen das Hauptquartier der Streitkräfte, entschlossen gewaltlos,
freundlich, eine antimilitaristische Kulturbewegung. Auch der
Geheimdienstchef Gusch muss die Junta verlassen. Und jetzt hoffentlich
so weiter.


Dabei spielt eine große Rolle, dass die Streitkräfte gespalten
sind, nicht einfach mehr gehorchen, sondern bei einigen
Demonstrationen die Proteste gegen die Sondereinheiten des Regimes
geschützt haben. Es spielt auch internationaler Druck auf das
verbrecherische Regime im Sudan hinein: Immerhin ist die Frage, ob
Baschir, in dessen Besitz sich 113 Millionen Dollar Bargeld fanden und
der Milliarden Dollar auf europäischen Konten angelegt haben soll (FAZ
vom 23.04.2019), wegen Völkermordes an den Internationalen
Strafgerichtshof übergeben wird. Auch die Afrikanische Union verlangt,
dass eine zivile Regierung eingesetzt wird. Der harte Kern des Staates
versucht, sich zu reorganisieren: Hamdan Daglo, Chef der Rapid Support
Forces (RSF), ist Stellvertreter des Junta-Chefs Burhan und
wahrscheinlich der "starke Mann" des sich formierenden Regimes.

Die 2013 gegründeten RSF werden für bewaffnete Aktionen gegen die
gewaltlosen Demonstrationen, Mord und Folter verantwortlich gemacht.
Die Truppe besteht aus arabischen Darfuris, entstand aus den
Dschandschawid-Milizen, die in Darfur Terror ausübten, schlug schon
2013 in Khartum Proteste brutal nieder. Sie wurde seitdem von 6.000
auf 30.000 Soldaten verstärkt und 2017 in die Armee eingegliedert,
zuletzt häufig gegen MigrantInnen eingesetzt.

Es sind also die Führer der Spezialeinheiten, die nun auch versuchen,
international Rückhalt für ihr Programm der "Stabilität" zu
organisieren - um dann gelegentlich unter irgendeinem Vorwand brutal
durchzugreifen. Saudi-Arabien und die Emirate haben bereits
finanzielle Unterstützung angeboten. Sie setzen damit ihre
Unterstützung für das ehemalige Baschir-Regime fort, das seit 2015 an
der Seite Saudi-Arabiens Truppen in den Jemen sandte. Der derzeitige
Junta-Chef Burhan koordinierte auf sudanesischer Seite den Einsatz
gegen die Houthi-Rebellen im Jemen (FAZ vom 23.4.2019).

Aber die DemonstrantInnen haben das alles durchschaut und lassen in
ihren Freiheitshoffnungen nicht nach.


Seit 2011

Nach den großen Hoffnungen auf eine Demokratisierung der arabischen
Länder 2011 folgte schnell die Erfahrung, die schon viele rebellische
Bewegungen machen mussten: Die Strukturen sind stärker! Die alten
Eliten machen Schein-Zugeständnisse, um sich zu reorganisieren, Luft
zu holen, sie wissen: Wir haben den längeren Atem. Lasst sie wählen,
wie in Ägypten, deshalb haben sie doch keine Macht, keine Wahl. Es
gibt einen tiefen Staat, der kann geduldig auf die Fehler der
Opposition lauern, die Spaltungen vertiefen, Provokationen starten
- bis die Enttäuschung einsetzt, vielleicht sogar die etablierte Macht
wieder als Ruhe, Ordnung, Sicherheit zurückgewünscht wird. So handeln
die alten Herrscher. Die Charaktermasken lassen sie austauschen, die
Struktur bleibt. In Ägypten wurde das Interregnum der Muslimbrüder
2013 schon wieder kassiert, Sisi legitimierte sich damit, eine
islamische Diktatur verhindert zu haben und bis 2022 zur Demokratie
zurückzukehren, und auch viele säkulare Kräfte, die den politischen
Islam fürchten, unterstützen ihn. Die Rückkehr zur Militärdiktatur ist
in Ägypten inzwischen vollendet und Sisi will durch eine
Verfassungsänderung seine Präsidentschaft verlängern. Verhindern
könnte das nur eine neue Bewegung von unten. Vielleicht sind die
Aufstände im Nachbarland Sudan und in Algerien ja ansteckend? Im Sudan
rufen die DemonstrantInnen: "Sieg oder Ägypten!"

Sicherlich sind die arabischen und islamischen Gesellschaften
unterschiedlich und auch in jedem Nationalstaat, wie er meist aus
kolonialen Grenzziehungen hervorgegangen ist, sind die Strukturen und
sozialen Bewegungen widersprüchlich und haben die unterschiedlichsten
Ideen und regionalen Kulturen als Hintergrund aktueller Opposition. Es
gibt aber auch länderübergreifende Grundkonflikte, wie Autoritarismus,
die Korruption, die abhängige Ökonomie, die etatistische Tradition,
die etwa in Algerien durch die einseitige Abhängigkeit der Ökonomie
von Öl und Gas dazu führt, dass Beschäftigung, Preise und
Investitionen staatlich gelenkt sind.

Neben den militärischen Eliten, dem etablierten Staatsapparat - in
Algerien etwa "die Entscheider" genannt; wer das tatsächlich ist,
bleibt dabei durchaus geheim(1) - gibt es die Gegeneliten, oft mit
Untergrund-Erfahrung, Opfer-Erfahrung, die nach den einsetzenden
Bewegungen glauben, nun sei ihre Zeit gekommen. Oft bindet sich
massenhafte Hoffnung an sie, weil sie ja schon länger "dagegen" waren,
dafür gelitten haben. Die Muslimbrüder beispielsweise, selbst eine
nicht-nationale Bewegung. Sie finden internationale Unterstützung
Gleichgesinnter, so wie die Etablierten sie selbstverständlich kennen.
Geostrategische und Rohstoff-Interessen führen schnell zu ganz
verschiedenen Interventionen von Staaten und Staatengruppen, die
Kräfteverhältnisse verschieben möchten oder das gerade fürchten. Aus
den aufbrechenden Konflikten zwischen Stadt und Land, Religiösen und
Säkularen der verschiedensten Richtungen, Klassenauseinandersetzungen
entstehen zahlreiche Chancen der Einflussnahme. Durch
Gewalthandlungen: Drohungen, Übergriffe, Geheimdienstoperationen,
Selbstverteidigung, Versuche, den Gegnern das eigene Programm
aufzuzwingen, Eskalationen und deren mediale Verarbeitung, wird
versucht, die Richtung der Bewegungen zu lenken. Die alten Eliten
versuchen, sich zu behaupten. Dabei spielt Gewalt in zugespitzten
Situationen eine entscheidende Rolle. Gewalt kann auch Zuspitzungen
und Legitimation für ein "Durchgreifen" der "Sicherheitskräfte"
schaffen. Auch das haben die DemonstrantInnen in Algerien und im Sudan
bisher durchschaut: Dass die Proteste "friedlich" sind und bleiben
sollen, ist eine Hauptparole. "Gewaltlos" wäre besser, schließlich
geht es um eine rebellische Gegenmacht, die aber bewusst auf Gewalt
verzichtet. Vielleicht fehlt noch ein treffender Ausdruck für die
Revolution ohne Bürgerkrieg. Wichtig ist dies, der Verzicht auf
Gegengewalt, auch, um die Armee- und Polizeitruppen zu spalten.


"Silmiya!" (Friedlich!)

Schon die Gewalt-Drohung ist aber auch geeignet, die Opposition zu
spalten: Können wir sie nicht besser beeinflussen, wenn wir
zusammenarbeiten und in die Regierung eintreten? Fragt das Interesse.
Und wer zuerst auf die Seite der Herrschaft übertritt, hat die Chance,
die Konkurrenz "auszuschalten". All das lässt sich mit Realpolitik und
Verantwortung begründen, und ist nicht einmal immer eindeutig falsch.
Aber die Erfahrungen damit sind auch gemacht worden, etwa als in
Algerien 1992 der Mitbegründer der Nationalen Befreiungsfront FLN
Muhammad Boudiaf aus dem Exil zurückkam und Vorsitzender des Hohen
Staatsrats HCE wurde, alles im Zeichen des Kampfes gegen die
Islamische Heilsfront, die gerade die Wahlen gewonnen hatte. Sechs
Monate später wurde er von einem seiner Leibwächter ermordet: "Man
hatte sich einen langjährigen Oppositionellen ins Boot geholt, der das
Regime stets geschmäht hatte und ihm nun historische Legitimation
verleihen sollte."(2) Ein Versuch.

Die Mentalitäten der Beteiligten sind oft genug gewaltsam und
diktatorisch, geleitet von den Erfahrungen von Armeen,
paramilitärischen Einheiten, Polizeitruppen, von Folter und Krieg. Oft
geht diese Einstellung noch auf den Kolonialismus und die
antikolonialen Bewegungen zurück. In Algerien etwa war Bouteflika ein
Ideologe der ungeteilten Macht, der bei dem Versuch, konkurrierende
Zentren zurückzudrängen, sich immer stärker auf Verwandte und
regionale Netzwerke verlassen musste - bis er endgültig scheiterte. Es
ist nicht nur die Praxis, die durch kriegerische Konflikte verschärft
wird, wie im Algerien des "schwarzen Jahrzehnts"; auch die Ideologien
sind auf gewaltsamen Triumph über GegnerInnen ausgerichtet, bis zur
Vernichtung und Ausrottung von Minderheiten und "Feinden". Modernisten
und Islamisten handeln letztlich ähnlich, und wenn sie das Feld
polarisieren, werden andere Bewegungen für Föderalismus,
Frauenemanzipation, Demokratie von unten zerrieben und durch
militarisierte Eskalation gezwungen, ihre Rettung hier oder dort zu
suchen, Schutz vor der Gewalt der jeweils anderen. Und die Konflikte
gruppieren sich nach "ethnischen" oder "religiösen" Motiven, weg von
sozialen Inhalten, weg von "oben-unten"-Auseinandersetzungen.

So wird Krieg, was als Revolution begann. Hier scheiden sich die
Geister: Ist Revolution Krieg oder Anti-Krieg? Kann Emanzipation nur
gelingen, wenn der Krieg vermieden wird? Wer kann das durchsetzen?
Können die KriegsdienstverweigerInnen sich behaupten oder werden sie
ins Exil gezwungen?

Wir setzen auf den Befreiungs-Elan der gewaltlosen Massen! Sie allein
können zunächst eine Demokratisierung durchsetzen und dann weiter
Herrschaft eingrenzen und schließlich beseitigen, ein langer Kampf
voller Widersprüche und ungelöster Probleme, aber er hat begonnen! Mit
der Militarisierung der Revolution ist unweigerlich ein Verlust von
Autonomie verbunden, Abhängigkeit von militärischer und diplomatischer
Unterstützung entsteht, offene oder versteckte Interventionen von
Staaten und Staatenbündnissen, die schließlich noch über die
Bedingungen des "Friedens" und des Wiederaufbaus als "Garantiemächte"
verhandeln, so war es im Irak und in Syrien zu beobachten. So wie
vorher etwa auch im früheren Jugoslawien: Die Konflikte sind gar nicht
so regional besonders oder "kulturspezifisch", wie es manchmal
scheint.

Wie barbarisch sich die militärischen Auseinandersetzungen entwickeln,
zeigt sich einmal mehr in Libyen. Hier sind seit der
Militärintervention, die zum Sturz des langjährigen Machthabers
Muammar al-Gaddafi führte, zahlreiche "Kleinstaaten" entstanden, die
sich in wechselnden Bündnissen bekriegen und alle noch die
MigrantInnen und schwarzafrikanischen Flüchtlinge drangsalieren und
ausbeuten. Der internationale Druck ist hier anders interessegeleitet
als in dem vergleichsweise armen Sudan: Es geht um Öl und darum, die
Fluchtbewegungen Richtung Europa abzuhalten. Libyen ist strategisch
wichtig, ein Unglück für die Menschen dort. Nun marschiert der General
Haftar, der "Sisi von Libyen", den viele für einen CIA-Mann halten,
weil er nach dem Bruch mit Gaddafi zwanzig Jahre von den USA aus
agierte, seine Truppen gen Tripolis, gegen die international als
"rechtmäßig" anerkannte Regierung Sarradsch, die allerdings auch nicht
gerade aus demokratischen Prozessen entstanden ist. Die Wahlen 2014
waren eher für Kräfte um Haftar ausgegangen, "die Regierung wurde aber
von Islamisten aus Tripolis vertrieben".(3)

Während offiziell viele Staaten hinter der Regierung in Tripolis
stehen, hat sich eine illustre Gesellschaft längst auf Haftar
festgelegt, mit der Begründung, dass dieser konsequent gegen die
Islamisten kämpfe (in Wirklichkeit sind auch hinter Haftar Salafisten
versammelt, die konservativen, aber weniger politischen Madkhali),
während die Tripolis-Regierung hier viele Kompromisse macht. So hat
Russland eine Verurteilung Haftars im UN-Sicherheitsrat verhindert.
Die Vereinigten Arabischen Emirate, Saudi-Arabien, Ägypten und
Frankreich stehen zu Haftar, während die Türkei und Qatar sich als
Schutzmächte der Muslimbrüder darstellen. Ende März 2019 war Haftar in
Riad, kurz darauf waren die Verhandlungen und Kompromisse Makulatur
und Haftar setzte seine Armee in Gang; dank Abu Dhabi ist seine
Luftwaffe überlegen. Nun hat auch Trump seine Unterstützung für Haftar
bekundet - vielleicht weil die Bewegungen in Algerien und im Sudan die
Angst verstärkt haben, es könnten "starke Männer" und militärische
"Lösungen" in der ganzen Region herausgefordert werden. Also: Wehret
den Anfängen! Alles Gerede über den internationalen Befriedungsdruck,
der von den vermeintlich friedliebenden Europäern ausgehen sollte,
entlarvt sich hier besonders deutlich: Italien unterstützt klar die
Tripolis-Regierung, Frankreich Haftar: "Italien hat wirtschaftliche
Interessen in Libyen. Der halbstaatliche Öl- und Gaskonzern Eni hatte
in Gebieten, die von der Regierung Sarradsch und von mit Tripolis
verbündeten Milizen kontrolliert werden, zuletzt täglich rund 320.000
Barrel Erdöl gefördert. Der französische Erdölkonzern Total kommt in
Libyen auf weniger als ein Zehntel dieser Fördermenge. In Rom argwöhnt
man, Paris wolle Total besser gegen Eni in Stellung bringen." (FAZ,
9.4.19)


"Ägypten oder Sieg"

Die Erfahrungen, die seit 2011 gemacht wurden, so bitter sie sind,
lassen hoffen, dass die Massenbewegungen gegen die Diktaturen in
Algerien und im Sudan einige Fehler vermeiden können: Die Armee ist
nicht die Hoffnung, sondern eine tödliche Bedrohung, auch wenn die
Emanzipationsbewegung die einzelnen Soldaten ansprechen, überzeugen
und ihnen eine Perspektive jenseits der Gewalt bieten muss. Es darf
nicht nur beim Austausch von Personen bleiben, neue Gesichter oder
etwas weniger belastetes Personal lassen den Apparat mit neuer
Verblendung bestehen. Strukturen müssen sich grundlegend und in langen
Prozessen ändern, weg vom "The winner takes it all", der Versorgung
von Familien und Klans, der Korruption. Strukturen werden nicht durch
Dekrete geändert, das schafft nur neue Bürokratien. Die bislang
selbstverständliche Praxis von Gewalt muss grundlegend bekämpft
werden, in der Politik, gegen Minderheiten, Andersdenkende, in den
Familien.

Die große Hoffnung ist, dass es - nicht zuletzt durch das, was in
Ägypten, Syrien und Libyen aufmerksam beobachtet wurde - in der jungen
Generation vieler arabischer Länder und ganz besonders in Algerien und
im Sudan ein Bewusstsein gibt, was zu vermeiden ist.

Der bloße Austausch von "Köpfen" hat die sozialen Bewegungen nicht
zufriedengestellt: Nachdem Bouteflika in Algerien endlich aufgegeben
hatte, wurden mögliche Nachfolger, Vertraute, Minister, zuletzt der
Präsident des Verfassungsrates Tayeb Belaiz zum Rückzug gezwungen. Die
Parole ist jetzt: "Sie sollen alle abhauen!" Sehr ähnlich im Sudan.

Manchmal sind es zunächst taktische Gründe, die gegen Gewalt und die
Verkriegung der Revolution sprechen, die Sorge, letztlich die
Regierungs-Repression zu legitimieren und neue Gewaltanwendung durch
Polizei, Armee, Paramilitärs und Geheimdienste heraufzubeschwören, die
Sicherheit, dass man bei Ausnahmezustand und Bürgerkrieg verlieren
wird. Oft aber sind es nicht nur taktische Gründe, sondern tatsächlich
Einsichten und Erfahrungen, die für einen sozialrevolutionären Bruch
mit den bisherigen Formen der Auseinandersetzung sprechen. Wie soll
eine freiheitliche und offene Debatte über die gesellschaftliche
Zukunft gelingen, wenn nur gedroht wird und Gewalt herrscht?

Es sind auch weniger die alten Gegen-Eliten etwa der Muslim-Brüder,
sondern Jugendliche, sowie neue städtische Bewegungen und Frauen, die
jetzt die etablierte Macht herausfordern. Im Sudan sind zwei Drittel
der DemonstrantInnen Frauen; das Video, auf dem die 22jährige
Studentin Alaa Salah den Takt der Revolutionslyrik vorgibt, ist das
international verbreitete Motiv der Revolution. "Nicht die Kugel
tötet, sondern das Schweigen." "Revolution!" riefen die
DemonstrantInnen immer wieder in Sprechchören.

Sie trägt die Kleidung, die die Frauen schon in den 60er, 70er und
80er Jahren bei den Protesten gegen die diktatorischen Regimes trugen;
das war damals die Bewegung der Republikanischen Brüder des Sufi
Mahmoud Mohammad Taha, des "Gandhi des Sudan". Auch in dieser
gewaltlosen Massenbewegung spielten Frauen schon eine bedeutende
Rolle.(4)

Hind Makki sagt auch, dass die Kleidung aus weißer Baumwolle - eines
der wichtigsten Produkte des Sudan - berufstätige Frauen
repräsentiert, denn in Büros wird sie getragen. Die Selbstermächtigung
der Frauen drückt sich auch darin aus, dass sie auf die nubischen
Königinnen ("Kandaka" - starke Frauen) Bezug nehmen. Die Frauen
begehren gegen ihre Unterdrückung auf, wehren sich gegen Hunger,
Arbeitslosigkeit und Korruption. 30 Jahre konnte das Baschir-Regime
mit brutaler Gewalt sich behaupten, dann forderte der zivile Aufstand
es heraus, mit Sit-ins, Massenversammlungen, Streiks, Poesie und
Straßentheater. Es wird die nicht-bedrohliche Atmosphäre der
Massendemonstrationen, die Dominanz der Frauen, auch dazu beigetragen
haben, dass die Soldaten sich nicht zu Werkzeugen der Unterdrückung
machen ließen, sondern sogar ein neues Selbstverständnis im Schutz der
Demonstrationen gegen Übergriffe der Regime-Truppen suchten.

Bisher hat die Bewegung, die u.a. von der Mittelschicht (ÄrztInnen,
AnwältInnen, LehrerInnen, IngenieurInnen, AkademikerInnen) und
Gewerkschaften getragen wird, sich gegen Parteipolitik, sektiererische
Spaltungen und Separatismen gewehrt. Sogar der lang anhaltende Krieg
in Darfur hält inne.


Fazit

Wir wären keine AnarchistInnen, wenn wir die Frage nicht stellen
müssten: Es ist - so sehr wir die Kämpfe gegen Diktaturen und für
Demokratie unterstützen - offen, ob die Kämpfe über eine
"Modernisierung" und "Verwestlichung" von Herrschaft hinausgehen
können. Besonders im Sudan und in Algerien gibt es dafür gute
Traditionen und Hoffnung machende Ansätze. Die Bewegungen dürften dann
aber keine der städtischen und akademischen Mittelklassen bleiben,
müssten gerade den Ausgegrenzten und Armen eine Stimme geben. Wenn sie
sich weiter auf Gewaltlosigkeit festlegen, können sie das kaum
vermeiden und werden Emanzipationsprozesse freisetzen, die weltweit
ausstrahlen. Zum Schrecken der KapitalistInnen, der Verstaatlicher,
der Patriarchen und Autoritären.
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Im Mai 2018 gab es einen kleinen Skandal um Überwachungstechnologie.
Die amerikanische Bürgerrechtsvereinigung ACLU kritisierte den Cloud
Anbieter Amazon Web Services (AWS) für den Betrieb des
Internetdienstes Rekognition.[1] Mit dem seit Ende 2016 bestehende
Softwaredienst des umtriebigen Onlinehandelsriesen können unter
anderem Objekte, Gesichter, Basisemotionen und Laufwege in Fotos und
Videos erkannt und analysiert werden. Diesen Dienst bewirbt AWS
erfolgreich bei Strafverfolgungsbehörden. Interne Dokumente zeigen,
dass unter anderem Washingtoner Kreispolizist*innen mit einer App die
Bilder von Verdächtigen gegen eine Datenbank von ehemaligen
Gefängnisinsassen abgleichen können. Die Videokameras des Gebiets sind
ebenfalls mit Amazons System verbunden. Als nächsten Schritt rät der
Cloud Anbieter zu vernetzten Bodycams, also an Polizist*innen
befestigte Überwachungskameras. Die Bürger*innen vor Ort wurden vor
der Einführung 2017 freilich weder gefragt noch informiert. Sogar
behördeninterne Stimmen sagten korrekt vorher, dass die ACLU diesen
Schritt als eine schlüpfrige Affäre von der Regierung mit Big Data
sehen würde.[2] Die Kritik der Bürgerrechtler*innen verlief entlang
mehrerer Linien. Die grundlegende Kritik an automatisierter und
anlassloser Massenüberwachung ist klar. Menschen verhalten sich
unfreier, wenn sie beobachtet werden. Seit Trump müssten selbst die
gutgläubigsten US-Amerikaner*innen ihre Zweifel haben, dass solche
Systeme niemals für persönliche Zwecke oder staatliche Repression
missbraucht werden. Außerdem betreffen polizeiliche Maßnahmen und
Überwachung überproportional viele Menschen, die Minderheiten
angehören. Um diesen Punkt zu unterstreichen, veröffentlichte die ACLU
einen zweiten Blogpost, in dem sie die Bilder von Kongressabgeordneten
gegen eine selbst erstellte Häftlingsfotodatenbank abgleichte. Im
Ergebnis zeigte sich, dass People of Color ein doppelt so hohes Risiko
haben fälschlicherweise verdächtigt zu werden. Die Entwickler*innen
von Rekognition verweisen ihrerseits verschnupft auf die inkorrekte
Kalibrierung ihrer Bilderkennungssoftware und vergleichen das
Experiment mit einer verbrannten Pizza aufgrund zu heißer
Ofentemperatur.[3]


Künstliche Intelligenz in der Cloud

Ein Kern von Rekognition ist sogenannte Künstliche Intelligenz. Das
aktuell wichtigste Werkzeug ist Maschinelles Lernen, welches eine
Sammlung statistischer Verfahren und Softwaretechniken ist. Dabei wird
ein Modell mit bekannten Daten trainiert, um für unbekannte Daten
Vorhersagen zu treffen. Alle Daten über Menschen enthalten jedoch
gesellschaftlich bedingte Verzerrungen, beispielsweise die
überproportional häufigen People of Color auf Häftlingsfotos.
Essentiell ist zudem die Optimierung des Modells anhand einer einzigen
Kennziffer, die die Entwickler*innen festlegen müssen. Es macht einen
Unterschied, ob die Gesichtserkennung im Training eine
gesellschaftsagnostische Gesamtgenauigkeit optimiert, oder
Genauigkeiten für Minderheiten mit verrechnet werden. So versteckt
sich hinter vermeintlich neutraler Mathematik eine Weltsicht und
politische Vision. Die Verwendung von Maschinellem Lernen auf der
Grundlage personenbezogener Daten für sozial relevante Entscheidungen
ist somit kritisch zu hinterfragen.

Viele KI-basierten automatisierten Entscheidungsfindungen führen
außerdem zu Problemen aufgrund fehlender Interpretierbarkeit,
Geheimhaltung und dem Entzug gesellschaftlicher Kontrolle. Frank
Pasquale beschreibt in seinem Buch Black-Box Society solche
Blackbox-Algorithmen, die nicht öffentlich sind, obwohl sie die
Gesellschaft stark beeinflussen. Ein Beispiel ist die Beförderung der
Banken- und Wirtschaftskrise von 2008 durch automatisierten
Aktienhandel und Risikoabschätzungen von komplexen Finanzprodukten.
Aktuell breit diskutiert werden auch die Google-Suche und
Facebook-Timeline, die die Weltsicht und politischen Überzeugungen
vieler Menschen prägen. Weitere Beispiele gehen von der Ablehnung
eines neuen Handyvertrags aufgrund einer schlechten Schufa-Auskunft
bis zur Einflussnahme auf einen Richterspruch durch vorhergesagte
Rückfälligkeitswahrscheinlichkeit eine*r Straftäter*in. Manche dieser
undurchsichtigen Algorithmen sollen lediglich als nicht-bindende
Entscheidungshilfe für einen Menschen verwendet werden. Eine Gefahr
besteht dabei in einer Fehlinterpretation der Vorhersage, dessen
Begründung aufgrund der Blackbox verschleiert ist. Ebenso ist der
psychologische Effekt des Automation Bias bekannt, der besagt, dass
Menschen dazu neigen, einer automatisierten Entscheidung übermäßig
viel zu vertrauen. Aufgrund dieser Verschleierung und der Vorurteile
sowohl in der Datengrundlage als auch der menschlichen
Entscheidungsträger*innen haben Blackbox-Algorithmen ein großes
Potential für unvorhergesehene Eskalation gesellschaftlicher
Ungerechtigkeiten.

Der rasante Aufstieg des Maschinellen Lernens in den letzten zwanzig
Jahren kann durch die größeren Rechenleistung und die steigende
Vernetzung mit höheren Datenmengen erklärt werden. Ein weiterer Faktor
ist der wirtschaftliche Anreiz werbefinanzierter Produkte. Gekoppelt
mit Verhaltenspsychologie ist Maschinelles Lernen ein Baustein, um in
großem Maßstab die Verweildauer und Klickfreudigkeit von Nutzer*innen
zu vergrößern und damit die Werbeeinnahmen zu optimieren. Die
psychologische Manipulierbarkeit der User verleitete bereits manche
zum Ausruf eines vermeintlichen "Endes der Theorie"[4], vor allem
zeigt sich hier aber das Menschenbild der Konzerne, welches durch den
Euphemismus "User Experience" verschleiert wird. Die größere Nachfrage
nach komplexer Mathematik und Software, die für diesen finanziellen
Erfolg nötig ist, wird auch durch immer einfacher nutzbare
Implementierungen ermöglicht. In diesem Licht ist sowohl das Beispiel
"AWS Rekognition" als auch der generellere Dienst "Machine Learning as
a Service" zu interpretieren, wie er inzwischen von allen großen Cloud
Anbietern angeboten wird. Die Technik wird damit deutlich mehr
Unternehmen zugänglich gemacht, die vorher aufgrund fehlender Größe
oder Expertise nicht mit Machine Learning arbeiteten. So sind selbst
die privaten Unternehmen, die an erwähnten Blackbox-Algorithmen Geld
verdienen, selbst nur Nutzerinnen von Blackboxen. Verstärkt wird
dieser Trend zum Unverständnis durch die Verwendung von Techniken wie
Transfer Learning, wo bestehende Modelle angepasst werden, um eine
neue Aufgabe zu lösen. So können beispielsweise höhere Erkennungsraten
von Hauterkrankungen erreicht werden, wenn als Grundlage ein
allgemeineres Modell zur Objekterkennung auf Fotos verwendet wird, wie
sie beispielsweise von Google zur freien Verfügung gestellt wird. Ob
es sich um dasselbe Modell handelt, welches für seinen rassistischem
Bias bekannt ist, bleibt dabei unerwähnt.[5]

Die Kritik an den einfach verfügbaren neuen Werkzeugen für
Massenüberwachung und für psychologische Beeinflussung geht nicht an
den Unternehmen vorbei. Während von Amazon und Microsoft vor allem
Lippenbekenntnisse kommen,[6] verweist Google im Guide zur
Transfer-Learning-Plattfrom TensorflowHub selbst auf die
Problematik unbekannter Trainingsdaten und ihre firmeneigene Forschung
und Empfehlungen zu »fairem Maschinellem Lernen«. Während solche
selbst gegebenen Richtlinien ein erster Schritt sind, stellt sich doch
die Frage, wer hier definiert, was »fair« ist.[7] Facebook unterstützt
mit 6,5 Millionen Euro ein Institut der TU München zur Untersuchung
ethischer Fragen bei der Anwendung von KI. Zwar werden keine
inhaltlichen Vorgaben gestellt, dennoch wird der Institutsleiter ein
Interesse an einer Fortführung des auf fünf Jahre begrenzten Programms
haben.

In der einleitenden Geschichte zeigen sich beispielhaft alle diese
grundlegenden Probleme bei der Anwendung sogenannter Künstlicher
Intelligenz zur Lösung gesellschaftlicher Aufgaben. Im Grundsatz hat
sich die technokratische Utopie, gesellschaftliche Aufgaben allein mit
neuer Technik zu lösen, im letzten Jahrhundert nicht erfüllt. Im
Gegenteil kann die Konzentration von Technik und Wissen die
kapitalistische Ausbeutung oder staatliche Kontrolle verstärken. In
dem geschilderten Fall werden sozial ausgegrenzten Menschen durch eine
stärkere Überwachung keinesfalls weniger, sondern nur noch weiter
ausgegrenzt. Sei es durch verstärkte polizeiliche Kontrolle oder ein
Ausweichen auf weniger sichtbare Räume. Dass die bloggenden
Entwickler*innen von AWS mit profanen Pizza-Vergleichen die sozialen
Probleme ihrer Arbeit von sich schieben, erstaunt nicht angesichts der
jüngst immer lauter werdenden Vorwürfe von Sexismus und Rassismus im
männlich und weiß dominierten Silicon Valley.[8]


Polizei, Geheimdienste und Militär

Ein weiterer Aspekt, der sich in der ACLU Geschichte zeigt, ist die
mangelnde Scheu vor einer Zusammenarbeit mit Strafverfolgungsbehörden.
Diese automatisierte Überwachung ist ein Teil von Predictive
Policing.[9] Dieser Begriff beschreibt Maschinelles Lernen zur
Vorhersage von Straftaten, beispielsweise Einbrüchen, aufgrund vieler
polizeilicher und anderer Daten. Während Polizist*innen früher
Stecknadeln in Stadtpläne steckten, so sollen nun kommerzielle
KI-Lösungen helfen die Muster in den Taten krimineller Banden zu
finden. Diese Daten sind stark gesellschaftlich geprägt. Teilweise
empfehlen diese Blackbox-Algorithmen zukünftige Polizeipräsenz, sodass
der Automation Bias bestehende soziale Missstände verstärken kann. Die
vom Geschäftsgeheimnis geschützten Algorithmen bleiben sowohl für die
Polizist*innen als auch die Gesellschaft undurchsichtig, werden jedoch
hochskaliert auf große Teile der Bevölkerung angewendet. Diese
neoliberale Übernahme von staatlichen Aufgaben durch Unternehmen ist
keine Besonderheit, bietet in diesem Fall aber eine besonders hohe
Gefahr für eine Einschränkung freiheitlicher Grundrechte sozial
benachteiligter Menschen.

Amazons Selbstbeschreibung auf ihrem Facebook-Profil lautet: »Earth's
most customer-centric company«. Diesen vermeintlich untertänigen
Anspruch möchte Amazon auch für eine ganz besondere Klasse von Kunden
erfüllen: Die US-Geheimdienste. Al Tarasiuk, ein Leiter der
Dachorganisation der US-Geheimdienste (IC), nannte Cloud Computing
»eine der Kernkomponenten der Strategie des Geheimdienstverbands, um
kritische Informationen in einer Zeit von scheinbar unendlichen Daten
zu entdecken, auf sie zuzugreifen und sie zu teilen.« Bereits 2013
wurde von der CIA der erstaunliche Schritt gegangen, ihre
Server-Infrastruktur nicht mehr selbst zu bauen, sondern an das
Unternehmen Amazon abzugeben, das sich mit dem Versprechen auf
geringere Preise und schnellere Innovation unter anderem gegen IBM
durchsetzte. Ein Jahr später erhielten die restlichen sechzehn
Geheimdienste Zugriff auf die AWS-eigene Hardware hinter Firewalls der
Geheimdienste. Die Dienste können damit ihre diversen Datenquellen wie
überwachte Kommunikation, Kameras und Satelliten in einem einzigen
Framework zusammenbringen, speichern, verknüpfen, verarbeiten und seit
ein paar Jahren auch mit KI-Methoden Vorhersagen treffen.[10]

Doch nicht nur Geheimdienste brauchen Server, Festplatten und
Datenanalysen. Beim Militär erscheint das Outsourcen von Aufgaben an
Unternehmen nach dem Erstarken von Söldnerarmeen weniger überraschend.
Das Ideal einer günstigeren Alternative wird dabei weniger erfüllt als
die geringere gesellschaftliche Kontrolle und Verantwortung.

Laut eigener Aussage suchen die Armeen in der Zusammenarbeit mit den
Cloud Providern nach größerer »Situational Awareness« und versuchen
durch die Zusammenführung vieler Informationen den »Nebel des Krieges«
zu lichten. Neu ist an einer solchen Entscheidungsfindung nicht nur
der Maßstab, sondern auch die Automatisierung. Eine Werbebroschüre
zeigt Tablets mit computerspielhaften topografischen Karten. Ähnlich
dem Predictive Policing sollen hier die immer verbreiteteren Sensoren
von militärischem Gerät verwendet werden, um eine militärische
Gesamtsituation übersichtlich zu visualisieren. Die logistische
Optimierung von Nachschub und automatische Empfehlungen von
Truppenbewegungen und Angriffen sind ein geplanter Schritt auf dem
angedeuteten Weg zu automatisierten Generäl*innen. Offenbar birgt
dieser Ansatz ebenso große moralische Probleme in sich wie die aktuell
verhandelten autonomen tödlichen Waffen, deren Tötungsentscheidungen
typischerweise per Knopfdruck, »in-the-loop«, bestätigt oder
zumindest, »on-the-loop«, von einem Menschen überwacht würden. Die
einzelnen Tötungsentscheidungen bleiben potentiell bei den
menschlichen Soldat*innen, also ein Mensch-Maschine-Verhältnis, was in
Analogie als »under-the-loop« beschrieben werden kann und damit das
Prinzip autonomer Waffen auf den Kopf stellt. Gepaart mit Drohnen und
anderen autonomen Waffen auf dem Kriegsfeld entsteht selbst durch eine
nur teilweise Automatisierung der Kriegstaktik ein kaum zu
durchsteigendes Geflecht, in dem es schnell unmöglich wird
nachzuvollziehen, wer noch Verantwortung für welche Entscheidungen
trägt. Der bereits erreichte Erfolg von Computern in Logistik macht
ein kollaboratives Szenario von taktischer KI und menschlichen
Generäl*innen deutlich greifbarer als die Horrorvorstellungen von
Terminatoren und Killerrobotern oder mordenden Drohnenschwärmen, die
noch lange an einer Unterscheidung von Verbündeten, Verfeindeten und
Zivilist*innen scheitern werden.[11]

Entsprechend fing im März 2018 das dem US-Verteidigungsministerium
unterstellte Transportation Command an, seine Daten in die
Amazon GovCloud zu migrieren. Ein Service, der zusammen mit der
Amazon Secret Region aus der Kooperation mit den Geheimdiensten
entstand. Kurz nach dieser Logistikabteilung des Militärs folgte das
National Ground Intelligence Center nach, welches Informationen
über feindliche Bodenkräfte sammelt.[12]

Die größte Veränderung in der IT-Struktur des
US-Verteidigungsministeriums steht jedoch im April 2019 durch das mit
bis zu zehn Milliarden Dollar dotierte Joint Enterprise Defense
Infrastructure Programm (JEDI) bevor. Der Digitalbeauftragte des
Ministeriums, David Lynch, beschreibt den Weg zur obigen Vision wie
folgt: »Wir möchten das Verteidigungsministerium um die kommerzielle
Cloud herumbiegen«. Zwar warfen zu Bewerbungsschluss einige Cloud
Anbieter ihren Hut in den Ring, doch selbst IBM werden nur geringe
Chancen gegen die erfahrene Cloud-Dienstleisterschaft von Amazon
eingeräumt. Etwas Konkurrenz bietet die Firma Microsoft, die das
Militär mit Betriebssystemen und vernetzten Office-Anwendungen
unterstützt und dafür ebenfalls Freigaben für die Verwahrung
hochklassifierter Geheimdokumente in ihrer Cloud erhalten hat. Die
Motivation der US-Armee, sich so abhängig von einem einzigen
Unternehmen zu machen, bleibt dabei unklar.[13]

Bei Google hingegen machte im April 2018 der öffentliche Protest von
3.100 Mitarbeiter*innen gegen das Militärprojekt Maven von sich
Reden, in welchem die Objekterkennung der Firma für Drohnen der Armee
benutzt wird. In der Folge entschied sich die Konzernführung gegen
eine Verlängerung der Zusammenarbeit und zog im Oktober ebenfalls
seine, vermutlich chancenlose, Bewerbung um das JEDI Programm zurück.
Ebenfalls Zweifel daran, dass Google sein von »Don't be evil« in »Do
the right thing« umgeändertes Firmenmotto ernst meint, weckt ein
weiterer Protest aus dem letzten Sommer. Sehr ähnlich zu Maven wandten
sich hier Mitarbeitende gegen den Wiedereintritt der Suchmaschine in
den chinesischen Markt. Die von unternehmensinternen Kritikern
veröffentlichten Details zur vorgegebenen Zensur geht dabei deutlich
über Schwarze Listen mit Wörtern wie Menschenrechte und Falun Gong
hinaus und enthalten beispielsweise auch eine direkte Anbindung an
offizielle chinesische Luftqualitätswerte. Die ethischen Prinzipien
des Unternehmens bleiben somit fraglich.[14]

Das Autor*innenkollektiv çapulcu mutmaßt, dass Google sich nach dem
Ausstieg aus dem Project Maven mit einem Outsourcing-Manöver wieder
ins Militärgeschäft bringt.[15]

Tatsächlich begann im April 2018 eine Kooperation zwischen Google und
Atos. Dieser französische IT-Konzern bietet vor allem Produkte rund um
Cybersecurity, Informationssysteme und Rechenzentren an. Die Abteilung
dieses französischen Konzerns spezialisiert sich auf Grenzkontrollen,
Überwachung und Informationssysteme für Armeen. Zudem ist Atos einer
der größten IT-Dienstleister der Bundeswehr und betreut deren zentrale
Rechenzentren. Von der Kooperation mit Google erhofft sich Atos
offenbar genau die KI-Fähigkeiten, die sich das Pentagon von JEDI
erträumt. Ebenfalls von Atos stammt die oben erwähnte Broschüre zur
Automatisierung der Kriegstaktik. Implementiert werden viele der Ideen
bereits im Bull Battle Management System, welches von der
französischen Armee genutzt wird. Da ergänzt es sich ausgezeichnet,
dass Googles Tochter DeepMind, deren neuronale Netze bereits
Schach und Go gemeistert haben, inzwischen auch im Echtzeitkriegsspiel
Starcraft brilliert.[16]

Kriegssimulatoren werden schon seit vielen Jahren für die
Soldat*innenausbildung immer weiter verfeinert. Die von menschlichen
Soldat*innen in ihren Simulatorstunden generierten Daten sind bereits
eine wertvolle Ressource, um Kriegsfähigkeiten wie Schießen und Fahren
für KI lernbar zu machen. Nun kann dieselbe Technik, welche Starcraft
erlernte, in diesen Simulatoren Kriegstaktik erlernen. Die EFF warnt
Militärs vor der leichtfertigen Annahme, dass der Sprung in die echte
Welt zu unvorhergesehenem und unerwünschtem Verhalten führen wird.[17]
Technisch gesehen stehen die Entwickler*innen der Software zudem vor
der Frage, welche einzelne Kennziffer optimiert werden soll. Für die
mathematische Formel muss unter anderem entschieden werden, in welcher
Gewichtung tote Zivilist*innen zu eigenen und feindlichen Soldat*innen
stehen? Welches Gewicht haben dabei militärisches Gerät und
Treibstoff? Die eigentlich dahinter stehende Frage heißt "Was ist ein
militärischer Sieg?" und wurde bisher allein von Menschen beantwortet
und verantwortet.
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FORSCHUNG/148: Suizid und Selbstverletzung auf Instagram (idw)


Universität Wien - 29.05.2019

Suizid und Selbstverletzung auf Instagram



Bildliche Darstellungen von Suizid und Selbstverletzung finden sich auf
Instagram, einer Social Media Plattform, die vor allem bei jungen Menschen
populär ist. Wissenschaftliche Untersuchungen dazu kamen zum Schluss, dass
Selbstverletzung und Suizid präsent sind und teilweise äußerst explizit
dargestellt werden. Die konkreten Auswirkungen der Nutzung dieser Inhalte
auf UserInnen waren bis jetzt unbekannt. Diese Lücke schließt nun eine
Studie von Florian Arendt von der Universität Wien, der gemeinsam mit
Wissenschaftern der Universität Pennsylvania und der KU Leuven die Wirkung
solcher Darstellungen untersucht hat.

Die Tatsache, dass eine explizite, detaillierte Beschreibung und Abbildung
der Suizidmethode in Medien Nachahmungseffekte begünstigen kann, ist in
zahlreichen Studien für das Fernsehen und Tageszeitungen nachgewiesen.
Dies ist in der Literatur bereits als "Werther-Effekt" bekannt. Wie es
sich mit solchen Inhalten auf Instagram verhält, untersuchte nun Florian
Arendt vom Institut für Publizistik- und Kommunikationswissenschaft mit
einem internationalen Forscherteam.

Konkret führten die Forscher in den USA im Abstand von rund einem Monat
eine webbasierte Befragung in zwei Wellen mit insgesamt 729 ProbandInnen
im Alter zwischen 18 und 29 Jahren durch. Dabei fanden sie heraus, dass
eine überraschend große Anzahl der UserInnen (43 Prozent) bereits mit
Suizid- oder Selbstverletzungsinhalten auf Instagram persönlich in
Berührung gekommen war. Die Mehrheit dieser UserInnen (64 Prozent) gab
"emotionale Verstörung" als Reaktion auf diese Zuwendung an. Nur 20
Prozent gaben an, bewusst nach Suizid- oder Selbstverletzungsinhalten auf
Instagram gesucht zu haben. Das heißt, dass ein Großteil der UserInnen
diese Inhalte ohne gezielte Suchabsicht, also zufällig und unbeabsichtig,
gesehen hat.

Im Querschnitt zeigte sich den Forschern ein statistischer Zusammenhang
zwischen dem Anschauen von Suizid- oder Selbstverletzungsinhalten (z.B.
Fotos mit Ritzen, kurze Videoclips mit Suiziddarstellungen) und häufigeren
Suizidgedanken, einer größeren Hoffnungslosigkeit, weniger Gründen selbst
am Leben zu bleiben (d.h. weniger "Reasons for Living") und mehr 
(selbst-berichtetes) selbstverletzendes Verhalten.

Die Zuwendung zu problematischen Inhalten sagte (auch im Längsschnitt)
eine Verschlechterung von Suizidgedanken, Hoffnungslosigkeit, Reasons for
Living, und selbstverletzendem Verhalten zwischen den beiden
Befragungswellen voraus. Die Zuwendung zeigte jedoch keinen Effekt auf
konkrete Suizidpläne (d.h. eine konkrete Verhaltensabsicht) der UserInnen.

"Sowohl KommunikationswissenschafterInnen und SuizidexpertInnen, aber auch
Eltern haben in der jüngsten Vergangenheit Besorgnis über diese expliziten
Inhalte auf Instagram geäußert. Unsere Ergebnisse liefern Evidenz dafür,
dass diese Besorgnis gerechtfertigt ist", sagt Florian Arendt von der
Universität Wien, Erstautor der Studie. "Zwar kann diese Befragungsstudie
keine Werther-Effekte im Sinne eines Anstiegs der Suizidrate nachweisen,
die Analysen deuten jedoch auf problematische Konsequenzen dieser Inhalte
hin. Darstellungen von Suizid- und selbstverletzendem Verhalten auf Social
Media wie Instagram gehören stärker in den Fokus unserer Aufmerksamkeit."

Gesellschaftliche Verantwortung: Was soll Instagram machen?

"Betreiber von Social Media Plattformen wie Instagram haben eine wichtige
gesellschaftliche Verantwortung ", meint Arendt. Instagram hat unlängst
verlautbart, sich dem Thema stärker annehmen zu wollen und explizite
grafische Darstellungen von Suizid und Selbstverletzung zu verbannen. "Ein
guter und wichtiger Schritt", so Arendt. Dieser Ansicht schließen sich
auch die Ko-Autoren der Studie, Sebastian Scherr von der KU Leuven
(Belgien) und Daniel Romer von der Universität Pennsylvania (USA) an. Die
Ergebnisse dieser Studie bekräftigen die Wichtigkeit einer raschen und
verantwortungsvollen Umsetzung dieses Vorhabens.

"Es soll allerdings nicht zu einer Tabuisierung von Suizid oder
Selbstverletzung kommen. Das präventive Potential von Instagram sollte
besser als bislang genützt werden, indem etwa vulnerablen UserInnen
verstärkt Hilfsangebote kommuniziert werden und sie dadurch online
Unterstützung finden. Inhalte hingegen, von denen wir empirische Evidenz
besitzen, dass diese Nachahmungseffekte begünstigen - wie etwa
detaillierte, grafische, explizite Darstellungen - sollten nicht
öffentlich und derart leicht zugänglich sein. Vor allem auch, wenn man an
die Jüngsten unserer Gesellschaft denkt", so Arendt.

Zum Studiendesign

Bei der vorliegende Studie handelt es sich um eine nicht-repräsentative
Stichprobe von jungen Erwachsenen. Es wurde kein klinisches Sample
getestet. Zudem kann ein mehrwelliges Panel-Design zwar die Interpretation
kausaler Effekte erleichtern, jedoch kann Kausalität nicht bewiesen
werden, wie dies etwa bei einer randomisierten kontrollierten Studie der
Fall wäre. Letzterem Forschungsdesign sind im Suizidpräventionsbereich
jedoch auf Grund ethischer Bedenken bei gewissen Fragestellungen zurecht
Grenzen gesetzt.


Originalpublikation:

Publikation in "New Media & Society"

Florian Arendt, Sebastian Scherr, Daniel Romer: "Effects of exposure to
self-harm on social media: Evidence from a two-wave panel study among
young adults"

DOI: 10.1177/1461444819850106

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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ZDFzeit: Deutschland und die Flüchtlinge

Die große Bürgermeister-Bilanz
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Dienstag, 4. Juni 2019, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Deutschland und die Flüchtlinge
Die große Bürgermeister-Bilanz
Film von Utta Seidenspinner

Kamera: Dominik van Alst, Jürgen Staiger, Axel Thiede
Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Philipp Müller
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Deutschland und die Flüchtlinge – Die große Bürgermeister-Bilanz

Wachstum wünscht sich jeder Bürgermeister – doch was, wenn auf einmal eine Million Neubürger vor der Tür stehen? Wie gut haben Deutschlands Städte den Zuzug von Flüchtlingen gemeistert? "ZDFzeit" schaut dorthin, wo Migration endet und Integration beginnt: in all die kleineren und großen Gemeinden, die seit 2015 zum vorläufigen Zuhause für Flüchtlinge wurden. Ungeschönt und flächendeckend ziehen Deutschlands Bürgermeister in dieser Dokumentation Bilanz.

Hat sich der Alltag der Deutschen durch die Zuflucht suchenden Menschen aus unterschiedlichsten Ländern und Kulturen verändert? Und wie sehr haben sich ohnehin bestehende Probleme seitdem verschärft? Wohnen, Arbeit, Kriminalität – vor Ort in Städten und Gemeinden sind das keine abstrakten Themen, sondern konkrete Aufgaben. Deshalb fragt "ZDFzeit" bei den Menschen nach, die persönlich neue Herausforderungen managen.

Für die Doku wurde eine Umfrage unter den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sämtlicher Städte und Gemeinden ab 10 000 Einwohnern gemacht, um wirklich repräsentative und differenzierte Aussagen zu erhalten. Eine Mammutaufgabe, die dafür aber auch teils überraschende Ergebnisse liefert. Manche machen Mut, andere identifizieren schwere Missstände.

Die Doku offenbart dabei deutliche Unterschiede: in reichen und armen Städten, in großen und kleinen Orten, in Ost und West. Was geschieht in dicht besiedelten Regionen, wie etwa in Ludwigshafen, wo massiver Wohnungsmangel herrscht? Ziehen die Einheimischen dort am Ende den Kürzeren? Anderswo profitieren die Bewohner kleiner Gemeinden durch den Zuzug, wie etwa in Golzow, wo durch acht Flüchtlingskinder die Grundschule gerettet werden konnte. Keine Schwarz-Weiß-Malerei, sondern ein Bild mit vielen Abstufungen. Was viele Bürgermeisterinnen und Bürgermeister eint, ist das Einzelkämpfer-Dasein: 70 Prozent aller Befragten sehen sich durch Bund und Länder nicht ausreichend unterstützt.

In der Doku kommen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister von Nord bis Süd und Ost bis West zu Wort und beschreiben ihre Situation vor Ort: Können sie die Flüchtlinge auf dem Arbeitsmarkt gebrauchen? Wo gibt es Engpässe bei Schulklassen und Wohnungsmarkt?

Und was sagen Menschen, die die Neubürger im täglichen persönlichen Kontakt kennenlernen: Lehrer, Arbeitgeber, Jobcenter-Mitarbeiter? Die Erfahrungen sind gemischt. Zu Wort kommen auch Wohnungssuchende, die sich von den Neuankömmlingen verdrängt fühlen, oder aufgebrachte Bürgerinnen, die trotz aller Polizeipräsenz Angst haben.

Gemeistert oder gescheitert? Die große Bürgermeister-Bilanz zeigt: Was die Städte und ihre Bewohner vor allem bewältigen müssen, sind die Probleme, die es auch schon vor der "Flüchtlingswelle" gab. Über 80 Prozent der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister geben nämlich an, dass sich die bestehende Lage durch die Flüchtlinge weder verschlechtert noch verbessert hat.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert.

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2019

Copyrights by ZDF
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DOKUMENTATION/1633: ZDF - Terra X "Kolumbus und die wahren Entdecker Amerikas", am 02.06.2019 (ZDF)


Terra X: Kolumbus und die wahren Entdecker Amerikas

Dokumentation

Sonntag, 2. Juni 2019, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Sendetermin, Inhalt



Sonntag, 2. Juni 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Kolumbus und die wahren Entdecker Amerikas
Dokumentation
Film von Gisela Graichen und Peter Prestel

Bevor Christoph Kolumbus 1492 zu seiner historischen Reise in die Neue Welt aufbrach, hatte der geniale Navigator bereits einen Großteil der damals bekannten Seewege befahren. Im Februar 1477 reiste er in den hohen Norden nach Thule, das die Forschung heute als Island identifiziert. Hier dürfte er die Sagas der Wikinger kennengelernt und von den Heldentaten Leif Erikssons erfahren haben. 500 Jahre vor Kolumbus hatte Leif bereits amerikanischen Boden betreten und eine Kolonie gegründet, die 50 Jahre Bestand hatte. 
In Bristol war Kolumbus ein Jahr zuvor gewesen. Hier wird er unvermeidlich von einem walisischen Prinzen namens Madoc erfahren haben, der 1170, also 300 Jahre vor Kolumbus, den Atlantik überquert und im Gebiet des Ohio River eine Burg errichtet haben soll.

Kolumbus' letzte Reise, bevor er seine Pläne für den Westkurs nach Indien vorlegte, führte ihn entlang der westafrikanischen Küste bis zur Goldküste, dem heutigen Ghana. Dort hörte er höchstwahrscheinlich von der Expedition des Königs Abubakari II., der arabischen Chroniken zufolge 1310, also knapp 200 Jahre vor Kolumbus, mit 2000 Schiffen nach Amerika gesegelt sein soll.

Dass Kolumbus möglicherweise die Entdeckerberichte anderer benutzte, wirft ein neues Licht auf die Entdeckungsgeschichte Amerikas, aber auch auf den Seefahrer selbst. Er fuhr keineswegs naiv ins Ungewisse. Im Unterschied zu seinen Vorgängern läutete er jedoch mit seiner Reise und den folgenden Erkundungen, Eroberungen und Ausbeutungen einen Wendepunkt der Menschheitsgeschichte ein.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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REPORTAGE/567: Das Erste - Kann das Elektroauto die Umwelt retten?, 3.6.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 10. Mai 2019

Kann das Elektroauto die Umwelt retten?

Ein Film von Florian Schneider und Valentin Thurn

Die Story im Ersten

03.06.2019, 22.45 - 23.30 Uhr | Das Erste



Elektro-Autos sollen die Umwelt retten, werden gar als "emissionsfrei"
gepriesen. Für die deutsche Autoindustrie ein Milliarden-Markt: Alle
Hersteller haben E-Offensiven gestartet, oder bereits angekündigt. Und
für die abgasgeplagten Kommunen bedeuten Elektro-Autos einen Ausweg
aus drohenden Fahrverboten.

Doch stimmt das? Sind E-Autos wirklich die Rettung für die Umwelt? Die
Story im Ersten macht sich auf Spurensuche.

Das größte Bauteil eines Elektro-Autos ist mit mehreren hundert Kilo
Gewicht die Batterie. Und sie ist das klimaschädlichste. Denn für das
hier verwendete Lithium werden fragile Ökosysteme in Südamerika
zerstört und der dort lebenden Bevölkerung Land und Wasser geraubt.
Die Autoren recherchieren vor Ort, zeigen die Auswirkungen des
Lithium-Booms: Eine ökologische und menschliche Katastrophe, in Kauf
genommen für das "Null-Emissionen-Auto" in Europa.

Die Herstellung eines 100-kWh-Akkus, notwendig für einer Reichweite
von rund 400 Kilometer, verursacht eine Klimabelastung von 15 bis 20
Tonnen Kohlendioxid. Ein Wert, für den ein 6-Liter Mittelklassewagen
mit Benzin- oder Dieselmotor bis zu 100.000 Kilometer weit fahren
kann. Für die Produktion von Elektroautos werden sehr viele
unterschiedliche Rohstoffe gebraucht. Forscher des Wuppertal Instituts
für Klimaforschung sagen: Der ökologische Rucksack, also die Summe der
Umweltbelastung durch alle bei der Herstellung verwendeten
Materialien, ist bei der E-Mobilität im Vergleich zu
Verbrennungsmotoren doppelt so hoch.

Unter dem Strich sind E-Autos keineswegs umweltfreundlicher als
Benziner oder Diesel, zumindest nicht, wenn sie eine ähnliche
Reichweite haben. Experten sind sich einig: Der einzige Weg, Mobilität
umweltfreundlicher zu gestalten ist, den Individualverkehr zu
reduzieren und den öffentlichen Nahverkehr zu stärken.

Wie das funktionieren kann, zeigt ein Beispiel im litauischen Vilnius.
Seit September 2017 hat Vilnius eine der fortschrittlichsten
Mobilitäts-Apps der Welt, mit der man problemlos ohne privaten PKW
durch die Stadt kommt. Kernstück der App ist eine Echtzeitkarte, die
die aktuellen Positionen von Bussen, Bahnen und Taxis auf wenige Meter
genau anzeigt. Dazu kommen die Park-Positionen von Carsharing-Autos
und Leihfahrrädern. Das Ganze ist so erfolgreich, dass auch die
Berliner Verkehrsbetriebe die App in diesem Jahr einführt.

Die App ist nur eine von weltweit vielen Ansätzen, um den Menschen
eine bequeme Alternative zum eigenen Auto zu bieten. Und auch wenn das
Auto wohl nie ganz aus unserm Straßenbild verschwinden wird: Es ist an
der Zeit, sich Gedanken über Alternativen zu machen. Und richtig
eingesetzt - etwa als Busse, Lieferwagen oder Kleinwagen mit geringer
Reichweite für Pendler - können auch Elektroautos ihren Beitrag für
eine klimafreundlichere Zukunft leisten.
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REPORTAGE/566: ZDF.reportage - Themen der Sendungen vom 02.-30.06.2019 (ZDF)


ZDF.reportage

Letzter Ausweg Pfandleihhaus – Wenn das Geld knapp wird

Sonntag, 2. Juni 2019 18.00 Uhr / sonntags 18.00 Uhr

Inhalt:

– Die nächsten "ZDF.reportagen" / Sendetermine und Stab

– Letzter Ausweg Pfandleihhaus – Wenn das Geld knapp wird

– Die Müllhelden – Transportieren, sortieren, kontrollieren

– Rennstrecke Autobahn – Zoff ums Tempolimit 

– Keine Helfer, keine Ernte – Saisonarbeiter dringend gesucht

– Infos zur "ZDF.reportage"



Sonntag, 2. Juni 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Letzter Ausweg Pfandleihhaus
Wenn das Geld knapp wird
Film von Clemens Riha

Produktion: Cando-Film
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 16. Juni 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Die Müllhelden
Transportieren, sortieren, kontrollieren
Film von Janis Schönfeld

Produktion: Tower Production
Redaktion: Leo Spors
Läneg: ca. 30 Minuten


Samstag, 23. Juni 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Rennstrecke Autobahn
Zoff ums Tempolimit
Film von Oliver Koytek

Produktion: real & fiction
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

Samstag, 30. Juni 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Keine Helfer, keine Ernte
Saisonarbeiter dringend gesucht
Film von Enrico Demurray und Nikolaus Tarouquella-Levitan

Produktion: wilde bilder
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Letzter Ausweg Pfandleihhaus – Wenn das Geld knapp wird

Wer ins Pfandleihhaus geht, braucht Geld, und zwar sofort! Dringend anstehende Reparaturen, offene Rechnungen – es gibt viele Gründe, ins Leihhaus zu gehen. Dort gibt es Bares ohne SCHUFA-Anfrage. Pfand und ein gültiger Ausweis genügen. Was nicht wieder ausgelöst werden kann, wird versteigert. Für den Pfandleiher ist die Geldnot fremder Menschen ein sicheres Geschäft: Die Nöte des einen sichern das Auskommen des anderen.

Das Leihhaus Werdier ist wohl das älteste und einflussreichste im deutschen Pfandleihgeschäft. Seit 1918 gibt es dort Darlehen beziehungsweise Kredit gegen Pfand. Mit einer jährlichen Kreditgewährung von rund 30 Millionen Euro zählen sie zu den größten und leistungsstärksten der über 100 Pfandkreditbetriebe in Deutschland. Tobias Struck und sein Bruder Florian sind die neueste Generation der Pfandleiher im Hause Werdier. Sie sind überall im Einsatz. Helfen auch in den mittlerweile fünf anderen Filialen aus, wenn Not am Mann ist. Fachwissen und eine gute Menschenkenntnis sind für ihren Beruf eine absolute Voraussetzung.

Doch wie funktioniert das Geschäftsmodell eigentlich? Und warum kommen immer mehr Menschen ins Leihhaus und versetzen dort zum Teil wertvolle Erbstücke? Und nicht nur Schmuck, der Laptop oder die Playstation der Kinder werden beliehen, auch das eigene Auto wird kurzzeitig weggegeben, wenn ein finanzieller Engpass droht.

"Die Goldjungs" in Schleswig-Holstein haben sich, neben Edelmetall, auf die Beleihung von Fahrzeugen spezialisiert. Bei ihnen steht auch schon mal ein Landwirt in der Tür, der seinen Traktor beleihen möchte, oder der Unternehmer, der kurzfristig den Firmenwagen eintauschen will.

Bis zu vier Monate haben die Kundinnen und Kunden im Leihhaus Zeit, um das Pfand wieder auszulösen. Was nicht wieder abgeholt wird, wird versteigert. Mehrmals im Jahr finden große öffentliche Auktionen statt. Ein fester Termin im Kalender vieler Händler und Schnäppchenjäger. Hier zeigt sich dann, ob die Pfandleiher die Wertgegenstände richtig taxiert haben. Ist das nicht der Fall, zahlt der Pfandleiher drauf. Lag er richtig, kann er die Kasse ausgleichen.

Die "ZDF.reportage" schaut hinter die Kulissen des Pfandleihhausgeschäfts.

 * 

Die Müllhelden – Transportieren, sortieren, kontrollieren

400 Millionen Tonnen Müll produziert Deutschland im Jahr. Allein der Anteil an Verpackungsmüll entspricht einer durchschnittlichen Menge von 220 Kilogramm pro Kopf.

Dass die Bürger am Ende nicht darauf sitzen bleiben, haben sie Menschen zu verdanken, die sich um die Beseitigung der Abfallmengen kümmern: den "Müllhelden" – den Männern und Frauen bei der Müllabfuhr, in Recyclinghöfen und in den Sortieranlagen. Deren Arbeit gehört nicht gerade zu den angenehmsten: Es stinkt, staubt und schmiert. Und dennoch machen sie ihre Jobs mit Leidenschaft und trotzen widrigen Bedingungen.

Müllwerker Michael P., Steven W. und Richard "Richy" W. bilden die Besatzung eines Müllwagens in Wiesbaden. Die Männer lieben ihre Arbeit unter freiem Himmel. "Ein Bürojob wäre nichts für mich. Den ganzen Tag im geschlossenen Raum, gar nicht denkbar!", sagt der 56-jährige Richy. In Hessens Hauptstadt sind die drei für die Sammlung der gelben Tonne zuständig. Auch nach Jahren des Mülltrennens erleben die Männer noch immer täglich böse Überraschungen. Gelbe Tonnen voller Windeln oder mit Elektroschrott gefüllte gelbe Säcke. Doch das größte Ärgernis der Männer ist ein anderes: genervte Autofahrer. Immer wieder werden die Müllmänner blockiert, gefährlich überholt oder bedrängt.

In Bremen sind Heide L. und Sabine J. vom Kontrollteam der Stadtreinigung auf den Straßen der Hansestadt im Einsatz. Ihre Mission: Verursacher von wildem Müll aufspüren. Jährlich hat die Stadt 4000 illegale Müllhaufen zu beklagen. Heide und Sabine suchen im Abfall nach Adressen und anderen Hinweisen, die zu den mutmaßlichen Tätern führen. Keine leichte Aufgabe, denn die meisten Müllsünder verwischen mittlerweile ihre Spuren. Gemeldeten Vorfällen gehen die beiden unmittelbar nach, um eine Ausbreitung der Müllhaufen zu vermeiden. Trotzdem gleicht die Arbeit oft dem sprichwörtlichen Kampf gegen Windmühlen. Sobald ein illegaler Müllberg entsorgt wurde, entsteht über Nacht an der nächsten Häuserecke ein neuer.

Das Team der Sortieranlage für Leichtverpackungen in Gernsheim hat einen Knochenjob. Denn selbst modernste Anlagen, ausgestattet mit reichlich technischen Raffinessen, können die Arbeit eines Menschen nicht komplett ersetzen. Rund um die Uhr müssen die Anlagen in Betrieb gehalten und Störungen schnellstens beseitigt werden. Betriebsstätten-Leiter Manuel G. und seine Kollegen sind immer in Habachtstellung. Ein verstopftes Rohr von einer Blockade zu befreien, wird zur schweißtreibenden Angelegenheit. Dazu kommen ungeahnte Störenfriede: "Videokassetten sind unser größter Feind. Alle sechs Stunden müssen wir die Anlage stilllegen und komplett von meterlangen Videobändern befreien", sagt Manuel G.

Der Wertstoffhof in Sehnde bei Hannover steht unter der Aufsicht von Janine G., Monika P. und Max M. Jeden Dienstag herrscht großer Andrang. Bis zu 2000 Verbraucher aus dem Umland nutzen dann den Service des Zweckverbands Abfallwirtschaft Region Hannover und bringen ihren Sperrmüll, ausgediente Elektrogeräte und Gartenabfälle zur Entsorgung. Die Mitarbeiter des Wertstoffhofs sorgen dafür, dass alles in geregelten Bahnen verläuft. Sie leiten den Verkehr, ordnen den richtigen Wertstoff den zugehörigen Containern zu und schreiten ein, wenn der Fliesenkleber fälschlicherweise im Bauschuttcontainer landet.

Die "ZDF.reportage" begleitet den Berufsalltag unserer "Müllhelden". Welche Herausforderungen stellen sich den Menschen, die täglich dafür arbeiten, dass unser Abfall gründlich und fachgerecht entsorgt wird?

 * 

Rennstrecke Autobahn – Zoff ums Tempolimit

Freie Fahrt für freie Bürger oder Tempolimit für Klima und Sicherheit? Die Deutschen sind darüber zutiefst uneins: Über die Hälfte ist für ein generelles Tempolimit, 47 Prozent strikt dagegen.

Rund ein Drittel aller Autobahnunfälle passieren aufgrund unangepasster Geschwindigkeit. Auch CO2-Emissionen steigen bei höheren Geschwindigkeiten, doch Tempolimit-Gegner protestieren – und bekommen Unterstützung durch Lobbyisten und Verkehrspolitiker.

Tatsache ist, dass die Geschwindigkeit beim Aufprall die Schwere eines Unfalls stark beeinflusst. Lucia Lüchow und ihre Tochter Sophia könnten noch leben, wenn der Fahrer, der Lüchows Kleinwagen mit 190 km/h touchierte, nur die empfohlene Richtgeschwindigkeit von 130 gefahren wäre. Doch auf der A20 bei Rostock herrschte damals noch kein Tempolimit.

Alex Gruhler aus Köln ist der Meinung, dass ein generelles Tempolimit auf Autobahnen tragische Unfälle wie den von Sophia und Lucia Lüchow auch nicht verhindern würde. Er fährt am liebsten schnell und glaubt, die Autobahnen würden durch Tempo 130 nicht sicherer. Bereits 2007 hat der Selbstständige deshalb die Initiative "Stoppt Tempo 130" gegründet. Über 65 000 Unterstützer hat er bisher gesammelt. "In unserer überreglementierten Welt ist das freie Fahren eines der letzten Stücke Freiheit, die man als Deutscher noch hat", sagt Gruhler.

Siegfried Brockmann ist der Leiter der Unfallforschung der Versicherer (UDV). Er und viele weitere Experten bemängeln seit Jahren die fehlende wissenschaftliche Diskussionsgrundlage beim Thema Tempolimit. Der öffentliche Diskurs sei emotional sehr aufgeladen, aber viele Argumente lassen sich nicht belegen, weil wissenschaftliche Datenerhebungen fehlen.

Die "ZDF.reportage" geht der Frage nach, warum die Debatte um die richtige Geschwindigkeit die deutschen Gemüter so sehr erhitzt.

 * 

Keine Helfer, keine Ernte – Saisonarbeiter dringend gesucht

Erdbeeren pflücken, Spargel stechen – die Ernte auf den Feldern ist harte körperliche Arbeit. Dazu braucht es viele fleißige Hände: Saisonkräfte aus Osteuropa sind längst unentbehrlich.

Plackerei zum Mindestlohn: Tausende Helfer arbeiten hier sommers auf den Feldern. Eine Schattenarmee, ohne die wir das edle Gemüse kaum so günstig kaufen könnten. Doch für die Bauern wird es immer schwieriger, Hilfskräfte zu finden.

Ohne Arbeitskräfte aus dem Ausland geht auf den Spargel- und Obstfeldern in Deutschland nichts. Henning Hoffheinz betreibt mit seiner Frau seit vier Jahren den 100 Hektar großen Spargelbetrieb in Genthin. Die jungen Landwirte achten darauf, dass sich ihre Arbeitskräfte wohlfühlen, die Zimmer sind frisch gestrichen und meist nur mit zwei Personen belegt. Sogar eine rumänische Köchin gibt es: Maria sorgt mit großen Portionen für das leibliche Wohl.

Auch Landwirt Jörg Umberg in Bottrop muss um Arbeitskräfte buhlen. Früher kamen die meisten Arbeitskräfte zur Erdbeerernte aus Polen, doch seitdem die Wirtschaft dort läuft, sind es immer weniger geworden. Eine ähnliche Entwicklung zeichnet sich in Rumänien ab. Umberg wirbt daher auch in der Ukraine und sogar Saisonkräfte aus Kirgisien an.

Die Beete im Folientunnel sind hochgestellt, damit die Arbeitskräfte leichter ernten können. Das macht das Arbeiten angenehmer, und darauf kommt es immer mehr an. Mit dem Lohn kann nämlich kaum noch gelockt werden. Alle verdienen Mindestlohn beziehungsweise erhalten Akkordzuschläge. Es kommt auf die weichen Faktoren an. So hat Jörg Umberg neue Container aufstellen lassen. Jedes kleine Appartement hat eine Küchenzeile, Dusche und WC und ist für fünf Personen gedacht.

Die Landwirte müssen inzwischen viel aufbieten, damit Saisonarbeiter wiederkommen. Gleichzeitig haben sich die Lohnkosten, durch den verpflichtenden Mindestlohn, in den vergangenen fünf Jahren fast verdoppelt, aber die Erzeugerpreise sind mehr oder weniger gleich geblieben.

Spargelbauer Hoffheinz in Genthin sieht nur noch die Möglichkeit, durch Automation die Kosten in den Griff zu kriegen. Auf seinen Feldern sticht Seite an Seite mit den rumänischen Arbeitern ein großer Ernteroboter aus Holland den Spargel. Noch läuft die Maschine nicht ganz rund, sie ist in der Erprobung, aber in naher Zukunft kann sie vielleicht 20 Arbeiter ersetzen. Die rumänischen Arbeiter nehmen die maschinelle Konkurrenz gelassen hin: "Wenn wir hier keine Arbeit mehr bekommen, gibt es Arbeit anderswo."

Die Reportage begibt sich auf die Erdbeer- und Spargelfelder, zeigt die Lebenssituation der Saisonarbeiter und die Anstrengungen der Betriebe, neue Technologien in der Ernte einzuführen.

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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THEMENREIHE/418: WDR - Der WDR geht dem Müll an den Kragen, 31.5.-7.6.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Themenwoche von WDR 4 und Servicezeit Kragen

Der WDR geht dem Müll an den Kragen

WDR Servicezeit: Montag, 3. Juni bis Donnerstag, 6. Juni 2019, 18.15 - 18.45 Uhr

WDR Hier und heute, Freitag, 31. Mai bis Freitag, 7. Juni 2019, 16.05 - 18.00 Uhr



Mit 220 Kilo pro Kopf und Jahr für die Gelbe Tonne ist Deutschland
beim Verpackungsmüll trauriger Spitzenreiter in Europa. WDR 4 und die
WDR Servicezeit nehmen dies zum Anlass, sich eine Woche lang den
Themen Müllvermeidung und Nachhaltigkeit zu widmen.

Vom 1. bis 8. Juni sind WDR 4-Moderator Ernst-Marcus Thomas und seine
WDR Servicezeit-Kollegin Johanna Meier gemeinsam in
Nordrhein-Westfalen unterwegs und gehen der Sache auf den Grund. Sie
zeigen, in welchen Lebensbereichen Müll anfällt und wie mit wenig
Aufwand viel davon vermieden werden kann. Die beiden Moderatoren
besuchen einen Wertstoffhof in Herne, der Upcycling-Workshops
veranstaltet, sprechen mit Grillbegeisterten am Aasee in Münster, sind
in Köln bei einer Zero-Waste-Familie zu Gast und in einem Supermarkt
in Kevelaer. Auch "Hier und heute" greift das Thema auf und zeigt in
der Woche viele Beiträge dazu im WDR Fernsehen - unter anderem geht es
um Müllvermeidung bei Großveranstaltungen.

Zum Finale von "WDR 4 räumt auf" am Samstag, 8. Juni, sind Menschen in
NRW aufgerufen, gemeinsam mit dem WDR Müll zu sammeln. Einzelpersonen,
Initiativen und Organisationen können sich bei WDR 4 melden und
mitteilen, wo sie am Samstag, 8. Juni, selbst unterwegs sind und Müll
sammeln. WDR 4 wird einige von ihnen besuchen, selbst mit anpacken und
darüber im Radio, Online und den sozialen Netzwerken berichten.

WDR Servicezeit: Montag, 3. Juni bis Donnerstag, 6. Juni 2019, 18.15 - 18.45 Uhr

WDR Hier und heute, Freitag, 31. Mai bis Freitag, 7. Juni 2019, 16.05 - 18.00 Uhr

Darüber hinaus gibt es ein umfangreiches Online- und Social-Media-Angebot.

wdr4.de

https://www1.wdr.de/radio/wdr4/index.html

wdr.de/fernsehen/servicezeit

https://www1.wdr.de/fernsehen/servicezeit

wdr.de/fernsehen/hier-und-heute

https://www1.wdr.de/fernsehen/hier-und-heute
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FEATURE/1255: Deutschlandfunk Kultur - Wie Ägyptens Herrscher den Fußball nutzen, 2.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Spielfeld der Autokraten

Wie Ägyptens Herrscher den Fußball nutzen

Von Ronny Blaschke

Nachspiel. Feature

Sonntag, 2. Juni 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In kaum einem Land ist der Fußball so politisch wie in Ägypten, dem
Gastgeberland des diesjährigen Afrika-Cups. Politiker in Kairo nutzen
Stadien seit Jahrzehnten als Bühne für ihren Machterhalt. Aber sie
fürchten sie auch als Orte der Mobilisierung. Tausende Ultras
beteiligten sich 2011 am "Arabischen Frühling". Doch inzwischen werden
sie brutal verfolgt. Wird der Afrika-Cup zur Propagandashow der
Militärregierung? Oder kann er die schwindende Zivilgesellschaft
beleben? Fußball zwischen Unterdrückung und Widerstand.

 * 
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HÖRSPIEL/1938: WDR 3 - "Tote Winkel" von Hermann Bohlen, 1.6.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 28. Mai 2019

Tote Winkel

von Hermann Bohlen

Regie und Technische Realisation: Hermann Bohlen

Produktion: WDR 2019/53

WDR 3 Hörspiel

01.06.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Ob zu Fuß, auf dem Rad oder im Auto - auf der Straße reißt die dünne
Schicht der Zivilisation. Auf dem Weg von A nach B geschieht mehr mit
uns als nur ein Ortswechsel. Im toten Winkel bricht der blanke Hass
hervor.

Während Polizisten auf dem Behindertenparkplatz ihren Döner verputzen,
begehen kultivierte Menschen Ordnungswidrigkeiten im Minutentakt. Sie
verwandeln sich in spuckende, hasserfüllte Personen, denen das
Schimpfwort nicht roh und verletzend genug sein kann. Das Machtgefälle
zwischen den Verkehrsteilnehmern fördert Emotionen zutage, die wir
sonst nie so unverhohlen zeigen: Wut, Lebensangst und Verachtung.

Hermann Bohlen setzt sich dem Verkehrsfluss aus und lässt
PS-begeisterte Roadster-Fahrer ebenso wie meditationsgeerdete
Radlerinnen zu Wort kommen. Sein Stück macht den Hass erlebbar, der
auf der Straße herrscht, die Gleichgültigkeit gegenüber der
körperlichen Unversehrtheit des anderen, den schmalen Grad auf dem wir
fahren. Wo es kracht, kommt es nicht nur zu Lackschäden an der
Karosserie, der dünne Firnis unserer Demokratie wird brüchig. Gibt es
einen Ausweg aus dem tobenden Gegeneinander hin zu mehr
rücksichtsvollem Miteinander? Bevor die Frage mit einem entschiedenen
Nein beantwortet werden kann, gehen Autos massenhaft in Flammen auf,
die Fiktion sprüht Funken.

Redaktion: Christina Hänsel

 * 
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MUSIK/2905: Deutschlandfunk - Deutsche Popmusik im Wandel, 2.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Popmusik-Spezial (1/5)

Über Sex kann man nur auf Englisch singen

Deutsche Popmusik im Wandel

Von Mike Herbstreuth

Deutschlandfunk 2019

Freistil

Sonntag, 2. Juni 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Woher kommt der Trend zum deutschsprachigen Pop? Was sagt er über
unsere Gesellschaft aus? Und wie identitätsstiftend ist eigentlich
Helene Fischer? Die Popmusik höchstpersönlich steht Rede und Antwort.
1995: Die Band Tocotronic findet, man könne über Sex "nur auf Englisch
singen/Allzu leicht kann's im Deutschen peinlich klingen", und Die
Sterne singen kurz darauf: "Ich scheiß auf deutsche Texte". 2004: Die
Initiative Musiker in eigener Sache, zu der u.a. Xavier Naidoo, Udo
Lindenberg und Peter Maffay gehören, fordert eine Quote für
deutschsprachige Musik in Radio und Fernsehen - die sei "skandalös
unterrepräsentiert". Dies führt zu einer Bundestagsdebatte. 2017: 15
der 20 erfolgreichsten Alben in Deutschland stammen von
deutschsprachigen Musikerinnen und Musikern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 21. Mai 2019
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MUSIK/2904: BR-KLASSIK - Krassimira Stoyanova singt Szenen aus Opern von Richard Strauss, 2.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Krassimira Stoyanova singt Szenen aus Opern von Richard Strauss

Mitwirkende

Krassimira Stoyanova, Sopran

Violetta Radomirska, Mezzosopran

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Ivan Repušić

Sonntag, 2. Juni 2019, 19.00 Uhr, BR-KLASSIK, Live-Übertragung



Die Sopranistin Krassimira Stoyanova ist an den internationalen
Opernbühnen zu Hause und genießt ebenso als Kammersängerin der Wiener
Staatsoper höchstes Ansehen. Als eine der größten
Strauss-Interpretinnen unserer Zeit hat sie mit dem Münchner
Rundfunkorchester bereits vier CDs eingespielt, jetzt steht die
Einspielung der fünften CD an mit Auszügen aus Opern von Richard
Strauss, dessen Todesjahr sich 2019 zum 70. Mal jährt. Kostproben aus
dieser Hommage präsentieren Stoyanova und das Rundfunkorchester unter
Leitung seines Chefdirigenten Ivan Repušić am 2. Juni im
Prinzregententheater.

Die Bulgarin Krassimira Stoyanova zählt zu den herausragenden
Vertreterinnen ihres Fachs. Sie studierte Gesang und Violine am
Konservatorium in Plowdiw und debütierte 1995 an der Nationaloper in
Sofia, wo sie sich schnell ein umfangreiches Repertoire erarbeitet
hat. Ihre internationale Karriere startete 1998 an der Wiener
Staatsoper, mittlerweile ist sie an allen renommierten Bühnen und bei
den großen Festivals zu Gast. Die Bulgarin gilt als die
Strauss-Interpretin schlechthin, ihre Interpretationen der Marschallin
in "Der Rosenkavalier", der Ariadne in "Ariadne auf Naxos" oder der
Danae in "Die Liebe der Danae" suchen derzeit ihresgleichen.

Bereits vier CDs hat Krassimira Stoyanova mit dem Münchner
Rundfunkorchester eingespielt. Nach den Alben "Verdi", "Slavic Opera
Arias", "I palpiti d'amor" und "Verismo" gibt es nun eine fünfte
Produktion mit Szenen aus Opern von Richard Strauss. Auszüge aus
diesem Programm werden im "Sonntagskonzert Plus" des Münchner
Rundfunkorchesters im Münchner Prinzregententheater präsentiert -
übrigens dem Ort, an dem Richard Strauss noch in seinem Todesjahr 1949
Auszüge aus seiner wohl berühmtesten Oper dirigiert hat, dem
"Rosenkavalier".

In dieser Opern-Gala zu Ehren von Richard Strauss wird in den Porträts
der Marschallin, der Ariadne und der Danae die große
Charakterisierungskunst des Komponisten deutlich, in der prächtigen
Rosenkavalier-Suite sowie in zwei Zwischenspielen aus Intermezzo kommt
die brillante symphonische Gestaltungskraft des großen bayerischen
Komponisten zum Ausdruck. So wird diese Opern-Gala eine zweifache
Hommage: an Richard Strauss und an eine seiner größten Interpretinnen.

Neben Krassimira Stoyanova singt Violetta Radomirska, Mezzosopran, es
spielt das Münchner Rundfunkorchester unter der Leitung seines
Chefdirigenten Ivan Repušić.


Programm

R. Strauss, aus Vier Sinfonische Zwischenspiele aus INTERMEZZO; Nr. 2:
Träumerei am Kamin

R. Strauss, DER ROSENKAVALIER, Akt 1 Monolog Marschallin + Duett
Octavian

R. Strauss, ARIADNE, Monolog der Ariadne "Ein Schönes..." und "Es gibt
ein Reich..."

R. Strauss, DER ROSENKAVALIER SUITE op. 59

R. Strauss, DIE LIEBE DER DANAE, Zwischenspiel 3. Akt und "Wie umgibst
Du mich mit Frieden"

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28. Mai 2019
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THEMENREIHE/357: WDR 4 - WDR 4 räumt auf, 1. - 8.6.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Themenwoche von WDR 4 und Servicezeit Kragen

WDR 4 räumt auf

Der WDR geht dem Müll an den Kragen

WDR 4: Samstag, 1. Juni bis Samstag, 8. Juni 2019



Mit 220 Kilo pro Kopf und Jahr für die Gelbe Tonne ist Deutschland
beim Verpackungsmüll trauriger Spitzenreiter in Europa. WDR 4 und die
WDR Servicezeit nehmen dies zum Anlass, sich eine Woche lang den
Themen Müllvermeidung und Nachhaltigkeit zu widmen.

Vom 1. bis 8. Juni sind WDR 4-Moderator Ernst-Marcus Thomas und seine
WDR Servicezeit-Kollegin Johanna Meier gemeinsam in
Nordrhein-Westfalen unterwegs und gehen der Sache auf den Grund. Sie
zeigen, in welchen Lebensbereichen Müll anfällt und wie mit wenig
Aufwand viel davon vermieden werden kann. Die beiden Moderatoren
besuchen einen Wertstoffhof in Herne, der Upcycling-Workshops
veranstaltet, sprechen mit Grillbegeisterten am Aasee in Münster, sind
in Köln bei einer Zero-Waste-Familie zu Gast und in einem Supermarkt
in Kevelaer. Auch "Hier und heute" greift das Thema auf und zeigt in
der Woche viele Beiträge dazu im WDR Fernsehen - unter anderem geht es
um Müllvermeidung bei Großveranstaltungen.

Zum Finale von "WDR 4 räumt auf" am Samstag, 8. Juni, sind Menschen in
NRW aufgerufen, gemeinsam mit dem WDR Müll zu sammeln. Einzelpersonen,
Initiativen und Organisationen können sich bei WDR 4 melden und
mitteilen, wo sie am Samstag, 8. Juni, selbst unterwegs sind und Müll
sammeln. WDR 4 wird einige von ihnen besuchen, selbst mit anpacken und
darüber im Radio, Online und den sozialen Netzwerken berichten.


WDR 4 räumt auf

WDR 4: Samstag, 1. Juni bis Samstag, 8. Juni 2019

WDR Servicezeit: Montag, 3. Juni bis Donnerstag, 6. Juni 2019, 18.15 -
18.45 Uhr

WDR Hier und heute, Freitag, 31. Mai bis Freitag, 7. Juni 2019, 16.05 -
18.00 Uhr

Darüber hinaus gibt es ein umfangreiches Online- und Social-Media-Angebot.

wdr4.de

https://www1.wdr.de/radio/wdr4/index.html

wdr.de/fernsehen/servicezeit

https://www1.wdr.de/fernsehen/servicezeit

wdr.de/fernsehen/hier-und-heute

https://www1.wdr.de/fernsehen/hier-und-heute

 * 
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STANDPUNKT/044: PIRATEN kritisieren geplante Eingriffe in die Pressefreiheit (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 29. Mai 2019

PIRATEN kritisieren geplante Eingriffe in die Pressefreiheit



Ein veröffentlichter Referentenentwurf des Bundesinnenministeriums für ein
"Gesetz zur Harmonisierung des Verfassungsschutzrechts" [1] offenbart die
Pläne für eine Gesetzesänderung, mit der bisher illegitime Eingriffe in die
Pressefreiheit als rechtens erklärt werden könnten.

"Mit dem Entwurf wird erneut deutlich, was für ein Geist im
Bundesinnenministerium vorzuherrschen scheint. Jedes Schulkind lernt über
die Bedeutung des Journalismus als Korrektiv in der Demokratie. Und ebenso
über die Notwendigkeit des Quellenschutzes. Es kann das eine nicht ohne das
andere geben. Dieses Verhältnis aufzuweichen kommt einer Demontage der
Grundpfeiler der Demokratie gleich. So wie wir ein derartiges Vorgehen in
der Türkei kritisieren, kritisieren wir auch solche Bestrebungen in
Deutschland.", kommentiert Sebastian Alscher, Bundesvorsitzender der
Piratenpartei Deutschland.


Quellen/Fußnoten:

[1] Veröffentlichung des Gesetzentwurfes durch netzpolitik.org: 

netzpolitik.org/2019/wir-veroeffentlichen-den-gesetzentwurf-seehofer-will-staatstrojaner-fuer-den-verfassungsschutz/#Referentenentwurf-Bundesverfassungsschutzgesetz

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland
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STANDPUNKT/044: Pläne des Innenministeriums zur Einschränkung der Pressefreiheit müssen komplett verworfen werden (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
31. Mai 2019

ver.di: Pläne des Innenministeriums zur Einschränkung der
Pressefreiheit müssen komplett verworfen werden



Berlin - Mit scharfer Kritik reagiert die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) auf Pläne des Bundesinnenministeriums,
Geheimdiensten künftig sehr viel einfacher das digitale Ausspähen von
Redaktionen zu ermöglichen.

"Das Vorhaben von Bundesinnenminister Horst Seehofer sägt an einem
Grundpfeiler der Pressefreiheit, dem Schutz von Journalistinnen und
Journalisten als Berufsgeheimnisträgern. Die Pläne gehören sofort
vollständig ad acta gelegt. Wenn Redaktionen ohne überhaupt
nennenswerte Hürden digital ausgespäht werden dürften, wird damit der
Quellenschutz ausgehöhlt. Aber ohne Quellenschutz ist keine kritische
Berichterstattung möglich, die Missstände aufdeckt und damit einen
unerlässlichen Beitrag zum Erhalt von Recht und Demokratie leistet",
sagte der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank Werneke.

Werneke forderte stattdessen eine Stärkung der Pressefreiheit, nicht
ihre Aushöhlung. So müssten Medienschaffende etwa größere Befugnisse
erhalten, um zu erfahren, was die Verfassungsschutzämter an
Informationen über sie sammeln. Außerdem brauche es verlässliche
Regeln, wie Sicherheitsbehörden mit personenbezogenen Daten von
Journalistinnen und Journalisten umgehen. Das habe zuletzt der
Skandal um zahlreiche verweigerte Akkreditierungen im Rahmen des
G20-Gipfels gezeigt. "Das Bundesinnenministerium hat dazu bisher
keine Vorschläge für Verbesserungen vorgelegt. Das ist vollkommen
unbefriedigend", sagte Werneke.

Reporter ohne Grenzen hatte herausgearbeitet, dass der Entwurf für
ein "Gesetz zur Harmonisierung des Verfassungsschutzrechts"
Geheimdiensten erlauben will, Redaktionen künftig umfangreich online
auszuspähen (siehe https://tinyurl.com/yxwdzzm2). Dafür müssen weder
Straftaten vorliegen noch soll ein Richter die Maßnahme genehmigen.
Bisher waren Journalistinnen und Journalisten als
Berufsgeheimnisträger davon ebenso wie Ärztinnen und Ärzte,
Anwältinnen und Anwälte, Abgeordnete und Geistliche prinzipiell
ausgenommen. Nur bei schwersten Straftaten und unter besonders hohen
Anforderungen an die Verhältnismäßigkeit dürfen Richter seit 2017
Onlinedurchsuchungen von Redaktionen genehmigen. Diese Hürden sollen
laut Innenministerium nun auch noch fallen, nicht nur im Inland. Auch
der Bundesnachrichtendienst soll sich künftig einfacher in
ausländische Redaktionen hacken dürfen, um die "Handlungsfähigkeit
Deutschlands" sicher zu stellen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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STANDPUNKT/043: Das FIfF stützt und bestätigt die Aussagen über Drohneneinsätze der USA (FIfF)


FIfF - Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche
Verantwortung e.V.

Pressemitteilung vom 28. Mai 2019

Das FIfF stützt und bestätigt die Aussagen über Drohneneinsätze der USA,
die über die US-Airbase Ramstein in Deutschland koordiniert werden



Das Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung
(FIfF) e.V. beschäftigt sich seit mehr als drei Jahrzehnten mit dem Thema
Rüstung und Informatik sowie der Militarisierung der Gesellschaft. In
diesem Rahmen verfolgen wir auch die globalen Entwicklungen rund um die
(informations-)technische Konstruktion, den strategischen Einsatz und die
politischen Versprechen rund um militärische Droheneinsätze, wodurch auch
aktuelle und vergangene Kriegshandlungen in unserem Fokus liegen. Dies sind
die Kernthemen, die unsere Arbeitsgruppe Rüstung & Informatik (RUIN)
kritisch bearbeitet.

Im kürzlich viral gegangenen Politvideo "Zerstörung der CDU"[1]
thematisiert der Youtuber Rezo die Zerstörung des bewohnbaren Planeten
durch die Untätigkeit der CDU und teilweise auch der SPD. Zusätzlich geht
er auf die deutsche Beteiligung an US-initiierten Kriegseinsätzen ein,
sowohl durch direkte Beteiligung durch Aufklärungsmissionen, wie im
Syrienkrieg (für den es kein UN-Mandat gibt) als auch durch Bereitstelllung
der Kommunikationsinfrastruktur zur Drohnensteuerung (sogenannte
Relay-Funktion) in der US-Airbase Ramstein auf deutschem Staatsgebiet,
welche die tödlichen Drohneneinsätze überhaupt erst ermöglicht.[2]

Das FIfF unterstützt an dieser Stelle die scharfe Kritik Rezos an der
deutschen Regierung, US-geführte Drohnenmorde zu ignorieren. Für weitere
Informationen dazu empfehlen wir die Quellen und Belege des Bündnisses
Stopp-Ramstein[3], an dem auch das FIfF beteiligt ist. Dort finden sich
Belege über ermordete Hochzeitsgesellschaften, Stammesversammlungen oder
Krankenhauspersonal - die Zahl der zivilen Opfer, die billigend in Kauf
genommen werden, ist erschreckend hoch.

Auch die Tötung von Terror-Anführern wie Osama bin Laden geschieht ohne
rechtstaatlichen Prozess, ohne Anhörung, ohne Rechtsbeistand und somit ohne
Gerechtigkeit. Dieses Vorgehen ist eines Rechtstaats unwürdig, scharf zu
verurteilen und keinesfalls zu unterstützen. Es ist daher erschreckend,
dass der damalige verbale Ausrutscher der Bundeskanzlerin, die Tötung
ausdrücklich zu begrüßen, heute erneut zustimmend aufgegriffen wird. Dies
zeigt anschaulich die Erosion rechtsstaatlicher Prinzipien, nicht nur bei
der CDU.

Durch die Enthüllungen von Edward Snowden wissen wir, dass der US-Präsident
jeden Dienstag die neuen "Ziele" zum Abschuss freigibt - dafür steht der
Name "Terror-Tuesday".[4] Dabei hat sich die Praxis des "Double Tap"
etabliert, wobei nach dem eigentlichen Drohnenschlag gewartet wird, um
später noch die dann Helfenden mitzuermorden.[5] Es muss die Frage erlaubt
sein, wer hier eigentlich den Terror verbreitet. Angefangen hat diese
Vorgehensweise im Übrigen unter dem US-Präsidenten und
Friedensnobelpreisträger Barack Obama.

Und auch wenn keine Drohnen eingesetzt werden, sondern Luft- und
Bodentruppen, geht es nicht gerechter zu. Die weiteren in Rezos Video
angesprochenen Fälle der durch US-Soldaten getöteten Reuters-Reporter,
hinzueilenden Helfer und anwesenden Kinder offenbaren zusätzlich ein
Kriegsverständnis, was kein moderner Staat praktizieren oder unterstützen
sollte. Die Whistleblowerin Chelsea Manning wurde für das "Collateral
murder"-Video, das von Rezo als Beleg referenziert wird, zu einer
Jahrzehnte langen Gefängnisstrafe verurteilt und auch der veröffentlichende
Wikileaks-Journalist Julian Assange schwebt aktuell in höchster Gefahr, an
die USA ausgeliefert zu werden. Dort soll er nach dem umstrittenen
"Espionage Act" von 1917 verurteilt werden. Wenn keine Aspekte des
Einsatzes verheimlicht werden sollten[6], warum werden dann die Personen
mit absurd hohen Freiheitsstrafen bestraft bzw. bedroht, die diesen Einsatz
öffentlich machten?

Selbst wenn das Argument einer "Selbstverteidigung der USA" nach den
furchtbaren Anschlägen auf das World Trade Center am 11. September 2001 für
gültig erachtet würde, so muss doch nach nunmehr 20 Jahren "Krieg gegen den
Terror" ein vernichtendes Fazit gezogen werden: In die Steinzeit
zurückgebombte Länder, mit bewussten Lügen begründete Kriege, zig Millionen
ziviler Opfer, ein dysfunktionaler mittlerer Osten und das überhaupt
dadurch erst entstandene Terrorregime "Islamischer Staat"[7] verlangen ein
sofortiges Ende dieses "Krieges".

Auch zur Erneuerung der in Deutschland gelagerten US-Atomwaffen hat das
FIfF eine klare Position: Wer in dieser Rhetorik des Kalten Kriegs
argumentiert und handelt, bekommt letztendlich auch einen neuen Kalten
Krieg. Gründungsursache für das FIfF war die Stationierung von
computergestützen US-Atomraketen in Deutschland im Jahre 1984, die die Welt
damals an den Rand eines Atomkriegs führte. Diese Spirale der Aufrüstung
darf nie wieder begonnen werden.

Zusammengefasst sind die von Rezo aufgezeigten Standpunkte grundsätzlich
korrekt, gut begründet und in ihrer Dramatik auch erstaunlich verständlich
dargestellt, wenn auch teilweise pointiert, wie es die
Youtube-Sehgewohnheit offensichtlich gebietet.


Das FIfF

Das Forum Informatikerinnen und Informatiker für Frieden und
gesellschaftliche Verantwortung e.V. (FIfF) ist ein Zusammenschluss von
ca. 700 Fachleuten aus der Informatik, dem IT-Bereich und IT-nahen
Berufsfeldern, die sich kritisch mit den Auswirkungen des IT-Einsatzes
in unserer Gesellschaft auseinandersetzen. Zu den Aufgaben des FIfF
zählen die Information der Öffentlichkeit, wissenschaftliche Studien und
Beratung.


Quellen und Verweise

[1] https://www.youtube.com/watch?v=4Y1lZQsyuSQ

[2] https://daserste.ndr.de/panorama/aktuell/Brandon-Bryant-Ramstein-ist-absolut-zentral,drohnen250.html

[3] https://www.ramstein-kampagne.eu/category/beitraege_zur_diskussion/

[4] https://www.zeit.de/politik/deutschland/2013-06/barack-obama-hoffnungstraeger-rede-berlin

[5] https://www.bbc.com/news/world-us-canada-24557333

[6] https://www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/wie-wir-die-sache-sehen.pdf

[7] https://www.zeit.de/politik/ausland/2015-10/islamischer-staat-tony-blair-irakkrieg-invasion

 * 

Quelle:
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DER FILM/444: Magdeburg - "Bottled Life - das Geschäft mit dem Wasser" am 6. Juni 2019


Stadt Magdeburg

Bottled Life - das Geschäft mit dem Wasser

"Wissenschaft im Kino" am 6. Juni im Moritzhof



Mit dem preisgekrönten Dokumentarfilm "Bottled Life - Das Geschäft mit
dem Wasser" wird die Veranstaltungsreihe "Wissenschaft im Kino" am
Donnerstag, den 6. Juni 2019 fortgesetzt. Wasserexperten des
Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung (UFZ) und der Hochschule
Magdeburg-Stendal werden dabei Fragen beantworten und über
Privatisierung, Knappheit, Kosten und Qualität von Wasser diskutieren.
Der Film beginnt um 18.00 Uhr im Moritzhof Magdeburg. Der Eintritt ist
frei.

Viele Kino-, Fernseh- und Dokumentarfilme greifen wichtige
gesellschaftliche und wissenschaftliche Fragen auf, die es wert sind,
hinterfragt und eingeordnet zu werden. So auch der preisgekrönte
Dokumentarfilm "Bottled Life", der das boomende Geschäft mit dem
Trinkwasser in der Flasche dokumentiert und sich dabei ganz auf den
Leader der Branche, auf den Schweizer Nestlé-Konzern, fokussiert.

Im Anschluss werden Prof. Dietrich Borchardt vom Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung (UFZ) und Prof. Petra Schneider von der Hochschule
Magdeburg-Stendal Fragen zum Thema beantworten und diskutieren: Wie
gelingt ein einfacher Zugang zu sauberem Wasser? Wem gehört das
Wasser? Wie teuer darf oder muss Trinkwasser sein? Dürfen Konzerne wie
Nestlé Grund und Boden kaufen, um sich weltweit den Zugriff auf
wertvolle Wasserquellen zu sichern, sauberes Grundwasser zu entnehmen,
in Flaschen abzufüllen und teuer zu verkaufen? Und warum trinken wir
in Deutschland Mineralwasser aus der Flasche, das 75 bis 500 Mal
teurer ist als Leitungswasser, obwohl es durchschnittlich keine höhere
Qualität hat?

Der Film: Bottled Life - Das Geschäft mit dem Wasser

Wem gehört das Wasser? Hierzulande müssen wir nur den Hahn aufdrehen
und verfügen jederzeit über bestes Trinkwasser. Warum zahlen wir
dennoch viel Geld für diese lebensnotwendige Ressource? "Bottled Life"
deckt auf, wie Konzerne den Menschen ihr eigenes Wasser als teures
Lifestyleprodukt verkaufen, indem sie sich weltweit den Zugriff auf
wertvolle Quellen sichern. Journalist Res Gehriger verfolgt die Spur
von Nestlé und lässt uns tief blicken in die Strategien eines der
mächtigsten Akteure im Milliardengeschäft mit dem Flaschenwasser. Und
obwohl der Film bereits 2012 in die Kinos kam - er hat nichts von
seiner Aktualität eingebüßt. Gegen die Privatisierung der
Wasserversorgung kämpft aktuell das bisher größte europäische
Bürgerbegehren right2water.

CH/D 2012 l R: Urs Schnell l FSK: o. A. l 94 Min.

Die Experten

Mit Prof. Dietrich Borchardt vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung
(UFZ) und Prof. Petra Schneider von der Hochschule Magdeburg-Stendal
stehen dieses Mal gleich zwei Wissenschaftler Rede und Antwort. Prof.
Dietrich Borchardt ist Leiter des Themenbereichs "Wasserressourcen und
Umwelt" und Departmentleiter "Aquatische Ökosystemanalyse" am 
UFZ-Standort Magdeburg.

Prof. Petra Schneider ist Professorin für Internationale
Wasserwirtschaft und Studiengangsleiterin des Masterstudiengangs
"Ingenieurökologie" an der Hochschule Magdeburg-Stendal.

Das Format: "Wissenschaft im Kino"

"Wissenschaft im Kino" ist eine Veranstaltungsreihe, die zwei
unterschiedliche Formate - Film und Diskussion - mit der Wissenschaft
verknüpft. Sie ist in Kooperation mit den Magdeburger
Wissenschaftseinrichtungen und dem ARTist! e.V. / Kulturzentrum
Moritzhof entstanden. Bei "Wissenschaft im Kino" beantworten
Wissenschaftlerinnen und Forscher Fragen zum gezeigten Film und geben
gleichzeitig einen kurzen Einblick in ihre Forschungsarbeiten. Eine
weitere Folge ist in diesem Jahr nach der Sommerpause im Oktober
geplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. Mai 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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ARBEITSMEDIZIN/488: Biologische Wirksamkeit gepulster UV-Strahlung untersucht (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 28.05.2019

Biologische Wirksamkeit gepulster UV-Strahlung untersucht



Immer mehr Beschäftigte sind durch neue Technologien gepulster
inkohärenter UV-Strahlung ausgesetzt. Jedoch ist der Kenntnisstand ihrer
biologischen Wirkung bisher noch unzureichend, um diese Exposition in
Bezug auf den Arbeitsschutz zu beurteilen. Die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) hat nun den Bericht "Gepulste und
kontinuierliche in vitro UV-Bestrahlung menschlicher Hautproben -
Vergleich der biologischen Wirksamkeit" veröffentlicht. Im Zuge der
Untersuchung der UV-Strahlungsbelastung beim Schweißen wurde dabei die
biologische Wirksamkeit von gepulster inkohärenter UV-Strahlung in
menschlicher Haut untersucht.

Sowohl natürliche als auch künstliche UV-Strahlung kann bei übermäßiger
Exposition zu ernsthaften Haut- beziehungsweise Augenschäden führen und
Gesundheit sowie Sicherheit von Beschäftigten an vielen Arbeitsplätzen
gefährden. Kurzfristige Schädigungen zeigen sich beispielsweise in Form
von Verbrennungen der Haut. Langfristig können Expositionen mit hohen
UV-Strahlungsdosen zu Hautkrebs führen.

Gepulste UV-Strahlung wird zum Beispiel beim Härten mit Xenonblitzlampen,
beim Tempern oder bei der Desinfektion verwendet. Die
Expositionsgrenzwerte in der Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher
optischer Strahlung, deren Einhaltung vor Gefährdungen durch Expositionen
gegenüber inkohärenter UV-Strahlung am Arbeitsplatz schützen, beruhen
bislang lediglich auf der biologischen Wirkung kontinuierlicher Strahlung.

Die Forscher haben zunächst in Stanzbiopsien menschlicher Haut die
Induktion und Lokalisation von DNA-Schäden in der Epidermis untersucht.
Gleichzeitig betrachteten sie deren Reparatur sowie den programmierten
Abbau geschädigter Zellen (Apoptose) bei ansteigenden Dosen sowohl
kontinuierlicher als auch gepulster UV-Strahlung. Abschließend
untersuchten sie die biologische Wirkung von UV-Strahlung im Impulsbetrieb
als Funktion von Impulsdauer und Impulswiederholfrequenz.

Die Ergebnisse legen den vorläufigen Schluss nahe, dass der Einsatz
gepulster UV-Strahlungsquellen im Arbeitsbereich verglichen mit
kontinuierlicher UV-Bestrahlung nicht zu einer höheren Schadensinduktion
führt. Die Apoptoserate zeigte hingegen signifikante Abhängigkeiten von
den betrachteten Impulsparametern. Insgesamt sprechen die Daten dafür,
dass für den Einsatz gepulster inkohärenter UV-Strahlung am Arbeitsplatz
das etablierte Konzept für Expositionsgrenzwerte gültig bleibt.

"Gepulste und kontinuierliche in vitro UV-Bestrahlung menschlicher
Hautproben - Vergleich der biologischen Wirksamkeit"; 1. Auflage; Christin
Starzonek, Beate Volkmer, Rüdiger Greinert, Stefan Bauer, Günter Ott;
Dortmund; Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 2019; 75
Seiten; DOI: 10.21934/baua:bericht20190329. Eine Version im PDF-Format zum
Herunterladen gibt es im Internetangebot der BAuA unter
www.baua.de/dok/8817076.

Forschung für Arbeit und Gesundheit
Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NOTFALL/338: Lawinenopfer - Wann kann Erwärmung die Rettung bedeuten? (idw)


Eurac Research - 28.05.2019

Lawinenopfer: Wann kann Erwärmung die Rettung bedeuten?

Eine internationale Studie unter Leitung von Eurac Research definiert
Kriterien, um Überlebenschancen richtig einzuschätzen.



Lawinenopfer, die unterkühlt und mit Herz-Kreislauf-Stillstand das
Krankenhaus erreichen, sind für die Ärzte schwierig einzuschätzen: Ist der
Erstickungstod eingetreten oder besteht bei richtiger Wiedererwärmung eine
realistische Aussicht, dass der Patient überlebt? Die korrekte
Ersteinschätzung ist von großer Bedeutung: Sie garantiert das Überleben
der Überlebensfähigen und verhindert gleichzeitig, dass wertvolle
medizinische Ressourcen für unrettbare Fälle aufgewendet werden. Die
Experten für Notfallmedizin von Eurac Research haben deshalb gemeinsam mit
Kollegen aus Europa und den USA neue Richtwerte für die Körpertemperatur
und die Konzentration von Kalium im Blutserum ermittelt, die zuverlässige
Anhaltspunkte für die ärztliche Entscheidung bei Krankenhausaufnahme
bieten. In der Studie wurden die Daten von 103 Lawinenopfern analysiert,
die zwischen 1995 und 2016 mit Herz-Kreislauf-Stillstand in sieben große
Krankenhäuser in Europa eingeliefert wurden.

In die Untersuchung einbezogen wurden die Krankenhäuser Bern, Grenoble,
Innsbruck, Krakau, Tromsö, Lausanne und Sion. Von den 103 Verunglückten
waren 61 wiedererwärmt worden, doch nur 10 Prozent überlebten; in den
anderen Fällen war also nicht die Unterkühlung die Ursache für den
Kreislaufstillstand, sondern das Ersticken in der Lawine oder ein Trauma.
Gerade weil Wiedererwärmung nur bei einem geringen Anteil solcher Fälle
die Rettung bedeutet, personell und technisch jedoch sehr aufwendig und
mit sehr hohen Kosten verbunden ist, "braucht man strenge und verlässliche
Selektionskriterien", wie Hermann Brugger erklärt, Hauptautor der Studie:
"Kriterien, die garantieren, dass alle Eingelieferten wiedererwärmt
werden, bei denen eine Aussicht auf Erfolg besteht - aber eben möglichst
nur diese Patienten."

Zwar hatten die Ärzte auch bisher Richtlinien für die erste Triage von
Lawinenopfern direkt am Lawinenfeld - die Beurteilung, die über die
weitere Behandlung entscheidet - doch handelte es sich um Richtwerte, die
auf einer geringen wissenschaftlichen Evidenz beruhten und für den Einsatz
am Notfallort bestimmt waren. Für die Krankenhäuser hingegen sind
treffsichere Kriterien mit einem hohen Evidenzniveau erforderlich, um den
Einsatz der Herzlungenmaschine - aus Südtirol müssen Lawinenopfer dafür
nach Innsbruck oder Trient gebracht werden - zu rechtfertigen. Genau hier
liegt die Bedeutung der jetzt im Fachjournal "Resuscitation" des
Europäischen Rats für Wiederbelebung veröffentlichten Studie. Die
Faktoren, die sich bei dieser Untersuchung als entscheidend
herauskristallisier haben sind die Körpertemperatur und die Konzentration
des Kaliums im Blutserum, die mit dem Zellverfall zusammenhängt. Für beide
Parameter ermittelten die Mediziner jenen Wert, der die eventuell
rettbaren von den hoffnungslosen Fällen trennt. Bei der Körpertemperatur
ist dieser Richtwert 30 Grad: Kein Lawinenopfer mit
Herz-Kreislauf-Stillstand, bei dem die Körpertemperatur 30 Grad überstieg, wurde je
erfolgreich wiedererwärmt; das Serumkalium sollte nicht über 7mmol/Liter
liegen.

Dass die Wissenschaftler trotz der kleinen Fallzahl zu sicheren
Schätzwerten gelangten, verdanken sie einer neuen statistischen Methode,
die über Eurac Research entwickelt und bei dieser Studie erstmals
angewendet wurde; sie eröffnet künftig auch anderen Untersuchungen mit
kleiner Stichprobenzahl neue Möglichkeiten.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.resuscitationjournal.com/article/S0300-9572(18)30967-5/fulltext

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eurac Research - 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1992: Epigenetische Studie liefert neue Ansätze für Kombinationstherapien bei aggressiven Krebsarten (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, MAS 27.05.2019

Epigenetische Studie liefert neue Ansätze für Kombinationstherapien bei aggressiven Krebsarten



Eine aktuelle Studie des CeMM gibt Aufschluss darüber, wie das
Zusammenspiel eines epigenetisch aktiven Proteins namens BRD4 mit dem
Stoffwechsel-Enzym MTHFD1 die Genaktivität und das Zellwachstum steuert.
Die Ergebnisse der Studie wurden nun im renommierten Fachjournal Nature
Genetics veröffentlicht. Sie weisen den Weg für den zielgerichteten
Einsatz von Kombinationstherapien bei aggressiven Krebserkrankungen.

Epigenetische Prozesse ermöglichen es Zellen, auf Veränderungen in ihrer
Umgebung zu reagieren, indem sie die Aktivität ihrer Gene regulieren.
Eines der Proteine, die dabei eine zentrale Rolle spielen, ist BRD4, ein
gut charakterisierter "epigenetischer Leser", der acetylierte Lysinsreste
sowohl an Histon- als auch an Nicht-Histon-Proteinen erkennt und daran
bindet. Schon 2016 hatten WissenschaftlerInnen rund um Stefan Kubicek am
CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften erstmals ein zelluläres Reportersystem für die
BRD4 Aktivität beschrieben. Nun gelang es den ForscherInnen, in diesem
Zellmodell systematisch zu testen, wie sich der Verlust jedes einzelnen
der rund 23,000 menschlichen Gene auf die Aktivität von BRD4 auswirkt.
Überraschenderweise wurde dabei ein Zusammenspiel des Folat-Metabolismus
mit der Genregulation entdeckt. Die Ergebnisse der Studie, an der u.a.
auch Wissenschaftler des Instituts für Molekulare Pathologie (IMP) und der
Medizinischen Universität Wien mitgewirkt haben, wurden nun im Fachblatt
Nature Genetics publiziert (DOI: 10.1038/s41588-019-0413-z).

Moderne molekularbiologische Technologien ermöglichen es, in Genom-weiten
genetischen Screens Populationen mutageniserter Zellen zu generieren,
sodass in jeder Zelle jeweils ein Gen ausgeschaltet ist. Die BRD4
Reporterzellen ermöglichten es dem Labor von Stefan Kubicek am CeMM, aus
dieser Zellpopulation präzise jene Zellen auszuwählen, die sich so
verhalten, als ob BRD4 inhibiert wäre. Durch Next Generation Sequencing
konnten dann die ausgeschalteten Gene identifiziert werden. "Wir hätten
erwartet, einen der klassischen epigenetischen Faktoren zu finden", so
Kubicek, "umso mehr hat es uns überrascht, dass der beste Treffer MTHFD1
war." Dieses Enzym ist in den Folsäure-Zyklus involviert, einem Vorgang,
der - wie man dachte - nichts mit BRD4 zu tun haben könne. Dies umso mehr,
als MTHFD1 hauptsächlich im Zellplasma vorkommt, während BRD4 im Zellkern
arbeitet.

Zufall und Glück lieferten Erstautorin Sara Sdelci ein weiteres
Puzzleteil, das die Ergebnisse bestätigte. Bei einer Konferenz traf sie
Philipp Rathert aus Johannes Zuber's Labor am IMP, an dem auch zu BRD4
geforscht wird. Sara Sdelci: "Philipp Rathert hatte Daten generiert, die
zeigen, dass MTHFD1 auch physisch an BRD4 bindet." In den darauffolgenden
Versuchen hat sich gezeigt, dass sich ein kleiner Teil des MTHFD1 Proteins
auch im Zellkern findet. Durch die Interaktion mit BRD4 wird MTHFD1 an die
DNA rekrutiert wir, und trägt so zur Genregulation bei.

Klinische Relevanz erhält die Studie von Sara Sdelci für Tumore, bei denen
die Fehlregulation von BRD4 eine Rolle spielt. Einerseits sind Tumore
bekannt, die direkt durch genetische Veränderungen am BRD4 Gen angetrieben
werden, andererseits trägt BRD4 in einer Vielzahl weiterer
Krebserkrankungen über seine Rolle in der Genexpression zum Zellwachstum
bei. Dementsprechend haben Pharmafirmen hochaktive BRD4 Inhibitoren
entwickelt, die momentan gerade in klinischen Studien getestet werden.
Doch in der Praxis reicht eine Therapie, die auf nur einer Substanz
basiert, oft nicht aus.

Die Entdeckung des Zusammenspiels von BRD4 und dem Enzym MTHFD1 aus dem
Folsäure Metabolismus verspricht neue Ansätze in der Krebstherapie,
insbesondere bei der Behandlung besonders aggressiver Tumore. Antifolate,
also Stoffe, die den Folsäurezyklus hemmen, werden schon seit mehr als 70
Jahren in der Krebstherapie und auch gegen Krankheiten wie rheumatoide
Arthritis eingesetzt. Die neue Studie zeigt, dass die Antifolate mit
BRD4-Inhibitoren kombiniert werden können, und so (besonders aggressive)
Tumore noch effektiver bekämpft werden können. Die Ergebnisse könnten auch
dazu beitragen, Therapien zielgerichtet einzusetzen. "Allenfalls können
aufgrund unserer Erkenntnisse auch Patienten ausgewählt werden, die
aufgrund ihres Folsäurelevels und ihrer Genetik besonders gut auf BRD4
Inhibitoren ansprechen", so Stefan Kubicek.


Originalpublikation:

Die Studie "MTHFD1 interaction with BRD4 links folate metabolism to
transcriptional regulation" wurde am 27.05.2019 in Nature Genetics
veröffentlicht. 

DOI: 10.1038/s41588-019-0413-z.

Autoren: 

Sara Sdelci, André F. Rendeiro, Philipp Rathert, Wanhui You,
Jung-Ming G. Lin, Anna Ringler, Gerald Hofstätter, Herwig P. Moll, Bettina
Gürtl, Matthias Farlik, Sandra Schick, Freya Klepsch, Matthew Oldach,
Pisanu Buphamalai, Fiorella Schischlik, Peter Májek, Katja Parapatics,
Christian Schmidl, Michael Schuster, Thomas Penz, Dennis L. Buckley, Otto
Hudecz, Richard Imre, Schuang-Yan Wang, Hans Michael Maric, Robert
Kralovics, Keiryn L. Bennett, Andre C. Müller, Karl Mechtler, Jörg Menche,
James E. Bradner, Georg E. Winter, Kristaps Klavins, Emilio Casanova,
Christoph Bock, Johannes Zuber, Stefan Kubicek

Die Studie wurde finanziert durch Fördermittel des Bundesministerium für
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, der Österreichischen
Nationalstiftung für Forschung, Technologie und Entwicklung, des
Österreichischen Wissenschaftsfonds (FWF) und des European Research
Council (ERC) im Rahmen des Horizon 2020 Programms.

Sara Sdelci führte diese Forschungsarbeit als Senior Postdoctoral Fellow
am CeMM durch. Seit Januar 2019 ist sie Gruppenleiterin am Centre for
Genomic Regulation (CRG) in Barcelona. Sie hat einen PhD in Biomedizin des
Institute for Research in Biomedicine, Barcelona, und einen BSc und MSc in
medizinischer Biotechnologie der Universität Florenz.

Stefan Kubicek ist Forschungsgruppenleiter am CeMM und leitet das
gleichnamige Christian Doppler Laboratory for Chemical Epigenetics and
Antiinfectives. Außerdem führt er das Programm für Chemical Screening und
PLACEBO (Platform Austria for Chemical Biology), und die Proteomics and
Metabolomics Facility am CeMM.


Das CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ist eine internationale, unabhängige und
interdisziplinäre Forschungseinrichtung für molekulare Medizin unter der
wissenschaftlichen Leitung von Giulio Superti-Furga. Das CeMM orientiert
sich an den medizinischen Erfordernissen und integriert
Grundlagenforschung sowie klinische Expertise, um innovative diagnostische
und therapeutische Ansätze für eine Präzisionsmedizin zu entwickeln. Die
Forschungsschwerpunkte sind Krebs, Entzündungen, Stoffwechsel- und
Immunstörungen sowie seltene Erkrankungen. Das Forschungsgebäude des
Instituts befindet sich am Campus der Medizinischen Universität und des
Allgemeinen Krankenhauses Wien. www.cemm.oeaw.ac.at


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution2100
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, MAS 27.05.2019
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ONKOLOGIE/1991: Epigenetische Signale fördern Entstehung von Leukämie (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 29.05.2019

Epigenetische Signale fördern Entstehung von Leukämie



Für die Entstehung der CLL, einer häufigen Form von Blutkrebs, sind neben
DNA-Mutationen auch fehlerhafte epigenetische Signale verantwortlich.
Diese legen sowohl in gesunden Zellen als auch in Krebszellen fest,
welcher Teil der genetischen Informationen tatsächlich abgelesen wird.
Wissenschaftler des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ) haben in
einem nationalen Forschungsverbund die epigenetischen Signale in
CLL-Zellen systematisch untersucht.

Aus den Ergebnissen konnten sie ein Modell entwickeln, das erklärt, wie es
zur fehlerhaften Genregulation kommt. Das Modell erlaubt es den Forschern
vorherzusagen, welche für die Krebsentstehung relevanten Gene in den
CLL-Zellen dereguliert sind, was erheblichen Einfluss auf die Prognose der
Erkrankung haben kann.

In Krebszellen ist nicht nur die DNA durch Mutationen verändert, sondern
auch die am Genom angehefteten epigenetischen Signale. Darunter versteht
man an die DNA oder die DNA-Bindeproteine (Histone) reversibel gekoppelte
kleine chemische Gruppen (z.B. durch Methyl- oder Azetylgruppen). Falsche
epigenetische Signale können bewirken, dass die Erbinformation nicht
richtig gelesen oder in ihrer Funktion unterdrückt wird. Dies kann dazu
führen, dass eine kranke Zelle einen Selbstzerstörungsbefehl ignoriert
oder Gene ausschaltet, die die Krebsentstehung verhindern.

"In unserer aktuellen Studie haben wir eine fast vollständige Karte der
wichtigsten epigenetischen Signale erstellt, die bei der chronischen
lymphatischen Leukämie (CLL) gegenüber gesunden Zellen verändert sind",
erläutert Karsten Rippe, der zusammen mit Daniel Mertens vom DKFZ den
Forschungsverbund zur Untersuchung der CLL Epigenetik koordiniert.

"Die Stärke unserer Arbeit liegt in der Verknüpfung biomedizinischer
Grundlagenforschung, die am DKFZ ihren Schwerpunkt hat, und klinischer
Forschung", so Daniel Mertens, der gleichzeitig auch am Ulmer Klinikum
arbeitet. "Dabei haben wir experimentelle Arbeiten im Labor mit Analysen
und Modellierungen am Computer integriert und konnten so mathematische
Modelle entwickeln, die vorhersagen, wie sich die Genaktivität in
CLL-Zellen verändert." Sind beispielsweise in den Krebszellen eines Patienten
relevante "Krebsbremsen" (Tumor-Suppressorgene) in ihrer Aktivität
unterdrückt, so hat dies erheblichen Einfluss auf die Erkrankung.

Als nächstes wollen die Wissenschaftler herausfinden, wie Medikamente das
epigenetische Programm der Zelle beeinflussen und wie man mit Hilfe der
Untersuchung epigenetischer Signale den Behandlungserfolg vorhersagen
kann.

Die Arbeit wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.


Originalpublikation:

Mallm JP, Iskar M, Ishaque N, Klett LC, Kugler SJ, Muino JM, Teif VB, Poos
AM, Großmann S, Erdel F, Tavernari D, Koser SD, Schumacher S, Brors B,
König R, Remondini D, Vingron M, Stilgenbauer S, Lichter P, Zapatka M,
Mertens D & Rippe K (2019) Linking aberrant chromatin features in chronic
lymphocytic leukemia to deregulated transcription factor networks. Mol
Syst Biol 5, e8339. 

doi: 10.15252/msb.20188339.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DROGEN/381: Deutsche Aidshilfe fordert unabhängige und fachlich versierte Drogenbeauftragte (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 29. Mai 2019

Drogenpolitik

Deutsche Aidshilfe fordert unabhängige und fachlich versierte Drogenbeauftragte



Berlin - Die bisherige Drogenbeauftragte der Bundesregierung, Marlene
Mortler, wechselt Anfang Juli ins Europaparlament nach Brüssel. Für
die Nachfolge fordert die Deutsche Aidshilfe (DAH) die Besetzung mit
einer von der Politik unabhängigen und anerkannten Fachperson.

"Eine Person mit langjähriger Erfahrung in Wissenschaft, Drogenpolitik
und Suchthilfe und ohne unmittelbare Anbindung an die Politik könnte
für eine unabhängige Themensetzung und Strategiebildung auf der
Grundlage des aktuellen wissenschaftlichen Standes sorgen", erklärte
DAH-Vorstandsmitglied Winfried Holz.

Diese Person müsse auch den Auftrag erhalten, dabei die Stimmen und
Interessen von Drogenkonsument_innen einbeziehen, etwa beim Thema
Schadensminimierung.

"Bisher waren die Drogenbeauftragten immer Mitglieder der jeweiligen
Regierungskoalition. Ihre Arbeit war daher von parteipolitischen
Erwägungen abhängig", kritisiert DAH-Drogenreferent Dirk Schäffer.

Es gebe gute Beispiele für Bundesbeauftragte ohne Parteibindung, etwa
den Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit
Behinderungen oder den Bevollmächtigten der Bundesregierung für
Pflege.

Die Deutsche Aidshilfe schlägt zudem vor, ein unabhängiges und
interdisziplinäres Beratungsgremium für Drogen und Sucht einzuberufen,
dem auch Vertreter_innen der Selbsthilfe von Konsument_innen illegaler
Drogen sowie Suchtmediziner_innen angehören.

Einen Drogen- und Suchtrat hat es in vorangegangenen
Legislaturperioden bereits gegeben. Ähnlich wie der Nationale
AIDS-Beirat, der von 1987 bis 2016 die Gestaltung und Umsetzung einer
fachlich fundierten HIV/Aids-Strategie begleitete, könnte ein solcher
Drogen- und Suchtrat die Entwicklung einer modernen, auf den
wissenschaftlichen Fakten basierenden und menschlichen Drogenpolitik
begleiten.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 29. Mai 2019

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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TRANSPLANTATION/529: Tag der Organspende 2019 am 1. Juni 2019 (KAO)


Kritische Aufklärung über Organtransplantation e.V. (KAO) - 29. Mai 2019

Tag der Organspende 2019



Wolfsburg - Renate Greinert, 1. Vorsitzende von KAO und das
Vorstandsmitglied Christine Rohde nahmen vom 20.-21. Mai 2019 an einem
Kogress der John Paul II Akademie in Rom teil zum Thema: "Brain Death,
A Medicolegal Construct: Scientific & Philosophical Evidence" (Hirntod
- ein medizin-juristisches Konstrukt: Wissenschaftliche und
philosophische Belege.)

Weltweit führende Kritiker des Hirntods, wie Prof Alan Shewmon, Prof
Paul Byrne, Prof Josef Seifert, Prof Doyen Nguyen, Prof Cicero
Coimbra, Fr Edmund Waldstein, Bischof Atanasius Schneider diskutierten
mit einem internationalen Publikum über Fakten, wissenschaftliche
Beweise zum Hirntod und Möglichkeiten der Behandlung eines schwer
hirnverletzten Patienten.

Prof Paul Byrne brachte es auf den Punkt. "Der Hirntod ist eine Lüge".
Die Organentnahme tötet den Spender und führt den Empfänger in ein
zweifelhaftes Leben, er ist immer noch schwer krank und muss sich nun
anderen schwerwiegenden Problemen stellen, wie z.B. Organabstoßung,
Organversagen, Krebs, Bluthochdruck, Osteoporose... Der Spender aber
ist entsorgt, verursacht keine Kosten, belegt kein Bett und belastet
nun nicht mehr die Krankenkassen. Die Amerikaner rechnen 2025 mit
einem Gewinn von 55 Milliarden Dollar und gehen von einer jährlichen
Gewinnsteigerung von 9% durch die Immunsuppressiva, die die
Organempfänger zukünftig einnehmen müssen. Es ist leicht zu verstehen,
warum Deutschland angeblich eine Widerspruchslösung brauchen soll,
auch hier sollen mit unseren Organen die Gewinne der Pharmafirmen
gesteigert werden.

In der Schweiz schlägt der Verein "Ärzte und Pflegepersonal gegen die
Organspende am Lebensende" - ÄPOL - Alarm: Organspender sind zum
Zeitpunkt der Organentnahme nicht tot. Sie werden durch die Entnahme
getötet.

In Deutschland protestiert die Kritische Aufklärung über
Organtransplantation - KAO - und fordert umfassende Aufklärung der
Gesellschaft. Die potentiellen Spender haben ein Recht auf Wissen,
denn wenn sie einer Organspende uninformiert zustimmen, gibt es keine
Möglichkeit mehr zum Protest, wenn die Organentnahme beginnt.

Ungeachtet des internationalen Protestes gegen die Hirntoddefinition
und deren Folgen für die "Spender" versucht die Politik in Deutschland
unter Führung des Gesundheitsministers Jens Spahn die Gesellschaft
weiterhin massiv durch Werbung unter Druck zu setzen. "Organspende ist
eine Gemeinschaftsaufgabe! Organspende ist gelebte Liebe".

Renate Greinert: "Es geht in den seltensten Fällen wirklich um
Lebensrettung. Nach neuesten Zahlen der DSO warten 77% der
Organempfänger auf eine Niere. Diese Menschen haben eine Alternative,
die Dialyse. Alle wartenden Organempfänger insgesamt machen etwa
0,012% der Gesellschaft aus. Es geht also nur bei 23% der wartenden
Organempfänger um "Lebensrettung". Wozu braucht die
Transplantationsmedizin uns alle als potentielle Organspender??? Ganz
einfach: Noch ist die Organübertragung ein weltweiter Menschenversuch
im Experimentierstadium. Das Immunsystem des Menschen ist die Hürde
der Transplantationsmedizin, die immer noch nicht überwunden ist. Aber
wenn die Medizin es schaffen sollte, dann sind wir im
Frankensteinzeitalter angekommen."

Ausgehebelt wird durch diese Medizin vor allem auch die ärztliche
Aufklärungspflicht, erst kürzlich im BGB neu verankert. Schließlich
ist ein Mensch vor der "Hirntoduntersuchng" ein Patient mit allen
Rechten.

Nach der "Hirntodfeststellung" wird dann alles unternommen, um diese
juristische "Leiche" am Leben zu erhalten, z.B. mittels Reanimation -
erst durch die Entnahme der Organe endgültig darf der Mensch endgültig
sterben.

Schon 1987 meinte Prof Pichlmayr zu Renate Greinert, die ihren Sohn
ohne Kenntnis der wahren Hintergründe zur Organentnahme freigegeben
hatte, im Beisein von Zeugen:

"Wenn wir die Gesellschaft aufklären, bekommen wir keine Organe
mehr?"

Dieser Satz von einem der berühmtesten Lebertransplanteure
Deutschlands hängt wie ein Damoklesschwert über der Transplantationsmedizin.

Seit 1968 hat man der Gesellschaft vorenthalten, dass die
Hirntoddefinition eine "legal fiction (rechtlich akzeptierte Annahme)"
ist, damit Mediziner straffrei Organe aus lebenden Menschen entnehmen
können. Menschen, die durch neue medizinische Möglichkeiten wie der
künstlichen Beatmung am Leben gehalten wurden und nicht die Rückkehr
ins bewusste Leben schafften, gerieten in den Fokus der
Transplantationsmedizin, die bereits die technischen Probleme der
Organübertragung gelöst hatte, aber noch daran scheiterte, dass ein
Organ, nach dem Tod entnommen, innerhalb weniger Minuten nach
Atem- und Kreislaufstillstand nicht mehr übertragbar war. Sie waren
ideale Träger von lebenden, vitalen Organen. Man bezeichnete sie zwar
als "hirntot", aber sie lebten, weil sie beatmet werden konnten. Nur
lebende Personen kann man beatmen, Leichen kann man bestenfalls
aufblasen.

In Harvard, Boston, 2018 forderten berühmte Befürworter der
Transplantationsmedizin wie Professor R. Truog, die Gesellschaft
darüber aufzuklären, dass Organspender lebende Patienten sind. Er
spricht vom " justified killing", gerechtfertigtem Töten und hofft
trotzdem auf Zustimmung der Gesellschaft.

KAO verlangt von den Verantwortlichen die Aufgabe der Pläne, eine
Widerspruchsregelung einzuführen. Nur jede/r, der für sich selbst nach
umfassender neutraler Aufklärung einer Organentnahme zugestimmt hat,
darf als Spender/in in Frage kommen.

Renate Greinert: "70 Jahre Grundgesetz zu feiern und den Menschen ihr
persönlichstes Recht, das auf ihren Körper, zu nehmen, ist ein
Skandal!"


Über den Verein "KAO - Kritische Aufklärung über Organtransplantation e.V."

Kritische Aufklärung über Organtransplantation e.V. ist ein Verein,
gegründet von Eltern, die ihre verunglückten Kinder zur Organspende
freigegeben haben, ohne die Hintergründe zu diesem Zeitpunkt genau
genug zu kennen. "Erst nachdem unsere Kinder beerdigt waren, haben wir
begriffen, wozu wir ja gesagt hatten. Wir haben begriffen, dass
lebende Organe nicht von Menschen entnommen werden können, die so tot
sind, wie wir es uns vorgestellt hatten. Wir haben unsere Entscheidung
daher bitter bereut. Durch unsere Zustimmung waren unsere Kinder in
ihrem Sterbeprozess, in dem sie unserer besonderen Liebe bedurften,
schutzlos und verlassen.

Wir wollen deshalb durch Aufklärung andere Menschen davor bewahren,
unvollständig informiert vorschnell einer Organentnahme zuzustimmen -
sei es bei sich selbst oder Angehörigen."

 * 

Quelle:

Kritische Aufklärung über Organtransplantation e.V. (KAO)

Pressemitteilung vom 29. Mai 2019

Walkenriedstr. 7, 38442 Wolfsburg

Email: presse@initiative-kao.de

Internet: www.initiative-kao.de
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TRANSPLANTATION/528: Zum Tag der Organspende am 01.06.2019 - Interessengemeinschaft Nierenlebendspende bietet Aufklärung (IGN)


Interessengemeinschaft Nierenlebendspende e. V. - 31. Mai 2019

Zum Tag der Organspende 2019: IGN bietet Aufklärung und Beratung zur Nierenlebendspende



Berlin - Eine Nierenlebendspende ist mit hohen gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Risiken verbunden. Darauf weist die
Interessengemeinschaft Nierenlebendspende e. V. (IGN) zum Tag der
Organspende hin.

Durch den Verlust einer Niere sinkt beim Lebendspender die restliche
Nierenfunktion auf ca. 70 % der Ausgangsfunktion. In einzelnen Fällen
kann es zu noch größeren Funktionsverlusten kommen. Da die von der
Transplantationsmedizin selbst gesetzten Grenzen der
Nierenausgangsfunktion nach Auffassung der IGN deutlich zu niedrig
sind, sind zahlreiche Nierenlebendspender nach der Spende trotz
verbleibender gesunder Niere selbst "nierenkrank" (CKD = Chronic
Kidney Disease). Die Folge sind typische Symptome wie
Leistungsreduzierung, Dauermüdigkeit, kognitive Einschränkungen wie
Vergesslichkeit und einiges mehr. Diese Symptomatik ist bei "normal"
Nierenkranken als "Fatigue unter CKD" anerkannt, jedoch wird bei
Nierenlebendspendern seitens der Medizin reflexartig von psychischen
Folgen der Nierenspende gesprochen.

Auch führt die Entnahme einer Niere in ca. 1/5 der Fälle (Studie
Universitätsklinikum Erlangen 2016) zum sogenannten "Fatigue-Syndrom",
einer schweren Erkrankung, die zusätzlich zur
Nierenfunktionseinschränkung auftreten und den gesamten Immun- und
Hormonhaushalt des Körpers betreffen kann. Bleierne Erschöpfung,
Schlafstörungen, kognitive Folgen und deutliche Verschlechterung unter
Belastung sind einige der Symptome dieser Erkrankung, die viele
Spender vorübergehend oder dauerhaft verfolgt. Auch hier wird seitens
der Medizin der körperliche Zusammenhang in skandalöser Art und Weise
negiert und die Ursachen psychologisiert.

Eine Abgrenzung zwischen "Fatigue-Syndrom" und "Fatigue unter CKD" ist
oft nicht möglich, bzw. gehen beide fließend ineinander über.

Bluthochdruck (ca. 25 % der Spender), sowie erhöhte kardiovaskuläre
Risiken sind ebenfalls erwähnenswert. Die Lebenserwartung ehemals
gesunder Menschen sinkt durch den Nierenverlust. Die
Wahrscheinlichkeit, selbst im Laufe des weiteren Lebens
dialysepflichtig zu werden, steigt.

Kommt es zu Schäden, müssen Betroffene jahrelang und nicht selten
erfolglos, für ihr Recht auf Versorgung und Absicherung kämpfen. Die
zuständigen Unfallkassen verweigern die Anerkennung des
"Fatigue-Syndroms" als Folge der Spende und zahlen nur sehr
widerwillig die für eine nachweisbare Nierenkrankheit in Folge des
Nierenverlustes fällige Rente. Nicht selten müssen Spender ihre
Arbeitsbelastung deutlich reduzieren oder Erwerbsminderungsrente
beantragen. Einen wirtschaftlichen Ausgleich erhalten die Wenigsten
hierfür.

Da die Organspende öffentlich völlig einseitig beworben und die
Organlebendspende in diesem Zusammenhang als ausschließlich "gute
Heldentat" dargestellt wird, entsteht häufig ein enorm großer Druck
auf potenzielle Lebendspender. Eine neutrale, risikoorientierte
Aufklärung fand in der Regel bisher nicht statt. Jahrzehntelang wurden
bekannte Risiken bei der Aufklärung oft unterschlagen oder
verharmlost. Die für 2015 von der Bundesärztekammer angekündigten
Richtlinien zur Organlebendspende fehlen noch immer.

Nun hat der BGH am 29. Januar dieses Jahr in zwei wegweisenden
Grundsatzurteilen (Aktenzeichen VI ZR 495/16 und VI ZR 318/17)
glasklar formuliert, dass Organlebendspender nicht auf umfassende
Aufklärung verzichten können und dass diese Aufklärung auch dem
"Schutze des Spenders vor sich selbst" dient. Schließlich sind
Organlebendspender, die einem nahen Angehörigen ein Organ spenden
möchten, oft emotional stark blockiert. Spätestens nach den
BGH-Urteilen sollte der aufzuklärende Spender in den Fokus der
Transplantationsmedizin rücken. Es geht um den Schutz gesunder
Menschen. Der Druck ist zu nehmen. Ein "Nein" zur Spende ist genauso
zu akzeptieren, wie ein "Ja".

Die Anforderung an die Klinikaufklärung ist nun enorm gestiegen. Ob
die deutschen Transplantationszentren dieser Anforderung gerecht
werden, ist noch offen. Die IGN ist hier sehr skeptisch.

Wer es in Erwägung zieht, einer emotional nahestehenden Person ein
Organ zu spenden, kann sich zusätzlich zur Klinikaufklärung neutral
und ergebnisoffen bei der Beratungsstelle der IGN in Berlin
informieren:

Interessengemeinschaft Nierenlebendspende e. V.

Stromstraße 1

10555 Berlin

Telefon: 030-394 011 30

Hier ist die Vereinbarung von persönlichen Beratungsterminen möglich.
Nierenlebendspender und ein Psychologe mit entsprechender persönlicher
Erfahrung, stehen zur Verfügung. Die Beratung bezieht sich auch auf
Schadensfälle nach einer Nierenlebendspende.

Auf Wunsch erfolgt das Gespräch mit Nierenlebendspendern und
Psychologen in Zusammenarbeit mit der Siegmund Freud PrivatUniversität
Berlin, dann in den Räumen der Universität.

Ärzte und Rechtsanwälte, die frei von persönlichen Interessen sind,
können vermittelt werden.

Die Beratung ist kostenfrei. 

 * 

Quelle:

Interessengemeinschaft Nierenlebendspende e.V.

Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Bundesgeschäftsstelle

Beratungshaus Berlin

Stromstraße 1, 10555 Berlin

Tel: 030 / 394 011 30

Fax: kontakt@nierenlebendspende.com

Internet: www.nierenlebendspende.com
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MELDUNG/995: ver.di erzielt Tarifergebnis mit der Sana Kliniken AG - Entgeltsteigerungen und Arbeitszeitverkürzung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 29. Mai 2019

ver.di erzielt Tarifergebnis mit der Sana Kliniken AG: 

Deutliche Entgeltsteigerungen und Arbeitszeitverkürzung im Osten



Im Tarifkonflikt mit der Sana Kliniken AG hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ein Ergebnis erzielt, das für
die bundesweit rund 10.000 vom Sana-Konzerntarifvertrag erfassten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer deutliche Entgeltsteigerungen,
eine Angleichung der Arbeitszeit in Ost an West sowie eine bessere
Überstundenvergütung für Teilzeitbeschäftigte vorsieht. "Wir haben
ein gutes Ergebnis erzielt", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Sylvia Bühler. "Dass im Osten bei Sana endlich nicht mehr länger
gearbeitet werden muss als im Westen, ist ein großer Erfolg." Die
Tarifverhandlungen seien von Aktionen bis hin zu Warnstreiks
begleitet worden. "Ohne diesen Druck wäre das Verhandlungsergebnis so
nicht zustande gekommen."

Im Einzelnen sieht das Tarifergebnis folgende Regelungen vor: Für die
Monate März bis Juni 2019 erhalten die Beschäftigten eine
Einmalzahlung in Höhe von 450 Euro (bei Vollzeittätigkeit,
Teilzeitbeschäftigte anteilig). Ab dem 1. Juli 2019 steigen die
Tabellenentgelte um 4 Prozent, mindestens jedoch um 100 Euro. Auch
die Zulagen werden um 4 Prozent angehoben. Die Arbeitszeit in den
Sana-Kliniken in den neuen Bundesländern sinkt zum 1. Januar 2020 auf
38,5 Stunden pro Woche; damit gilt ab diesem Zeitpunkt eine
einheitliche Arbeitszeit in Ost und West. Weitere Verbesserungen gibt
es für Teilzeitbeschäftigte: Bisher wurde deren Mehrarbeit erst mit
Zuschlägen vergütet, wenn die geleistete Stundenzahl über der
tariflichen Wochenarbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten lag; ab
Anfang nächsten Jahres ist schon die erste Stunde über der
individuellen Arbeitszeit zuschlagspflichtig.

Für die Auszubildenden in der Gesundheits- und Krankenpflege,
Kindergesundheits- und Kinderkrankenpflege sowie in der Altenpflege
steigen die Ausbildungsentgelte rückwirkend ab dem 1. März 2019 um 50
Euro pro Monat und ab dem 1. Januar 2020 um weitere 50 Euro
monatlich. Für alle anderen Auszubildenden gibt es für die Monate
März bis Juni 2019 eine Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro. Ab 1.
Juli 2019 steigen ihre Ausbildungsentgelte um 4 Prozent. Der
Entgelttarifvertrag hat eine Laufzeit bis 31. Mai 2020.

In den kommenden Wochen werden die ver.di-Mitglieder über das
Tarifergebnis befragt. Die ver.di-Tarifkommission empfiehlt
einstimmig die Annahme des Ergebnisses. Die Tarifvertragsparteien
haben eine Erklärungsfrist bis zum 30. Juni 2019 vereinbart.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 29. Mai 2019

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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AIDS/1078: Einsendetest auf HIV- und Geschlechtskrankheiten startet erfolgreich (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 29. Mai 2019

Einsendetest auf HIV- und Geschlechtskrankheiten startet erfolgreich

Berlin / München - "S.A.M Mein Heimtest" verzeichnet hohe Diagnoseraten. Nutzerfreundlichkeit motiviert zum Test



"S.A.M Mein Heimtest", gestartet vor einem dreiviertel Jahr, kann mit
ersten positiven Ergebnissen aufwarten. Sie zeigen, dass der
Einsendetest auf HIV und Geschlechtskrankheiten, gemeinsam entwickelt
von der Münchener Aids-Hilfe, der Deutschen Aidshilfe, ViiV Healthcare
und dem Hamburger Labor Lademannbogen, genau das tut, was er soll:
einfachere und frühere Diagnosen ermöglichen. Die Möglichkeit, zu
Hause zu testen, senkt Hemmschwellen und spricht auch bisher nicht
erreichte Zielgruppen an.

Zwischenergebnisse übertreffen Erwartungen

Bis heute haben sich bei dem Pilotprojekt bereits über 300
Nutzer_innen angemeldet. Die Diagnoseraten sind hoch: Chlamydien 6,8%,
Gonorrhoe (Tripper) 4,3%, Syphilis 1,8% und HIV 2,2%.

Der Test erreicht außerdem neue Zielgruppen: 51% der S.A.M-Nutzer
gaben an, zuvor gar keine beziehungsweise nur sehr unregelmäßig Tests
gemacht zu haben. Bei S.A.M bleiben 80% der Nutzer dem Angebot treu
und beziehen den Test im Abonnement.

"Diese Zahlen zeigen: Unser Angebot erreicht die Richtigen und
motiviert zum Test auf HIV und Geschlechtskrankheiten. Das ermöglicht
vielen Menschen eine frühe Diagnose und Behandlung. S.A.M leistet
damit einen wichtigen Beitrag, um die zu hohe Zahl nicht entdeckter
Infektionen zu reduzieren", sagt Christopher Knoll von der Münchner
Aids-Hilfe.

Vorteil in ländlichen Gegenden

Junge Menschen unter 35 Jahren machen bei den bisherigen Nutzer_innen
einen Anteil von 55% aus, Männer, die Sex mit Männern haben (MSM) 56%.
Bei 34% handelt es sich um Personen aus strukturschwachen Gebieten und
kleineren Städten. Insbesondere dort bietet der Heimtest praktische
Vorteile, da Testangebote dort limitiert sind und Vertraulichkeit
nicht immer gewährleistet ist beziehungsweise Ängste vor einem
Bekanntwerden der Ergebnisse bestehen.

Die Nutzer zeigen sich von dem neuen Testangebot begeistert. Stolze
98% würden den Service einem Freund empfehlen.

"Mein Hausarzt ist mein Nachbar und ich lebe auf dem Dorf, der
S.A.M-Test ermöglicht mir mich zu testen, ohne das Gefühl zu haben,
das Dorf weiß Bescheid", so ein Nutzer.

Ein anderer sieht die schnelle und bequeme Vorgehensweise als
vorteilhaft:

"Ich möchte die Tests in Zukunft regelmäßig machen. Wenn ich dafür
immer irgendwo hingehen muss, schiebe ich das nur auf. Sowohl wegen
Schamgefühl als auch Zeitproblemen. Mit S.A.M habe ich keine Ausrede
mehr, die Tests nicht zu machen. Ich bekomme sie ja bequem nach Hause
geliefert."

"Die insgesamt sehr positive Resonanz bestätigt unsere Vorgehensweise:
Wir haben den Service gemeinsam mit zukünftigen Nutzern entwickelt und
das Angebot auf ihre Bedürfnisse zugeschnitten. S.A.M ist ein sehr
diskreter, digitaler Service mit menschlichem Kontakt nach Bedarf",
sagt Kathrin Maria Dymek von ViiV Healthcare.

So funktioniert S.A.M Mein Heimtest

Das S.A.M-Paket beinhaltet Tests auf HIV, Syphilis, Chlamydien und
Gonokokken. Interessierte können sich online anmelden und dann in vier
bayerischen Teststellen in München, Nürnberg, und Regensburg ein
Erstgespräch mit persönlicher Beratung führen. Sie entscheiden dann
selbst, ob sie das Testkit zukünftig alle 3, 6 oder 12 Monate
automatisch zugesandt bekommen möchten. Das Angebot kostet im Rahmen
des Pilotprojekts 32 Euro pro Testvorgang.

Blut- und Urinproben sowie Abstriche werden zu Hause selbst entnommen
und dann ins Labor nach Hamburg gesendet. Wird keine Infektion
festgestellt, erhalten die Nutzer_innen das Ergebnis per SMS. Liegt
eine Infektion vor, erhalten sie eine SMS mit der Bitte um Rückruf.
Eine medizinische Fachkraft steht für ein Beratungsgespräch bereit
und verweist gegebenenfalls an medizinische Einrichtungen und
Aidshilfen weiter.

Wie geht es mit S.A.M Mein Heimtest nach der Pilotphase weiter?

Es steht bereits fest: In Bayern wird "S.A.M Mein Heimtest" nach dem
Ende der Pilotphase im August 2019 fortgesetzt. Darüber hinaus prüfen
die S.A.M-Partner eine Ausweitung des Testangebots auf andere Regionen
in Deutschland.

"S.A.M schließt Versorgungslücken und ist deswegen erfolgreich", zieht
Armin Schafberger von der Deutschen Aidshilfe Bilanz. "S.A.M zeigt
dabei auch: Wer HIV-Tests ermöglichen will, muss die Bedürfnisse der
jeweiligen Menschen ernstnehmen. Wir brauchen beim HIV-Test eine
Vielfalt verschiedener Möglichkeiten - S.A.M wird hoffentlich ein
fester Bestandteil davon."


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 29. Mai 2019

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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DIABETES/2057: Typ-2 - Patientenzahlen lassen sich mit Routinedaten zuverlässig bestimmen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 28.05.2019

Typ-2-Diabetes: Patientenzahlen lassen sich mit Routinedaten zuverlässig bestimmen

Interdisziplinäre Gruppe entwickelt und testet Methode / Basis sind
Diagnosen und verordnete Medikamente aller GKV-Versicherten



In ihren Dossiers zur frühen Nutzenbewertung von Arzneimitteln müssen
Hersteller auch angeben, für wie viele Patientinnen und Patienten ihr
neuer Wirkstoff infrage kommt; dies ist relevant für die spätere
Preisverhandlung. Dabei nennen die Pharmafirmen häufig auch dann
unterschiedliche Zahlen, wenn ihr jeweiliger Wirkstoff für dasselbe
Anwendungsgebiet zugelassen ist. Um die Angaben in den Dossiers besser
prüfen zu können, hat das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) zusammen mit externen Sachverständigen eine
Methode entwickelt und erfolgreich getestet, wie sich Umfang und Struktur
der Zielpopulation anhand von Diagnose- und Verordnungsdaten der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ermitteln lassen.

Angaben in Dossiers weichen teilweise stark voneinander ab

Der patientenrelevante Nutzen steht im Vordergrund der Bewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG). Der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA) muss jedoch auch über die jeweiligen erwarteten Patientenzahlen
förmlich beschließen. Denn der Umfang der Zielpopulation hat großen
Einfluss auf die späteren GKV-Ausgaben, weshalb er bei den
Preisverhandlungen zwischen Krankenkassen und Herstellern eine wichtige
Rolle spielt.

Wirtschaftliche Interessen allein erklären jedoch nicht, warum Hersteller
die Zielpopulation zuweilen stark unterschiedlich beziffern. Während etwa
laut Herstellerdossier für den Wirkstoff Empagliflozin "nur" 267.341
Patientinnen und Patienten mit Typ-2-Diabetes für eine Zweifachkombination
mit Metformin infrage kämen, spricht der Hersteller im Dossier zu
Lixisenatid von 1.069.928.

DIMDI-Daten ausgewertet

Bei der seit 2011 etablierten Dossierbewertung im Rahmen der frühen
Nutzenbewertung von Arzneimitteln ziehen Pharmafirmen immer öfter
Abrechnungsdaten der GKV (Routinedaten) zur Bestimmung der Zielpopulation
heran. Dies sind Daten, die eigentlich für andere Zwecke wie
beispielsweise die Leistungsabrechnung erhoben werden.

Mit Unterstützung eines niedergelassenen Diabetologen sowie eines Experten
für Routinedaten machte sich eine Arbeitsgruppe im IQWiG 2016 daran, den
sogenannten DaTraV-Datensatz auszuwerten. Dieser umfasst
kassenübergreifend unter anderem Diagnose- und Verordnungsdaten von
sämtlichen GKV-Versicherten. Seit Inkrafttreten der
Datentransparenzverordnung (DaTraV) im Jahr 2012 ist dieser über das
Institut für medizinische Dokumentation und Information (DIMDI)
zugänglich. Allerdings sind bislang nur bestimmte Institutionen
berechtigt, die Daten zu nutzen.

Die Indikation "Diabetes mellitus Typ 2" bot sich für die Auswertung
besonders an, weil Leitlinien ein festes Therapieschema empfehlen, das die
einzelnen Untergruppen von Patienten (Medikationsgruppen) klar voneinander
abgrenzt: Diät, orale Antidiabetika, Mono-/Kombinationstherapie, Insulin
etc. Seit Inkrafttreten des AMNOG hat das IQWiG insgesamt 38 Dossiers zu
antidiabetischen Wirkstoffen bewertet (Stand Mai 2019).

Wie sich Aufgreifkriterien auf Patientenzahlen auswirken

Auswerten konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler den
DaTraV-Datensatz des Jahres 2013. Im Unterschied zu vergleichbaren Untersuchungen
standen dem Team sowohl die Diagnosen (ICD10) für den ambulanten und
stationären Sektor als auch Angaben über die ambulant verordnete
antidiabetische Medikation zur Verfügung.

Das IQWiG konnte dabei testen, wie sich die Wahl verschiedener
Analysekriterien (Aufgreifkriterien) auf den Umfang der Zielpopulation
auswirkt. So macht es bei der Zuordnung von Patienten zu
Medikationsgruppen zum Beispiel einen Unterschied, ob man die binnen eines
Jahres einmalig verschriebenen Arzneimittel berücksichtigt oder nur
diejenigen, die innerhalb von 180 Tagen erneut verordnet wurden.

Das Fazit der Arbeitsgruppe: Umfang und Struktur der Zielpopulationen
lassen sich anhand der DaTraV-Daten zuverlässig ermitteln. Für das oben
genannte Beispiel der Zweifachkombination mit Metformin ergibt sich eine
Zielpopulation von 606.803 Patientinnen und Patienten mit Typ-2-Diabetes.
Diese Zahl ist mehr als das Doppelte des niedrigsten und rund die Hälfte
des höchsten Wertes, den Hersteller in ihren Dossiers genannt hatten.

Bislang keine methodischen Standards

"Bislang fehlen etablierte methodische Standards für die Schätzung der
Zahl und der Zusammensetzung der GKV-Patienten, die einen neuen Wirkstoff
möglicherweise verordnet bekommen. Insofern sind die verschiedenen
Ansätze, die Hersteller bislang gewählt haben, durchaus begründbar",
erläutert Sarah Mostardt, Bereichsleiterin im IQWiG-Ressort Versorgung und
Gesundheitsökonomie.

Um die Analysen innerhalb derselben Indikation vergleichbar zu machen, ist
es deshalb unverzichtbar, detailliert und strukturiert zu beschreiben, wie
die pharmazeutischen Unternehmen bei der Vorbereitung der
Dossiererstellung methodisch vorgegangen sind. "Genau dieser Maßgabe sind
wir gefolgt. Die Transparenz ist sehr hoch, weshalb unser Bericht durchaus
Modellcharakter beanspruchen kann", sagt die Gesundheitsökonomin. "Ein
Passepartout für andere Indikationen ist es aber nicht. Bei einer
Krebserkrankung etwa würde man weitere medizinische Informationen wie
beispielsweise zum Krankheitsstadium oder zur Histologie benötigen. Diese
Angaben sind im DaTraV-Datensatz jedoch nicht enthalten", dämpft Sarah
Mostardt allzu hohe Erwartungen.

Das als Generalauftrag bearbeitete Projekt erachtet sie aber in jedem Fall
als nutzbringend: "Je zuverlässiger das IQWiG Angaben in den Dossiers
prüfen und dann bestätigen oder verwerfen kann, desto besser ist die
Entscheidungsgrundlage für den G-BA."

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Der vorliegende Bericht wurde in Form eines Arbeitspapiers im Rahmen des
Generalauftrags erstellt. Diesen hat der G-BA dem IQWiG im Dezember 2004
erteilt, um die wissenschaftliche Unabhängigkeit des Institutes zu
stärken. Das ermöglicht es dem IQWiG, eigenständig Themen aufzugreifen und
wissenschaftlich zu bearbeiten. Im Unterschied zu anderen Berichtsformen
gibt es keine Fristen für die Publikation von Arbeitspapieren. Das
Arbeitspapier wurde am 30. April 2019 an den G-BA versandt.

Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/gesundheitsoekonomie/ga16-03-bestimmung-der-gkv-zielpopulation-fuer-die-indikation-diabetes-mellitus-typ-2-mittels-gkv-routinedaten.7598.html

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RHEUMA/289: Weltnichtraucher-Tag am 31. Mai - Rauchstop für Patienten mit Rheuma angeraten (DGRh)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. 29.05.2019

Weltnichtraucher-Tag am 31. Mai: 

DGRh rät Patienten mit Rheuma dringend zu Rauchstop



Tabakrauchen verschlimmert rheumatische Erkrankungen. Das gilt auch für
den Morbus Bechterew, eine entzündliche Erkrankung in den Gelenken der
Wirbelsäule, die meist im jüngeren Erwachsenenalter beginnt. Rauchende
Patienten leiden nach Auskunft der Deutschen Gesellschaft für
Rheumatologie e.V. (DGRh) unter stärkeren Rückenschmerzen, und die
drohende Versteifung der Wirbelsäule schreitet bei ihnen schneller voran.
Ein Rauchstopp ist deshalb fester Bestandteil der Therapie

Auffällig viele junge Menschen mit einer axialen Spondyloarthritis, wie
Rheumatologen die Erkrankung nennen, rauchen. "Unter den Patienten, die
sich bei Fachärzten in Behandlung befinden, ist fast jeder zweite aktiver
oder ehemaliger Raucher", sagt Professor Dr. med. Hendrik Schulze-Koops,
Präsident der DGRh und Leiter der Rheumaeinheit am Klinikum der
Ludwig-Maximilians-Universität München. Es gebe zwar bislang keine Hinweise, dass
Rauchen zu den Auslösern der Erkrankung gehört. Denn weshalb es bei
einigen Menschen ab dem Alter von 20 bis 40 Jahren zu einer chronischen
Entzündung in der Umgebung der Wirbelsäule kommt, ist wie bei den meisten
rheumatischen Erkrankungen noch nicht abschließend geklärt. Fest stehe
jedoch, dass Rauchen mit einem früheren Auftreten von Krankheitsanzeichen
verbunden ist und die Versteifung der Wirbelsäule rascher voranschreiten
kann. "Rauchende Patienten haben meist stärkere Rückenschmerzen und die
Veränderungen im Röntgenbild sind ausgeprägter als bei nichtrauchenden
Patienten", berichtet der Rheumatologe.

Dies wurde kürzlich durch eine Untersuchung von 2.000 Patienten aus
Großbritannien bestätigt. Auch dort war die Hälfte der Patienten aktiver
Raucher oder ehemaliger Raucher. Diese Gruppe hatte eine höhere
Krankheitsaktivität und sie litt häufiger unter Müdigkeit,
Schlafstörungen, Angst und Depressionen, die häufige Folgeerscheinungen
einer axialen Spondyloarthritis sind. Nach den in der Fachzeitschrift
"Rheumatology" (2019; 58: 811-819) veröffentlichten Ergebnissen erkranken
Raucher zudem häufiger an einer Psoriasis, auch Schuppenflechte genannt.
Entzündungen in Auge (Uveitis) oder Darm (Morbus Crohn und Colitis
ulcerosa) waren dagegen etwas seltener. Ein überraschender Befund, der
nach Ansicht der britischen Experten um Nicola Goodson, Universität
Liverpool, noch durch weitere Studien überprüft werden muss.

Warum Rauchen Rheuma verstärkt, erläutert Professor Schulze-Koops: "Die
Schadstoffe aus dem Tabakrauch lösen im Blut eine Entzündungsreaktion
aus". Der Laborwert CRP (C-reaktives Protein) sei häufig erhöht. Dies
verstärke die chronische Entzündung, die bei Rheuma die Gelenke angreift
und zerstört.

Die DGRh rät in ihrer Leitlinie zur axialen Spondyloarthritis deshalb
allen Patienten dringend dazu, mit dem Rauchen aufzuhören, um stärkere
Einbußen der Funktionsfähigkeit und das Fortschreiten der Erkrankung zu
begrenzen. "Die Patienten sollten alle Möglichkeiten ausschöpfen,
schädliche Einflüsse von Tabakrauch zu meiden", sagt Professor
Schulze-Koops. Dazu gehört das kostenlose "rauchfrei"-Ausstiegsprogramm der
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA), aber auch
Selbsthilfegruppen, eine psychologische Beratung, Nikotinersatzstoffe oder
Medikamente. Die Kosten für Nikotinersatzstoffe oder Medikamente werden
von den Krankenkassen derzeit allerdings nicht übernommen.


Originalpublikation:

Sizheng Zhao, Gareth T. Jones, Gary J. Macfarlane, David M. Hughes, Linda
E. Dean, Robert J. Moots and Nicola J. Goodson, Associations between
smoking and extra-axial manifestations and disease severity in axial
spondyloarthritis: results from the BSR Biologics Register for Ankylosing
Spondylitis (BSRBR-AS) Rheumatology, Volume 58, Issue 5, May 2019, Pages
811-819

https://doi.org/10.1093/rheumatology/key371

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgrh.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5099: Glitterhouse Mail-Order-Mail 31.05.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (31.05.2019)



Ein Debüt wie Donnerhall!

Ida Mae - Chasing Lights

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Ein Debüt wie ein Donnerschlag, eine deftiges Duett-Filetstück, das
den Gourmet des guten Geschmacks derart vielschichtig beglückt, dass
man das Staunen auch beim siebten Hören nicht verlernt. Dabei ist das
Paar Christopher Turpin und Stephanie Ward gerade uns nicht völlig
unbekannt, stand es doch gleich unter zwei Bandnamen auf den
ehrwürdigen OBS-Plakaten, und zuletzt begeisterte das Kill It
Kid-Seiten- bzw. Nachfolgeprojekt unter neuem Namen auf der
Beverunger Bühne und hinterließ dort einen lang nachwirkenden
Eindruck. Als Ida Mae bündeln die beiden ihre instrumentalen und vor
allem auch gesanglichen Fähigkeiten zu einer kreativen Kraft, die nur
noch die ganz großen Vergleiche erlaubt und gerade durch die
Vielfarbigkeit der dargereichten genialen Roots-/Americana-Palette
Erinnerungen an verschiedenste, auch langjährige Lieblinge weckt.
Eingeläutet durch ein Garage-dreckiges Stück Roots-Rock'n'Roll geht
es quer durch die vielen wurzelgewachsenen Ausformungen der
amerikanischen Musik, wobei vor allem klangreich schillerndes
Saitenspiel zwischen verzerrter Akkord-Attacke, schneidender Slide,
akustischer Folk-Reinheit und rohem Rock-Riff und mal phantasievoll
federndes, mal unwiderstehlich mitreißendes Schlagwerk das
instrumentale Geschehen bestimmen, prägen, antreiben und füllen. Der
auch durch verschiedene Tastenwerk-Färbungen bereicherten Klangwelt
zwischen Folk- und Swamp-Blues, zwischen sanfter Folk-Ballade,
beseeltem Alternative Country und rauhem Garagen-Rock setzen die zwei
Protagonisten einen beeindruckenden, berührenden, bewegenden
zweistimmigen Vokal-Paarflug entgegen, der nicht selten an die
Hochzeiten der Civil Wars gemahnt, aber genügend Individualität der
beiden Singenden schenkt, um diese kongeniale Zwei-Einigkeit
unverwechselbar zu machen. Produziert von Ethan Johns, vereinen
Turpin und Ward in einem Dutzend deftiger Delikatessen
Slide-beseelten Larkin Poe-Blues, packende White Stripes-Wut, rohe PJ
Harvey-Energie, saftig-sumpfige My Baby-Grooves und den vokalen
Harmonie-Himmel der Civil Wars zu einer berauschend
abwechslungsreichen, herzhaft melodischen und beeindruckend
bleibenden Song-Kollektion, die auch dem bewanderten Roots-Freund
einen Blick in eine selige Zukunft schenkt. (cpa)


What a difference

a week makes ...

Die Menschenmengen in unseren heiligen Hallen nehmen derzeit spürbar
zu, auch die sonst eher von ländlicher Gelassenheit und ausgewählter
Musik geprägte Arbeitsatmosphäre beginnt vor allem im Bau-Bereich an
Lautstärke zuzunehmen, manches Geräusch lässt mich dabei an der
Standhaftigkeit meiner Büromauern zweifeln. Dennoch liegt der
Juni-Mailorder-Katalog in den letzten Zügen, und jede Menge
entdeckenswerter Musik harret Eurer, wobei nicht nur der Blick auf
die hier versammelten Neuheiten die Sinne erfreut, auch die
Veröffentlichungs-Vorschau (siehe auch dort) lässt an eine selige
Musikgenießer-Zukunft (auch nach dem OBS) glauben. Bis dahin aber
muss dem Gelände am Grünen Weg noch mit der Hilfe zahlloser Hände der
finale Feinschliff verliehen und manch Besuch beim Baumarkt und in
den Hallen der heimischen Lebensmittelhändler erledigt werden, bis
dann hochfrequentes Händeschütteln, eine schier endlose Kette
lächelnder Gesichter und der immer wieder gern gehörte Satz "Schon
wieder ein Jahr um!" deutlich macht, dass die fünfte Beverunger
Jahreszeit begonnen hat. Bis dahin (und danach) erscheint aber derart
viel Gutes, Wertes & Bleibendes, dass es eine wahre Freude ist und
ich kaum noch Zeit und Gelegenheit finde, zwischendurch eine
Hör-Pause zu machen, die schiere Fülle an Entdeckenswertem ist
schlicht zu verlockend. Aber macht nichts, es gibt definitiv
Schlimmeres, genug gefaselt, muss hören und helfen gehen.

Orange Blossom Special 23: The Compilation - Various Artists

2-CD - EUR 7,95

Die Compilation zum Festival. Optisch und musikalisch eine runde
Sache, die wir zudem zum Körnerdrescherpreis an die Frau/den Mann
bringen. Und natürlich gibt es diese nur bei uns im Mailorder und zu
Pfingsten am Merch-Stand bei unserer kleinen Gartenparty. Denn:
eigentlich ist die Veröffentlichung dazu da, im Vorfeld für die
nötige Promotion zu sorgen, Rundfunk und Hörer auf das OBS
einzustimmen. Wer das Glück hatte und Tickets bekommen hat, der kann
sich schon mal einhören und die eine oder andere Band neu für sich
entdecken. Fast alle auftretenden Bands, 24 nämlich, haben einen
Track gespendet, einige sogar bisher nicht auf Tonträger
veröffentlichte (Black Sea Dahu, Trixsi, Tiny Wolves). Natürlich sei
dieses Kleinod auch all denen empfohlen, die nicht zum OBS 23 kommen
können oder wollen.

Die Doppel-CD kommt im kleidsamen Digisleeve und ist streng auf 1.500
Stck. limitiert.


Der Mai-Mailorder-Katalog im Netz

Nur noch wenige Tage: Der Mai-Katalog zum netzweisen Blättern und
Stöbern freigegeben. Spätestens zum Wochenbeginn findet Ihr an
gleichem Ort die Ausgabe zum Juni.


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende

Chris Brokaw - End Of The Night

CD - EUR 14,75

Rein instrumentales Album des meritenreichen Musikers, dessen
beeindruckende Geschichte ihn immer wieder eng mit dem
Glitterhouse-Geschehen verband. Als erstes Werk der Zusammenarbeit
der Glitterbeat-Tochter tak:til mit den amerikanischen
Instrumental-Spezialisten VDSQ Records macht diese ambitionierte, auf
den ersten, losen Eindruck schlicht dahinfließende, später von Mal zu
Mal spannendere Sammlung von zehn musikalischen Entdeckungsreisen
definitiv Lust auf mehr, und beweist die gute Wahl, die dieses Werk
zum geeigneten Auftakt einer anspruchsvollen Serie macht. Geprägt von
Brokaw's verträumt-verspieltem Umgang mit zumeist schwebenden
Gitarrenakkorden, um verschiedenerlei Farbtupfern, Feldforschungen
und Phantasiereisen auf Trompete, Cello, Violine, Bass und Schlagwerk
bereichert werden die weitschweifenden Möglichkeiten des
Post-Prog-Rock ausgelotet, wobei die Grenzen zwischen sanft
dahinziehenden Klangwolken, Tindersticks-Tristesse, kunstreicher
Chicago-Schule, Rock-Alternativen und dezenten Jazz-Ausflügen
verschwimmen und verschwinden. Eine intime Klangreise, deren
intensive Faszination bei jeder neuen Begegnung zunimmt. (cpa)


Phil Collins - Take A Look At Me Now - The Complete Studio
Collection (ltd.)

8-CD - EUR 14,95

Man mag zu Herrn Collins stehen, wie man will - vor allem als
Schlagwerker hat er dem Art-Rock-Mutterschiff Genesis beeindruckende
Dienste erwiesen. Als Solokünstler trug sein Erfolg zu einer
gewissen Polarisation bei, von deren negativen Seiten er sich bis
heute kaum erholt hat. Diese erschreckend günstige, daher auch ebenso
schrecklich limitierte Box versammelt jetzt, passend zu seiner ca.
zweiten Abschiedstournee, seine sämtlichen Studio-Soloalben: Face
Value (1981), Hello I Must Be Going (1982), No Jacket Required
(1985), But Seriously (1989), Both Sides (1993), Dance Into The Light
(1996), Testify (2002) und Going Back (2010).


Justin Townes Earle - The Saint Of Lost Causes

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

19er. Geschichten aus/von Amerika mit politischem/sozialem Inhalt,
humanistisch, Umwelt-Themen etc. Die Stimme wie gewohnt attraktiv,
der Sound überall angenehm sparsam/auf den Punkt (E- oder akust.
Gitarre, oft beides; häufig Pedal Steel; ab und zu Harmonica, noch
seltener (E-) Piano, die Drums relativ reduziert), teils trocken und
verhallt zugleich (ein spezieller Reiz). Jeweils zu ungefähr gleichen
Teilen: Folk und Country-Elemente zeitlos und ein wenig lakonisch
verbunden. Blues und dezenter Rock ('n'Roll)/Proto-Rock'n'Roll mit
50s-Bezügen kombiniert. Songwriter-Balladen (es gibt nur 2) mit
ausgesprochen viel Atmosphäre und ohne richtige stilistische
Präferenzen, aber vorzüglicher (und variabler) Saitenarbeit, samt
leichter Townes Van Zandt-Parallelen irgendwie (im Vortrag,
keinesfalls im Sound). Deutlichst traditionsbewußte multiple Roots
(Blues, Folk...) in rhythmisch starker Form, noch mehr 50s-Einfluß,
ein unerbittlicher Zug (mit etwas R'n'R-Flair oder ziemlich
verzögert). Americana-Tendenz (bzw. Songwriter-Country) in relaxt und
melancholisch, Schönheit des Sounds. Und zwischendurch mal ganz im
Western-Swing-Feeling der frühen 50er gefangen, oder eine Art Country
Rock. (dvd)


Rory Gallagher - Blues

2-LP/CD/3-CD - EUR 27,95/16,95/21,95

Mit allerhand seltenem und auch exklusivem Songmaterial gewürzter
Beleg für die reine Blues-Leidenschaft des irischen Gitarristen,
anhand von raren Einspielungen, interessanten Collaborationen,
Live-Aufnahmen und Radio-Sessions wird des Meisters akustische wie
elektrische Spielkunst und seine Liebe zum wahren Wurzelwerk
dokumentiert. Während die Norm-Ausgaben mit jeweils 16 Tracks die
Essenz der Sammlung bieten, fährt die Deluxe-Version gleich 43 zum
großen Teil bislang unveröffentlichter Tracks auf, darunter auch
gemeinsame Darbietungen mit Muddy Waters, Albert King, Jack Bruce,
Chris Barber und Lonnie Donegan. Incl. u.a. Don't Start Me Talking,
Nothin' But The Devil, Tore Down, A Million Miles Away, Leaving Town
Blues, As The Crow Flies, Secret Agent, Prison Blues, I'm Ready, What
In The World, Garbage Man ...


Thea Gilmore - Small World Turning

LP/CD - EUR 25,95/14,95

Seit fast zwei Jahrzehnten darf ich diesem bleibend bemerkenswerten
Geschenk an das britische Singer-Songwriterwesen bei Entwicklung und
Entfaltung zuhören, eine köstliche Song-Sammlung nach der anderen
zeitnah erwerben (fast nichts ist hierzulande so schnell gestrichen
wie ein wertes Singer-Songwriter-Album), und doch ist ihr
beeindruckendes Wirken weiterhin nur einem kleinen auserwählten Kreis
von Menschen offenen Hörens und Herzens bekannt. Dabei schreibt die
Sängerin mit der sanft-dunklen, samt-weichen, dabei zu Herzen gehend
klaren Stimme Lieder von naturgegebener Eingängigkeit, schwelgt in
Melodien, die allesamt direkt dem Folk-Schatz entnommen sein könnten,
wenn sie denn nicht durchweg Gilmore-Originale wären. Ihren
gefühlvollen Gesang in ein wohl ausgewogenes, bei allem Tiefgang und
berührender Wortkunst stets handgemacht-heimeliges, vielfarbig
leuchtendes Stil-Gewand kleidend, gleichermaßen gekonnt
Singer-Songwriter-, Folk-, Pub-Pop- und Roots
Rock-Delikatessen-Liebhaber becircend, dabei leichtfüßig zwischen den
Genres hin- und her tänzelnd, die mitunter elektrifiziert-energische,
zumeist aber akustisch betonte Instrumental-Feinkost aber stets in
den Dienst des Wortes, der Melodie und vor allem der Stimme stellend.
Zwischen mitreißender Einladung zum Mitsingen, unter die Haut
gehender Piano-Ballade, tänzerischer Pop-Perle und echter irischer
Wehmut betört Thea mit köstlich-kostbaren, dabei
ursprünglich-natürlichen Tonfolgen, instrumental und auch stimmlich
unterstützt von u.a. Seth Lakeman, Sam Lakeman, Jamie Roberts und
Cara Dillon, wobei das Duett mit letztgenannter im Himmel ersonnen
sein muss. Ein stimmungsreiches Songwerk von bleibender Bedeutung.
(cpa)


Lisa Hannigan & Stargaze - Live In Dublin

2-LP/CD - EUR 29,95/15,95

Mit diesem höchst kunstvoll dargereichten Live-Auftritt hebt die
irische Elfenstimme ihr ohnehin ätherisches Songschaffen auf die
nächste Schönheits-Stufe, dem ursprünglich natürlichen Wohlklang
ihrer paradiesischen Weisen eine weitere, ebenso lebendige wie
luxuriöse Ebene hinzufügend. Mit der Hilfe von 16 in nahezu barocker
Eleganz agierenden Musikern und Sängern wird um die zumeist
zart-fragile, mal an die junge Stevie Nicks erinnernde, mal
Björk-gleich betörende, mitunter aber in einer an Melanie gemahnenden
Intensität strahlende Stimme der harmonieverliebten Protagonistin
herum eine artifiziell ausgestaltete Arrangement-Architektur
errichtet, die auf der naturbelassenen Folk-Song-Basis einen mal
machtvoll majestätischen, mal filigran lichtdurchbrochenen Palast
errichtet. Um den lieblichen Lied-Mittelpunkt, den Lisa allein mit
ihren verzückendem Gesang und einer akustischen Gitarre ausgestaltet,
ranken sich kunstreich ersonnene Partituren, ausgestaltet von Piano,
Streichern, Holz- und Blechbläsern, sogar mitunter prägendes, ja
treibendes Schlagwerk trägt das seine zur mal schlicht bezaubernden,
mal mitreißenden Wirkung des symphonischen Gesamtgemäldes dar.
Bereits fest ans Herz gewachsene Weisen wie Ora, Prayer For The
Dying, Undertow, Nowhere To Go, A Sail oder Fall werden mal nah an
der Urfassung, mal völlig neu erlebt, im orchestralen
Filigran-Feuerwerk zwischen versponnener Sufjan Stevens-Feinarbeit
und früher Yann Tiersen-Leichtigkeit, zwischen vollsymphonischer
Weite und vielstimmig-himmlischen A Capella-Harmonien zu
vollfarbiger, herzzerreißender, unendlich verzückender Schönheit
empor gehoben. Apart-artifizielle Gelegenheit, um den Lisa-Liebreiz
(neu) zu entdecken. (cpa)


Richard Hawley - Further

LP/CD - EUR 24,95/15,95

Als Tour-Gitarrist bei Pulp fand ich Richard Hawley immer ein wenig
verschenkt, legt er doch als Solokünstler regelmäßig Soloalben von
bleibender Klasse vor. So auch dieses neue Werk, das mit sattem,
fettem Soulrock überzeugend beginnt. Nicht unähnlich zu seinem
Landsmann Edwyn Collins kombiniert er hier modsoulige Songs mit
dezenten Orchestrierungen. Vor diesem flauschig-warmen Hintergrund
entfaltet er seine sonore Stimme. Gerne als Crooner bezeichnet,
bewegt sich der Mann aus Sheffield fast auf dem immer leicht ironisch
wirkenden Terrain von The Divine Comedy. Reif und routiniert, immer
ein bisschen augenzwinkernd, schüttelt Hawley eine Song-Preziose nach
der anderen scheinbar locker aus dem Ärmel. Gewisse Pulp-Anklänge
schimmern durch, auch US-Vorbilder von Roy Orbison bis Chris Isaak.
Letztlich erweist sich der distinguierte Brite aber erneut als
Grandsegnieur des üppig-plüschigen Britsouls. Inszeniert mit feinsten
Arrangements, Streichern und Bläsern - die einehmende, leicht
süßliche Stimme aber immer im Zentrum stehend. Stilistisch bei aller
Liebe zum mild Theatralischen überwiegend gut geerdet, teils sogar
deutlich folky oder bluesig (mit Harp!). Insgesamt angenehm
altmodisch und unrockistisch, wobei Hawley noch nie ein
klischeehafter Axtschwinger war. Die musikalische Reife tut ihm
jedenfalls erkennbar gut. (Joe Whirlypop)


Helge Holm - America First

CD - EUR 14,95

Vier Jahre ließ der frühere Following Flames-Kopf seinem zweiten
Vollwerk unter eigenem guten Namen zur Reifung, eine Zeit, die der
finalen Feinform der zehn Songs zu Gute kommt. Der Entwicklungsdauer
angemessen ist auch das Thema, dass sich der Vielinstrumentalist,
Sänger und Songwriter dafür auserkor in zehn auch stilistisch sehr
individuellen Songs widmet er sich dem nahezu grenzenlosen Phänomen
Amerika, wobei er sich nicht allein das Trump'sche Unwesen
vorgenommen hat, sondern das ferne Geschehen durchaus exemplarisch
auch für weltweite Vorkommen nutzt. Aber auch die größten Worte
verlangen nach entsprechender musikalischer Umsetzung, Begleitung und
Untermalung, und hier spielt Helge seine ganze (Gitarren-) Kunst aus,
nutzt die vielfältigen Klang-Sprachen seiner 6 Saiten, um die
Vielschichtigkeit des Themas auch stilistisch hör-, spür- & greifbar
zu machen. Und auch wenn Andreas Mühe (Bass) und Peter van der Meer
(Produktion, Drum Programming, Gitarren- & Tastenwerk) ihren Beitrag
zur Abrundung des akustischen Geschehens leisten, so ist es in aller
erster Linie der nach Perfektion heischende Protagonist, der die vier
Jahre ausgiebig nutzte, um aus Gesang und Gitarren, Keyboards und
Klavier, Elektronikspielereien und Effekten eine
genregrenzenübergreifende Rock-Musik zu erschaffen, die vom
sonnenbeschienenen Pop über Beat, Pub Rock und deftige Hard
Rock-Attacken bis hin zu Reggae-Rhythmen reicht, sogar seine Neigung
zu klassischen Art- und Progressive Rock-Elementen lässt er uns
zwischen den Zeilen spüren. Mit seiner Stimme, besonders wirkungsvoll
eingesetzt in den mehrlagigen Chorpassagen, liefert er die oft
bemerkenswert eingängigen Melodien-Kronen zu seinen nicht minder
ohrenfreundlichen Rock-Riffs, die ihm scheinbar nahezu mühelos von
der Hand gehen. Gepaart mit den reizvoll durchdachten Arrangements,
dem gefällig gleißenden Gitarrenspiel und den mitunter
überraschenden Tempi-, Ryhthmus- und Harmonie-Wechseln ist dem
energischen Eigenbrötler ein rundum reifes Werk gelungen, dem man
nicht nur die lange Zeit der Entstehung, sondern auch die Erfahrung
des agierenden Artisten anfühlt. (cpa)


Rich Hopkins & Luminarios - Back To The Garden

2-LP/CD - EUR 21,95/14,95

Ein Desert-Staub umwehter, dennoch in allen Americana-Farben
gleißender Roots Rock-Diamant, wie ihn in dieser faszinierenden
Vielfarbigkeit wohl nur ganz wenige erschaffen können. Es mag an der
ehrfurchtgebietend aufeinander eingespielten Luminarios-Mannschaft
liegen, an der durchweg prägenden (Stimm-) Strahlkraft von Gefährtin
Lisa Novak, an der erfahrungssatten, seelentief eindringlichen
Songwriting-Kunst des Meisters selbst oder schlicht an der perfekten
Summe der beteiligten Teile, die diese Elf-Song-Kollektion so
strahlen lässt, aber hier bekommt (nicht nur) der erfahrene
Hopkins-Jünger alles, was er braucht. Das ebenso griffige wie
packende, deftige wie wüstenverwehte Rock- & Riff-Geschehen streift
akkord-satt durch die Jahrzehnte des erdig-wurzelverhafteten
Musikgeschehens, zelebriert, atmet und lebt saftigste Crazy
Horse-Akkord-Attacken, psychedelisch schillernde Power Pop-Passagen,
gleißende Byrds-Saitenkunst, packenden Blues- und ausgelassen
ausgespielten Southern Rock, mit Lisa's stimmvoller Hilfe gibt es
sogar berückende Bangles- und Continental Drifters-Verwandtschaften,
und während Rich's samt-rauchige Stimme in der bewegend-berührenden
Mitte zwischen John Hiatt und Joe Pernice vom ersten Moment an
unvergessliche Melodien ins Ohr raunt, entsteht im Verlauf der
lückenlosen Elf-Song-Perlenkette eine rauh-reife Variante der ewigen
Cosmic American Music, die herzhafte Härte mit großem Gefühl,
faszinierende Vielfalt mit elektrisierender Erfahrung vereint. Reifes
Kunststück eines wahren Meisters. (cpa)


Joan As Police Woman - Joanthology

3-CD - EUR 16,95

Ansprechend aufgemachte, mit 43 Songs reichhaltig gefüllte
Werk-Querschau, die den Endverbraucher auch preislich erfreut.
Ausschöpfend zusammengestellte, vielschichtige, sich aus den ersten
15 Jahren Joan-Schaffen speisende Compilation, die zwischen bekannten
Songs noch genügend rares und exklusives Material bietet, um auch den
Kenner der Songwriterin, Sängerin, Vielinstrumentalistin und
Genregrenzwanderin zu erfreuen. CD 3 beinhaltet ausschließlich
BBC-Aufnahmen und ist mit ihren 12 Live-Songs allein schon den Erwerb
der reifen Retrospektive wert. In vielerlei Hinsicht günstige
Gelegenheit, eine außergewöhnliche Künstlerin kennenzulernen.


Joan As Police Woman - Live At The BBC

LP - EUR 24,95

Als vinyle Begleiterscheinung zur Joanthology entspricht der Inhalt
dieser limitierten LP der No. 3 des Dreifach-CD-Paketes und bietet
damit ein Dutzend Live-Aufnahmen aus den BBC-Archiven, darunter u.a.
Magic Lamp, Let It Be You, Start Of My Heart und Coverversionen wie
She Watch Channel Zero (Public Enemy) und Sacred Trickster (Sonic
Youth).


Ian Noe - Between The Country

LP/CD - EUR 21,95/14,95

19er Debut aus Kentucky, produziert/aufgenommen von Koryphäe Dave
Cobb, derzeit u.a. mit Son Volt, John Prine unterwegs. Seine
souveräne im Grunde klassische Country-Stimme weist teilweise in der
Intonation gewisse Dylan-Parallelen auf, akustische wird fast immer
mit E-Gitarre gepaart, unauffällig aber schön werden hier und da eine
sanft-samtene Orgel oder Piano integriert, manchmal kommen perfekte
Harmony Vocals von Savannah Conley hinzu. Mehr braucht es nicht für
einen im besten Sinne geschmackvollen und relativ schlichten
geradlinigen Sound irgendwo zwischen völlig zeitlosem
Songwriter-Country und zeitgenössischer (z.T. folkiger) Americana
ohne besonders traditionsverhaftete Grundierung. Auffällig ist der
Balladenüberhang (auch mal zart und runtergedimmt/gänzlich akustisch
und wunderschön poetisch), zwischendurch gibt's mal punktuell eine
deutliche Rock-Infusion durch die E-Gitarre (ein Stück bewegt sich
gar an der Grenze zum Country/Americana Rock mit einer Spur Byrds).
Organisch durch und durch, gern relaxt, sporadisch etwas elegisch
oder sehr feinfühlig/filigran. (dvd)


Markus Rill & The Troublemakers - Songland

CD - EUR 14,95

Als ob er noch irgendjemandem im weiten Roots-Rund seine Erfahrung in
diesem Genre, seine sichere Hand für unvergessliche Melodien oder
seine bemerkenswerte Stil-Vielfalt beweisen müsste, erfüllt der
bewanderte Wurzel-Spezialist aus Würzburg sein 2019er Vollwerk mit
einem solchen Reichtum an bleibenden Songs, dass es auch beim zehnten
Hören noch fast ungläubig staunen lässt. Dabei handelt es sich bei
dieser reifen, runden, fast 60-minütigen Song-Kollektion eben nicht
um eine Compilation oder Best Of-Zusammenstellung aus den
mittlerweile 9 Blue Rose-Alben, die lückenlose 15-Song-Perlenkette,
die fast mühelos die vielen Facetten des heimischen
Americana-Artisten aneinanderreiht und mit Melodien glänzt, deren
Eingängigkeit schon nach wenigen Durchgängen zum verhaltenem
Mitsummen nötigt (möchte man den Meister doch nicht zu sehr beim
rauh-intensiven Raunen stören), ist ausschließlich aus frischen
Rill-Originalen geknüpft, die aber schon bald zu alten Vertrauten
werden. Dem Titel getreu erzählt der wortgewandte Songschmied
bewegt-bewegende Geschichten, und umkränzt die
phantasievoll-poetischen Worte mit einer breiten Palette an
Wurzelwerk-Varianten, die von der tief berührenden
Akustik-Folk-Ballade bis zum breit ausgelebten Soul reicht, und
dazwischen gekonnt sämtliche Stil-Spielarten durchlebt, klassischer
Country und Honky Tonk, kerniger Cash-Chicka-Boom und griffiger
Country Rock, chorumsäumte Gospel-Seelenwärme und schneidende
Düster-Folk-Momente von Townes'scher Tragik, herzhafter Twang,
strahlender Heartland und mitreißender Roots-Rock'n'Roll werden hier
gleichermaßen mit Liebe und Leben gefüllt, wobei die rauh-rauchige,
ab und an Howe Gelb-gleich knurrende Stimme von Meister Markus sich
mitunter zu himmlischen Duetten mit Elizabeth Lee zusammenfindet,
deren Gesang dies Song-Prachtwerk nachhaltig (mit-) prägt. Ein von
Reife und Können getragener Americana-Liederreigen eines wahren
Meisters. (cpa)


Kate Rusby - Philosophers, Poets & Kings

LP/CD - EUR 24,954/14,95

Noch hat uns das neue Werk der britischen Folk-Königin nicht
erreicht, aber in den nächsten Tagen werden wir (und Ihr) das
Vergnügen haben, dem aktuellen Album der Yorkshire-Elfe lauschen zu
dürfen. Passend zu dieser feierwürdigen Gelegenheit werden wir Euch
auch den bemerkenswerten Backkatalog wieder andienen können.


Sebadoh - Act Surprised

LP/CD - EUR 21,95/13,95

Von wegen Lo-Fi - auch wenn sich an den genial einfachen
Grundvoraussetzungen für die kreative Kraft dieses deftigen Dreiers
in den vergangenen drei Jahrzehnten kaum etwas geändert hat, sprüht,
ja platzt auch das 2019 Studio-Voll- & Wuchtwerk derart vor Energie
und Leidenschaft, dass es den derart überfahrenen Lauscher vom ersten
Moment an packt, mitreißt und schlicht nicht mehr loslässt. In 15
kernig-knackigen, und nicht mal richtig kurzen Kraftpaketen spielen
Lou Barlow, Jason Loewenstein und Bob D'Amico ihre über Jahre
gewachsenen, verfeinerten, aber nie geglätteten Stärken aus, vereinen
vehemente Spiel-Freude und -Kunst, ungemein ohrengängiges
Songwriting, die Lust an ungebremster Energie und die Angst vor
allzu langen Atempausen zu einer lückenlosen Kette packender
Attacken, die selbst bei lautester Darreichung nichts von ihrer
harmonieverliebten Eingängigkeit verlieren. Mit drei
Instrumentalisten, die jeder für sich spielerisch die Klangräume
füllen können, hör- und spürbar durchlebter Rock-Geschichte im
Rücken, einem schier unendlichen Melodiereichtum im Kopf und der kaum
verhohlenen Liebe zu herzhafter Lautstärke schenkt uns das nimmermüde
Trio ein packendes Paket aus Dreck und Druck, Gewalt und Groove,
Können und Kraft, dass es eine einzige Freude ist. Schillernd
schallende Sternstunde dreier unverwüstlicher Helden. (cpa)


Doug Seegers - A Story I Got To Tell

LP/CD - EUR 24,95/15,95

19er. Mit 67 erst sein 3. Album (abgesehen von einem Hank
Williams-Tribute und einer Christmas-LP). Er war
obdachlos/Alkoholiker/Drogenwrack. Er besitzt eine manchmal schon
fast phänomenale Stimme, ganz ungemein einfühlsam, bewegend, tief aus
seinem Herzen, öfters ein minimales tolles Vibrato. Und Country war
immer schon sein Lebenselixier. Musik voller Emotionen, Gefühl und
Tiefe, anfangs der Songs z.T. ganz zart und wunderschön, teils
wehmütig, teils (zunehmend) süffig/volltönend, intensiv, Schmerz und
Erlösung (auch textlich). Zwischen Classic Country (u.a. Honky Tonk,
schon mal ein gewisses Bakersfield-Feeling) und eher
Songwriter-Country, zwischendurch Roots Rock (mal ein wenig
Desert/Morricone-Flair, mal balladesk), ein satter ansteckender
Rockabilly (50s pur) oder old-fashioned Crooner-Stoff zwischen Roots
und Pop, oder gar klare (Country) Soul-Tendenz. Insgesamt ein
leichter Balladen-Überhang (eine wirkt wie 60 Jahre alt). Ein
organischer Mix aus elektr. und akust. Gitarre sowie Pedal Steel,
meist Piano (oder Orgel), zur Hälfte Geige, köstlich auch die
(eigenen) Harmony Vocals. Und Joe Henry produzierte, ja schon ein
Qualitäts-Siegel für sich! (dvd)


Sinkane - Dépaysé

LP/CD - EUR 19,95/14,95

Als amerikanischer Weltbürger mit sudanesischen Wurzeln und einer
Vergangenheit als Skatepunk ist Ahmed Gallab aka Sinkane heute ein
höchst außergewöhnlicher Musiker mit einem ganz eigenen Sound. Der
lässt sich allerdings gar nicht so leicht beschreiben. Man liest
meistens etwas von Afro, Ethno und Funk, ich höre aber auch Soul und
Reggae. Zusammengehalten wird dieser trotz allem sehr homogene
Stilmix aber von der Kraft des Gospel. In zugegeben postmoderner
Version, die Haltung und auch die Texte sprechen aber eine eindeutige
Sprache. Und sorgen für üppige Klangdichte, gerne mit Gitarren und
Synthies, begleitenden Stimmen, oft auch Chor. Das Ganze in
breitwandigem Funk-Format, gerne auch mit Reggae-Offbeat, teils auch
mit Desert Blues-Vibe a la Tamikrest. Der dicke, hypnotische Groove
in mächtigen Arrangemenst verweist ebenso auf Parliament/Funkedelic
und Sly & The Family Stone wie auf Fela Kuti. Trotz dieser Vorbilder
gelingt Sinkane ein ganz eigener Trademark-Sound, der auch von seinem
charismatischen Gesang getragen wird, der sich wieder gerne ins
typische, aber komplett unangestrengte Falsett hochschraubt. All
diese hochtrabenden Vergleiche und Referenzen dürfen aber nicht
darüber hinwegtäuschen, dass Sinkane immer auch Pop ist: mit
eingängigen, farbenfrohen, gradlinigen und radiotauglichen Nummern
von einnehmender Eleganz: Kurzum: der Mann sollte endlich die
verdient große Karriere machen - spätestens sein Auftritt beim Orange
Blossom Special 2019 sollte ihm alle Türen öffnen! (Joe Whirlypop)


Spirit - Live At Rockpalast 198

2-CD+DVD - EUR 18,95

Für mich eine echte Praline im umfangreichen Rockpalast-Programm. Vor
rund zehn Jahren wurde das legendäre Rockpalast-Konzert von Spirit
bereits separat als CD und DVD veröffentlicht, jetzt kommt das
Rundum-Sorglos-Paket, erweitert um die vier damals fehlenden
Audio-Tracks des vollständigen Konzerts. Eine meiner
Alltime-Lieblingsbands, die ewig unterschätzten US-Psychedeliker,
hier knapp jenseits ihres Zenits, aber doch noch ganz großartig. 1983
gab es ja bereits eine Live-Platte namens "Made in Germany" mit
Rockpalast-Logo auf dem Cover, bei der aber kein Ton in Deutschland
und schon gar nicht beim Rockpalast aufgezeichnet wurde. Die "echten"
WDR-Archivaufnahmen klingen jedoch auch sehr gut. Ed Cassidy ist ein
ebenso mächtiger wie virtuoser Drummer, Randy Californias
Hendrix-Gedächtnis-Gitarre mit den typischen Echo-Effekten ist für
meinen Geschmack bis heute unerreicht. Wobei sich seine kleinen
Moog-Effekte während des Konzerts doch ein wenig abnutzen. Gespielt
werden Klassiker wie "Nature's Way" und "Animal Zoo", aber auch das
fette "Downer" von Randys "Kapt. Kopter"-Album. Und niemand hat
souveräner gecovert als Spirit: "Hey Joe", "All Along The Watchtower"
und vor allem "Like A Rolling Stone", hier nahe an der
Ewigkeitsversion vom "Spirit of 76"-Album, Gänsehaut pur. Zum Finale
wird dann auch noch Dickey Betts von den Allman Brothers auf die
Bühne gebeten, der mit Great Southern bereits vor Spirit auf der
Bühne des Eurovisions-Spektakels stand. Gemeinsam spielt man eine
krönende 16-minütige Jam-Nummer. (Joe Whirlypop)


Jimmie Vaughan - Baby, Please Come Home

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Der texanische Blueser ist ja schon ewig dabei, ich hatte ihn aber
nie wirklich auf dem Schirm. Und jetzt kommt mir dieses grandiose
Album des (großen) Bruders von Stevie Ray unter - was habe ich denn
da bisher verpasst? Gut die Hälfte der Songs gerät aber sowas von
tanzbar, mit Uptempo-Blues und heavy R&B-Infusion. Extrem tight und
knackig gespielt und auch angemessen karzig gesungen. Oft klingt es
wie das amerikanische Gegenstück zum famosen Briten James Hunter.
Teils unterstützt von einem unaufdringlichen Sax (oder auch
Trompete), Handclaps und einigen Chordamen lässt Jimmie hier die
guten Zeiten rollen. Knackig und funky, mit Songs, die nach ganz
alter Schule klingen - und es auch sind: gecovert werden u.a. Lloyd
Price, Fats Domino/Dave Bartholomew, Lefty Frizell und natürlich
T-Bone Walker. Da erweist sich reichlich musikalischer Erfahrung
(u.a. mit den Fabulous Thunderbirds, aber auch Gov't Mule und Nick
Lowe) als großer Vorteil. Dieses Album klingt komplett unprätentiös
und hat auch so gar nichts mit einigen anderen eher betulichen
Bluesrockern derselben Generation gemein. Hier geht es um brodelnden
Blues & Rhythm, ausnahmsweise auch mal mit Hammond-Orgel im
SoulFunk-Style, meistens aber wie geradewegs aus einem Juke Joint der
späten 50er gerettet. Mit Vintage-Jump Blues und lässigen
R&B-Shuffles. Man merkt: ich bin begeistert. Das Beste ist die
Gitarre. Erkennbar von seinem Bruder beeinflusst (oder umgekehrt),
aber was bei Stevie Ray für meinen Geschmack teils ein wenig sämig
gerät, wird hier auf wenige, aber umso pointierte, swingende Licks
reduziert - was eben an den unterschätzten Meister der ökonomischen
Blues- und Soul-Gitarre James Hunter erinnert. Und wie jener nimmt
auch Jimmie Vaughan gerne in klassischem mono auf. Brüder im Geiste,
beide großartig. (Joe Whirlypop)


Vibravoid - Intergalactic Acid Freak Out Orgasms

2-LP/CD - EUR 27,95/13,95

19er, live Finkenbach 2018. Auf 78 Min. einige ihrer markantesten
Stücke und 4 Cover von Klassikern. Oft druckvolle intensive
Psychedelia, kompakter treibender z.T. harter z.T. akzentuierter
(Power-) Psyche (Guitar) Rock, manchmal geradezu fiebrig oder
orgiastisch, im brennenden wilden Guitar-Freakout-Modus,
Effektgewitter inklusive (reichlich Wah-Wah sowieso), oder
kontrolliert und stringent in den Soli, gern auch angetrieben von
beständigem wirkungsvollem Rock-Groove (in einem Fall eine kleine
Prise Can-Motorik), manchmal Acid Rock-Anleihen, hypnotisch. Das
beste aber, gerade bei den langen Stücken, sind die ausgedehnten
meist ruhigeren Mittelteile (z.B. bei den Floyd-Covern Astronomy
Domine und dem 12-minütigen Interstellar Overdrive), als suggestiver
Space-Trip, kurzzeitig Free Form-Flair bzw. ein transparenter
Avant-Free-Space-Ausflug (der mich u.a. an das Nektar-Debut
erinnert), im 23-Minüter Ballspeaker eine lange experimentelle (und
teils wunderbar atmosphärische!) Space-Abfahrt in leisen bis temporär
verdichteten Sphären bis in Trance-Bereiche hinein resp. grandios
ultra-psychedelisch (hier mit Synthie/Electronics, sonst immer Orgel,
die mich schon mal kurz an die Doors erinnert). Cans Mother Sky
diesmal nur 8 Min. lang, dafür hoch verdichtet, klasse (auch die
Orgel-Parts). Vinyl coloured mit 6-S.-Beileger. (dvd)


Vision & Revision: The First 80 Years Of Topic Records -
Various Artists

2-LP/2-CD - EUR 23,95/16,95

Als ältestes unabhängiges Platten-Label der Welt, wie wir sie kennen,
begeht das britische Traditionsunternehmen Topic seinen 80.
Geburtstag unter anderem mit dieser bemerkenswerten Compilation, die
anstelle bereits vorhandener klassischer Aufnahmen neue, eigens für
diesen Feiertonträger aufgenommene Fassungen bekannten Guts
versammelt. Auf Einladung des Labels erklärte sich die Crème de la
Crème des britischen Folk bereit, 20 ausgewählte Songs des
reichhaltigen (Folk-)Katalogs des Labels frisch zu interpretieren,
und so hören wir hier u.a. Martin Simpson, Peggy Seeger, John Smith,
Josienne Clark, Nancy Kerr, Sam Lee, Chris Wood, Richard Thompson,
Olivia Chaney, Sam Kelly, Emily Portman, Eliza Carthy und Martin
Carthy bei der Darbietung solch bekannter Weisen wie Beaulampkin, She
Moves Through The Fair, Fable Of The Wings, Dirty Old Town, Polly
Vaughan, Napoleon's Dream, Bay Of Biscay, Nancy Of Yarmouth, The
Banks Of The Sweet Primroses.


Demnächst in diesem Theater...

07.06.

Eleni Mandell - Wake Up Again

Bob Dylan - The Rolling Thunder Revue: The 1975 Live Recordings 14-CD

Neil Young + Stray Gators - Tuscaloosa (live)

Rickie Lee Jones - Kicks

Grateful Dead - Aoxomoxoa (50th Anniversary)

Santana - Africa Speaks

Eagles Of Death Metal - The Best Songs We Never Wrote

Savoy Brown - City Night

Mariee Sioux - Grief In Exile

Jake Xerxes Fussell - Out Of Sight

Yeasayer - Erotic Reruns

Andreas Dorau - Das Wesentliche

14.06.

Calexico/Iron & Wine - Years To Burn

Oh Susanna - Johnstown (20th Anniversary Edition)

Chris Robinson Brotherhood - Servants Of The Sun

Bruce Springsteen - Western Stars

Roger Daltrey: The Who's Tommy Orchestral

Carole King - Live At Montreux 1973

Lukas Nelson & Promie Of The Real - Turn Off The News (Build A Garden)

Peter Bruntnell - King Of Madrid

Keb' Mo' - Oklahoma

Black Oak Arkansas - Underdog Heroes

Bill Callahan - Shepherd In A Sheepskin Vest

Buzzcocks - Singles Going Steady (rem.) & Different Kind Of Tension (rem.)

Tangerine Dream - In Search Of Hades: The Virgin Recordings 1973-1979 (16-CD+2-BluRay)

21.06.

Buddy & Julie Miller - Breakdown On 20th Ave. South

Raconteurs - Help Us Stranger

Rolling Stones - Bridges To Bremen (7 Versionen, so ca.)

The Schramms - Omnidirectional

Hot Chip - A Bath Full Of Ecstasy

Los Straitjackets - Channel Surfing

Two Door Cinema Club - False Alarm

Quantic - Oscillations

28.06.

Jade Jackson - Wilderness

Rolling Stones - Rock And Roll Circus DeLuxe & noch DeLuxer

Gov't Mule - Bring On The Music

Julian Cope - Autogeddon (25th Anniversary DeLuxe Edition)

Renaissance - Novella (rem.& exp.)


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

08.06.2019 DE - Leipzig - WGT @ Haus Leipzig

09.06.2019 DE - Beverungen - OBS Festival

13. - 15.06.2019 DE - Bingen am Rhein - Binger Open Air

28.06.2019 AT - Salzburg - Rockhouse

01. - 04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

31.05.2019 IT - CANTÙ - e35

01.06.2019 IT - LUGAGNANO, VERONA - Club Il Giardino

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

15.09.2019 DE - Berlin - Badehaus

17.09.2019 DE - Bremen - Schlachthof

18.09.2019 DE - Mülheim a. d. Ruhr - Freilichtbühne

20.09.2019 DE - Halle - Objekt 5

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

28.06.2019 DE - Bad Aibling - Indiebase Festival

05. & 06.07.2019 DE - Chemnitz - Stausee Rabenstein Kosmonaut Festival 2019

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02. - 03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

22. - 24.08.2019 DE - Schwabmünchen - Singoldsand Festival 2019

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival'

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

TERRY LEE HALE

terryleehale.com

06.06.2019 UK - Basingstoke - The Forge Anvil Arts

08.06.2019 UK - High Wycombe - Kingsmead House Concert

09.06.2019 UK - Camden - Green Note

11.06.2019 UK - Birkdale - Grateful Fred's House Concert

12.06.2019 UK - Edinburgh - House concert

13.06.2019 UK - Kirkcaldy - Acoustic Music Club

14.06.2019 UK - Aberdeenshire - The Bothy, Glenbuchat

15.06.2019 UK - Aberdeen - The Blue Lamp

16.06.2019 UK - Irvine - Harbour Arts Centre

18.06.2019 UK - Kilbarchan - Performing Arts Centre

19.06.2019 UK - Glasgow - The Doublet

20.06.2019 UK - Selkirk - The Haining

21.06.2019 UK - Middlesborough - Courtroom Sessions

CHRISTINE OWMAN

christineowman.com

08.06.2019 DE - Leipzig - Wave Gotik Treffen

XIXA

xixamusic.com

11.06.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

12.06.2019 DE - Aachen - Musikbunker

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

14.06.2019 CH - Neuchâtel - Festineuch

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

17.06.2019 DE - München - Backstage

18.06.2019 DE - Mainz - Schon Schön

19.06.2019 NL - Den Haag - Paard

20.06.2019 NL - Amsterdam - Q Factory

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen

22.06.2019 DE - Offenbach - Hafen 2


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/5098: Warner Music Medien Newsletter KW 22 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 22

Hamburg, 29. Mai 2019



"Für mich ist dies ein Compilation-Album von Künstlern, deren Fan
ich bin", erklärte Ed Sheeran im Rahmen des gestern in seinem
YouTube-Kanal hochgeladenen Interviews [1] mit US-Radio- und
TV-Persönlichkeit Charlamagne Tha God. Im Interview sprechen die
beiden über Eds kommendes "No.6 Collaborations Project" (Vö: 12.07.),
aus dem der Brite vergangene Woche seinen jüngsten Track und zweiten
Album-Vorboten "Cross Me" enthüllte - eine Kollaboration mit Chance
The Rapper und PnB Rock, die hier [2] im Lyric Video zu sehen ist.
"Cross Me" folgt auf die vor wenigen Wochen veröffentlichte
Justin-Bieber-Kollaboration "I Don't Care", die weltweit an die
Spitze der Charts stürmte. Im Juni ist Ed Sheeran erneut für
Stadionkonzerte in Deutschland: 22.06. Hockenheim, Hockenheimring |
23.06. Hockenheim, Hockenheimring | 02.08. Hannover, Messegelände
(ausverkauft) | 03.08. Hannover, Messegelände.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

WILDER WOODS

Atlantic Records hat das selbstbetitelte Debütalbum von Wilder Woods
angekündigt - vielen bekannt als Bear Rinehart, Frontmann und
Mitgründer der Grammy-nominierten Band NEEDTOBREATHE. Wilder Woods
erscheint am 9. August und kann ab jetzt vorbestellt werden.

Getragen von Vocals, die einen wie angewurzelt stehenbleiben lassen,
gleichen die Songs einem Wilder-Woods-Manifest; einem
Stream-of-Consciousness-Appell, der perfekt die Bühne für ein Album
bereitet, in dem sich alles um Verständnis, Vergebung und Eigenliebe
in einer Welt dreht, die darauf getrimmt ist, uns das Gefühl zu
geben, niemals zu genügen. Angeführt wird Wilder Woods von der
heutigen Premiere der neuen Single "Supply & Demand".

Hier [3] bekommt man einen Einblick hinter die Kulissen.


CARLIE HANSON

Die 19-jährige US-Singer/Songwriterin Carlie Hanson ist eine der
vielversprechendsten Pop-Newcomerinnen der Stunde, die mit ihrer
Reife und ihrer frechen, jugendlichen Leichtigkeit bereits zahlreiche
Medien und einflussreiche Tastemaker wie u.a. Taylor Swift
überzeugte.

Nachdem sie kürzlich das Musikvideo zu ihrer Single "Back In My Arms"
vorlegte, präsentiert sie nun mit "WYA" den zweiten beeindruckenden
Vorboten ihrer am 07.06. erscheinenden Debüt-EP "Junk" - hier [4] im
Tour-Edit zu sehen.

In "WYA" geht es darum der Einöde der Kleinstadt zu entkommen:
"Dieser Song ist ein Brief an mein zukünftiges Ich, voller
Erwartung und auch etwas Nervosität", gibt Carlie Hanson zu. Im
November geht es für sie als Support von Lauv auf Tour nach
Australien und Neuseeland.


WHY DON'T WE

Sie sind "eine der größten Durchbruchs-Geschichten im Pop", so
NBC Today. Und auch hierzulande wurde die sensationelle US-Formation
Why Don't We im Zuge ihrer ausverkauften Konzerte im Juni sowie der
beiden Zusatzkonzerte im Oktober 2018 von ihren Fans kreischend
empfangen.

Mit ihrer neuesten Single "Unbelievable" veröffentlichten Why Don't
We nun ihren fünften Track des Jahres 2019, inklusive des ebenso
sehenswerten Musikvideos [5]. "Unbelievable" folgt auf ihre explosive
Macklemore-Kollaboration "I Don't Belong In This Club".

Im Oktober kommen Why Don't We im Rahmen ihrer "8 Letters Europe
Tour" wieder nach Deutschland: 10.10. Hamburg, Docks | 11.10.
Frankfurt, Stadthalle Offenbach | 12.10. Dortmund, Warsteiner Music
Hall | 18.10. München, Tonhalle.


ALLY BROOKE

Die vielfach Platin-ausgezeichnete Singer/Songwriterin Ally Brooke
hat ihre zweite Solo-Single "Lips Don't Lie (feat. A Boogie Wit Da
Hoodie)" veröffentlicht, produziert von Oscar Görres (Britney Spears,
Maroon 5) und von Max Martins Produktionsteam, bestehend aus Wolf
Cousins und Elof Loelv (Rihanna, Katy Perry).

"Lips Don't Lie" [6] ist ein unwiderstehlich sommerlicher Song sowie
der zweite Vorbote ihres kommenden Solo-Projekts und folgt auf den
Anfang des Jahres erschienenen 'Top 20' US-Popradio-Hit "Low Key
(feat. Tyga)".

"Dieser Track zeigt eine andere Seite von mir - ein wenig sinnlich
und verspielt - und handelt davon, dass ein Kuss die ehrlichste Weise
sein kann, um herauszufinden, ob eine Verbindung tiefer geht",
verrät sie.


TY DOLLA $IGN

Er ist einer der innovativsten und talentiertesten Artists im Genre.
Mit "Purple Emoji" legt Ty Dolla $ign nun seinen brandneuen Track vor
und macht darauf mit Multiplatin-Rapper J.Cole gemeinsame Sache.

Wie es dazu kam, berichtete Ty kürzlich in einem Interview mit DJ und
Radio-Moderator Zane Lowe: "Ich war gerade in New York im Studio
mit Kanye, um an seinem 'Yandhi'-Projekt zu arbeiten. Zufällig war
J.Cole zur gleichen Zeit dort. Also spielte ich ihm einen Track vor,
und er schrieb innerhalb von fünf Minuten seine Bars", schildert
er.

Auf "Purple Emoji (feat. J.Cole)" - hier [7] im offiziellen
Musikvideo zu sehen - kehrt Ty Dolla $ign zu seinen R'n'B-Wurzeln
zurück und rundet den Slowtempo-Track mit einem souligen Sample ab.


LARUZO

Nach seiner Ende April veröffentlichten Doppel-Single "Bentley Jump"
/ "Calma" liefert der Dortmunder Laruzo den siebten Vorab-Track
seines am 09.08. erscheinenden Albums "Est. 1991" - sein zweites
Album nach "Contenance" (2016) und zugleich sein Debüt bei Warner
Music Germany.

"Kolibri" [8] nennt sich die neueste Single, die Laruzo gemeinsam mit
Kenika und OhOllieDidIt co-produzierte. "Wir steigen auf à la Mac
Beth / NieWiederBroke ist der Hashtag / Leben ist posh wie die
Beckhams" - schon die ersten Zeilen sind vollgepackt mit
Referenzen, die für großes Kopfkino sorgen.

Und so geht es knapp drei Minuten lang weiter, während Laruzo mit
seiner geschmeidigen Stimme über einen symphonischen Trap-Beat
gewohnt mühelos zwischen Gesang und Rap wechselt.


FOY VANCE

Der auf Ed Sheerans Label Gingerbread Man Records unter Vertrag
stehende Nordire Foy Vance machte mit seinem 2016er Album "The Wild
Swan" bereits international auf sich aufmerksam. Nun kündigt er für
dieses Jahr gleich zwei einzigartige neue Alben an.

Am 28.06. veröffentlicht er "From Muscle Shoals", das in den
legendären FAME-Studios in Muscle Shoals, Alabama, aufgenommen wurde
und aus dem er kürzlich bereits den ersten Song "You Love Are My
Only" in einer Live-Version präsentierte - hier [9] zu sehen. Im
September folgt dann das zweite neue Album "To Memphis".

Foy Vance bezeichnet die beiden Alben als sogenannte "Companion
Alben", die einander ergänzen, indem sie eine Hommage an seine beiden
wichtigsten Einflüsse bilden: Soul und Americana.


LEWIS BLISSETT

Newcomer Lewis Blissett stellte sich der britischen Öffentlichkeit
erstmals vor zwei Jahren durch seine Teilnahme an "The Voice Kids"
vor. Während der Staffel betrieb er seinen eigenen YouTube-Kanal und
erreichte mit seinen Cover-Versionen schnell über eine Mio.
Abonnenten. Heute folgen ihm u.a. Acts wie Ariana Grande, Rihanna
oder Billie Eilish.

Mitte Mai veröffentlichte er seine betörende Debüt-Single "Sick
Thoughts", die sich prompt in den UK-iTunes-Charts vor KünstlerInnen
wir Adele, Mark Ronson und Ariana Grande auf Platz #52 katapultierte
(Platz #21 in den Pop-Charts).

In seiner Musik hinterfragt Lewis Blissett bestehende Gender- und
Geschlechts-Normen und singt in "Sick Thoughts" [10] von Gedanken,
die eine andere Person bei ihm ausgelöst hat.


YOUNG THUG

Auf dem brandneuen Young-Thug-Track "The London" finden drei der
größten Rapper unserer Zeit zueinander. An der Seite von keinen
Geringeren als J.Cole und Travis Scott präsentierte Young Thug den
neuen Posse-Track kürzlich im Livestream.

"The London" ist die erste Single-Auskopplung aus dem kommenden
vierten Studioalbum des exzentrischen Künstlers und zugleich seine
erste Zusammenarbeit mit J.Cole, den er im letzten Jahr auf dessen
"KOD"-Tour begleitete und der Young Thug in einem Interview mit Angie
Martinez als Genie bezeichnete.

Hier [11] ist "The London (feat. J.Cole & Travis Scott)" nun im
offiziellen Audioclip zu hören.


grandson

Der in L.A. beheimatete 23-jährige Alternative-Künstler grandson
veröffentlichte erst kürzlich seine neue EP "a modern tragedy vol. 2"
 mit dem Titeltrack "apologize".

Die fünf Tracks starke EP beschäftigt sich mit gesellschaftlichen
Themen wie Liebe, Sucht und Desillusionierung. "apologize" [12] ist
ein klingendes Plädoyer dafür, sich so zu akzeptieren wie man ist:
" Never been a perfect soul / But I will not apologize / I'm
imperfect".

Anfang Juni kommt grandson auf seine erste Europatour und auch für 3
bereits ausververkaufte Konzerte nach Deutschland 01.06 Köln, Luxor |
02.06 Hamburg, Uebel & Gefährlich | 04.06 Berlin, Bi Nuu


TRACK OF THE WEEK • Jess Glynne & Jax Jones - One
Touch

Die britische #1-Künstlerin Jess Glynne hat ihre brandneue Single
"One Touch" enthüllt. "One Touch" - hier [13] im Lyric Video zu sehen
- ist eine mitreißende Kollaboration mit Chart-Mastermind Jax Jones,
die, pünktlich zum Festival-Sommer, Jess' unverkennbar soulige Stimme
mit Jax' Dancefloor-tauglicher Produktion zu einer sonnengetränkten
Piano-House-Hymne vereint. In Kürze begibt sich Jess Glynne als
Support der Spice Girls auf ihre erste Stadiontour. Dabei wird sie
neben "One Touch" auch eine Vielzahl der #1-Singles live performen,
die sie bereits auf ihrem Konto hat. Schließlich ist sie die einzige
britische Künstlerin überhaupt, die bereits sieben #1-Singles in den
UK-Charts platzierte.


WARNER MUSIC ON STAGE - Alec Benjamin

Vor ein paar Wochen brachte Alec Benjamin seine 24 Städte umfassende,
restlos ausverkaufte US-Tour zu einem erfolgreichen Abschluss und
bezeichnete diese auf Twitter [14] als "dream come true".

Nach seinen ausverkauften Deutschland-Shows im Februar diesen Jahres,
kündigte der Singer/Songwriter vor Kurzem auch wieder vier neue Shows
im Herbst in Deutschland an: 10.11. Hamburg, Gruenspan | 18.11. Köln,
Kantine | 19.11. München Technikum | 22.11. Berlin, Columbia Theater.

Bei der Tour stellt Alec Benjamin sein umjubeltes Debüt-Mixtape
"Narrated For You" vor, das u.a. auch die Durchbruchs-Single "Let Me
Down Slowly" enthält - hier [15] in der zuletzt veröffentlichten
Version mit Alessia Cara zu sehen. Außerdem kündigte er kürzlich neue
Musik an.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963639b8f806202c4d6b762c3f66fd7a8c67c8e1a76167b3505ef45b053bfc638c5f580fc04fa35d2c9

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963f725e06ca501746d19329972dc20014d28c2e2e117d86be5b8afd7b0deebcf31820b14e6f3ea74d3

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b586959635c651934c80d65c5a7fe8a6ba0cf2bb57d8669dd7559e2d6f07ab58f469ff3419e14ebb03a7172cc

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963f1ededa3ac84b461cbd67207bc8e9c704961e7f0584a35076f9c3546bba13a347cd8f2ad9b241211

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963744eddf83591012a09d6e0ae1730573fe8aa663fc52c02557d900942b63dca85bbd297fb92558edf

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963804a6019f7c2ff28d3eab4d89b0499e9de1a5cd52c94542f9afda3c52a40c3d4f4a802f1a6746a63

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963b0742b61a3910ddb7c7a0507f2fb27f75f96bb0aee4150610513e8c2efca5bf24c305370ff167a0c

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963c1f4a3932ff70937629635a53c12943800223dedad2a286913ed8a05f7ef835f20a87360c6edc8a8

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b58695963c5227cb0b12e3654000ecdd4008cce8fa4a2012dfe1bd6632773d77ebb5d91f8f305e54dbce20c01

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b586959631a383a9e98278d714b27d4c64c001b5af626e5fb3378fecddab79720b2b309d632c48c5d3994c990

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b586959630350c86363605fd221cd8b760914fbc6e5d1b3acb280c405ba5e574f415d636a418257ce1ca89ee3

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b586959634698c0e8007d3dcfbaae5c80a3630423facac298e130ee11dee78a3889e7ee686525f06d8103463c

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b5869596392c8802b5ea93cd0b4101b549a0f8e408a8da0e26126ff9ea335c0796ca5514f68eb7e13fc54dd19

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=72494e6b586959637c9c8d4fefcd10ecf62453c8ab50a7cd96205c7f8e1b1bd4621fb8a575bb660c6c4f18c41aba8aa9

[15] http://click.email.artistarena.com/?qs=ffcfd1c00648b18870c0afb3c5856e5c3b5a898925e474aa6c103065cbefe26d92fd4d1511391057e6bd968f0bbedad1

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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KLASSIK/10210: Magdeburg - Gustav Mahlers Sinfonie Nr. 9 D-Dur, 6. und 7.6.2019


Theater Magdeburg

Abschiedsdirigat von Kimbo Ishii als GMD des Theaters Magdeburg

im 10. Sinfoniekonzert der Magdeburgischen Philharmonie

Do. 6.6. und Fr. 7.6.2019, 19.30 Uhr, Opernhaus/Bühne



Mit Spielzeitende verlässt Generalmusikdirektor Kimbo Ishii das
Theater Magdeburg. In seinem letzten Konzert am Pult der
Magdeburgischen Philharmonie am Do. 6. 6. und Fr. 7. 6. 2019, 19.30
Uhr im Opernhaus des Theaters Magdeburg stellt er mit der 9. Sinfonie
D-Dur von Gustav Mahler ein Werk in den Mittelpunkt, in dem die
Ambivalenz des Begriffs »Abschied« ganz besonders zu spüren ist.
Neun Jahre lang war Kimbo Ishii Generalmusikdirektor am Theater
Magdeburg und setzte insbesondere mit seinen Strauss- und
Wagner-Interpretationen nachhaltige Akzente im Bereich des
spätromantischen Repertoires. In seinem Abschlusskonzert widmet er
sich auf ganz persönliche Weise dem von ihm verehrten Gustav Mahler.

Spätestens seit Beethoven haftet der »Neunten« der Nimbus des
Vergänglichen an: Nach Beethoven selbst scheiterten viele Komponisten
der Romantik - etwa Dvo¢ák und Bruckner - an einer darüber
hinausgehenden, zehnten Sinfonie. Ebenso Mahler, dessen sinfonisches
Letztwerk nicht nur in seiner harmonischen, stellenweise die
traditionelle Tonalität überschreitenden Freiheit Abschied von der
Musik der Vergangenheit nimmt, sondern alles bietet, was die Musik des
spätromantischen Großkünstlers vereint: ins Groteske verzerrte
Tanzparodien, Momente höchster Verklärung und schließlich ein bis
dahin ungehörter Abgesang im Finalsatz. Nach klagenden Zitaten aus den
»Kindertotenliedern« endet der Satz nicht etwa mit einem überbordenden
Finale, sondern »mit innigster Empfindung«, und löst sich immer mehr
»ersterbend« in transzendente Sphärenklänge auf. Der Dirigent und
Freund Mahlers Willem Mengelberg sagte darüber: »Mahler singt sein
ganzes Inneres. Seine Seele singt zum letzten Abschied: "Leb wohl!"«

Jeder Abschied bedeutet auch Aufbruch und Neuanfang - für die
Magdeburgische Philharmonie wie für Ishii, an dessen erste Spielzeit
in Magdeburg man sich gerne erinnert: Diese hatte er nämlich mit
Auszügen aus Mahlers »Auferstehungssinfonie« abgeschlossen. Auf
Wiedersehen in Magdeburg, Kimbo Ishii!.

10. Sinfoniekonzert

Gustav Mahler

Sinfonie Nr. 9 D-Dur

Magdeburgische Philharmonie

GMD Kimbo Ishii, Dirigent

Do. 6. 6. 2019, 19.30 Uhr

Fr. 7. 6. 2019, 19.30 Uhr

Opernhaus / Bühne

Karten 17 € bis 32 € / erm. 11 € bis 20 €


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10209: Braunschweig - Klavierabend "Spohr und Beethoven" am 4. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Klavierabend mit Marc Pierre Toth in der Dornse



Braunschweig. Ein Klavierabend mit dem Titel "Spohr und Beethoven" mit
dem kanadischen Pianisten Marc Pierre Toth findet am Dienstag, 4.
Juni, in der Dornse statt. Es werden Beethovens Klaviersonaten Nr. 5
c-Moll, op.10,1, Nr. 16 G-Dur, op.31,1, Nr. 9 E-Dur, op.14,1 und Nr.
23 f-Moll, op.57 (Appassionata) sowie Spohrs Klavierstück Rondoletto
op. 149 erklingen. Beginn ist 20 Uhr.

Marc Pierre Toth wurde bekannt als Gründer der erfolgreichen
informativen und humorvollen Konzert-Reihe "What is SO Great about
Classical Music???", die er auf den Podien der Welt in bisher fünf
verschiedenen Sprachen präsentiert hat.

Seit dem erfolgreichen Abschluss der Solistenklasse von Einar
Steen-Nokleberg an der Musikhochschule Hannover gewann Marc Pierre
Toth zahlreiche Preise bei nationalen und internationalen Wettbewerben
(u.a. beim renommierten "Ferruccio Busoni" Wettbewerb 2000 in Bozen,
Italien), trat als Solist mit zahlreichen Orchestern von Weltrang auf
und war Dozent bei Meisterkursen in Kanada, China, Italien, Frankreich
und den USA. Seit 2012 lehrt er als Klavierdozent an Dr. Hoch's
Konservatorium in Frankfurt am Main.

Karten sind an allen Vorverkaufsstellen erhältlich: Vorverkauf 12 Euro
/ ermäßigt 6 Euro, Abendkasse 14 Euro / ermäßigt 7 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSLAND/9082: Aus aller Welt - 31.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Luigi Di Maio bleibt an der Spitze der Fünf-Sterne-Bewegung

In Italien ist der Vorsitzende der mitregierenden
Fünf-Sterne-Bewegung, Luigi Di Maio, bei einer Online-Abstimmung im
Amt bestätigt worden. Etwa 80 Prozent der gut 56.000 Mitglieder
stimmten für ihren Parteichef. Der Vizeregierungschef hatte den
Mitgliederentscheid auf einer Internetplattform der Partei selbst
einberufen, nachdem er von Parteimitgliedern für die Niederlage bei
der Europawahl verantwortlich gemacht worden war. Am Sonntag kam die
Protestbewegung nur noch auf etwa 17 Prozent. Bei der Parlamentswahl
vor einem Jahr hatten noch etwa 32 Prozent der Italiener der
Fünf-Sterne-Bewegung ihre Stimme gegeben.

31. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9082: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Geiselnahme in der Schweiz endet mit drei Toten

Am Freitagmorgen brachte ein bewaffneter Mann in einer Wohnung am
Stadtrand von Zürich zwei Frauen in seine Gewalt und drohte damit,
sie zu erschießen. Polizisten umstellten das Mehrfamilienhaus. Rund
drei Stunden später erklärte der 60jährige, daß er aufgeben und sich
stellen werde. Wenig später fielen in dem Haus mehrere Schüsse. Die
Polizei stürmte daraufhin die Wohnung und fand dort drei schwer
verletzte Personen, zwei Frauen und einen Mann, die noch vor Ort
verstarben. Zu den Hintergründen und dem Hergang der Tat konnte die
Kantonspolizei zunächst keine Angaben machen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9079: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA planen neue Schutzzone in Nordsyrien

Eigentlich wäre der Anti-IS-Einsatz von Aufklärungstornados der
Bundesluftwaffe in Syrien Ende Oktober zu Ende. Die USA drängen die
Bundesregierung nun, das Mandat zu verlängern. Nach Informationen des
Spiegel-Magazins plant Washington eine Art Schutzzone in Nordsyrien
einzurichten, um die Kurden sowohl vor der Türkei als auch vor den
syrischen Regierungstruppen zu schützen. Die deutschen
Aufklärungsjets könnten die US-Truppen bei der Absicherung der
Bannmeile unterstützen. Eine Verlängerung oder Anpassung des Mandats
ist innerhalb der großen Koalition laut Spiegel-Angaben umstritten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9081: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



FDP: Steuern auf Bus- und -Bahnfahrkarten abschaffen

Christopher Vogt, Chef der FDP-Fraktion im schleswig-holsteinischen
Landtag, plädiert für eine komplette Steuerbefreiung von Bus- und
Bahnfahrkarten im Nah- und Fernverkehr. Die von Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer (CSU) vorgeschlagene Reduzierung des
Mehrwertsteuersatzes von 19 auf 7 Prozent bezeichnete der liberale
Politiker in einem Gespräch mit der Deutschen Presse-Agentur als
unzureichend. Laut Vogt würde billigeres Bus- und Bahnfahren den
Verkehr auf den Straßen verringern und damit zur Emissionsreduzierung
beitragen. Außerdem würden die Bürger, die sich bewußt
umweltfreundlich verhalten, von einer Steuerlast befreit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9080: Tragisches und Kurioses - 31.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Boot auf dem Rhein gekentert

Nach dem Schlauchboot-Unglück auf dem Rhein bei Schwanau im
Ortenaukreis suchen französische und deutsche Rettungskräfte mit
Booten und einem Hubschrauber weiter nach einem vermißten
vierjährigen Mädchen. Zu dem Unglück kam es am Donnerstag nahe einer
Schleuse bei der französischen Gemeinde Gerstheim, 30 Kilometer
südlich von Straßburg. Nach bisherigen Kenntnissen war das
Schlauchboot über eine Staustufe gefahren und hatte sich dabei
überschlagen. Angaben der elsässischen Präfektur zufolge starben zwei
Menschen aus dem Boot, darunter ein sechs Jahre altes Mädchen. Auch
ein junger Mann, der in den Fluß gesprungen war um zu helfen, kam ums
Leben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8165: Aus Forschung und Technik - 31.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Proton-M-Rakete bringt russischen Satelliten ins All

Eine schwere Proton-M-Trägerrakete transportierte am Donnerstagabend
einen russischen Kommunikationssatelliten vom kasachischen Kosmodrom
Baikonur ins All. Die Weltraumbehörde Roskosmos gab wenig später
bekannt, daß die Oberstufe Breeze M den 5,4 Tonnen schweren
Satelliten Yamal 601 erfolgreich in die Zielumlaufbahn entlassen
habe. Die vom französisch-italienischen Unternehmen Thales Alenia
Space für die Betreiberfirma Gazprom Space Systems, einem Anbieter
von Satellitenkommunikation, gebaute Raumsonde soll die Region
Kaliningrad, den Ural und Westsibirien 15 Jahre lang mit
Kommunikationsdiensten versorgen. Es war dies der erste
Proton-Raketenstart in diesem Jahr und der 419. seit dem Debüt des
Nutzlastträgers im Jahr 1965.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8178: Aus aller Welt - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Bundesstaat New Hampshire schafft die Todesstrafe ab

Der Bundesstaat New Hampshire an der Ostküste der USA hat die
Todesstrafe abgeschafft. Der Senat konnte am Donnerstag das Veto des
republikanischen Gouverneurs Chris Sununu gegen das neue Gesetz mit
der erforderlichen Zweidrittelmehrheit überstimmen, weil sich vier
republikanische Senatoren auf die Seite der Demokraten schlugen.
Zuvor hatte das Repräsentantenhaus das Veto des Gouverneurs
überstimmt. In New Hampshire ist laut Washington Post seit 1939
niemand hingerichtet worden. Künftig werden Häftlinge statt zum Tode
zu lebenslanger Haft ohne Chance auf Entlassung oder Bewährung
verurteilt werden.

Inzwischen werden in 21 US-Bundesstaaten keine Todesstrafen verhängt.
In den 29 anderen Bundesstaaten droht mehr als 2500 Häftlingen die
Hinrichtung. Mehrere Bundesstaaten haben allerdings ein
Vollstreckungsmoratorium in Kraft gesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8137: Medizin und Gesundheitswesen - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Nur die wenigsten gehen zur Hautkrebsvorsorge

Hautärzte schlagen Alarm. Obgleich Hautkrebserkrankungen weiterhin
eine große Gefahr insbesondere für Menschen sind, die sich viel im
Freien aufhalten, gehen kaum Versicherte zum Hautkrebsscreening.
Dabei übernehmen die Krankenkassen seit zwei Jahren die Kosten für
diese Vorsorgemaßnahme. Doch nur 20 Prozent nehmen dieses Angebot
auch wahr, so der Hautkrebsreport 2019 der Techniker Krankenkasse (TK)
laut Deutschem Ärzteblatt. Besonders selten sollen Menschen in
Berlin, Thüringen und Sachsen-Anhalt zur Früherkennung gehen. Dort
sind es weniger als 17 Prozent. Der Report zeigt zudem, daß
Hautkrebs weiterhin die häufigste Krebsart in Deutschland bleibt. Pro
Jahr erkranken rund 270.000 Menschen neu an Hautkrebs. Und in jedem
siebten Fall handelt es sich dabei um ein malignes Melanom, dem
sogenannten schwarzen Hautkrebs.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8166: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bayer soll für PCB-Produktion von Monsanto Schadensersatz leisten

Der Landkreis Los Angeles hat beim kalifornischen
Bundesbezirksgericht Klage gegen die Bayer-Tochter Monsanto im
Zusammenhang mit der Produktion von Polychlorierten Biphenylen (PCB)
eingereicht. Monsanto soll Schadenersatz für die Verseuchung der
Landschaft mit PCB leisten und sich finanziell an der Reinigung
Dutzender Gewässer beteiligen. Das Unternehmen hat zwar die
PCB-Produktion nach eigenen Angaben bereits vor 40 Jahren freiwillig
eingestellt, aber in der Klageschrift wird ihm vorgeworfen, die
toxischen Folgen der Chemikalien für Pflanzen und Lebewesen
jahrzehntelang verschwiegen zu haben. Die US-Regierung, die selbst
Polychlorierte Biphenyle bei Monsanto gekauft hatte, verbot die
Chlorverbindungen 1979. Als Bayer Monsanto im vergangenen Jahr für
rund 63 Milliarden Dollar übernahm, hat sich der Leverkusener Konzern
auch die milliardenschweren Schadensersatzklagen wegen dessen
glyphosathaltiger Herbizide eingehandelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8089: Sprache, Kunst und Medium - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Käthe Kollwitz hält Einzug in die Walhalla

Die Grafikerin, Malerin und herausragende Bildhauerin Käthe Kollwitz
(1867-1945) hat mit ihrer Büste einen Platz in der Walhalla in
Donaustauf erhalten.

Die von dem Hannoveraner Bildhauer Uwe Spiekermann aus einem hellen
Tiroler Marmor geschaffene Büste wurde in dem klassizistischen Bau
nahe Regensburg enthüllt, wie das bayerische Heimatministerium
mitteilte.

In der Walhalla werden Büsten und Gedenktafeln von Persönlichkeiten
aus der deutschen und europäischen Geschichte ausgestellt. Die in
Königsberg geborene Künstlerin zählt zu den bedeutendsten deutschen
Künstlerinnen des 20. Jahrhunderts.

Die von Bayern-König Ludwig I. in Auftrag gegebene Walhalla wurde im
Herbst 1842 eingeweiht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8156: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Angriff auf Fahrzeugkonvoi in Kabul

In der afghanischen Hauptstadt Kabul ist am Freitag der
Fahrzeugkonvoi einer internationalen Organisation von Unbekannten mit
einem mit Sprengstoff beladenen Auto angegriffen worden. Dabei wurden
mehrere afghanische Zivilisten getötet. Am Donnerstag hatte ein
Selbstmordattentäter der Miliz Islamischer Staat seine Autobombe vor
der Marschall-Fahim-Akademie in Kabul gezündet und mindestens sechs
Menschen getötet und 16 weitere verwundet. In diesem Jahr wurden in
Kabul bereits acht Sprengstoffanschläge ausgeführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8170: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburgs Justizsenator Steffen will Container legalisieren

Hamburgs Justizsenator Till Steffen will den Länderkollegen kommende
Woche in Lübeck-Travemünde vorschlagen, das sogenannte Containern von
Lebensmitteln zu erlauben, statt es weiterhin wie Diebstahl zu
behandeln. Dazu könnte das Wegwerfen von Lebensmitteln gesetzlich als
Eigentumsaufgabe definiert werden. Containern heißt, daß sich
Bedürftige oder Aktivisten weggeworfene, aber genießbare Lebensmittel
aus Müllcontainern von Supermärkten und Fabriken holen. Von dem
Vorhaben des grünen Justizsenators berichteten die Neue Osnabrücker
Zeitung und das Pinneberger Tageblatt am Freitag. Demnach könnte als
Alternative zur Eigentumsaufgabe bei Lebensmitteln auch ein
Wegwerfverbot für Supermärkte eingeführt werden. Die Linke im
Bundestag hatte bereits im April die Bundesregierung aufgefordert,
das Containern per Gesetz straffrei zu stellen. Hintergrund der
Initiativen ist, daß jedes Jahr in Deutschland zwischen 13 und 18
Millionen Tonnen Lebensmittel weggeworfen werfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8139: Tragisches und Kurioses - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Rabenkrähen gehen auf Menschen los

In einem Park der Stadt Moers wurden Passanten mehrfach von
Rabenkrähen angegriffen. Wie die Polizei laut WDR1 erklärte, mußten
sie in dieser Woche nach Anrufen mehrere Male ausrücken.

Einen Mann sollen die Vögel direkt attackiert haben. Ihm wurde eine
blutige Kopfwunde beigebracht, eine angegriffene Frau kam mit einer
Beule davon.

Die Teile eines Parks, in dem die Krähen nisten, wurden inzwischen
abgesperrt. Nach Angaben der Umweltschutzorganisation NABU im Kreis
Wesel haben die Krähen Küken, die sie offenbar schützen wollen. Die
relativ großen Vögel nehmen manche Menschen als Angreifer wahr.
Demnach sollte die Gefahr spätestens dann vorüber sein, wenn die
Jungvögel flügge geworden sind.

31. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8167: Arbeit, Soziales und Familie - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Massenprotest in Brasilien gegen Ausgabenkürzungen im Bildungswesen

In rund 190 Städten Brasiliens haben am Donnerstag über eine Million
Schüler, Studenten und Lehrer gegen die von der Regierung des
rechtsextremen Präsidenten Bolsonaro hauptsächlich für die staatlich
finanzierten Universitäten und Schulen vorgesehenen, massiven
Ausgabenkürzungen protestiert. An der Kundgebung in São Paulo
beteiligten sich mehr als 300.000 Menschen, in Rio de Janeiro
200.000, wie Landesmedien berichteten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8148: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Weiterhin Antibiotika-Einsatz in der Tiermast

Vor gut fünf Jahren war das Arzneimittelgesetz reformiert worden, um
unter anderem den Einsatz von Antibiotika in deutschen Ställen
deutlich einzuschränken. Offenbar konnte dieses Ziel nur teilweise
erreicht werden. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, werden
insbesondere in der Geflügelaufzucht für Menschen wichtige Wirkstoffe
weiterhin in großer Menge eingesetzt. Das geht aus einem Bericht des
Bundeslandwirtschaftsministeriums hervor. Während der Einsatz von
Antibiotika bei Schweinen und Ferkeln vom zweiten Halbjahr 2014 bis
zum zweiten Halbjahr 2017 um mehr als 40 Prozent zurückging (von rund
200 Tonnen auf rund 112 Tonnen), blieben die verabreichten Mengen bei
Hühnern und Puten sowie bei Kälbern fast unverändert. Problematisch
daran ist, daß rund 40 Prozent der beim Geflügel eingesetzten Menge an
Mittel zu den Reserveantibiotika gehört, die als letzte Möglichkeit
für lebensbedrohlich erkrankte Menschen gelten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8155: Märkte und Finanzen - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



China legt Liste unzuverlässiger ausländischer Unternehmen an

Das chinesische Handelsministerium legt nach Angaben seines Sprechers
eine Schwarze Liste von Unternehmen in den USA an, welche als
unzuverlässig und nicht vertrauenswürdig gelten. Ihnen wird
vorgeworfen, gegen legitime Rechte und Interessen chinesischer
Unternehmen zu verstoßen. Als sogenannte unzuverlässige Einheiten
gelten ausländische Unternehmen, welche Warenlieferungen in die
Volksrepublik einschränken. Rund zwei Wochen zuvor hatte die
Regierung der USA den chinesischen Telekomausrüster Huawei auf eine
Schwarze Liste gesetzt und damit zahlreiche Zulieferer gezwungen, zu
dem Konzern auf Abstand zu gehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8171: Aus Forschung und Technik - 31.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Googles Chrome-Browser ohne Adblock-Programme

Einst war Google vor allem eine Suchmaschine, die einem durch den
manchmal recht unübersichtlichen Dschungel des Internets führte.
Inzwischen steht Google aber auch für Werbung, die auf jeden der
Kunden individuell zugeschnitten ist. Es ist daher nicht wirklich
überraschend, daß Adblock-Programme dem Unternehmen ein Dorn im Auge
sind. So meldete die Internetplattform winfuture.de, daß Google das
Erweiterungssystem des eigenen Chrome-Browsers überarbeiten und
Adblocker stark einschränken will. Gegenwärtig gibt es viele kleine
Erweiterungen für Google Chrome, die Werbung auf den meisten
Webseiten effizient blockieren können. Dem will Google ein Ende
setzen. Offenbar soll aus der im Chrome-Browser vorhandenen
Schnittstelle "WebRequest" die Funktionalität, die für das Blocken
von Inhalten verantwortlich ist, entfernen werden. In der Folge
können keine Filterprogramme mehr eingespeist werden, die das Zeigen
von Werbung unterbinden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1640: Schimpansen fischen und fressen Krabben (idw)


Universität Zürich - 29.05.2019

Schimpansen fischen und fressen Krabben



Schimpansen ernähren sich vor allem vegetarisch, manchmal fressen sie
Fleisch. Forschende der Universität Zürich zeigen nun zum ersten Mal, dass
Schimpansen auch Krabben fressen. Sie beobachteten in Guinea, wie
Schimpansen regelmässig nach Krabben fischen.




[image: Bild: © Kathelijne Koops]

Schimpnase sucht nach Krabben

Bild: © Kathelijne Koops



«Unsere Studie ist der erstmalige Beweis, dass nichtmenschliche Affen
regelmässig im Wasser vorkommende Lebewesen fischen und fressen», sagt
Kathelijne Koops, die am Anthropologischen Institut der Universität Zürich
forscht. Sie und ihr Team entdeckten, dass Schimpansen im Regenwald des
Nimba-Gebirges in Guinea das ganze Jahr über Süsswasserkrabben
konsumieren. Die Schimpansen suchen in den flachen Wasserläufen in diesem
gebirgigen Regenwald nach Krabben, indem sie mit den Fingern das Bachbett
aufkratzen und aufwühlen.

Die Schimpansen frassen Krabben unabhängig davon, ob als Alternative reife
Früchte als Nah-rung verfügbar waren. Überraschenderweise gab es keinen
Zusammenhang zwischen dem Krabbenfang und der monatlichen
Niederschlagsmenge. Auch die Fangraten zwischen Trocken- und Regenzeit
unterschieden sich nicht: Selbst in der Trockenzeit hatten die Bäche
genügend Was-ser für Krabben. Die Schimpansen gingen allerdings häufiger
auf Krabbenfang, wenn sie weniger Ameisen frassen, was auf einen ähnlichen
Stellenwert von Krabben und Ameisen für ihre Ernährung hinweist.




[image: Bild: © Kathelijne Koops]

Schimpansen fressen solche Krabben.

Bild: © Kathelijne Koops



«Weibliche Schimpansen mit ihren Jungen fischten häufiger und länger nach
Krabben, was wir so nicht erwartet haben», sagt die Anthropologin Koops.
Als Erklärung dafür liegt nahe, dass Krabben Fettsäuren und
Mikronährstoffe wie Natrium und Kalzium liefern, die für die Gesundheit
von Mutter und Kind entscheidend sind.

Wichtig für das sich entwickelnde Hirn

Die Forschung an Schimpansen, unseren engsten lebenden Verwandten, kann
Aufschluss dar-über geben, warum die im Wasser lebende Fauna im Laufe der
menschlichen Evolution mehr und mehr als Nahrung genutzt wurde. Schon vor
1,95 Millionen Jahren sollen Hominini, Vorfahren des homo sapiens,
Schildkröten, Krokodile und Fische verzehrt haben. Man nimmt an, dass der
re-gemässige Verzehr solcher Wasserfauna das sich entwickelnde
Hirnwachstum des frühen Homo begünstigt hat. Diese Tiere beinhalten
nämlich mehrfach ungesättigte Fettsäuren, die für ein optimales Wachstum
und eine optimal Gehirnfunktion erforderlich sind.

«Die heutige lebenden Schimpansen sind also ein nützlicher Indikator, um
neue Erkenntnisse über die Ernährung von Homininen zu gewinnen», sagt
Kathelijne Koops. So zeigt sich erstens, dass auch im Wald und nicht nur
an Seen, Flüssen oder Küsten lebende Schimpansen nach Krabben fischen.
Zweitens könnte die Wasserfauna ein regelmässiger Nahrungsbestandteil von
Homininen gewesen sein und nicht nur eine saisonale Ergänzung zur normalen
Nahrung. Und drittens ist möglicherweise der Verzehr von nährstoffhaltigen
Krabben und ähnlichen Wassertie-ren für weibliche Hominine und ihre Jungen
besonders wichtig gewesen.


Originalpublikation:

Kathelijne Koops, Richard W. Wrangham, Neil Cumberlidge, Maegan A.
Fitzgerald, Kelly L. van Leeuwen, Jessica M. Rothman and Tetsuro
Matsuzawa.

Crab-fishing by chimpanzees in the Nim-ba Mountains, Guinea.

Journal of Human Evolution.

Doi: 10.1016/j.jhevol.2019.05.002

Weitere Informationen unter:

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Krabbenfischen.html 

- Video und Bilder

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FRAGEN





FRAGEN/001: Interview mit Chemie-Nobelpreisträgerin Frances Arnold - "Enzyme sind überall" (idw)


Technische Universität Dortmund - 28.05.2019

Interview mit Chemie-Nobelpreisträgerin Frances Arnold: "Enzyme sind
überall"



Chemie-Nobelpreisträgerin Frances Arnold gilt als Pionierin auf
dem Gebiet der Gerichteten Evolution. Im Interview mit dem Referat
Hochschulkommunikation der TU Dortmund erklärt die US-Amerikanerin, wie
sie Enzyme herstellt, die in der Natur unbekannt sind, und wie die
Menschheit von ihrer Forschung profitiert.





[image: Bild: © Oliver Schaper/TU Dortmund]

Frances Arnold: "Ich habe wirklich Spaß daran, Enzyme dazu zu
bringen, eine völlig neue Art der Chemie zu betreiben."

Bild: © Oliver Schaper/TU Dortmund



Ganz kurz erklärt: Was genau tun Sie als Wissenschaftlerin?

Frances Arnold: Ich züchte Moleküle, Proteine und Enzyme, wie andere
Menschen Katzen und Hunde züchten.

Können Sie kurz erklären, was gerichtete Evolution ist?

Frances Arnold: Gerichtete Evolution bedeutet künstliche Selektion
bei DNA, die interessante Moleküle wie Proteine kodiert. Ich züchte diese
Moleküle, indem ich entscheide, wie man die DNA neu kombiniert, wie man
die DNA mutiert, und aus welchen Molekülen anschließend die nächste
Generation entsteht.

Wie kann Ihre Forschung für den Alltag genutzt werden?

Frances Arnold: Man kann sie nutzen, um alle möglichen interessanten
Probleme in der Chemie zu lösen. Enzyme katalysieren Reaktionen; sie
formen Stoffe um. Und das machen sie sauber und nachhaltig. Außerdem
verwenden sie billige erneuerbare Ressourcen, um Dinge herzustellen, die
wir in unserem Leben nützlich finden. Sie produzieren dabei weniger Abfall
und sind energieeffizient. Enzyme bringen auch Vorteile in Waschmitteln:
Sie können Flecken auf Kleidung bei niedrigen Temperaturen entfernen.
Enzyme werden in der Kosmetik, bei Textilien oder der Herstellung von Wein
und Bier verwendet - Enzyme sind überall!

Wie sind Sie zum Chemieingenieurwesen, Bioingenieurwesen und zur
Biochemie gekommen? Was hat Sie ursprünglich daran interessiert und
fasziniert?

Frances Arnold: Ich habe dieses Gebiet am Anfang nicht gezielt
gewählt, sondern bin über Umwege dazu gekommen. Meinen ersten Abschluss
machte ich im Maschinenbau und in der Luft- und Raumfahrttechnik; ich
arbeitete nach den Ölpreiskrisen in den 1970er Jahren im Bereich der
Solarenergie. Aber die Politik in den Vereinigten Staaten machte die
Solarenergie für die Zukunft nicht sehr attraktiv - die republikanische
Reagan-Regierung interessierte sich nicht dafür -, also ging ich in die
Verfahrenstechnik. Ein glücklicher Zufall, denn das war der Beginn der
DNA-Revolution. Ich befasste mich das erste Mal mit Enzymen, als ich 25 oder
26 Jahre alt war, verliebte mich in sie - und beschloss, dass ich
Ingenieurin in der biologischen Welt werden wollte.

Können Sie uns sagen, woran Sie im Moment arbeiten?

Frances Arnold: Zum Beispiel, wie man Enzyme einsetzt, um Reaktionen
zu katalysieren, die in der Natur nicht bekannt sind und die bislang weder
ein Mensch noch die biologische Welt auslösen konnten. Ich habe wirklich
Spaß daran, Enzyme dazu zu bringen, eine völlig neue Art der Chemie zu
betreiben und zu erforschen, wie schnell sie dies erlernen können.

Wenn wir in die Zukunft schauen: Was wird die gerichtete Evolution in
fünf oder zehn Jahren leisten können?

Frances Arnold: Ich hoffe, dass die Menschen dadurch neue biologische
Verfahren erfinden werden, die toxische chemische Verfahren ersetzen
können.

Sie haben bei dem "Science & Entertainment Exchange" der National Academy
of Sciences mitgearbeitet. Worum geht es da?

Frances Arnold: Das ist eine Freiwilligenorganisation. Ich lebe in
Los Angeles, dem Zentrum der Unterhaltungsindustrie. Wir möchten, dass
Wissenschaft und Wissenschaftler im Entertainment Business realistisch
und positiv dargestellt werden. Denn so werden viele Menschen erreicht;
das hat einen großen Einfluss auf die Jugend. Wir hoffen, dass die
Wissenschaft so dargestellt wird, dass es attraktiv erscheint, sie zu
erlernen.

Also ist es so etwas wie ein Beratungsgremium für Filmemacher?

Frances Arnold: Es bietet viele Informationen für Drehbuchautoren.
Wenn ein Drehbuchautor zum Beispiel wissen will, ob ein synthetisches
Biologieprojekt überhaupt machbar ist, kann er zum Caltech [California
Institute of Technology] kommen, mit meinen Doktoranden sprechen und sich
ein Bild davon machen, was realistisch erscheint und was in die
Märchenwelt gehört.

Sie sind erst die fünfte Frau, die den Nobelpreis für Chemie erhält. Was
ist Ihr Ratschlag für junge Frauen, die Forscherinnen werden wollen?

Frances Arnold: Do it!


Zur Person

Frances Arnold ist Linus-Pauling-Professorin für Chemieingenieurwesen,
Biochemie und Bio-Ingenieurwesen am California Institute of Technology.
Für ihre Forschung an gerichteter Evolution erhielt die US-Amerikanerin
2018 den Nobelpreis in Chemie. Sie wurde für ihre Arbeit auf dem Gebiet
der Enzym-Forschung ausgezeichnet. Enzyme starten und beschleunigen
chemische Reaktionen. Sie werden zur Herstellung von Chemikalien jeglicher
Art wie Dünger, Biotreibstoffen oder Medikamenten verwendet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution12
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1603: Der Sprung ins Kontinuum (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 29.05.2019

Der Sprung ins Kontinuum

Garchinger Physiker entwickeln eine neue Methode, Quantenfeldtheorien zu
berechnen



In der Physik wird es immer knifflig, wenn sie das dynamische
Zusammenspiel vieler Quantenteilchen möglichst exakt berechnen will. Doch
es gibt eine vielversprechende Rechenmethode für solche
Quantenvielteilchen-Systeme: An diesen "Tensor-Netzwerken" forscht die
Theorie-Abteilung des Max-Planck-Instituts für Quantenoptik. Anfangs ging
es um gitterartige Quantensysteme, wie sie in Kristallen vorkommen,
darüber hinaus auch um Quantenbits in zukünftigen Quantencomputern. Nun
konnten der Postdoktorand Antoine Tilloy und der Direktor der
Theorie-Abteilung, Ignacio Cirac, zeigen: Dieser Ansatz lässt sich auch auf
kontinuierliche physikalische Systeme erweitern. Ein Fernziel ist eine
elegante Rechenmethode für Quantenfeldtheorien, die die Grundkräfte der
Physik beschreiben.

Zu den grundlegenden Herausforderungen der Physik gehört die Beschreibung
von Systemen, in denen viele Quantenteilchen zusammenwirken und im
Kollektiv neue Phänomene hervorbringen. Supraleitung ist ein Beispiel für
ein solches Quantenvielteilchen-Phänomen. Die Herausforderung: In solchen
Systemen beeinflussen Teilchen sich gegenseitig intensiv. Deshalb lassen
sich zwar die quantenmechanischen Gleichungen, die dieses kollektive
Verhalten exakt beschreiben können, aufstellen - aber nicht exakt lösen.

Bei Quantensystemen müssen zudem die Gleichungen alle Zustände erfassen,
die ein solches System einnehmen kann. Und das können sehr viele sein. Ein
derzeit populäres Beispiel der Physik sind Quantenbits, zum Beispiel aus
speziell präparierten Elektronen oder elektrisch geladenen Atomen.
Definiert sind solche Qubits über zwei gegensätzliche Zustände, denen sich
die Bitzustände Null und Eins zuordnen lassen. Doch anders als ein
"klassisches" Bit kann sich das Qubit auch in einer beliebigen
Überlagerung der beiden Zustände befinden. Kombiniert man nun zwei Qubits
zu einem sogenannten Quantengatter, so verdoppelt sich abstrakte
mathematische Raum aller möglichen Quantenzustände. Und jedes weitere
Qubit verdoppelt ihn erneut. Diese "exponentiell" anwachsende Lawine an
möglichen Quantenzuständen überflutet regelrecht die Prozessoren und
Datenspeicher herkömmlicher Computer. Selbst Supercomputer scheitern an
mehr als grob zwei Dutzend Qubits. Nur Quantencomputer, die selbst den
Regeln der Quantenmechanik gehorchen, werden eines Tages größere
Quantensysteme berechnen können.

Unberechenbares berechenbar machen

Das Beispiel der Qubits passt, denn Ignacio Cirac und seine Mitarbeiter,
gehören zu den Pionieren der noch jungen Quanteninformationstechnologie.
Auch die Methode der "Tensor-Netzwerke", um die es hier geht, stammt aus
dem Forschungsgebiet. Sie erlaubt es, den gigantischen Raum aller
möglichen Quantenzustände eines Vielteilchensystems geschickt auf eine
berechenbare Größe zu verkleinern. "Stellen Sie sich alle Quantenzustände
eines Vielteilchensystems, die möglich sind, als riesige Kreisfläche vor",
erklärt Antoine Tilloy: "Doch die für unser betrachtetes System wirklich
relevanten Zustände passen in einen viel kleineren Kreis." Die Kunst
besteht nun darin, diesen kleinen Kreis im abstrakten mathematischen Raum
aufzuspüren, und das können Tensor-Netzwerke leisten.

Tilloy ist Postdoktorand bei Cirac und hat zusammen mit ihm gerade eine
neue wissenschaftlichen Arbeit über Tensor-Netzwerke im Fachblatt
"Physical Review X" [1] publiziert. Ursprünglich wendeten die Garchinger
sie auf sogenannte Quantengatter aus einzelnen Qubits an. Entsprechend
basieren diese Tensor-Netzwerke ursprünglich auf einem Gitter von
abstrakten mathematischen Objekten - ein bisschen wie eine mathematische
Perlenkette.

Die Tensor-Netzwerke erwiesen sich erfolgreiches Werkzeug zur Berechnung
ausgewählter Quantensysteme. Das brachte theoretische Forschungsgruppen
weltweit auf eine Idee: Ließe sich diese Methode auch auf physikalische
Systeme anwenden, die kein Gitter aus Einzelobjekten sind, sondern ein
Kontinuum bilden? Die Antwort ist, kurz gesagt, ja. Tatsächlich lässt
sich die Methode der Tensor-Netzwerke auf das Kontinuum erweitern. Das
konnten Tilloy und Cirac in ihrer neuen Arbeit demonstrieren.

Neues Werkzeug für Quantenfeldtheorien

Ein bedeutendes Anwendungsgebiet für diesen neuen Werkzeugkasten könnten
sogenannte Quantenfeldtheorien sein. Diese Theorien formen das Fundament
des heutigen physikalischen Weltbilds. Sie beschreiben zutreffend, wie
drei der vier grundlegenden Kräfte der Physik auf Basis der
Quantenmechanik funktionieren. Demnach werden diese Kräfte von virtuellen
Teilchen vermittelt, die nur für die kurze Zeitspanne existieren, die sie
zur Übertragung ihrer Kraft-Flaschenpost benötigen.

Bei der elektrischen Kraft zum Beispiel sind die vermittelnden Teilchen
virtuelle Lichtquanten. "Das fällt unter die sogenannte Elektrodynamik und
ist gut verstanden", sagt Tilloy, "anders ist es bei der sogenannten
Quantenchromodynamik." Die QCD, wie sie kurz genannt wird, beschreibt die
Kräfte zwischen den Quarks, die wiederum die Bausteine der Atomkerne, die
Protonen und Neutronen, bilden. Hier vermitteln Gluonen, "Klebeteilchen",
die stärkste Kraft der Physik. Und diese "klebt" die Quarks zusammen.

Doch anders als die virtuellen Photonen können die Gluonen sich auch
gegenseitig stark beeinflussen. Diese "Selbstwechselwirkung" führt
unangenehmerweise dazu, dass sich die Gleichungen der QCD sich nur in
Grenzfällen sehr hoher Energie einigermaßen exakt lösen lassen. Für
niedrigere Energien - also dem normalen Zustand der Materie in unserer
Umwelt - ist das nicht möglich. Deshalb muss die Physik bislang stark
vereinfachende Lösungswege gehen. Der entscheidende Schritt dabei: Das
Kontinuum wird in ein künstliches Gitter an Punkten zerlegt, für die ein
leistungsfähiger Computer dann Näherungslösungen berechnen kann.

"Dieser Schritt der Diskretisierung ist aufwändig", sagt Tilloy. Außerdem
haben solche Vereinfachungen immer den Nachteil, dass sie durch das
Aufteilen des Kontiuums in ein Gitter aus diskreten Punkten eine
grundlegende Symmetrie der Natur brechen. Damit entfernen sie sich
notgedrungen von den tatsächlichen physikalischen Eigenschaften. Die
Methode der kontinuierlichen Tensor-Netzwerke könnte hier einen neuen
Ansatz ins Spiel bringen. Vielleicht wird damit das Verhalten von Quarks
und Gluonen bei niedrigen Energien eines Tages besser berechenbar. Noch
ist das offen, aber die kontinuierlichen Tensor-Netzwerke bieten hier eine
neue Chance.


[1] Neben der Veröffentlichung in Physical Review X wurde die Arbeit
soeben auch in einem Viewpoint des Online-News- und Kommentarmagazins
Physics des APS Fachverlages diskutiert. Sie können den Artikel hier
abrufen:

https://physics.aps.org/articles/v12/59

Originalpublikation:

A. Tilloy and J. I. Cirac,

"Continuous tensor network states for quantum fields,"

Phys. Rev. X 9, 021040 (2019),

DOI: 10.1103/PhysRevX.9.021040
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/664: Bocholt - "Betreuungsrecht - Wie man für den Notfall vorsorgen kann" am 5.6.2019


Stadt Bocholt

Betreuungsrecht: Wie man für den Notfall vorsorgen kann

Kostenloser Infoabend über Vorsorgevollmacht, Betreuungs- und
Patientenverfügung // Mittwoch, 5. Juni 2019, 18:30 - 21 Uhr, Rathaus
Bocholt



Bocholt (PID). Am Mittwoch, 5. Juni 2019, findet eine
Fortbildungsveranstaltung für ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer
sowie Bevollmächtigte und am Thema interessierte Bürgerinnen und
Bürger statt. Beginn ist um 18:30 Uhr im Rathaus der Stadt Bocholt am
Berliner Platz 1. Thema sind an diesem Abend sog. vorsorgende
Regelungen wie Vorsorgevollmacht, Betreuungs- und Patientenverfügung.

Vorsorge zu treffen ist keine Frage des Alters und betrifft jeden
Menschen. Ein Fachvortrag gibt einen Einblick über die rechtlichen
Möglichkeiten, selbstbestimmt und vorausschauend für den Notfall
Vorsorge zu treffen. Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfahren, wie sich
sicherstellen lässt, dass der eigene Wille auch in dieser Situation
Berücksichtigung finden kann. Es werden Informationen und praktische
Hinweise zur Erstellung einer Vorsorgevollmacht, Betreuungs- und
Patientenverfügung gegeben. Fragen werden von Fachleuten beantwortet.

Anmeldung

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos. Eine verbindliche
Anmeldung wird unter Tel. 02871 953-747 oder per E-Mail
sarah.schaffeld@mail.bocholt.de entgegengenommen.

Veranstalter

Veranstaltet wird die Fortbildung von den Betreuungsvereinen der AWO
und des SKF in Kooperation mit der Betreuungsstelle der Stadt Bocholt.
Die Veranstaltung ist Teil einer zehnteiligen Reihe unter dem Titel
"Gut geschult - gut vertreten", die sich mit unterschiedlichen Themen
rund ums Betreuungsrecht beschäftigt. Nähere Informationen unter o.g.
Telefonnummer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. Mai 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/663: Bielefeld - Infoabend "Rechtliche Betreuung" am 5. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Infoabend "Rechtliche Betreuung"



Bielefeld (bi). Am Mittwoch, 5. Juni, bieten der Aktionskreis
Betreuung und die Volkshochschule eine Infoveranstaltung zum Thema
"Rechtliche Betreuung - ein Ehrenamt für Sie?" an. Referentin Anke
Wittenborn-Horn vom Betreuungsverein der Gesellschaft für Sozialarbeit
(GfS) informiert Interessierte über Voraussetzungen, Zeitaufwand und
die Aufgaben oder Pflichten eines rechtlichen Betreuers. 

Die Veranstaltung beginnt um 18.15 Uhr in der Volkshochschule,
Ravensberger Park 1, Raum 240.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2151: Pompeo in Berlin - Klartext nötig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. Mai 2019

Pompeo in Berlin: Klartext nötig



Anlässlich des morgigen Besuchs des Außenministers der USA, Mike
Pompeo, in Berlin erklärt Jürgen Trittin, Mitglied des Auswärtigen
Ausschusses:

Der parallele Besuch des Außenministers und des chinesischen
Vizepremiers spiegelt die angespannte Weltlage wieder. Nachdem Pompeo
die Kanzlerin beim letzten Mal rüde versetzt hat, muss diesmal
Klartext gesprochen werden. Das deutsch-amerikanische Verhältnis
könnte schlechter nicht sein.

Die verhängten und noch angedrohten unilateralen Sanktionen der USA
gegen den Iran und Russland bedrohen massiv deutsche Unternehmen. Die
Androhung von Strafzöllen und die Brandmarkung der deutschen
Autoindustrie als Gefährdung der inneramerikanischen Sicherheit
erfordern endlich eine entschiedene Antwort der Bundesregierung.

Pompeo wird Gefallen einfordern, aber Entgegenkommen von
US-amerikanischer Seite wird man nicht durch Freundlichkeiten und
kleine Gefallen erreichen. In der Frage der Verlängerung und
Ausweitung des Syrien-Einsatzes trifft Pompeo ohnehin auf eine tief
gespaltene Koalition. Fadenscheinige Hinterzimmerdeals können keine
Lösung sein.

Der Handelskrieg mit China bedroht die Weltkonjunktur, und das Agieren
Donald Trumps nimmt die multilaterale Weltordnung unter Beschuss. Die
Kanzlerin muss klar machen, dass Europa als größter gemeinsamer
Wirtschaftsmarkt der Welt dem nicht länger zusehen wird. Wenn die USA
nicht an gütlicher Einigung interessiert sind, braucht es Antworten
aus Europa. Der Euro muss stärker als Leitwährung positioniert werden.
Geschäfte europäischer Unternehmen auch mit Iran und Russland müssen
sichergestellt werden und die Besteuerung US-amerikanischer Konzerne
wie Google und Facebook muss endlich konsequent umgesetzt werden. Dass
hier ausgerechnet ein sozialdemokratischer Finanzminister mauert, ist
absurd.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/855: Grüne fordern Kinderrechte ins Grundgesetz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Mai 2019

Grüne fordern Kinderrechte ins Grundgesetz



Anlässlich des Internationalen Kindertages am 1.6.2019 erklären Katja
Dörner, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Sprecherin für
Kinder-und Familienpolitik, sowie Annalena Baerbock, Mitglied im
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Wenn wir ein kinderfreundliches Land wollen, dann müssen starke
Kinderrechte im Grundgesetz verankert werden. Der Staat wird dadurch
verpflichtet, die Interessen von Kindern in den Mittelpunkt zu rücken.
Kinder brauchen besonderen Schutz und Förderung. Das Wohl von Kindern
muss bei allen Entscheidungen endlich einen besonderen Stellenwert
einnehmen. Sie haben ein Recht auf Entwicklung und Beteiligung in
allen sie betreffenden Entscheidungen.

Wer die Rechte von Kindern im Grundgesetz stärkt, kann den Kampf gegen
Kinderarmut und für ein kinderfreundliches Deutschland viel
konsequenter führen. Das sollte eigentlich im Interesse aller
demokratischen Kräfte in diesem Land sein.

Kinderrechte gehören mit einer starken Formulierung ins Grundgesetz.
Eine reine Symbolpolitik lehnen wir ab. Die Grüne Bundestagsfraktion
wird darum in der kommenden Woche einen Gesetzentwurf in den Bundestag
einbringen, der die Kinderrechte im Grundgesetz stark macht.

Kinder sind keine kleinen Erwachsenen, sie haben eigene Bedürfnisse.
Eine Politik für Kinder muss daher ihre Rechte und Interessen in den
Mittelpunkt stellen. Ob Kinokarte, Musikunterricht oder Klassenfahrt -
Eltern müssen ihren Kindern ein gutes Aufwachsen ermöglichen können.
Dort, wo sie auf Unterstützung angewiesen sind, müssen sie diese auch
erhalten. Einfach und unbürokratisch, damit Eltern ihre Zeit mit den
Kindern und nicht mit dem Ausfüllen komplizierter Anträge verbringen.
Wir brauchen endlich eine Kindergrundsicherung, die bei allen Kindern
ankommt und verdeckter Armut ein Ende macht. Damit Kinder mit guten
Chancen ins Leben starten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1841: Für Demonstrationen gegen das Existenzrecht Israels keine Bühne bieten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 31. Mai 2019

Für Demonstrationen gegen das Existenzrecht Israels keine Bühne
bieten



Zu dem am morgigen Samstag in Berlin stattfindenden Al Quds-Marsch
können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Es ist inakzeptabel, dass der Al Quds-Marsch alljährlich offen für
antisemitische Ziele eintritt. Natürlich sind die Schwellen für ein
Versammlungsverbot aus guten Gründen sehr hoch, da die
verfassungsrechtlich verbürgte Demonstrationsfreiheit ein wichtiges
Gut ist. Sobald aber der Al Quds-Marsch zu Straf- und Gewalttaten
benutzt wird, muss es zu einem Verbot kommen. Aus meiner Sicht ist
dies vor dem Hintergrund der vergangenen Jahre zu erwarten: Hinter
den Märschen steht schließlich die terroristische Hisbollah, die
gegen das Existenzrecht Israels demonstriert. Dafür dürfen wir keine
Bühne bieten!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/970: Sorgfältige Überprüfung der EU-Fortschrittsberichte erforderlich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. Mai 2019

Sorgfältige Überprüfung der EU-Fortschrittsberichte erforderlich

Albanien hat bisher keine der Voraussetzungen für Beitrittsverhandlungen
erfüllt



Die EU-Kommission hat die Fortschrittsberichte zu Albanien und
Nordmazedonien vorgelegt und die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
mit beiden Ländern empfohlen. Dazu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird die Fortschrittsberichte zu
Albanien und Nordmazedonien sorgfältig analysieren und mit anderen,
ihr vorliegenden Analysen abgleichen. Nur so können wir eine
verantwortliche Entscheidung treffen, ob die Voraussetzungen für eine
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit den beiden Ländern
tatsächlich erfüllt sind. Eine solche Prüfung kann allerdings nicht
im Hauruckverfahren geschehen. Dies wäre weder gegenüber der
deutschen Bevölkerung vertretbar, noch würde es den betroffenen
Ländern gerecht werden. Insofern wird der Deutsche Bundestag erst
Ende September über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
entscheiden können - so, wie es mit den Kollegen der
SPD-Bundestagsfraktion abgesprochen ist.

Eine erste Analyse zeigt, dass Albanien bisher keine der von den
EU-Außenministern am 26. Juni 2018 genannten Voraussetzungen für eine
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen erfüllt. Es gibt nach wie vor
kein funktionierendes Justizsystem. Weder funktioniert das
Verfassungsgericht noch das Oberste Gericht. Weder wurde die
Antikorruptionsbehörde noch die ihr nachgeordnete Behörde NBI
überhaupt eingerichtet. Bei der Bekämpfung von Korruption gibt es
zwar Fortschritte auf der unteren und der mittleren Ebene. Aber zu
Korruptionsfällen auf der oberen Ebene gibt es kaum Verfahren und
schon gar keine Verurteilungen. Diese hatten die EU-Außenminister im
Juni 2018 allerdings gefordert. Ähnlich schwach sind die Bemühungen
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Hinzu kommt, dass
bisher noch kein gerichtliches Verfahren gegen die Politiker und
Kriminellen eingeleitet wurde, die Anfang des Jahres des Stimmenkaufs
überführt worden waren. Schließlich ist das von den Außenministern
geforderte neue Wahlgesetz noch immer nicht beschlossen.

Insofern braucht Albanien noch weitere Zeit, um sich auf die
Beitrittsverhandlungen vorzubereiten. Das Land sollte äußerste
Anstrengungen unternehmen, damit sich die Voraussetzungen für eine
positive EU-Entscheidung im September verbessern. Dazu gehört ein
echter Dialog zwischen Regierung und Opposition zur Überwindung der
Staatskrise. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist weiterhin bereit,
dabei zu helfen. Beide Seiten müssen allerdings zu einem solchen
Dialog ohne Vorbedingungen bereit sein. Keine Themen dürfen von
vornherein ausgeschlossen werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





VERKEHR/756: Verkehrssicherheit - erfolgreiches Förderprogramm Abbiegeassistenten wird aufgestockt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 31. Mai 2019

Gut für die Verkehrssicherheit - erfolgreiches Förderprogramm
Abbiegeassistenten wird aufgestockt



Zur Aufstockung des Förderprogramms Abbiegeassistenten können Sie den
für Verkehr zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Das vom Bundesverkehrsministerium aufgelegte Förderprogramm für
Abbiegeassistenten war so schnell überzeichnet, dass es jetzt um 5
Millionen Euro aufgestockt wird. Es stehen in diesem Jahr dann
insgesamt 10 Millionen Euro zur Verfügung, um Lkw und Busse mit
Abbiegeassistenzsystemen aus- und nachzurüsten. Das ist ein ganz
wichtiger Beitrag zur Vermeidung von schweren Unfällen mit Radfahrern
und Fußgängern. Die bisherige Teilnahme an dem Programm war so
erfolgreich, dass sie nun fortgesetzt werden kann."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1715: Gewähltem Abgeordneten Carles Puigdemont wird Zugang zum Europäischen Parlament verweigert (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung von Zaklin Nastic vom 30. Mai 2019

Gewähltem Abgeordneten Carles Puigdemont wird Zugang zum Europäischen
Parlament verweigert



Während die UN-Arbeitsgruppe zu willkürlichen Verhaftungen in ihrem gestern
erschienenen Bericht die Freilassung von katalanischen Politikern gefordert
hatte, wurde gleichzeitig am selben Tag den neu-gewählten katalanischen
EU-Abgeordneten Carles Puigdemont und Toni Comín der Zugang zum
Europäischen Parlament verweigert.

Dazu äußert sich die menschenrechtspolitische Sprecherin Zaklin Nastic:
"Dass den gewählten Abgeordneten Carles Puigdemont und Toni Comín der
Zugang zum Europäischen Parlament verwehrt wird, ist ein ungeheuerlicher
Skandal. Bereits im Vorfeld wurde von spanischer Seite versucht, die
Kandidatur Puigdemonts zu verhindern."

Die Zutrittsverweigerung erfolgte unter dem Argument, dass Puigdemont und
Comín nicht zuvor in Spanien auf die spanische Verfassung geschworen
hätten. 

Doch anderen spanischen Abgeordneten wurde ohne diesen Schwur der Zugang
problemlos ermöglicht, um sich im EU Parlament akkreditieren zu lassen.

Zaklin Nastic weiter: "Dies darf nicht ohne Folgen bleiben. Die Europäische
Union und das EU-Parlament sind in der Pflicht, gewählte Abgeordnete nicht
in ihrer Arbeit zu behindern! Demokratie und Menschenrechte, sowie der
Wählerwille müssen gewahrt bleiben statt sich zum Handlanger der spanischen
Verfolgung zu machen."

Am 03.06. kommt Carles Puigdemont auf Einladung von Zaklin Nastic nach
Hamburg zu einer gemeinsamen Diskussionsveranstaltung.

Beginn: 19:00 Uhr - New Living Home (U-Hagenbecks Tierpark),
Julius-Vosseler-Str. 40

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2019

Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-22751170, Telefax: 030-22756128

E-Mail: fraktion@linksfraktion.de

Internet: https://www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1963: Nein zum Syrien-Einsatz der Bundeswehr


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Mai 2019

Nein zum Syrien-Einsatz der Bundeswehr



"Der von der Bundesregierung geplante Bundeswehreinsatz in Syrien
unterstützt faktisch die Aufteilung des Landes nach US-Interessen und
der Etablierung eines Besatzungsregimes. DIE LINKE lehnt den
völkerrechtswidrigen Militäreinsatz deutscher Soldaten in Syrien ab",
erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Der geplante Einsatz der Bundeswehr verstößt gegen die territoriale
Integrität und Souveränität Syriens und damit gegen die zentrale
Maxime der UN-Charta und gegen die Beschlüsse des UN-Sicherheitsrates.
Es ist ein außenpolitisches Armutszeugnis für die Bundesregierung,
wenn sie bereit ist, das Völkerrecht weiter zu demontieren, um am Ende
US-Präsident Donald Trump nicht zu verprellen.

Wer vorgibt, die Kurden im Norden Syriens vor einer neuen Invasion des
NATO-Partners Türkei schützen zu wollen, aber wie die Bundesregierung
gleichzeitig Waffen an das Erdogan-Regime liefert, ist unglaubwürdig.
Es ist überfällig, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Außenminister Heiko Maas die türkische Besatzung in der Region Afrin
als völkerrechtswidrig verurteilen, wie es alle Fraktionen des
Deutschen Bundestages getan haben. DIE LINKE fordert einen Stopp der
Waffenexporte in die Türkei und der Unterstützung islamistischer
Terrorbanden im syrischen Idlib."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1962: Bundeswehrwerbekampagnen sind höhnisch


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Mai 2019

Bundeswehrwerbekampagnen sind höhnisch



"Die Bundesregierung duckt sich weg und weigert sich, auf die massive
Kritik von Belegschaft, Unternehmen, Medien und Politik an den
misslungenen und geschmacklosen Werbekampagnen bei Ford Köln und
Volkswagen Wolfsburg auch nur einzugehen. Wir bleiben bei unserer
Kritik: Wenn Beschäftigte ihre Arbeitsplätze verlieren, dann ist es
nicht Aufgabe von staatlichen Stellen wie der Bundeswehr, sich mit
vermeintlich witzigen Sprüchen wie 'Job Fort? Mach, was wirklich
zählt.' darüber lustig zu machen. Die Bundeswehr verhöhnt mit solchen
Werbekampagnen die Menschen, die ihre Jobs verlieren", erklärt Tobias
Pflüger, verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit
Blick auf die Antwort der Bundesregierung auf seine Kleine Anfrage zur
"Bundeswehr-Werbung bei Stellenabbau von Unternehmen" (BT-Drucksache
19/9694). Pflüger weiter:

"Es ist einfach unfassbar, wie die Bundeswehr im Vorfeld alle Bedenken
von Ford ignoriert hat. Die Bundeswehr hat den Autobauer regelrecht
gegen die Wand fahren lassen. Es ist mehr als verständlich, dass das
Personalmanagement nach dieser rücksichtslosen Werbeaktion den Kontakt
zur Bundeswehr abgebrochen hat.

Jetzt muss Ursula von der Leyen Stellung beziehen. Die Trendwende
Personal ist eines ihrer zentralen Projekte. Die Öffentlichkeit hat
ein Recht zu erfahren, ob es die neue Masche der Bundeswehr ist,
Unternehmen in der Krise abzugrasen und die Ängste der Beschäftigten
für Rekrutierungskampagnen auszunutzen. Ursula von der Leyen muss
diese Praxis sofort stoppen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8489: Heute im Bundestag Nr. 632 - 31.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 632

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 31. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.23 Uhr

1. Details zu Innovationsausschreibungen

2. Grüne fragen nach Pkw-Maut

3. ICE 4 auf der Strecke Köln-Rhein/Main

4. Grüne fragen nach Fulda-Runde

5. Bahn-Ausbaustrecke Kehl-Appenweier

6. Erdgastankstellen im Saarland thematisiert



1. Details zu Innovationsausschreibungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Um die Forschungs- und Entwicklungsausgaben des
Bundes für die Luftfahrt geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10447). Darin erkundigt sich die Fraktion,
ob die Bundesregierung die Auffassung der Europäischen Agentur für
Flugsicherheit teile, dass die bisher ergriffenen Maßnahmen zur
Emissions- und Lärmminderung nicht ausreichen, um mit dem starken
Verkehrswachstum Schritt halten zu können. Weiter interessieren sich
die Abgeordneten dafür, welche zusätzlichen Mittel die Bundesregierung
"für die Erforschung und Entwicklung lärmarmer Technologien und
emissionsarmer Flugzeuge" bereitstellt und ob ein grundlegender Wandel
im Verbraucherverhalten mit politischen Maßnahmen gefördert werden
müsse, um die negativen Auswirkungen des Luftverkehrs auf Klima und
Gesundheit zu verringern.

 * 

2. Grüne fragen nach Pkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Grundsätzliche Fragen zur "Wirtschaftlichkeit des
Mautsystems und des Projektes Infrastrukturabgabe" (Pkw-Maut) hat die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/10174)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie viele und welche Formen von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen die
Bundesregierung vor der Vergabe der Leistungen in den Bereichen
"Erhebung" und "Kontrolle" für die Infrastrukturabgabe durchführen
lassen hat. Gefragt wird auch, welchen Effizienzvorteil die Gutachter
für die Vorteilhaftigkeit der Fremdvergabe der "Kontrolle" und der
"Erhebung" gegenüber der Eigenrealisierung durch die öffentliche Hand
jeweils ermittelt haben.

 * 

3. ICE 4 auf der Strecke Köln-Rhein/Main

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Warum auf der Schnellfahrtstrecke Köln-Rhein/Main
vermehrt Züge des Modells ICE 4 eingesetzt werden, "obwohl diese das
Leistungsprofil der Strecke und somit die Erreichung der
Höchstgeschwindigkeiten nicht erfüllen", möchte die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/10300) von der Bundesregierung wissen. Wie
die Abgeordneten schreiben, könne der ICE 4 die Strecke zwar
bewältigen, sei aber ansonsten nicht in der Lage, das geforderte
Leistungsprofil zu erfüllen. Dies beträfe in erster Linie die
Höchstgeschwindigkeit des Zuges und damit die Fahrzeiten. Um die - im
Vergleich zum auf diese Strecke abgestimmten ICE 3 - geringeren
Höchstgeschwindigkeiten zu kompensieren, fahre der Zug die bisherigen
Unterwegshalte nicht mehr konsequent an, kritisieren die Liberalen.

 * 

4. Grüne fragen nach Fulda-Runde

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Ergebnissen der "Fulda-Runde" 2019
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/10271). Seit 2002 würden sich - zumeist Ende März oder
Anfang April - in Fulda Vertreter des Bundesverkehrsministeriums, der
Deutschen Bahn AG (DB AG) und des Eisenbahn-Bundesamts (EBA) treffen,
um die unterjährige und mittelfristige Finanzplanung für die Umsetzung
des Bedarfsplans Schiene zu besprechen, schreiben die Abgeordneten. Am
26. und 27. März 2019 habe ihren Informationen nach die 18. derartige
Zusammenkunft stattgefunden. Sinn und Zweck der Fulda-Runde als
Finanzierungs- und Bauprogrammbesprechung auf Arbeitsebene sei die
projektscharfe Aufteilung der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel
und Eigenmittel der DB AG auf die laufenden Ausbauvorhaben sowie neu
zu beginnende Vorhaben. Dabei werden nach Angaben der Grünen auch die
unterjährig entstandenen Änderungen durch unterschiedliche Planungs-
und Baufortschritte oder Verzögerungen im Bauablauf berücksichtigt.

Weiterhin berate die Fulda-Runde über die Finanzplanung für den Neu-
und Ausbau auf Sicht von fünf bis zehn Jahren. Nach Auffassung der
Fraktion ist die Fulda-Runde "auch eine nachholende Priorisierung der
Vorhaben des Bedarfsplans Schiene, da im Bundesverkehrswegeplan 2030
eine eindeutige Priorisierung und Rangfolge der Schienenprojekte
abermals nicht umgesetzt wurde".

 * 

5. Bahn-Ausbaustrecke Kehl-Appenweier

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Planungs- und Realisierungsstand bei der
Ausbaustrecke Kehl-Appenweier - Bahnübergangsbeseitigung zwischen
Karlsruhe und Stuttgart" hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine
Kleine Anfrage (19/10339) betitelt. Darin wird die Bundesregierung
unter anderem gefragt, welche Alternativen sie im Zuge der Aufstellung
des Bundesverkehrswegeplans 2030 zur Ausbaustrecke Kehl-Appenweier
geprüft hat und welches Ergebnis diese Prüfung hatte. Wissen wollen
die Abgeordneten auch, was den Ausschlag dafür gegeben hat, die
Ausbauparameter derart zu verändern, "dass nunmehr zwischen Kehl und
Appenweier die Streckengeschwindigkeit von 160 km/h auf 200 km/h
herabgesetzt wurde".

 * 

6. Erdgastankstellen im Saarland thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Infrastruktur für alternative Antriebe im
Saarland" interessiert die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage
(19/10182) erkundigen sich die Abgeordneten bei der Bundesregierung
unter anderem nach der Zahl der LNG/CNG-Tankstellen
(Erdgas/Flüssiggas) im Saarland. Gefragt wird auch, wie viele
Ladesäulen es in diesem Bundesland für das Laden von Pkw und Lkw mit
Elektroantrieb gibt.

 * 
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BUNDESTAG/8488: Heute im Bundestag Nr. 631 - 31.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 631

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 31. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.48 Uhr

1. Beipackzettel nicht zu beanstanden

2. Förderung der Mitarbeitergesundheit

3. Zwei rechts motivierte Tötungsdelikte

4. Achtung der Grundrechte bei Frontex

5. Rund 42.500 unerlaubte Einreisen

6. FDP fragt nach Mitteln für Lausitz-Festival



1. Beipackzettel nicht zu beanstanden

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Packungsbeilage für das Arzneimittel Pankreatin
Mikro-rationpharm 20.000 ist nach Einschätzung der Bundesregierung
nicht zu beanstanden. Die von der AfD-Fraktion zitierten Passagen der
Beilage stimmten mit der genehmigten Fassung überein, heißt es in der
Antwort (19/10462) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/9940) der AfD-Fraktion.

Regelungen zum Inhalt von Packungsbeilagen seien europaweit
harmonisiert und im Arzneimittelgesetz (AMG) umgesetzt. Dabei sei zu
unterscheiden zwischen den gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtinhalten
und zusätzlichen Angaben. Bei den angesprochenen Passagen handele es
sich um freiwillige Angaben des Zulassungsinhabers.

Diese freiwilligen Angaben seien zulässig, wenn sie mit der Anwendung
des Arzneimittels im Zusammenhang stünden, für die gesundheitliche
Aufklärung der Patienten wichtig seien und den Angaben der
Fachinformation nicht widersprächen.

 * 

2. Förderung der Mitarbeitergesundheit

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Auf die teilweise hohen Fehlzeiten im öffentlichen
Dienst hat der Bund mit verschiedenen Initiativen reagiert. Mit der
"Gemeinsamen Initiative zur Förderung des Gesundheitsmanagements in
der Bundesverwaltung" von 2009 und dem Engagement der Bundesregierung
in der Demografiestrategie sei der Bund auf die Entwicklung
eingegangen, heißt es in der Antwort (19/10452) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/9892) der Linksfraktion.

Hierbei sei als Instrument das systematische behördliche
Gesundheitsmanagement (BGM) für die Bundesverwaltung entwickelt
beziehungsweise präzisiert worden. Seit 2011 befasse sich ein
Ressortarbeitskreis, der zwei Mal jährlich tage, mit der Gesundheit
der Beschäftigten.

 * 

3. Zwei rechts motivierte Tötungsdelikte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Seit 1. Januar 2016 sind zwei Tötungsdelikte aus dem
Bereich der politisch rechts motivierten Kriminalität (PMK-rechts)
gemeldet worden. Das geht aus der Antwort (19/10464) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10030) der Linksfraktion
hervor. Der erste Fall datiert von Oktober 2016, der zweite von April
2018.

 * 

4. Achtung der Grundrechte bei Frontex

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die EU-Grenzschutzagentur Frontex ist nach Angaben
der Bundesregierung zum Schutz der Grundrechte verpflichtet. Die
Agentur trage auch durch ihren Grundrechtsbeauftragten und das
Konsultativforum dazu bei, die Achtung der Grundrechte bei allen ihren
Aktivitäten zu überwachen, heißt es in der Antwort (19/10461) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9939) der Linksfraktion.

So sei nach Kenntnis der Bundesregierung der Grundrechtsbeauftragte an
der Planung Frontex-koordinierter Einsätze beteiligt und arbeite eng
mit dem Konsultativforum zusammen. Die Grundrechtsstrategie und der
Verhaltenskodex seien Richtschnur für die Planung und Ausführung der
Einsätze.

 * 

5. Rund 42.500 unerlaubte Einreisen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundespolizei hat 2018 insgesamt 42.478
unerlaubte Einreisen nach Deutschland festgestellt. Die meisten Fälle
(11.464) betrafen die österreichische Grenze, gefolgt von der
tschechischen (4.295) und der Schweizer Grenze (4.062), wie aus der
Antwort (19/10467) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9998) hervorgeht. 10.289 unerlaubte Einreisen wurden
an Flughäfen registriert.

Die meisten Menschen, die 2018 unerlaubt nach Deutschland einreisten,
stammten aus Afghanistan (3.354), Nigeria (3.053) und Irak (2.438).

 * 

6. FDP fragt nach Mitteln für Lausitz-Festival

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion fordert Auskunft über die Förderung
des Lausitz-Festivals. In einer Kleinen Anfrage (19/10202) will sie
unter anderem erfahren, auf Grundlage welcher Förderkriterien die
Bundesregierung der weiteren Vergabe der Fördermittel durch die
Kulturstiftung des Freistaates Sachsen stattgegeben hat. Zudem möchte
sie wissen, ob nach Kenntnis der Regierung eine Ausschreibung für die
Trägerschaft des Festivals stattgefunden hat, wann der
Kulturservicegesellschaft mbH Görlitz der Förderbescheid zugestellt
wurde und welcher Förderzeitraum festgelegt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/8487: Heute im Bundestag Nr. 630 - 31.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 630

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 31. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.53 Uhr

1. Asylanträge im AnkER-Zentrum Dresden

2. Umgang mit Fluggastdaten

3. Kostensteigerungen bei Bundesbauten

4. Afrika-Politik der Bundesregierung

5. Deutsch-Französischer Vertrag

6. Details zu Innovationsausschreibungen



1. Asylanträge im AnkER-Zentrum Dresden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Zwischen dem 1. August 2018 und dem 31. März 2019
wurden nach Angaben der Bundesregierung in der AnkER-Einrichtung
Dresden 1.113 Asylanträge gestellt. Die Asylverfahren hätten
durchschnittlich 1,4 Monate gedauert, heißt es in einer Antwort
(19/10430) auf eine Kleine Anfrage (19/9938) der FDP-Fraktion. In
allen AnkER -Einrichtungen betrage die durchschnittliche
Bearbeitungszeit 1,7 Monate.

In den sogenannten AnkER-Einrichtungen sollen Ankunft, Entscheidung,
kommunale Verteilung beziehungsweise Rückkehr, aber auch erste
Maßnahmen der Integration von Flüchtlingen und Migranten stattfinden.
Durch die Konzentration und enge Zusammenarbeit der am Asylverfahren
beteiligten Akteure des Bundes und der Länder sollten die Verfahren
effizienter werden, erklärt die Bundesregierung. Asylsuchende, deren
Antrag abgelehnt worden sei, sollten darüber hinaus bis zur Ausreise
in der Einrichtung verbleiben. Im Rahmen der Pilotphase hätten bisher
lediglich an sieben Standorten in Bayern, in Lebach (Saarland) und
Dresden (Sachsen) AnkER-Einrichtungen ihre Arbeit aufgenommen.

 * 

2. Umgang mit Fluggastdaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hält die vom
Bundesverwaltungsamt vor jedem internationalen Flug erhobenen
Fluggastdaten ("Passenger Name Records", PNR) für einen wichtigen
Baustein in der Bekämpfung von schwerer und organisierter
Kriminalität. Durch eine frühzeitige Übermittlung der Daten bei einer
Übereinstimmung mit Fahndungsdatenbeständen werde eine effektivere und
effiziente Durchführung von Zollkontrollen ermöglicht, schreibt sie in
einer Antwort (19/10431) auf eine Kleine Anfrage (19/9869) der
Fraktion Die Linke. Die Möglichkeit zur Erstellung von Mustern könnte
dabei zukünftig die Effizienz weiter steigern.

Die Ausführungen der Fragesteller, wonach das Zollkriminalamt (ZKA)
über das BKA-Vorgangsbearbeitungssystem eigenen Zugriff auf die Daten
habe, seien nicht zutreffend, betont die Bundesregierung überdies.
Eine Analyse der PNR-Daten erfolge ausschließlich durch die
Fluggastdatenzentralstelle (PIU). Sie würden der Zollverwaltung bei
relevanten Treffern im Einzelfall zur Verfügung gestellt.

Bisher habe in drei Fällen eine Fachabteilung des Bundeskriminalamtes
(BKA) die Fluggastdatenzentralstelle gebeten, bei einer anderen
Fluggastdatenzentralstelle Informationen abzufragen. Bundespolizei und
Zoll hätten bisher keine derartigen Anfragen gestellt.

 * 

3. Kostensteigerungen bei Bundesbauten

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Bauverzögerungen und Kostensteigerungen bei
Bundesbauten sind erneut Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/10382)
der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten möchten unter anderem wissen, bei
wie vielen Bauprojekten des Bundes im Inland über zehn Millionen Euro
brutto Baukosten die Bundesregierung Kosten- und/oder Terminrisiken
identifiziert hat und wie stark Fertigstellungstermine und Baukosten
von der ursprünglichen Planung abweichen.

 * 

4. Afrika-Politik der Bundesregierung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die fortgeschriebenen afrikapolitischen Leitlinien
der Bundesregierung sind erneut Anlass einer Kleinen Anfrage
(19/10423) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten möchten wissen, im
Rahmen welcher Projekte und Maßnahmen sie aktuell in Afrika kooperiert
und auf welche Weise und mit welchen Maßnahmen sie die
"Kolonialgeschichte von Deutschland in Afrika" aufarbeitet.

 * 

5. Deutsch-Französischer Vertrag

Europa/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der am 22.Januar 2019 von Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) und Frankreichs Präsident Emmanuel Macron unterzeichnete
Vertrag über die deutsch-französische Zusammenarbeit und Integration
ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/10351) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen wissen, welche Zielsetzung die Bundesregierung
leitete, inwiefern sie Vertragstreue von der französischen Seite
erwartet und ob Deutschland im Falle eines französischen
Staatsbankrotts für französische Verbindlichkeiten aufkommen wird.
Weitere Fragen beschäftigen sich mit den gemeinsamen Vorstellungen von
der Zukunft der Eurozone, der Kostenverteilung für die neu zu
schaffenden Gremien und dem gemeinsamen Ansatz für Rüstungsexporte.

 * 

6. Details zu Innovationsausschreibungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Um die geplanten Innnovationsausschreibungen bei den
Erneuerbaren Energien geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10437). Darin erkundigt sich die Fraktion,
wann die Bundesregierung einen Beschluss zu den gesetzlich seit Mai
2018 geplanten Ausschreibungen plant und wann eine entsprechende
Innovationsauschreibungsverordnung in Kraft treten soll. Weiter
interessieren sich die Abgeordneten dafür, welche Regelungen in die
Verordnung aufgenommen werden sollen und ob eine fixe Marktprämie der
zentrale Aspekt der Ausschreibungsverordnung sei.

 * 
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BUNDESTAG/8486: Heute im Bundestag Nr. 629 - 31.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 629

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 31. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. Gemeinsame Erklärung EU-China-Gipfel

2. Beteiligungen der KfW Capital

3. Entwicklungsdarlehen für den A380

4. Brexit-Folgen für Energie- und Klimapolitik

5. Hitze-Auswirkung auf Energieversorgung

6. Erhöhung des Portos für Büchersendungen



1. Gemeinsame Erklärung EU-China-Gipfel

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion möchte in einer Kleinen Anfrage
(19/10387) Details zur Gemeinsamen Erklärung vom 21. EU-China-Gipfel
am 9. April 2019 erfahren. Darin fragen die Abgeordneten die
Bundesregierung, für welche Punkte sie sich bei der Gestaltung eines
Abkommens über staatliche Exportkredite einsetze und warum das seit
2005 laufende bilaterale Investitionsschutzabkommen zwischen
Deutschland und China nicht auf EU-Ebene übernommen werde. Außerdem
interessiert sich die Fraktion dafür, welche politischen Instrumente
eingesetzt werden sollen, um die in der Erklärung gemachten
Versprechen zu überprüfen und evaluieren.

 * 

2. Beteiligungen der KfW Capital

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/10380) nach den Beteiligungen der KfW
Capital. Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
wissen, in welchen Venture Capital Fonds die Beteiligungstochter der
Kreditanstalt für Wiederaufbau Neuinvestitionen getätigt hat.

 * 

3. Entwicklungsdarlehen für den A380

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/10438) das Entwicklungsdarlehen für den Airbus A380. Von
der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, ob " bei
der Abfassung des Darlehensvertrages mit Airbus externe
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Anwaltskanzleien zur
Rechtsberatung und Vertragsabfassung einbezogen worden" sind.

 * 

4. Brexit-Folgen für Energie- und Klimapolitik

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/10416) nach den "Folgen des Brexit für die europäische
Energie- und Klimapolitik". Die Liberalen fragen die Bundesregierung
unter anderem, welche Regelungen bezüglich des Verbleibs
beziehungsweise Ausstiegs Großbritanniens aus dem Europäischen
Emissionshandel im Falle eines geregelten beziehungsweise eines
ungeregelten Brexit vorgesehen sind.

 * 

5. Hitze-Auswirkung auf Energieversorgung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
in einer Kleinen Anfrage (19/10385) für die "Beeinträchtigung der
fossil-atomaren Energieversorgung durch Hitze, Trockenheit und
Unwetter". Von der Bundesregierung wollen die Grünen unter anderem
wissen, welche Atom- beziehungsweise Kohlekraftwerke in den
vergangenen fünf Jahren wegen geringer Wasserstände in den Kühlwasser
führenden Flüssen oder zu hoher Wassertemperaturen gedrosselt oder
abgeschaltet werden mussten.

 * 

6. Erhöhung des Portos für Büchersendungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke will in einer Kleinen Anfrage
(19/10409) erfahren, wie die Bundesregierung den Einfluss der
Preiserhöhung für Büchersendungen auf die Deutsche Buchhandels- und
Verlagslandschaft einschätzt. Auch interessiert die Abgeordneten,
welche Möglichkeiten die Bundesregierung habe, Einfluss auf die
Preisgestaltung der Deutschen Post zu nehmen und ob das Produkt
Büchersendung perspektivisch aus dem Produktportfolio der Post
genommen werden soll.

 * 
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BUNDESTAG/8485: Heute im Bundestag Nr. 628 - 31.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 628

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 31. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.14 Uhr

1. Zwei Staatssekretäre im BER-Aufsichtsrat

2. Potenziale des automatisierten Fahrens

3. Online-Verkauf von Bahntickets

4. Havariekommando erfüllt seine Aufgaben

5. ÖPNV-Planung in Sachsen-Anhalt

6. Evaluierung der KV-Förderrichtlinie



1. Zwei Staatssekretäre im BER-Aufsichtsrat

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bund wird nach Aussage der Bundesregierung durch
die beiden beamteten Staatssekretäre Werner Gatzer (Bundesministerium
der Finanzen, BMF) und Gerhard Schulz (Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur, BMVI) im Aufsichtsrat der Flughafen Berlin
Brandenburg GmbH (FBB) vertreten. In der Gesellschafterversammlung der
FBB werde der Bund regelmäßig durch das BMVI vertreten, heißt es in
der Antwort der Regierung (19/10091) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9589)

Auf die Frage, ob Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU)
regelmäßig oder nur im Bedarfsfall über den Sachstand zu den
Baufortschritten am Flughafen Berlin Brandenburg (BER) informiert
wird, heißt es in der Antwort: "Für die Arbeitsweise des BMVI
einschließlich der Information der Hausleitung gelten insbesondere die
Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien, die ergänzende
Geschäftsordnung des BMVI sowie der Geschäftsverteilungsplan des
BMVI."

 * 

2. Potenziale des automatisierten Fahrens

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "Das automatisierte beziehungsweise autonome und
vernetzte Fahren hat nach Auffassung der Bundesregierung ein
erhebliches Potenzial, um die Verkehrssicherheit zu erhöhen, die
Verkehrseffizienz zu steigern, Emissionen zu reduzieren, den
Innovationsstandort Deutschland zu fördern und moderne, nachhaltige
Mobilität zu ermöglichen." So heißt es in der Antwort der Regierung
(19/10089) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9434). Von der
Einführung automatisierter beziehungsweise autonomer Fahrzeuge würden
alle Menschen profitieren, schreibt die Regierung. Insbesondere für
mobilitätseingeschränkte Menschen und Menschen mit Behinderung
entstünden dadurch neue Mobilitätskonzepte und -Lösungen. Diese böten
neue, bessere und vielfältigere Möglichkeiten, am Verkehr und somit
auch am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu können, heißt es in der
Vorlage.

 * 

3. Online-Verkauf von Bahntickets

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Immer mehr Bahn-Tickets werden über den
Online-Vertrieb verkauft. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/10087) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9322) hervor.
Nach Auskunft der Deutsche Bahn AG (DB AG) habe sich die Anzahl
verkaufter Fahrkarten im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) von 2011
bis 2018 in etwa entsprechend dem Marktanteil von DB Regio im SPNV
entwickelt, "der maßgeblich durch Ausschreibungsgewinne Dritter
beeinflusst wird", schreibt die Bundesregierung. Erwartungsgemäß habe
der Anteil des Online-Vertriebs auch im SPNV zugenommen, "dies
hauptsächlich zu Lasten des Automaten-Verkaufs". Der Anteil des
personenbedienten Vertriebs liege im SPNV bei knapp 10 Prozent.

Der Vertrieb von Fahrkarten der DB Fernverkehr hat den Angaben zufolge
seit 2011 um knapp 40 Prozent zugenommen. Auch hier zeichne sich eine
starke Zunahme des Online/Mobile-Vertriebs ab, sogar bedeutend stärker
als im SPNV, teilt die Regierung mit. Der Anteil habe 2018 bei über 70
Prozent gelegen. Vertriebswege Dritter spielten im Vertrieb
Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) keine besondere Rolle. Der Anteil
der Reisebüros liege bei unter fünf Prozent.

Online-Plattformen Dritter würden hingegen stark wachsen. Der
Gesamtanteil liege aber noch unter dem der Reisebüros. Seit 2017
vertreibe die DB AG Fernverkehrsfahrkarten über Automaten Dritter, der
Anteil sei jedoch noch sehr gering, heißt es in der Antwort.

Sowohl für SPNV als auch SPFV gelte, dass die dargestellte Entwicklung
für die Anzahl der Fahrkarten auf die Einnahmen übertragbar ist. Der
Einnahmenanteil von Online/Mobile im Fernverkehr liege leicht unter
den genannten 70 Prozent, der Anteil der Reisebüros etwas höher als
fünf Prozent. Aufgrund derzeit anhängiger gerichtlicher Verfahren zum
Themenkomplex des Fahrkartenvertriebs durch die DB AG seien darüber
hinaus keine Angaben möglich, schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. Havariekommando erfüllt seine Aufgaben

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung hat laut
Bundesregierung am 6. März 2019 den Untersuchungsbericht 408/17 zur
Strandung des Frachters MS Glory Amsterdam am 29. Oktober 2017
vorgelegt. Die Prüfung der im Bericht vorgeschlagenen Maßnahmen dauere
an, heißt es in der Antwort der Regierung (19/10088) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/9432). In der Antwort heißt es zudem, das
Havariekommando (HK) sei in der Lage, seine Aufgaben gemäß dem
Verkehrssicherungskonzept Deutsche Küste wahrzunehmen. Notwendige
Optimierungen würden aus dem laufenden Haushalt finanziert.

Dem HK stünden Informationen zur Erstellung seines Lagebildes zur
Verfügung. Diese Informationen würden auch von den Verkehrszentralen
genutzt. Die Bundesregierung prüfe laufend, ob technische
Optimierungen erforderlich sind und setze diese zeitnah um, heißt es
in der Vorlage. Dies erfolge auf der Grundlage von Erfahrungen aus
Einsatzfällen beziehungsweise Übungen und Trainings des HK.

Technisch und rechtlich seien für das HK die Voraussetzungen
geschaffen worden, um über den Seefunk zu kommunizieren. "Seit Anfang
Januar 2019 läuft der Probebetrieb", schreibt die Regierung.

 * 

5. ÖPNV-Planung in Sachsen-Anhalt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) setzen
sich die innerhalb des Landes Sachsen-Anhalt für die Planung des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) zuständigen Aufgabenträger und
Verkehrsunternehmen kontinuierlich für ein integriertes Gesamtsystem
ein. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10064) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9626). Es würden an möglichst
vielen Verknüpfungspunkten räumlich und zeitlich kurze Umstiege
angeboten, heißt es in der Antwort weiter. Der Nahverkehrsservice
Sachsen-Anhalt (NASA) GmbH obliege hierbei die Fahrplanplanung für den
Schienenpersonennahverkehr (SPNV). Weiterhin sei diese an der
Gestaltung und Förderung landesbedeutsamer Buslinien beteiligt.

Alle weiteren Bus- beziehungsweise Straßenbahnverkehre (ÖSPV) würden
durch die Landkreise und kreisfreien Städte geplant, schreibt die
Regierung. Aufgrund diverser Abhängigkeiten und Randbedingungen sei
eine flächendeckende Abstimmung für jede einzelne Verkehrsstation sehr
komplex. Aus diesem Grund würden die Anschlüsse vor allem an
Umsteigepunkten im Bahn-Bus-Landesnetz Sachsen-Anhalt nach Prioritäten
geplant und an ausgewählten Stationen zwischen bestimmten Linien
realisiert. Nach Angaben der NASA gibt es an etwa 100 Stationen
abgestimmte Anschlüsse zwischen SPNV und ÖSPV, heißt es in der
Antwort.

 * 

6. Evaluierung der KV-Förderrichtlinie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Auf Grundlage der Verkehrsverflechtungsprognose 2030
wurde nach Angaben der Bundesregierung im Rahmen der Evaluierung der
KV-Förderrichtlinie 2012 (Richtlinie zur Förderung von Umschlaganlagen
des Kombinierten Verkehrs nichtbundeseigener Unternehmen) der
Ausbaubedarf an Umschlagkapazität für die beiden KV-Sektoren
Schiene-Straße und Binnenwasserstraße-Straße ermittelt. Wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/10086) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9314) hervorgeht, beträgt laut der
Prognose der Ausbaubedarf der betrieblichen Umschlagkapazität 3,4
Millionen Ladeeinheiten bis 2030. "Unter der Annahme, dass ein
KV-Terminal bei einer durchschnittlichen jährlichen Auslastung von 85
Prozent betrieblich voll ausgelastet ist, beträgt der Ausbaudarf der
technischen Umschlagkapazität 4,1 Millionen Ladeeinheiten", schreibt
die Regierung.

Auf die Frage, welche Verlagerungseffekte vom Straßengüterverkehr auf
die Verkehrsträger Schiene und Wasserstraße durch die Förderung des
Kombinierten Verkehrs in den vergangenen fünf Jahren erreicht werden
konnten, vermag die Bundesregierung keine konkreten Daten vorzulegen.
Die Daten seien teilweise Gegenstand der Evaluierung der
KV-Förderrichtlinie durch das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI). Die nächste Evaluierung solle im
zweiten Halbjahr 2020 begonnen werden, heißt es in der Antwort.

Im Rahmen der Evaluierung werde überprüft, "ob die KV-Förderrichtlinie
ihre Ziele erreicht hat" und die Wirksamkeit und Effizienz der
Förderungen begutachtet. Sie werde auch die aufgeworfenen Themen
aufgreifen, wie beispielsweise die Prüfung einer Förderung von
Ersatzinvestitionen und die Evaluierung des konkreten
Ursache-Wirkungs-Zusammenhangs der KV-Förderung. Zusätzlich würden im
Rahmen der Evaluierung regelmäßig Möglichkeiten zur Verbesserung der
Förderung begutachtet.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1865: Regierungspressekonferenz vom 29. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Regierungspressekonferenz vom 29. Mai 2019



Themen: Reiseankündigung BM Maas Ukraine, Termine der BKin für die
kommende Woche, ukrainische Seeleute, Minsker-Prozess, Amtseinführung
Selenskyj, Kabinettausschuss Klimaschutz, Finanzplanung
Klimaschutzmaßnahmen, militärische Auseinandersetzung Kosovo, Äußerungen
Präsident Albanien, jesidischer Frauenrat, IS-Rückkehrer, vertrauliche
Kommunikation von Journalisten, Westbalkan Beitrittsverhandlungen
Sprecher: SRSin Fietz, Klein (BMU), Adebahr (AA), Schmidt (BMI),
Schwamberger (BMF), Strater (BMVI), Zimmermann (BMJV), Einhorn (BMWi), Rock
(BMZ), Brandt (BMEL), Marx (BMBF)

Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt die
stellvertretende Regierungssprecherin SRSin Fietz sowie die Sprecherinnen
und Sprecher der Ministerien.

Welty: Einen guten Mittwochmittag wünsche hier in der
Bundespressekonferenz. Herzlich Willkommen zur Regierungspressekonferenz.
Ich begrüße Martina SRSin Fietz als die stellvertretende
Regierungssprecherin. Ich begrüße die Sprecherinnen und Sprecher der
Ministerien und wir haben Besuch: Herzlich Willkommen 23 Praktikantinnen
und Praktikanten. Die kommen aus dem Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung sowie fünf Praktikanten vom Presse- und
Informationsamt der Bundesregierung, herzlich Willkommen, danke für Ihr
Interesse.

Dann geht auch noch mal ein Gruß an Philipp Rock. Er stellt sich heute vor
als Pressesprecher für das BMZ. Herr Rock, werden Sie ein paar Sätze sagen?

Rock: Ja, vielen Dank, guten Tag. Mein Name ist, wie gesagt, Philipp Rock.
Ich bin hier für das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung, bin 2012 in das BMZ eingetreten. Ich habe da zuerst im
Länderbereich gearbeitet zu Horn von Afrika, Ostafrika und seit zwei Jahren
bin ich jetzt Bereich Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und bin in Zukunft
auch mal häufiger hier bei Ihnen und freue mich auf Ihre Fragen.

Welty: Vielen Dank, das tun wir auch beziehungsweise wir freuen uns auf
Ihre Antworten und ich darf Ihnen noch unser Begrüßungspäckchen
überreichen.

Bevor wir zum Kabinett und zu den Terminen für die kommende Woche kommen,
möchte ich noch eine Reise ankündigen aus dem Auswärtigen Amt.

Adebahr: Ich darf Ihnen ankündigen, dass Außenminister Maas morgen in die
Ukraine reisen wird und dort zusammen mit dem französischen Außenminister
Jean-Yves Le Drian den ukrainischen Präsidenten Herrn Selenskyj zu treffen.
Aus diesem Anlass erklären die beiden Minister heute und hiermit, die
Minister Jean-Yves Le Drian und Heiko Maas treffen am 30. Mai in Kiew
erstmals gemeinsam mit dem neuen ukrainischen Präsidenten Wolodymyr
Selenskyj zusammen. Frankreich und Deutschland, die im Normandie-Format
zusammenarbeiten, um den seit 2014 schwelenden Konflikt in der Ukraine
beizulegen, werden in Kiew erneut versichern, dass sie das Land in dieser
wichtigen Übergangsphase weiterhin unterstützen.

Bei ihrem Treffen mit Präsident Selenskyj werden die Minister erneut ihre
Bereitschaft bekunden, der Ukraine dabei zur Seite zu stehen, den
Verhandlungsprozess neuen Schwung zu verleihen, der auf die
Wiederherstellung der territorialen Unversehrtheit der Ukraine gerichtet
ist.

Fünf Jahre nach Ausbruch des Konflikts werden weiterhin Millionen von
Zivilpersonen in der Ostukraine in Mitleidenschaft gezogen. Ein Frieden
wird nur herbeizuführen sein, wenn die Minsker-Vereinbarung von allen
Seiten uneingeschränkt und konsequent umgesetzt werden.

Wir betonen, wie wichtig konkrete Schritte im Rahmen des
Verhandlungsprozesses sind, um die Lebensbedingungen der Menschen vor Ort
zu verbessern und Vertrauen aufzubauen.

Die Minister Jean-Yves Le Drian und Heiko Maas werden Präsident Selenskyj
ferner deutlich machen, dass sie an der notwendigen Fortsetzung der
Reformen festhalten, da die Bürgerinnen und Bürger der Ukraine weiterhin
hohe Erwartungen an diesem Prozess haben.

Frage: Können Sie sagen, was für Reformen?

Adebahr: Die Ukraine unternimmt seit Jahren gewichtige Reformen vor allen
Dingen, das ist ein Beispiel, im Korruptionsbereich. Dort ist einiges
geschehen. Dort gibt es Institutionen, die sich dem Kampf gegen Korruption,
der sehr drängend in der Ukraine ist, widmen und es wird darum gehen, diese
tatkräftig und schlagkräftig zu machen und weiter aufzubauen. Ansonsten
betrifft das Reformpaket, was in der Ukraine auf der Agenda steht, ganz
viele Bereich, von Wirtschaft über Bildung, über Zivilgesellschaft, aber
der Kampf gegen Korruption ist - glaube ich - ein ganz zentrales Element.

Frage: Können Sie sagen, was da fehlt? Also welche Gesetze,
Antikorruptionsgesetze da fehlen?

Adebahr: Ich kann Ihnen das im Detail hier jetzt nicht ausführen. Es gibt
sicher weitere Stellschrauben, die da zu drehen sind und darüber werden die
beiden Minister auch mit Herrn Selenskyj sprechen. Vielleicht können wir
nach dem Gespräch auch noch genau gesehen, wie dann das gelaufen ist und
welche konkreten Punkte dort besprochen worden sind. Herr Ringkötter dazu.

Frage: Es hat ja das Urteil gegeben des Internationalen Seegerichtshofes,
dass die 24 ukrainischen Seeleute freigelassen werden sollte. Ich hätte
ganz gerne gewusst, ob Sie da irgendwie aktiv sind, ob es da hinter den
Kulissen Bemühungen gibt für die Freilassung oder Signale aus Moskau, dass
sich was bewegt?

Adebahr: Wir haben uns ja dazu geäußert und haben gesagt, dass das Urteil
unsere Position bestätigt und haben auch noch mal an Russland appelliert,
dem Urteil Folge zu leisten, dass unsere Position diejenige ist, weiß die
russische Seite und in regelmäßigen Kontakten, die wir zum Beispiel hier
mit der Botschaft haben, machen wir das auch weiterhin deutlich.

Frage: Aber konkrete Gespräche gab es seit dem Urteil jetzt nicht?

Adebahr: Nichts, worüber ich hier berichten kann.

Frage Henze: Frau Adebahr zehn Tage sind zwar nicht extrem lange seit der
Amtseinführung, aber ist auch kein sonderliches Signal, dass man gerade von
Anfang an mit an Bord ist. Bei der Amtseinführung war ja nur sehr
protokollarisch ein früherer Bundespräsident, kurze Amtszeit vertreten. Ist
die Aufmerksamkeit für das Ukraine-Thema wirklich der Situation dort
angemessen?

Adebahr: Ja und ich finde, dass auch, also zur Amtseinführung müsste Frau
SRSin Fietz etwas sagen. Das ist eine gemeinsame Reise der beiden
Außenminister und wenn Sie wissen, wie schwierig es ist, Scheduls, Termine,
wir haben riesige Konferenzen im Auswärtigen Amt gehabt, zueinander zu
bringen, ist das eine extrem kurze Zeit nach Amtseinführung, bei der es
gelungen ist, jetzt beide - und das ist ein Feiertag sogar - dort gemeinsam
hinzufahren. Insofern, das zeugt eben von hoher Aufmerksamkeit und eben
nicht, also ich empfinde es nicht so, wie Sie es sagen.

SRSin Fietz: Vielleicht kann ich kurz ergänzen: Die Einladung zur
Amtseinführung kam relativ kurzfristig. Die Kanzlerin war an diesem Tag
schon mit anderweitig lange geplanten Terminen involviert und die
Entsendung oder die Vertretung durch einen Altbundespräsidenten ist
protokollarisch nicht zu unterschätzen. Das ist schon hoch angesiedelt und
ich hatte an dieser Stelle, hatten wir schon darüber berichtet, dass die
Kanzlerin mit Präsident Selenskyj telefoniert hat, ihm für seine Amtszeit
viel Glück gewünscht hat, ihm auch Unterstützung der deutschen Seite
weiterhin zugesagt hat und dann auch in Aussieht gestellt, dass es - sobald
es irgendwie möglich ist - ein Treffen geben soll.

Frage Henze: Trotzdem noch mal nachgefragt: Protokollarisch ist das eine,
politisch ist das andere. Es gab nicht den Empfang von Selenskyj kurz vor
dem zweiten Wahlgang. Anders ist Poroschenko, also war eben kein
politischer Vertreter bei der Amtseinführung. Warum nicht? Warum war der
Außenminister nicht da? Also warum war das Signal bei der Amtseinführung
nicht da, dass wir von Anfang an politisch da auch mit an Bord sind?

Adebahr: Bei der Amtseinführung von Präsidenten geht die Einladung an das
Kanzleramt und von dort kommt dann die entsprechende Ebene. Der
Außenminister reist mit dem französischen Außenminister, wie Sie sagen,
zehn Tage nach einer recht kurzfristig bekannt gewordenen Amtseinführung
hin und ich denke, das ist ein ganz starkes Signal, dass diese
Bundesregierung sich um die Ukraine kümmert, dass uns der Minsker-Prozess
wichtig ist und dass wir da dran sind, um schnell, und zwar sehr schnell
das Gespräch mit der neuen ukrainischen Regierung zu suchen.

SRSin Fietz: Heute hat das Kabinett unter Leitung der Bundeskanzlerin
getagt und dabei den Bundesbericht Energieforschung 2019 beschlossen.
Innovative und hocheffiziente Energietechnologien sind notwendige
Voraussetzung für eine langfristig sichere, wirtschaftliche und
klimaverträgliche Energieversorgung. Die Modernisierung des
Energieversorgungssystems ist in erster Linie eine Aufgabe der Wirtschaft.
Die Bundesregierung unterstützt diesen Prozess allerdings durch Förderung
von Forschung und Entwicklung moderner Energietechnologien im Rahmen ihres
Energieforschungsprogramms.

Der Bericht stellt die Entwicklung dieser Forschungsförderung moderner
Energietechnologien für das Berichtsjahr 2018 dar. Der Schwerpunkt der
Projektförderungen waren die Themen Energieerzeugung und Energiewende in
den Verbrauchssektoren. 2018 hat die Bundesregierung insgesamt 1,06
Milliarden Euro für die Erforschung moderner Energietechnologien
aufgewendet. Damit bleibt die Forschungsförderung auf dem Niveau des
Vorjahres.

Der langfristige positive Trend untermauert die zentrale Rolle der
Energieforschung als Wegbereiter der Energiewende. Neben der
Projektförderung finanziert die Bundesregierung Forschung und Entwicklung
in dem Rahmen des Energieforschungsprogramms, auch über die institutionelle
Förderung der Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszentren. Im
September 2018 hat die Bundesregierung ein neues siebtes
Energieforschungsprogramm beschlossen. Mit diesem Programm stellt die
Bundesregierung von 2018 bis 2022 insgesamt rund 6,4 Milliarden Euro zur
Forschung, Entwicklung und Erprobung zukunftsfähiger Technologien und
Konzepte zur Verfügung.

Darüber hinaus hat heute der Kabinettausschuss Klimaschutz zum zweiten Mal
getagt und das hat das Ziel, dass die Bundesregierung bekräftigt ihre
Absicht sicherzustellen, dass Deutschland die Klimaziele 2030, auf die sie
sich international verpflichtet hat, auch einhält. Das bedeutet Jahr für
Jahr deutliche zusätzliche CO2-Reduktion. Angesichts des fortschreitenden
Klimawandels sieht die Bundesregierung darin einen wesentlichen Schwerpunkt
ihrer Arbeit. Wir haben zur Tagung des Klimaausschusses gerade noch eine
Pressemittelung herausgegeben, auf die ich Sie an dieser Stelle gerne
verweise.

Frage: Können Sie noch mal erläutern Frau SRSin Fietz: Sie bekräftigen die
Klimaziele 2030, aber gleichzeitig sagen Sie, dass der Kohleausstieg bis
2038 ein hervorragendes Beispiel ist. Das passt ja nicht zusammen. Also
wenn man 2030 einhalten will, muss man ja vorher aus der Kohle raus und
nicht 2038. Wie soll das zusammenpassen?

SRSin Fietz: Die Bundesregierung hat heute erst einmal in dieser Runde über
geeignete zusätzliche Maßnahmen in allen Sektoren beraten, die wesentlich
zum CO2-Ausstoß beitragen. Und das sind insbesondere die Energiewirtschaft,
die Gebäude, der Gebäudebereich, der Verkehrsbereich, der Industriebereich
und die Land- und Forstwirtschaft sowie die Abfallwirtschaft. Auf Grundlage
dieser heutigen Beratung werden die Vorschläge weiter konkretisiert und die
nötigen Entscheidungen vorbereitet.

Parallel dazu ist ja bereits der Kohleausstieg für 2038 beschlossen worden
und das ist im Grunde genommen ein hervorragendes Beispiel dafür, wie im
gesellschaftlichen Konsens Klimaschutz und die Garantie für weitere
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit in Einklang zu bringen sind.

Frage: Ich habe mich auf Ihre Pressemitteilung bezogen, die Sie gerade noch
mal vorgelesen haben. Können Sie die Frage beantworten oder vielleicht das
BMU, ist das überhaupt in irgendeiner Weise möglich, Kohleausstieg 2038 und
gleichzeitig die Klimaziele 2030 einzuhalten?

SRSin Fietz: Also ich kann Ihnen dazu gerne noch mal sagen, dass das
natürlich eine große Herausforderung ist und dass wir aber trotzdem
entschlossen an der Erreichung der Klimaschutzziele und wir wollen bis 2030
die Hälfte aller Treibhausgase einsparen, konkret 55 Prozent gegenüber
1990. Wir sind verpflichtet, den deutschen Anteil am EU-Ziel 2030 in den
Sektoren, um die es heute dann auch ging, außerhalb des Emissionshandels zu
erbringen. Um die Abstimmungsprozesse dabei zu beschleunigen, arbeitet die
Bundesregierung auf höchster politischer Ebene, eben im Klimakabinett.

Klein: Ich sehe da auch keinen Widerspruch zwischen dem Kohlekompromiss und
dem Ziel, die Klimaziele bis 2030 zu erreichen. Also das, was jetzt
vornehmlich im Klimakabinett beraten wird. Abgesehen mal davon
beziehungsweise ich fange mal vorne an: Also der Kohlekompromiss ist immens
wichtig. Aber der Kohlekompromiss ist im Hinblick auf die Klimaschutzziele
Teil eines Gesamtkonzepts.

Außerdem geht es beim Kohlekompromiss nicht nur darum, dass bis 2038 aus
der Kohle ausgestiegen werden wird, sondern wir haben - das wird oft
unterschlagen - auch Zwischenziele vereinbart. Es werden bestimmte
Kraftwerke bis Mitte der zwanziger Jahre abgeschaltet und 2032 werden wir
außerdem auch noch mal überprüfen, ob wir nicht schon vor 2038 aussteigen
können.

Aber noch mal: Da gibt es keinen Widerspruch, sondern es geht hier um ein
Gesamtkonzept im Klimaschutz und da gibt es keinen Widerspruch zwischen dem
Klimakabinett und dem Kohlekompromiss, der immens wichtig auch für uns ist.

Frage: Vielleicht können die Ministerien für Verkehr, Energie und
Landwirtschaft und dann haben wir noch das Bauen, noch mal ein bisschen
konkreter sagen, was Ihre Minister in dem Klimakabinett vorgeschlagen
haben. Also da war ja im Vorfeld von der energetischen Gebäudesanierung die
Rede oder von höheren Elektroautoprämien. Vielleicht können wir ganz rechts
bei Herrn Strater anfangen.

Strater: Ja, mache ich gerne. Vielen Dank. Also der Minister hat ein ganz
klares Gesamtpaket vorgeschlagen, mit dem die Klimaschutzziele 2030
erreicht werden. Dieses besteht aus mehr als fünfzig Maßnahmen in
verschiedenen Bereichen, die ich Ihnen auch gerne gleich noch mal
erläutere. Es steht unter dem ganz klaren Leitmotiv, nämlich erlauben,
erleichtern und ermöglichen statt verbieten, verteufeln und verteuern.

Wir haben im BMVI sehr viele Hebel, an den wir an jedem einzelnen ansetzen
und wir können, wenn wir das tun, eine durchschlagende Wirkung erzielen,
ohne die Menschen bei diesem Paket mehr zu belasten. Nur ein Beispiel: Wir
brauchen zum Beispiel mehr Wasserstoff für saubere Mobilität. Wir setzen
hier voll auf saubere Treibstoffe. Deutschland muss hier Champion werden
und wir müssen hier voranschreiten.

Der Klimaschutz ist aber eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die wir nur
bewältigen können, wenn alle mitmachen und wir dürfen keine Maßnahmen
ergreifen, die Teile der Gesellschaft abhängen.

Ich kann Ihnen ein paar Bereiche nennen, auf die sich dieses Maßnahmenpaket
bezieht. Da ist zum Beispiel der große Bereich des öffentlichen Verkehrs,
des Radverkehrs, des Fußverkehrs. Wenn wir hier gute Mobilitätsangebote
schaffen, steigen die Menschen auf diese Verkehrsmittel um. Der Bereich
alternative Kraftstoffe, ich habe hier zum Beispiel das Thema Wasserstoff
genannt, mit einem Aufbauprogramm, das wir ab 2021 mit 2 Milliarden Euro
fördern wollen. Der Bereich des Güterverkehrs, wo wir mehr Güter von der
Straße zum Beispiel auf die Schiene oder das Binnenschiff verlagern wollen.
Beide Segmente werden wir stärken, sowohl den Schienengüterverkehr als auch
die Binnenschifffahrt. Natürlich der Bereich Pkw. Wir müssen CO2-arme Pkw
auf die Straße bringen. Hier haben Sie auch schon lesen können, dass wir
den Umweltbonus, also die Kaufprämie für Elektrofahrzeuge erhöhen wollen -
so unser Vorschlag. Eine Verdoppelung auf 4.000 Euro vor allem für
Fahrzeuge, die unter 30.000 Euro kosten, sodass wir also den Elektrokä
fereffekt, so wie der Minister gesagt hat, hier erreichen, dass wir also in
den Massenmarkt hineinkommen. Wir müssen die Ladeinfrastruktur aufbauen.
Dazu wollen wir die Förderung auch ausweiten, haben hier auch
vorgeschlagen, dass es eine Milliarde Euro zusätzlich investiert werden. Im
Bereich der Nutzfahrzeuge müssen wir auch CO2-arme Lkw auf die Straße
bringen. Wir müssen auch hier die Tank- und Ladeinfrastruktur ausbauen. Als
weiteren Bereich haben wir den Bereich der Digitalisierung, wo wir
Automatisierung fördern, Vernetzung fördern, den Verkehr verflüssigen,
innovative Mobilitätsformen ermöglichen.

Ich möchte zur Abrundung oder zur Einordnung noch mal eine Zahl nennen: Der
Anteil des Verkehrs am Gesamtausstoß, an der gesamten CO2-Emission in
Deutschland beträgt 18,5 Prozent. Wir tun in der öffentlichen Debatte immer
so, als sei der Verkehr hier der einzige Verursacher und ausschließlich
hier müsse man ansetzen. Mit diesem Maßnahmenpaket, was ich eben grob
skizziert habe, schaffen wir es, diese Klimaschutzziele zu erreichen, zu
den wir stehen.

Schmidt: Ja, ich darf vielleicht für den Gebäudebereich ergänzen. Klar ist,
dass im Gebäudebereich ein Großteil der CO2-Emissionen entstehen und um die
Klimaschutzziele zu erreichen, muss dieser Bereich deutlich in den Fokus
genommen werden und diese Emissionen müssen gesenkt werden.

Bei der Sitzung des Klimakabinetts hat der Minister deshalb vorgeschlagen,
die steuerliche Absetzbarkeit der energetischen Gebäudesanierung zu
verbessern. Als weitere Maßnahmen sollen KfW-Fördermittel aufgestockt
werden und mit diesen unterschiedlichen Maßnahmen im Gebäudebereich, die
jetzt hier diskutiert wurden, sollen etwa bis zu 15 Millionen Tonnen CO2
pro Jahr dann eingespart werden.

Ganz wichtig ist für als BME noch, dass wir dabei im Auge behalten, dass
die Bezahlbarkeit von Wohnen und Bauen als gleichwertiges Ziel neben dem
Klimaschutz angemessen berücksichtigt wird.

Einhorn: Genau. Ich kann gerne anfangen für den Bereich Energiewirtschaft.
Da sind wir im Grunde schon einige Schritte weiter als die anderen Sektoren
und auch die nächste Maßnahme ist schon bekannt, die war eben auch schon
Thema, das ist der Kohleausstieg auf Grundlage der Vorschläge der
Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung.

Die Energiewirtschaft ist auch für das Klimaziel 2020 auf Zielkurs und wird
die Reduktion der Treibhausgasemission um -40 Prozent gegenüber 1990 auch
aller Voraussicht nach erreichen. Dazu trägt insbesondere die
Sicherheitsbereitschaft bei. Das ist eine Maßnahme, die wir bereits
getroffen haben und mit der bis 2020 bereits Braunkohlekraftwerke im Umfang
von 2,7 Gigawatt stillgelegt werden. Das sind immerhin schon 13 Prozent der
installierten Leistung und da sind wir noch gar nicht bei den Maßnahmen,
die jetzt auf Grundlage der Kohlekommissionsvorschläge erarbeitet werden.

Bis 2030 die Ziele gehen wir davon aus, dass das die Energiewirtschaft auch
erreichen wird und natürlich sind da schon miteinbezogen die Maßnahmen zum
Kohleausstieg, der dann bis 2038 sukzessive erfolgen wird. Hier wollen wir,
und das haben wir auch schon gesagt, den Gesetzentwurf zum Kohleausstieg im
zweiten Halbjahr dieses Jahres vorlegen. Wir haben jetzt schon die Eckwerte
zum Strukturwandel im Kabinett beschlossen. Der Kohleausstieg, das Gesetz
dazu soll folgen, das war auch von Anfang an so von der Kommission
vorgegeben, dass man zuerst dem Strukturwandel sich widmet und dann den
Ausstiegsrat vorlegt und da sind wir voll im Zeitplan und werden dieses
Gesetz dann im zweiten Halbjahr 2019 vorlegen.

Brandt: Und für das Landschaftsministerium kann ich Ihnen sagen, dass wir
als erstes Ressort bereits vor Monaten Maßnahmen vorgelegt haben und auch
ergriffen haben. Wir haben zehn Maßnahmen bereits bei der ersten Sitzung
des Klimakabinetts vorgelegt und haben sie auch darüber informiert. Sie
werden sicherstellen, dass wir die Klimaziele 2030 in unseren Bereichen
erreichen und sprich die Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft wird ihren
Beitrag leisten.

Nun haben wir zu unseren zehn Klimamaßnahmen Folgeabschätzungen entwickelt.
Dabei ist deutlich geworden, dass wir sektorübergreifend denken und handeln
müssen, um Synergien zu nutzen. Hier kann ich Ihnen zum Beispiel nennen,
dass der Rohstoff Holz verstärkt für den Hausbau genutzt werden kann. Holz
ist gespeicherter Kohlenstoff und kann emissionsintensive Baustoffe wie
Stahl und Beton ersetzen.

Uns kommt es darauf an, sinnvolle und verhältnismäßige Maßnahmen zum Schutz
des Klimas auf den Weg zu bringen, Synergien zu nutzen und praxistaugliche
Lösungsvorschläge umzusetzen.

Die Beispiele haben wir Ihnen schon kommuniziert. Ich kann ein, zwei noch
mal nennen. Da geht es um die Senkung der Stickstoffüberschüsse und
Emissionen, zum Beispiel Stichwort "Digitalisierung in der Landwirtschaft".
Damit kann der Dünger passgenau an die Pflanze gebracht werden. Es geht um
die verstärkte energetische Nutzung von Wirtschaftsdüngern tierischer
Herkunft, also zum Beispiel Gülle und landwirtschaftliche Reststoffe in
Biogasanlagen. Es betrifft auch die Reduzierung von Lebensmittelabfällen,
da haben wir ja im Februar eine Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverständigung vorgelegt und dadurch können auch
ernährungsbedingte Emissionen vermieden werden.

Frage: Dann habe ich jetzt noch eine Nachfrage an das Finanzministerium,
weil Sie ja da bei manchen Dingen mitspielen müssen, die Geld kosten
werden. Ist denn der Minister offen für die Einführung des Steuerbonus für
die energetische Gebäudesanierung zum Beispiel oder auch für die
zusätzliche Förderung von Elektroautos so, wie Herr Scheuer das
vorgeschlagen hat?

Schwamberger: Ja, also ich denke, wir haben jetzt auch hier noch mal
deutlich gesehen, dass heute eine ganze Vielzahl von Vorschlägen auf den
Tisch gelegt wurden, die heute diskutiert wurden und weiter diskutiert
werden eben mit dem klaren Ziel, dass man vor allem ein wirksames und
kluges Gesamtkonzept erarbeitet, damit man mit Menschen gemachten
Klimawandel und die Einhaltung der CO2-Emissionsziele auch gewährleisten
kann so, wie sich das die Bundesregierung auch klar vorgenommen hat im
Koalitionsvertrag und was auch das Ziel aller Arbeiten ist mit Blick auf
Klimaschutzgesetze, aber auch mit Blick der Arbeiten im Klimakabinett und
die Diskussionen, eben über dieses kluge und wirksame Gesamtkonzept, die
laufen und sie werden dann auch zum guten Ende gebracht und einzelne
Maßnahmen isoliert herausgreifen, zu diskutieren im Vorgriff auf die
laufenden Arbeiten im Klimakabinett werde ich hier jetzt nicht machen
können.

Frage: Leider muss ich nun doch mal zu einer einzelnen Maßnahme nachfragen.
Der Verkehrsminister hat ja mit großer öffentlicher Aufmerksamkeit eine
Senkung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets gefordert, angekündigt. Das
haben Sie nicht erwähnt in Ihrer Liste. Ist das auch Teil der Vorschläge?
Ich nehme mal an, angesichts der öffentlichen Aufmerksamkeit werden sie das
nicht nachgelassen haben und das BMF wird sich auch dazu - vermute ich -
nicht äußern.

Schwamberger: Nein, das war auch schon mal, glaube ich, Thema hier in der
Bundespressekonferenz. Es ist einfach jetzt gut. Wir haben viele Vorschläge
aus allen Sektoren, die auf dem Tisch liegen, die wir sozusagen alle, die
in der Bundesregierung diskutiert werden und eben zu so einem Gesamtkonzept
gebündelt werden und das eben Gesagte gilt auch hier, aber den Kollegen aus
dem Verkehrsministerium ....

Strater: Ich habe vieles weitere auch nicht erwähnt. Ich habe ja jetzt die
Bereiche genannt, für die wir Maßnahmen vorschlagen und es ist richtig, der
Minister hat vorgeschlagen, die Mehrwertsteuer zu senken im Bereich der
Ticketpreise bei der Deutschen Bahn. Das gehört weiterhin dazu, haben wir
auch so in das Klimakabinett eingebracht. Vieles weitere können wir Ihnen
auch dann einzeln noch mal schildern, aber diese Maßnahme gehört auch dazu.

Frage: Jetzt auch eine Reihe von Fragen zu einzelnen Projekten, aber auch
insgesamt: Frau Schwamberger, können Sie sagen, das Finanzvolumen dieser
Vorschläge, die vorgelegt wurden, dass man da so eine Größenordnung hat,
was das kosten würde? Das wäre die eine Frage.

Dann Zweitens: Frau SRSin Fietz, die Kanzlerin hatte ja in Sibiu
angekündigt, dass sich die Bundesregierung der Klimainitiative 2050, also
Klimaneutralität von einigen EU-Ländern anschließen wolle, dass darüber
aber im Klimakabinett beraten werden sollte. Hat man sich da heute formell
drauf geeinigt, dass auch Deutschland jetzt mitmacht bei der
Klimaneutralität 2050?

Und dann das Wirtschaftsministerium die Frage zu Wasserstoff und
Windenergie: Da gibt es ja ganz konkrete Forderungen, dass die
Bundesregierung da nachsteuert, Wasserstoff beim EEG zum Beispiel besser
stellt als bisher, weil es doppelt belastet wird bei der Herstellung und
Verwendung und beim Ausbau von Offshore-Windenergie. Sie sind da
weitergekommen und kommen Sie da den Wünschen der Norddeutschen Länder
nach, dass die Einschränkungen, die es für den Ausbau gibt, fallengelassen
werden?

Schwamberger: Soll ich vielleicht mal anfangen? Also mit Blick auf das
Gesamtvolumen, mit Zahlen, die Sie, kann ich gut verstehen, erfragen, aber
wir haben hier ja auch gesehen, es liegt eine ganz Bandbreite an
Vorschlägen auf dem Tisch und auch die Ausgestaltungen, auch über die
konkrete Ausgestaltung dieser Vorschläge wird im Einzelnen ja noch weiter
besprochen und die immer auch sozusagen Auswirkungen haben mit Blick auf
die Finanzwirksamkeit der einzelnen Maßnahme. Insofern gibt es hier auch
keine hypothetische oder irgendwie eine Globalzahl, die ich Ihnen hier
nennen kann, sondern am Ende wird es eine Einigung geben auf ein kluges
Gesamtkonzept und das wird dann natürlich auch seriös, solide finanziell
unterlegt sein.

SRSin Fietz: Und lassen Sie mich sagen, die Bundeskanzlerin hat gerade zum
Ausdruck gebracht, dass sie eine Diskussion darüber führen möchte, wie wir
es schaffen können, dass Deutschland bis 2050 klimaneutral wird. Sie hat
aber immer deutlich gemacht, dass es bei den Diskussionen nicht darum gehen
soll, ob wir Klimaneutralität erreichen, sondern immer nur, wie wir das tun
können. Diese Diskussion ist jetzt ja im Grunde genommen in ihrem Prozess.
Die Sitzung des Klimakabinetts heute hat dazu mit beigetragen. Es gibt
jetzt viele Vorschläge, die werden jetzt alle weiter diskutiert werden und
die Bundeskanzlerin hat dann ja auch in Aussicht gestellt, dass sich
Deutschland der Initiative der neuen Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union anschließt, wenn wir eine vernünftige Antwort auf die Frage geben
können, wie wir bis 2050 treibhausgasneutral werden können und dieser
Prozess läuft zurzeit.

Die Diskussion heute hat dazu beigetragen. Die Diskussion im Juli, wenn
auch das Klimakabinett wieder tagt, wird dazu beitragen und es ist das
erklärte Ziel der gesamten Bundesregierung, in der zweiten Jahreshälfte ein
Paket vorzulegen, das den Klimaschutzansprüchen und den Klimaschutzzielen
gerecht wird.

Einhorn: Ja genau, also ich habe mich ja eben schon dazu geäußert, wie wir
die Emissionen reduzieren wollen, vor allem jetzt über den anstehenden
Kohleausstieg. Klar ist, dass parallel dazu natürlich die erneuerbaren
Energien weiter ausgebaut werden müssen. Vorgesehen sind da 25 Prozent und
auch da ist Deutschland auf Zielkurs. Der Anteil der erneuerbaren Energien
am Stromverbrauch liegt aktuell schon bei 38 Prozent. Das ist schon das
Ziel, was wir uns erst für 2020 gegeben haben.

Wir haben auch weitere Sonderausschreibungen schon eingeleitet mit Blick
auf das 65 Prozent-Ziel bis 2030 und diese Sonderausschreibung auch schon
gesetzlich festgelegt. Das betrifft dann verschiedene Energieträger der
erneuerbaren Energien.

Was jetzt die Herausforderung bei Wind angeht, die Sie angesprochen haben:
Auch bei Offshore haben wir einen Pfad definiert und dort wurden im letzten
Jahr auch Maßnahmen getroffen, um die Akzeptanz dieser Windenergie und auch
die Akzeptanz ist ja neben dem Ausbau immer ein großes Thema noch zu
verbessern. Da gibt es eine Arbeitsgruppe, die jetzt über ein Bündel an
Maßnahmen berät, um die Akzeptanz solcher neuen Anlagen in der Bevölkerung
zu erhöhen und somit auch den Ausbau zu ermöglichen und zu beschleunigen.

Frage: Frau SRSin Fietz, ich verstehe es politisch nicht, wenn die
Kanzlerin sagt, es ist gar nicht mal die Frage, ob sondern wie, dann könnte
Deutschland doch jetzt schon den anderen Staaten oder dieser Initiative
beitreten. Warum muss man warten, bis man es dann ausgearbeitet hat?

SRSin Fietz: Weil die Kanzlerin Wert darauf legt, dass wir eine klare
Antwort darauf geben können, wie wir das schaffen wollen. Das ist ein
kluger Prozess zu sagen, wenn wir die Antworten haben, wie es uns gelingen
kann, dann werden wir uns dieser Initiative anschließen.

Frage: Doch noch mal eine Frage an das Finanzministerium zu dem
Finanzpaket: Wie spielt das zusammen mit den Beschlüssen über den
Bundeshaushalt und die mittelfristige Finanzplanung? Das ist ja für Ende
Juni vorgesehen und wenn die Gesetze bis Jahresende oder in der zweiten
Jahreshälfte vorliegen sollen, muss es ja bis dahin auch eine Vorstellung
darüber geben, wie die Finanzierung aussieht. Muss das dann quasi bis Ende
Juni in die mittelfristige Finanzplanung eingearbeitet werden oder ist das
sozusagen, findet das jenseits davon statt und Sie machen das dann im
Nachtragshaushalt oder wie?

Schwamberger: Also zum einen muss man mal sagen, jetzt eine ganz
kurzfristige Sicht, ich meine, wir reden ja natürlich über Maßnahmen, die
so schnell wie möglich, wenn dieses Paket steht, auf den Weg gebracht
werden, aber die natürlich einen Finanzierungshorizont haben, der natürlich
über mehrere Jahre und mit Sicherheit auch über den - vermute ich jetzt mal
- über den Finanzplan hinausgeht. Der Haushalt selbst wird natürlich vom
Deutschen Bundestag im November beschlossen, der Haushalt, vom Deutschen
Bundestag. Also insofern nur, damit das, weil Sie nach dem
Nachtragshaushalt fragten. Der Haushalt steht im November mit dem Beschluss
des Deutschen Bundestages.

Frage: Aber der beschließt ja, pardon, wenn ich jetzt noch mal nachfrage,
der beschließt ja nicht nur den Bundeshaushalt, sondern die mittelfristige
Finanzplanung. Und Sie sagten ja ganz richtig, Maßnahmen, die über mehrere
Jahre laufen, die müssen ja in der mittelfristigen Finanzplanung abgebildet
werden, wenn sie seriös finanziert sein sollen.

Schwamberger: Ja, aber da sehe ich jetzt sozusagen nicht wirklich so ein
Umsetzungsproblem. Es gibt einen ganz klaren Planungsablauf, was den
Haushalt und die Finanzplanung anbelangt und Entscheidungen und Prozesse,
die sozusagen getroffen werden, die werden dann entweder - wenn es möglich
ist - in der Planung berücksichtigt oder eben dann im laufenden Haushalt
und mit Blick dann in der nächsten Finanzplanung, die ja jährlich sozusagen
aktualisiert wird, dann entsprechend angepasst. Oder vielleicht habe ich
Ihre Frage nicht richtig verstanden.

Frage: Na ja, ich gucke deshalb etwas verwirrt vielleicht, weil das, was
sich ja hier abzeichnet an Maßnahmen, sind ja nicht irgendwelche Peanuts,
es sind ja keine Millionenbeträge oder dreistellige Millionenbeträge, die
sie im laufenden Haushalt erwirtschaften können, sondern das sind ja
wirklich sehr große Beträge, über die Sie offensichtlich noch keine
Übersicht haben. Aber dass das viel ist, das kann ich glaube ich sehen,
wenn ich hier zuhöre und das ist sicher nichts, was im laufenden Haushalt
mal irgendwie aus der Portokasse bezahlt. Und deshalb frage ich mich, das
müsste ja dann auch in diesem Klimakabinett irgendwie eingetaktet sein, wie
wieder Finanzteil geregelt wird.

Schwamberger: Ich glaube, ich habe eben zum Ausdruck gebracht, dass dieses
Gesamtkonzept dann auch entsprechend in seiner Finanzierung durchdacht und
auch solide hinterlegt ist. Und diese Finanzierung wird sich mit
Sicherheit, da geht es nicht um einen Jahreszeitraum, sondern es ist ja ein
mehrjähriger Zeitraum, der dann auch entsprechend in den Planungen der
Bundesregierung berücksichtigt sein wird.

Frage: Aber im Juni wird über die mittelfristige Finanzplanung im Kabinett
entschieden. Das ist ja nicht mehr solange hin.

Schwamberger: Also, der laufende Haushalt für das nächste, der sozusagen
die Haushaltsplanung ja wirklich vorgibt, der wird letztlich im November
vom Deutschen Bundestag verabschiedet. Und die Finanzplanung gibt ja
sozusagen eine Orientierung für die Haushaltsplanung der nächsten Jahre und
wird dann sozusagen Anfang nächsten Jahres wird schon wieder ein neuer
Finanzplan aufgestellt mit einem neuen Finanzplanungszeitraum, der ein Jahr
weiter hinausgeht. Also insofern ist das mit Blick auf die Formulierung,
das Maßnahmenpaket, sondern auch die Umsetzung keine Problematik, die nicht
zu lösen ist.

Frage: Zwei konkrete Lernfragen, einmal an Herr Strater: Das Problem mit
dem Verkehrssektor, Sie haben es ja selbst gesagt, die Emissionen, die sind
ja in den letzten Jahren nicht gesunken und unter anderem liegt das daran,
dass der Fahrzeugbestand in Deutschland mittlerweile bei 46 Millionen ist.
Wenn man den Profis zuhört, dann sagen die, wir müssen deutlich weniger
Autos auf der Straße haben. Was ist denn da Ihr Plan? Was ist Ihre
Vorstellung?

Und Frau Brandt, die Profis sagen ja, wir brauchen weniger Fleisch und
weniger Nutztiere. Was ist denn da Ihr Plan, dass Deutschland das in den
nächsten Jahren schafft? Also weniger Fleischkonsum, weniger
Fleischproduktion und weniger Nutztiere.

Strater: Wir haben ein klares Leitmotiv. Wir wollen mehr Mobilität bei
weniger Verkehr. Wir müssen auch daran arbeiten, weniger Verkehr, den
Rahmen hierfür zu schaffen. Effizienteren Verkehr, das heißt, wenn sie von
A nach B fahren, dass sie effizienter, sauberer, schnell, bezahlbarer dort
hinkommen als bisher. Wir haben in der Tat in den letzten Jahren beim CO2
eine geringe Entlastung gehabt. Das liegt daran, dass der Verkehr
zugenommen hat, dass die Menschen mobiler geworden sind, das ist auch gut
so. Wir wollen, dass sie mobil bleiben, wir wollen, dass sie auch mobiler
werden, aber das war im Wesentlichen ein quantitatives Wachstum. Wir müssen
hier darüber reden, wie der Verkehr effizienter wird. Ich habe Beispiele
genannt. Also wenn Sie an den Autoverkehr denken, dass am Ende weniger
hinten rauskommt, dass sie auch vernetzter fahren, dass sie automatisierter
fahren, dass sie vielleicht auch mal umsteigen auf den ÖPNV, den wir
fördern.

Weil wir hier viel über Finanzen geredet haben, im Bereich ÖPNV, die
sogenannten GVFG-Mittel, das sind die Mittel, die wir für die Kommunen
bereitstellen für einen guten öffentlichen Nahverkehr, die sind schon in
der laufenden Haushaltsplanung so angelegt, dass sie steigen von derzeit
rund 330 Millionen auf eine Verdopplung, auf über 600 Millionen und dann
auf eine Milliarde ansteigen. Das ist im Haushalt schon verankert, das ist
schon abgesichert. Also nur mal hier für den Bereich ÖPNV gesprochen. Alles
weitere muss natürlich weiterhin besprochen werden.

Also hier - wie gesagt - das klare Leitmotiv, mehr Mobilität ermöglichen
bei weniger Verkehr.

Brandt: Also die Tierbestände sind bereits zurückgegangen. Das geht auch
aus der Viehbestandserhebung des Statistischen Bundesamtes hervor. Zum
Beispiel Schweinebestand, der ist innerhalb eines Jahres um 4 Prozent
zurückgegangen. Und das liegt auch unter anderem daran, erneute Anforderung
bei der Düngeverordnung und da hat sich die Ministerin ja auch schon häufig
zu geäußert. Wir wollen den Menschen nicht vorschreiben, wie viel Fleisch
sie zu essen haben pro Woche.

Frage: Aber das müssen Sie doch.

Brandt: Ich habe Ihnen die zehn Maßnahmen, die haben wir Ihnen vorgestellt.
Das sind unsere Maßnahmen und ich habe Ihnen gerade erzählt, dass die
Tierbestände schon zurückgegangen sind, nicht nur bei den Schweinen.

Frage: Die Profis sagen, es reicht absolut nicht. Herr Strater einfach nur
zum Verständnis. Wenn Sie sagen weniger Verkehr, mehr Mobilität, heißt das
weniger Autos?

Strater: Ich mache es mal an einem Beispiel deutlich um von dem Bereich
Autos wegzukommen. Im Bereich Luftverkehr und Schiene, lassen Sie mich kurz
das Beispiel mal nennen. Also wenn Sie den innerdeutschen Luftverkehr
betrachten, so stimmen Sie mir vielleicht zu, dass Sie da
umweltfreundlicher unterwegs sein können, wenn Sie mit der Bahn fahren zum
Beispiel. Das ist das Beispiel, was wir hier immer nennen von Berlin nach
München unterwegs zu sein. Wenn wir hier eine Hochgeschwindigkeitsstrecke
eröffnet haben bei der Deutschen Bahn, die sämtliche Fahrgastrekorde
übertrifft, hat das dazu geführt, dass wir auf diese Relation zwischen
Berlin und München 30 Prozent weniger Fluggäste haben, die jetzt Bahn
fahren. So, das meine ich damit. Gute Mobilitätsangebote, alternative
Mobilitätsangebote, umweltfreundlichen Verkehrsträgern schaffen und stärken
und somit Klimaschutz, aktiven Klimaschutz betreiben.

Frage: Ich muss jetzt noch mal zurückkommen auf die Antwort von Frau
Einhorn. Ich hatte ganz spezifisch gefragt nach den Kritikpunkten, die es
gibt zum Beispiel vom niedersächsischen Ministerpräsidenten, dass bei der
Offshore-Ausschreibung eben doch noch Barrieren da sind und man den Ausbau
viel energischer vorantreiben könnte, wenn der Bund nur seine bremsende
Haltung aufgibt und seine Position und bei Wasserstoff, dass beim EEG
Wasserstoff eben benachteiligt wird, darauf zielte die Frage zu diesen
beiden Punkten. Können Sie dazu Stellung nehmen?

Einhorn: Was Offshore anbetrifft in dem Ausbau der erneuerbaren Energien,
so haben wir klare Ausbaupfade vorgegeben und werden die auch
dementsprechend umsetzen. Ein wichtiges Thema ist daher auch und das betont
auch der Minister immer, dass gleichzeitig auch die Leitungen, die
Stromleitungen gebaut werden müssen von Norden in den Süden, sonst bringen
auch noch so viele Offshore-Anlagen nichts und das ist das Thema, was er
sich jetzt auch auf der Prioritätenliste ganz nach oben gesetzt hat, hier
den Netzausbau voranzutreiben.

Was Wasserstoff betrifft: Also auch da gibt es bei uns im Ministerium, aber
nicht nur bei uns, auch Fördermaßnahmen, um Wasserstoff zu fördern. Darüber
hinaus kann ich jetzt aktuell hierzu nichts sagen.

Frage: Also es ist jetzt keine Reform des EEG an der Stelle geplant?

Einhorn: Ist mir nicht bekannt, dass jetzt eine weitere Form diesbezüglich
wieder ansteht.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich zu dem ganzen Komplex vielleicht noch mal
einen Gedanken hinzufügen: Die Politik arbeitet daran, die Bundesregierung
arbeitet daran, die Rahmen für Klimaschutz zu setzen und letztlich arbeitet
sie damit ja auch im Interesse der Bevölkerung. Die Diskussionen der
vergangenen Wochen haben ja gezeigt, dass in der Bevölkerung ein hohes
Bewusstsein für den Klimaschutz besteht. Deshalb wird es gar nicht zwingend
notwendig sein von Seiten der Politik, die die Rahmenbedingungen liefert,
Vorschriften zu machen, sondern es wird wahrscheinlich auch schon ein
verändertes Verhalten der Bevölkerung dazu führen. Also bei der Mobilität
bewusster zu sein, vielleicht auch bei der Ernährung bewusster zu sein,
dass Klimaschutzziele sich erreichen lassen. Die Bundesregierung arbeitet
für die guten Rahmenbedingungen. Das ist das Ziel und damit werden wir auch
beim Klimaschutz weiter vorankommen.

Marx: Ich möchte hiermit noch ergänzen, was auch die Kolleginnen und
Kollegen schon gesagt haben, denn heute war auch Bundesforschungsministerin
Karliczek als Gast im Klimakabinett und hat dort das Innovationsprogramm
Klimaschutz vorgestellt und auch Bildung, Forschung und Innovation sind
natürlich grundlegend für eine glaubwürdige Klimapolitik und legen die
Grundlage für wettbewerbsfähige Lösungen, auch in allem gerade besprochenen
Handlungsfeldern, auch hier wurden verschiedene Maßnahmen, wie schon
gesagt, vorgestellt. Wir haben gerade schon gehört Wasserstoff, ist
natürlich auch ein großes Forschungsfeld noch. Auch da verstärken wir
unsere Bemühungen, gerade auch Wasserstoff effizienter und
ressourcenschonender zu gewinnen, fördern Projekte zur Energiewende,
Grundlagenforschung, aber auch schon bis hin zur angewandten Forschung,
auch im Gebäudebereich, auch in der Industrie, wie die Verwertung von CO2
eben besser gestaltet werden kann, auch im Bereich Mobilität. Also das nur
als Ergänzung. Auch da wird natürlich das Ganze ganzheitlich gedacht, denn
wir müssen schauen, wie wir auch in vielen Jahren noch Innovat
ionen zur Verfügung stellen können, um den Klimaschutz noch weiter
voranzutreiben und da ist auch das Bundesforschungsministerium in enger
Zusammenarbeit mit allen anderen Ministerien, die fest im Klimakabinett
vertreten sind.

Frage: Tobias Betz von ARD-Hörfunk. Mich würde dazu gleich interessieren:
Können Sie vielleicht Summen nennen, Fördersummen, wie viel Geld gibt es
für die Maßnahmen des Forschungsministerium?

Marx: Also in den vergangenen fünf Jahres des Bundesforschungsministeriums
investiert schon sehr lange in Klimaforschung und in
Nachhaltigkeitsforschung. In den vergangenen fünf Jahren waren das über 2
Milliarden Euro. Die Projektfördermaßnahmen, die ich jetzt gerade
angesprochen habe, sind bis 2025 mit etwa 300 Millionen Euro beziffert,
also schon substantiell und dazu kommt noch die institutionelle Förderung.
Es sind ja viele Institute, die wir langfristig fördern, auch damit
befasst. Also das ist nur die Projektförderung, die wir da hineinstecken.

SRSin Fietz: Also die Termine gibt es schon heute, weil am Freitag keine
Bundespressekonferenz stattfindet. Am kommenden Montag werden insgesamt
sieben ehrenamtliche Initiativen als Bundespreisträger des 15.
Start-Social-Wettbewerbs ausgezeichnet. Einer dieser Preisträger erhält den
Sonderpreis der Bundeskanzlerin, den diese persönlich verleiht. Start-
Social ist ein bundesweiter Wettbewerb zur Förderung des ehrenamtlichen
sozialen Engagements. Kern des Wettbewerbs sind 100 Beratungsstipendien. Im
Rahmen dieser Stipendien unterstützen Fachleute aus der Wirtschaft, dem
öffentlichen Sektor und den Non-Profit-Bereich ehrenamtliche Initiativen
und in unterschiedlichster Art zur Weiterentwicklung. Die Preisverleihung
findet ab 11:45 Uhr im Kanzleramt statt.

Ebenfalls am Montag wird die Bundeskanzlerin von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr an
der Fraktionsvorsitzendenkonferenz der CDU/CSU-Fraktion in den Deutschen
Landtagen, des Deutschen Bundestages und der CDU/CSU-Gruppe in der
EVP-Fraktion teilnehmen. Die Konferenz findet in Weimar statt.

Am Dienstag den 04. Juni nimmt die Bundeskanzlerin am Tag der deutschen
Industrie des Bundesverbandes der Deutschen Industrie teil. Sie wird gegen
9:50 Uhr eine Rede halten. Der Tag der Deutschen Industrie findet am 03.
und 04. Juni im Funkhaus Berlin statt.

Weiterhin am Dienstag wird die Bundeskanzlerin gegen 11:00 Uhr an der 19.
Jahreskonferenz des Rates für nachhaltige Entwicklung im
Berlin-Congress-Center am Alexanderplatz teilnehmen und zu den ca. 1.200
geladenen Gästen sprechen. Diese Veranstaltung ist presseöffentlich.

Am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin in Portsmouth an der britischen
Gedenkveranstaltung anlässlich des 75. Jahrestages der Landung der
alliierten Truppen in der Normandie, dem D-Day teilnehmen. Die
Bundeskanzlerin schätzt die Einladung zur Teilnahme als eine besondere
Geste, die verdeutlicht, dass aus den Gegnern von damals heute enge Partner
und Freunde geworden sind. An der Zeremonie wird auch die britische
Königsfamilie teilnehmen sowie weitere Staats- und Regierungschefs,
darunter auch US-Präsident Trump. Ab 10:45 Uhr wird zunächst
Premierministerin May die Staats- und Regierungschefs begrüßen. Im
Anschluss daran findet die offizielle Gedenkfeier in Anwesenheit der Queen
und weiterer Vertreter des britischen Königshauses statt. Bei einem
anschließenden Empfang haben die Staats- und Regierungschefs auch
Gelegenheit, mit Veteranen ins Gespräch zu kommen. Danach wird die
Bundeskanzlerin auf Einladung der britischen Premierministerin an einem
Mittagessen für die Staats- und Regierungschefs teilnehmen, bevor sie dann
nach Berlin zurückkehrt.

Am Mittwochabend, nach der Rückkehr aus Großbritannien wird die
Bundeskanzlerin gegen 20:00 Uhr an der Festveranstaltung 60 Jahre
Hessischer Kreis in Frankfurt am Main teilnehmen und dort eine Rede halten.

Das Kabinett tagt in der kommenden Woche ausnahmsweise erst am Donnerstag,
und zwar bereits um 8:30 Uhr, unter der Leitung der Bundeskanzlerin.
Ebenfalls am Donnerstag wird die Bundeskanzlerin um 11:00 Uhr den
Ministerpräsidenten der Republik Kosovo, Ramush Haradinaj, im
Bundeskanzleramt empfangen. Gegenstand des Arbeitsbesuchs werden die
bilateralen Beziehungen sowie außenpolitische Fragen, insbesondere das
Verhältnis zwischen Serbien und Kosovo sein. Es wird ein Bildtermin bei der
Begrüßung des Ministerpräsidenten geben. Eine Pressebegegnung ist nicht
geplant.

Dann kommen wir zum Donnerstagnachmittag, gegen 15:00 Uhr trifft die
Bundeskanzlerin zu ihrer regulären Besprechung mit den Regierungschefinnen
und Regierungschefs der Länder im Bundeskanzleramt zusammen. Aus
Zeitgründen erspare ich Ihnen die einzelnen Themen. Falls Sie Interesse
haben, kann ich die gerne noch nachtragen.

Frage: Ja, zu den Terminen. Einmal bei Portsmouth hätte ich ganz gerne
gewusst, ob ein bilaterales Treffen mit US-Präsident Trump vorgesehen ist
und bei dem Kosovo-Ministerpräsidenten hätte ich ganz gerne gewusst, warum
es keine Pressekonferenz gibt.

SRSin Fietz: Zum einen, aktuell gibt es noch keine Entscheidung über
bilaterale Gespräche am Rande der Veranstaltung. Sobald wir da Klarheit
haben, werden wir Sie sofort informieren. Mit Blick auf den anderen Termin
kann ich Ihnen sagen, dass es zum einen vor kurzem die Gespräche hier in
Berlin schon gab zum Thema Kosovo und Serbien und Anfang Juli ist ein
weiteres Treffen mit Serbien und Kosovo in Paris geplant und dieses Treffen
jetzt ist ein Gedankenaustausch, zu dem jetzt einmal keine
presseöffentliche Begegnung vorgesehen ist.

Frage: Zu dem Treffen mit dem Minister Ramush Haradinaj, es gab gestern
eine bewaffnete Auseinandersetzung in Kosovo und am Wochenende gab es eine
Äußerung von Präsident Thaci, Albanien, Kosovo und die albanischen
Südgebiete, in Südserbien unter einen Staat zu bringen, dafür werde er
arbeiten. Wie beunruhigt Sie über die zwei Ereignisse, die unabhängig
voneinander stattgefunden haben?

Adebahr: Also dazu kann ich Ihnen gern sagen, dass wir die Vorgänge in
Kosovo und die Reaktionen in Serbien sehr genau verfolgen. Und der deutsche
Botschafter in Pristina steht in einem engen Kontakt mit der kosovarischen
Regierung und auch den internationalen Präsenzen, die wir in Pristina
haben. Von der kosovarischen wie auch von der serbischen Regierung erwarten
wir, dass beide Seiten auf Mäßigung und Deeskalation hinwirken. Das ist
unsere momentane Position zu diesem Sachverhalt.

Frage: Und zu den Thaci-Äußerungen, haben Sie das mitbekommen?

Adebahr: Das würde ich jetzt hier nicht kommentieren. Ich habe Ihnen zu dem
anderen Sachverhalt gesagt, was wir sagen.

Frage Betz: Ans BMI und BMJV, der jesidische Frauenrat hat Anzeige
erstattet gegen die Minister Barley und Seehofer wegen Strafvereitelung. Es
geht um die deutschen IS-Kämpfer in kurdischer Haft. Ist die Anzeige
mittlerweile eingegangen? Was sagen Sie zu dem Vorwurf, dass es mehrfach
den Versuch gab, die Gefangenen zu überstellen, die dann abgelehnt worden
sind? Also wie oft ist mehrfach? Hat das stattgefunden und was sagen Sie
dazu?

Zimmermann: Ich kann Ihnen zunächst sagen, dass dem Bundesjustizministerium
eine solche Strafanzeige nicht vorliegt. Deshalb muss ich Sie zunächst um
Verständnis bitten, dass ich mich dazu nicht äußern kann. Unabhängig davon
kann ich Ihnen aber sagen, dass die Verbrechen des IS von den
Strafverfolgungsbehörden in Deutschland konsequent verfolgt werden. Jeder
IS-Kämpfer, der nach Deutschland zurückkehrt, muss also mit einer
konsequenten Strafverfolgen rechnen. Die Bundesanwaltschaft und die
Sicherheitsbehörden arbeiten dabei eng zusammen. Gegenwärtig laufen
verschiedene Ermittlungsverfahren und es bestehen insgesamt 22 Haftbefehle
der deutschen Justiz gegen Personen, die in Syrien inhaftiert sind.

Schmidt: Ich darf vielleicht noch ergänzen, dass zum jetzigen Zeitpunkt dem
Bundesinnenministerium eine solche Strafanzeige auch nicht vorliegt.
Generell möchte ich noch sagen in Ergänzung zu dem, was der Kollege schon
ausgeführt hat, dass Deutschland auch das Strafverfolgungsinteresse gegen
Dschihad-Reisende in den Staaten, in denen sie ihre Straftaten begangen
haben, grundsätzlich respektiert. Voraussetzung hierfür muss aber natürlich
die Wahrung unserer rechtsstaatlichen Maßstäbe, das heißt insbesondere
keine Verhängung der Todesstrafe und ein konsularischer Zugang zu den
Betroffenen sein. In diesem Zusammenhang hat zum Beispiel der Irak ein
anerkanntes Strafverfolgungsinteresse gegen deutsche IS-Kämpfer geltend
gemacht.

Hinsichtlich der Schwierigkeiten zu dem konsularischen Zugang haben die
Kolleginnen und Kollegen des AA schon mehrfach ausgeführt und aus unserer
Sicht würde deshalb die Ergänzung, da ist eben im Moment keine polizeiliche
oder justizielle Zusammenarbeit im Rechtshilfeweg möglich, was
Strafverfolgung dort schwierig macht.

Frage: Noch mal nachgefragt: Gab es die Versuche der kurdischen
Selbstverwaltung, die IS-Kämpfer mit deutscher Staatsangehörigkeit zu
übergeben? Vielleicht kann das Auswärtige Amt dazu auch was sagen?

Frage: Dass die kurdische Selbstverwaltung versucht hat, die IS-Kämpfer mit
deutschen Pass an Deutschland auszuliefern. Haben diese Versuche
stattgefunden oder haben sie nicht stattgefunden? Und wenn ja wie oft.

Adebahr: Dazu kann ich Ihnen von meiner Seite nichts berichten.

Schmidt: Also gab es seitens des BMI auch keine Kontakte. Dazu kann ich
Ihnen leider keine Detailangaben machen. Mir sind hier jetzt keine Kontakte
bekannt.

Frage: Unabhängig davon, sind Ihnen da die Hände gebunden, wenn sich
deutsche IS-Kämpfer in kurdischer Haft befinden, weil es ja kein Abkommen
mit der Selbstverwaltung der Kurden gibt, wie mit dem Irak zum Beispiel,
wie Sie es geschildert haben.

Schmidt: Das ist korrekt, ja.

Frage: Werden Sie da auch in Zukunft nichts unternehmen?

Frage: Gibt es Bemühungen, das zu ändern, also wenn Ihnen die Hände
gebunden sind? Sie wollen ja konsequent die Strafverfolgen angehen.

Schmidt: Entschuldigung, die Frage habe ich jetzt dann nicht verstanden.

Frage: Also gibt es Bemühungen, die gefangenen IS-Kämpfer mit deutschen
Pass nach Deutschland zu bringen? Oder wartet man, bis sie von selber dort
hinreisen?

Schmidt: Grundsätzlich haben alle deutschen Staatsbürgerinnen und
Staatsbürger, so auch eben diejenigen, die im Verdacht stehen, für den
sogenannten IS gekämpft zu haben, das Recht auf eine Rückkehr nach
Deutschland. Sie müssen sich dann hier und das hat der Kollege ja auch
schon ausgeführt, dafür vor der deutschen Strafjustiz entsprechend
verantworten. Sollte es eine bevorstehende Wiedereinreise hier geben,
werden in Deutschland umfangreiche Maßnahmen des Polizei- und Strafrechts
ausgefahren, nach Gesichtspunkten geprüft und durchgeführt. Wo immer
versuchen wir natürlich, solche Personen dann auch zu de-radikalisieren
oder sie eben den strafrechtlichen Ermittlungen und den polizeilichen
Ermittlungen zuzuführen. Konkrete Bemühungen kann ich Ihnen hier nicht
bestätigen.

Frage: Kurze Lernfrage, Frau Adebahr: Gibt es eine konsularische Betreuung
für IS-Kämpfer, IS-Angehörige aktuell? Wenn ja, wie viele?

Adebahr: Wir müssen da immer differenzieren, ob wir uns auch mit im Irak
befinden oder eben in Syrien. Also, in Syrien, das wissen Sie, ist für uns
eine konsularische Betreuung nicht möglich, weil wir eben auch keine
Botschaft haben. Im Irak ist konsularische Betreuung grundsätzlich möglich,
weil wir dort vor Ort vertreten sind und eben auch mit den irakischen
Behörden, mit der irakischen Regierung sprechen können.

Frage: Wie viel werden denn aktuell betreut?

Adebahr: Das muss ich Ihnen nachreichen.

Frage: Ja, an das Bundesinnenministerium. Herr Schmidt, was ist das
Rational, der Grund für die Absicht des Innenministeriums, die vertrauliche
Kommunikation von Journalisten auszuspähen?

Schmidt: Die Absicht, die vertrauliche Kommunikation von Journalisten
auszuspähen haben wir glaube ich nicht. Ich weiß nicht, wo Sie diese
Information herhaben, wie Sie das begründen würden. Vielleicht können Sie
es noch näher ausführen, dann kann ich da gerne was zu ausführen.

Frage: Sie kennen wahrscheinlich eine Mitteilung der Organisation Reporter
ohne Grenzen vom heutigen Tag, die sich auf bekannt gewordene
Referentenentwürfe zum Thema Nachrichtendienste, insbesondere
Verfassungsschutz bezieht, wo drinstehen soll, ich muss das im Konjunktiv
formulieren, die Ausspähung der verschlüsselten und vertraulichen
Kommunikation auch bei Berufsgeheimnisträgern wie Journalisten künftig
vorzusehen.

Schmidt: Sie kennen unsere grundsätzliche Linie, dass wir zu
Referentenentwürfen, die noch im Umlauf und noch in der Diskussion sind,
eigentlich nicht Stellung nehmen. Ganz zufällig habe ich den
Referentenentwurf aber hier. Konkret geht es um den Paragraphen 9a und dort
wurde genannt der Absatz 5. Ich könnte Ihnen den jetzt vortragen, er ist
aber auch in dem aktuellen Entwurf im Netz offen verfügbar. Um den geht es
und der wird diskutiert. Wenn Sie den bitte nachlesen. Ich kann diese
Behauptung, dass das Intension dieser Rechtsgrundlage sein soll, nicht
erkennen in diesem Paragraphen und das ist es auch nicht - ganz deutlich.

Frage: Ja, das betrifft das gleiche Thema. Also im Strafverfahren ist
explizit ausgeschlossen, dass Geheimnisträger wie Journalisten oder sowas
durch Online-Überwachung betroffen sein dürfen. Das ist offensichtlich in
diesem Referentenentwurf nicht mehr so explizit, sondern es wird als
Güterabwägung beschrieben zwischen geheimdienstlichen Interessen und der
Pressefreiheit. Können Sie das ausschließen, dass es hier eine Aufweichung
geben wird gegenüber der Regelung, die im Strafverfahren gilt?

Schmidt: Ganz grundsätzlich sind die Regelungen im Strafverfahren und die
Regelung im Bundesverfassungsschutzgesetz unterschiedlich. Deshalb mein
Hinweis an Sie: Der Paragraph 53a der Strafprozessordnung, auf den Sie
anspielen, ist leider nicht so absolut, wie er suggeriert wird. Auch dieser
sagt schon ganz klar, dass es dort Einschränkungen gibt. Und - das haben
wir immer gesagt - zur Fortführung der Novelle des
Verfassungsschutzgesetzes, unsere Intension ist es, die Möglichkeiten, die
wir jetzt in der analogen Welt haben, auf die digitale Welt zu übertragen.

Ich darf noch mal darauf hinweisen, dass der Paragraph, diesen Entwurf, den
ich eben zitiert habe, übrigens auch überschrieben ist mit den Schranken
der nachrichtdienstlichen Mittel. Also insofern in diesem so
überschriebenen Paragraph eine Rechtsgrundlage für eine Erweiterung der
Kompetenz zu suchen, das sehen wir nicht.

Frage: Das BMJV, Reporter der Grenzen sagen, dass das BMJV diesen Entwurf
bisher stoppt. Ist das die Haltung des BMJVs, dass sie da keine Aufweichung
akzeptieren werden?

Zimmermann: Ich muss gestehen, dass ich da gerade noch dabei bin, mich nach
dem aktuellen Stand zu erkundigen. Ich hoffe, dass ich das gleich
nachreichen kann.

Schmidt: Vielleicht noch eine kurze Korrektur bitte: Paragraph 53 der
Strafprozessordnung, ich habe - glaube ich - eben gerade 53a gesagt.
Gemeint ist 53 Absatz 1 Nummer 5 der Folgesatz. Danke.

Frage: Ich möchte einmal auch noch mal verstehen: Also Herr Seehofer will
im Ministerium in irgendeiner Weise, dass In- oder Auslandsgeheimdienste
die Server, Computer, Smartphones von Journalisten hacken können?

Schmidt: Wenn diese Journalisten selbstbeschuldigte von schweren Straftaten
sind, dann ja. Das war schon so und das wird auch in Zukunft so sein.

Frage: Aber beschuldigen tun ja Staatsanwaltschaften.

Schmidt: Das ist korrekt.

Frage: Geheimdienste können ja machen, was sie wollen.

Schmidt: Das ist jetzt Ihre Interpretation.

Frage: Die klagen ja nicht an. Die haben Verdächtige und da kann man ja
verdächtigt sein.

Schmidt: Ich glaube Sie wissen, dass Geheimdienste natürlich umfangreicher
parlamentarischer Kontrolle unterworfen sind und auch verschiedensten
gesetzlichen Vorgaben. Solche Maßnahmen sind natürlich nur dann möglich,
wenn die Gesetze sie hergeben, unter anderem durch Beschlüsse nach dem
G10-Gesetz.

Frage: Jetzt wollte ich noch mal verstehen: Sie sagen, die Möglichkeiten
der analogen Welt müssen auch im Digitalen gelten. Im Umkehrschluss würde
ich dann davon ausgehen, dass die Beschränkungen der analogen Welt, was zum
Beispiel das Zeugnisverweigerungsanrecht angeht, ebenso auch im Digitalen
gilt. Teilen Sie das? Ist das so richtig verstanden?

Schmidt: Ja, das ist richtig. Und diese Übertragung, genau das ist auch
Gegenstand der Entwürfe, die wir jetzt vorgelegt haben, die aus unserer
Sicht eben entgegen der jetzt aufgekommenen Behauptung doch sehr fein zum
Ausdruck gebrachte Schutzmechanismen enthalten. Genau das wollten wir
übertragen. Nicht mehr und nicht weniger.

Frage: Ich habe zwei Fragen zum Westbalkan. Die erste Frage bezieht sich
auf die EU-Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Nord-Mazedonien, die
heute in Brüssel von der Kommission erneut empfohlen wurden. Die Haltung
des Auswärtigen Amtes ist uns bekannt. Staatsminister Roth hat sich
mehrfach hierzu geäußert, auch heute in einem FAZ-Artikel. Deshalb geht die
Frage an Frau SRSin Fietz: Deckt sich die Haltung des Staatsministers mit
der Haltung der Bundeskanzlerin?

Und die zweite Frage: Albanien befindet sich zurzeit in einer Krise. Es
gibt mehrere deutsche Bundestagsabgeordnete, die ihre Haltung und ihre
Vorstellung für die Bewältigung dieser Krise bekannt gemacht haben in
Albanien, zum Teil auch freiwillig. Hat die Bundesregierung hierzu eine
offizielle Meinung?

SRSin Fietz: Ich kann Ihnen ganz grundsätzlich nur sagen, das Paket, das
aus Strategiepapier und den Länderberichten besteht, dass da jetzt von der
EU-Seite vorgestellt wird, wird heute im Laufe des Tages bekannt werden.
Dann werden wir es genau analysieren und bewerten und werden dann prüfen,
welche operativen Schlussfolgerungen daraus zu ziehen sind.

Frage: Das heißt, die Bundesregierung hat noch keine Meinung dazu gebildet?

SRSin Fietz: Also wir müssen den Bericht jetzt erst einmal zur Kenntnis
nehmen und analysieren können und dann werden wir uns dazu äußern.

Adebahr: Vielleicht zum Prozedere: Also die Beratungen über dieses Thema
ist für den EU-Außenrat am 18.06. vorgesehen und dort werden die
Außenminister sich dann darüber beugen und dieses Thema gemeinsam beraten.
Sie haben den Außenminister auch oft gehört, dass wir im Grundsatz als
Bundesregierung eben zur europäischen Perspektive des westlichen Balkans
stehen. Das ist glaube ich der Grundsatz, mit dem wir uns jetzt über die
Kommissionsberichte beugen, diese dann genau analysieren und dann mit einer
Position nach Brüssel gehen werden.

Frage: Zu der Krise in Albanien, kann jemand was dazu sagen?

SRSin Fietz: Also bei der Krise in Albanien oder bei den Vorfällen, die wir
dort sehen ist es so, dass wir den Boykott des Parlaments und insbesondere
die Niederlegung von Mandaten durch Teile der Opposition für falsch halten.
Die richtige Plattform, um politische Konflikte auszutragen, sind unserer
Ansicht nach die demokratischen Institutionen und wir sind auch der
Meinung, dass politischer Wettstreit auch über Wahlen stattfindet und
deshalb bedauern wir im Moment die Entscheidung von Teilen der Opposition,
an den für den 30. Juni ist es glaube ich angesetzten Lokalwahlen nicht
teilzunehmen.

Frage: Auch noch mal zum Verfahren. Wenn Sie sagen, 18.06. werden die
Außenminister sich darüber beugen, das hat ja vor der Europawahl eigentlich
immer schon ein bisschen Ungeduld in Berlin gegeben, dass man den
Empfehlungen der Kommission die Aufnahmegespräche zu beginnen für
Nord-Mazedonien, Albanien, dass man nicht so richtig versteht, warum
Frankreich und die Niederlande vor allem sich da sperren. Ich hätte jetzt
ganz gerne gewusst, brauchen Sie vorher eigentlich oder möchten Sie vorher
ein Bundestagsmandat für diese Aufnahme, also die Zustimmung zur Aufnahme
oder entscheidet die Bundesregierung das ohne Mandat?

Adebahr: Wenn ich da richtig informiert bin, ist es so, dass wir
Einvernehmen, dass die Bundesregierung mit sich und mit dem Bundestag da
Einvernehmen herstellt und in Brüssel dann am 18.06. in die Beratungen
geht. Also das ist ein Prozess, in dem natürlich auch mit dem Bundestag
gesprochen werden wird.

Schwamberger: Ich habe noch eine persönliche Anmerkung.

Adebahr: Ich hätte noch eine sachliche Bemerkung vor der persönlichen. Ich
habe nämlich gefunden, dass wir im Irak derzeit acht Personen von den
angesprochenen Gruppe konsularisch betreuen.

Welty: Und auch aus dem Justizministerium kommt noch ein Nachtrag.

Zimmermann: Genau, ich habe mich inzwischen erkundigt, die Kollegen hatten
zu dem Gesetzentwurf hier schon kurz Stellung genommen, insofern gibt es
allerdings keinen neuen Stand. Also der ist in der Ressortabstimmung und
wird werden da zu bestimmten Punkten uns im Moment nicht äußern. Worauf wir
hingewiesen haben ist auf die Vereinbarung des Koalitionsvertrags. Dieser
sieht für eine maßvolle Kompetenzerweiterung für das Bundesamt für
Verfassungsschutz vor, wobei eine gleichzeitige und entsprechende
Ausweitung der parlamentarischen Kontrolle vorgesehen ist. So hatten sich
meine Kollegen bisher schon geäußert und das ist nach wie vor der aktuelle
Stand von unserer Seite.

Welty: Dann Frau Schwamberger.

Schwamberger: Jetzt aber mit einem gewissen Spannungsbogen. Also, das ist
jetzt erst mal, möchte ich Ihnen mitteilen, meine vorab letzte
Bundespressekonferenz, an der ich als Sprecherin des BMF teilnehme. Ich
werde im Juni eine neue Aufgabe im Leitungsbereich des BMF übernehmen und
möchte mich daher an dieser Stelle bei Ihnen allen und bei den Kolleginnen
und Kollegen hier auf der Sprecherbank für die sehr gute Zusammenarbeit
bedanken.

Ich habe schon mal Tschüss gesagt und bin dann nach ein paar Jahren wieder
hier gesessen, deshalb sage ich explizit auf Wiedersehen, freue mich auf
das nächste Mal, wünsche Ihnen bis dahin alles, alles Gute, viel Erfolg und
machen Sie es gut. Bis dann.

(Hinweis: Bitte beachten Sie, dass es sich ausnahmsweise um eine
Transkription handelt.)

Mittwoch, 29. Mai 2019
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AUSSEN/1896: Merkel muss mit Reparaturarbeiten an deutsch-amerikanischer Partnerschaft beginnen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. Mai 2019

LAMBSDORFF: Merkel muss mit
Reparaturarbeiten an deutsch-amerikanischer Partnerschaft beginnen



Zum Besuch von US-Außenminister Pompeo erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Angela Merkel muss den Besuch Pompeos nutzen, um mit
Reparaturarbeiten an der deutsch-amerikanischen Partnerschaft zu
beginnen. Dabei geht es in erster Linie um Handel und Sicherheit. Die
Bundesregierung muss nachdrücklich für den Freihandel eintreten und
Präsident Trump auffordern, seine Drohung mit Willkür-Zöllen endlich
vom Tisch zu nehmen. Ein Handelskrieg zwischen den USA und der EU
oder eine weitere Eskalation im Handelskonflikt mit China würde
Arbeitsplätze auf beiden Seiten des Atlantiks kosten. Dies wäre eine
schwere Hypothek für die Weltwirtschaft. Andererseits haben die USA
recht, wenn sie auf mangelhafte Leistungen Deutschlands für die
internationale Sicherheit hinweisen. Sowohl der Beitrag für die
Verteidigung als auch diplomatische und militärische Anstrengungen
bleiben hinter den Erwartungen der USA, aber auch anderer
Verbündeter, zurück. Das muss sich ändern. Eine einfache Ablehnung
amerikanischer Vorschläge ist keine Politik, ganz gleich, ob es um
die NATO, den Nahen Osten oder North Stream geht. Die Beziehungen
zwischen den Gesellschaften unserer beiden Länder sind stabil und
konstruktiv. So muss auch die Zusammenarbeit auf politischer Ebene
wieder werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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FINANZEN/2229: Zukunftsinvestitionen und Entlastung der Bürger gegeneinander auszuspielen ist falsch


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Mai 2019

DÜRR: Zukunftsinvestitionen und Entlastung der Bürger
gegeneinander auszuspielen ist falsch



Zu den Medienberichten, wonach der Unionsfraktionsvorsitzende
Brinkhaus weitere Steuersenkungen ausschließt, erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Dass Unionsfraktionschef Brinkhaus Zukunftsinvestitionen und weitere
Steuersenkungen zur Entlastung der Bürger gegeneinander ausspielt ist
falsch. Mit der richtigen Priorisierung geht beides: Die Bürger
spürbar zu entlasten und gleichzeitig nachhaltig in die Zukunft zu
investieren. Denn auch wenn die Steuereinnahmen etwas langsamer
steigen, sie steigen trotzdem. Nie hatte der Staat mehr Geld zur
Verfügung als heute. Doch in den vergangenen Jahren hat die Große
Koalition nichts dafür getan, den Wohlstand in Deutschland zu sichern
und die Bürger zu entlasten. Statt etwa in Bildung und Infrastruktur
zu investieren, wurden politische Konflikte mit Steuergeld
zugeschüttet. Das muss sich endlich ändern. Deshalb fordert die
FDP-Fraktion neben dringend notwendigen Investitionen in etwa Bildung
und Infrastruktur auch die vollständige Abschaffung des Soli bis
2020."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1522: Große Koalition muss endlich zielgenau gegen Altersarmut vorgehen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Mai 2019

VOGEL: Große Koalition muss endlich zielgenau gegen Altersarmut
vorgehen



Zur Debatte über die Grundrente der SPD erklärt der rentenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Nahezu täglich kommen neue Studien und Hinweise auf den Tisch, die
klar belegen: Die SPD-Grundrente ist leider ein schlechtes, nicht
gegenfinanziertes und unfaires Modell. Und das gleich aus mehreren
Gründen: Geld wird mit der Gießkanne ausgegeben, ohne eine dauerhaft
solide Finanzierung sicherzustellen. Nach jüngsten Berechnungen
sollen laut Experten die Mehrkosten schon im ersten Jahr sogar noch
weit höher als kalkuliert liegen. Zudem wird der Gleichheitsgrundsatz
in der Rentenversicherung ausgehebelt, weil Einzahlungen und
Ansprüche nicht mehr in Zusammenhang stehen. Und gleichzeitig gehen
viele Rentner leer aus, die wirklich wenig haben. Diese sind die
großen Verlierer. Die Große Koalition muss dieses Modell deshalb
beiseite legen und stattdessen endlich zielgenau gegen Altersarmut
vorgehen. Die FDP-Fraktion hat mit ihrer Basis-Rente einen konkreten
Vorschlag auf den Tisch gelegt, wie das funktionieren kann."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3330: Fridays for Future-Bewegung setzt wichtige Impulse (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 31. Mai 2019

Fridays for Future-Bewegung setzt wichtige Impulse



Zu den heute aufgestellten Forderungen der Fridays for Future-Bewegung
an die Landesregierung in MV erklärt die umweltpolitische Sprecherin
der SPD-Landtagsfraktion Elisabeth Aßmann:

"Ich freue mich, dass sich Mitglieder der Fridays for Future-Bewegung
dauerhaft einbringen wollen und mit vorhandenen Gremien und
Institutionen an den Lösungen für drängende Zukunftsfragen arbeiten
möchten. Mein Eindruck von den Gesprächen am Rande der
Freitagsdemonstrationen hat sich erneut bestätigt. Die heute
aufgestellten Forderungen an die Landesregierung sind nach meiner
Auffassung eine gute Grundlage für eine breite Diskussion und
Zusammenarbeit auf Augenhöhe."

Aßmann erwarte, dass die von den Jugendlichen aufgestellten
Forderungen sorgfältig geprüft werden. Dies müsse zeitnah und
natürlich unter Einbeziehung aller Beteiligten stattfinden. Man sei
sich des zeitlichen Drucks angesichts des fortschreitenden
Klimawandels durchaus bewusst, wobei einige der Forderungen bereits
seit Längerem die Klima- und Umweltpolitik der SPD in
Mecklenburg-Vorpommern bestimmen. Als Beispiele nennt sie den Ausbau
der erneuerbaren Energien, den Moorschutz und die Unterstützung
regionaler Kleinsterzeuger von Lebensmitteln. Kluge und konstruktive
Impulse von außen, die auch Aspekte der sozialen Verträglichkeit
berücksichtigen, seien sehr willkommen.

"Die SPD-Landtagsfraktion und die SPD-geführte Landesregierung stehen
der Fridays for Future-Bewegung seit Beginn der Aktivitäten
aufgeschlossen gegenüber. Erst kürzlich vereinbarten
Ministerpräsidentin Manuela Schwesig und Umweltminister Dr. Till
Backhaus eine sehr konkrete Beteiligung für Jugendliche in
Klimaschutzfragen. Mitglieder von Fridays-For-Future MV kündigten an,
den Rat für Umwelt und Nachhaltigkeit - kurz: RUN - zu gründen. Über
den Weg zu den Zielen von Fridays for Future, die in weiten Teilen
auch unsere sind, werden wir aber - wie in einer Demokratie üblich -
fair diskutieren und sicher auch streiten", so Aßmann abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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EUROPA/1642: EU-Mitgliedstaaten müssen Versprechen halten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

EU-Mitgliedstaaten müssen Versprechen halten



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

Die EU-Kommission bescheinigt Albanien und Nordmazedonien
substantielle Fortschritte bei der Korruptionsbekämpfung und der
Rechtsstaatlichkeit. Die SPD-Bundestagsfraktion teilt diese
Einschätzung.

"Schon im vergangenen Jahr hat die EU-Kommission Albanien und
Nordmazedonien Fortschritte attestiert und die Aufnahme von
Beitrittsgesprächen empfohlen. Dieser Empfehlung haben sich die
Mitgliedstaaten angeschlossen. Erste Beitrittsgespräche wurde
zugesagt, wenn weitere konkrete Reformmaßnahmen ergriffen werden.

Albanien und Nordmazedonien haben diesen Auflagen entsprochen, obwohl
es für solch weitgehende Reformen in den Ländern nicht nur Befürworter
gibt. Deshalb muss die EU gerade die Reformer stärken, die sich für
Rechtsstaatlichkeit und gegen Korruption einsetzen. Die EU sollte
jetzt Wort halten und mit beiden Ländern Beitrittsgespräche aufnehmen.

Mit den Gesprächen liegt ein langer, schwieriger Weg der weiteren
Annäherung an europäische Demokratiestandards vor den beiden Ländern.
Die Stabilisierung der politischen Verhältnisse auf dem europäischen
Westbalkan ist im ureigenen Interesse der Europäer. Sollte die EU ihre
gegebenen Zusagen nicht einhalten, würde man die Regierungen der
Länder und deren Menschen frustrieren. Russland und China warten nur
darauf, das daraus entstehende Vakuum zu füllen und dort ihre eigenen
strategischen Interessen zu verfolgen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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AKTION/098: "Beats + Bohne" - das "Wir haben es satt!"-Festival (Wir haben es satt!)


Wir haben es satt! - Bündnis

Pressemitteilung vom 28. Mai 2019

Die Agrarwende rocken: 

"Wir haben es satt!"-Bewegung kommt zu "Beats + Bohne"-Festival bei
Frankfurt zusammen



Berlin/Bad Vilbel, 28.05.2019. Für eine enkeltaugliche Landwirtschaft und
gutes Essen demonstrieren alljährlich im Januar Zehntausende unter dem
Motto "Wir haben Agrarindustrie satt!" im Berliner Regierungsviertel. In
drei Wochen lädt die "Wir haben es satt!"-Bewegung nun auf einen Bauernhof
bei Frankfurt am Main zum "Beats + Bohne"-Festival ein.

Vier Tage lang geht es bei "Beats + Bohne" um die Zukunft von
Landwirtschaft und Essen: Rund 400 junge Menschen tauschen sich zwischen
Schweinestall und Käserei über nachhaltige Landwirtschaft aus, entwickeln
hinter der Feldscheune Strategien gegen Artensterben und Klimakrise und
planen auf der Streuobstwiese politische Aktionen für die Agrarwende. Dazu
gibt es ein umfangreiches kulturelles Rahmenprogramm mit Live-Bands,
Kino-Screenings und Performances.

Auf dem Dottenfelder Hof, dem Veranstaltungsort des Festivals, können die
Teilnehmer in Aktivwerkstätten zudem praktisch erfahren, wie
umweltfreundlich geackert und gutes Essen hergestellt wird. Initiiert wurde
"Beats + Bohne", das dieses Jahr erstmalig stattfindet, von zehn
Jugendorganisationen aus den Bereichen Landwirtschaft, Umwelt und
Ernährung.

Weitere Informationen, Programm und Anmeldung unter:

www.wir-haben-es-satt.de/festival


"Beats + Bohne" - das "Wir haben es satt!"-Festival


"Beats + Bohne" ist das Festival, bei dem die Bewegung für die Agrar- und
Ernährungswende zusammenkommt. Junge und jung gebliebene Menschen
informieren sich, diskutieren und planen Aktionen für gute Landwirtschaft
und gutes Essen. Bei dem Festival lässt sich politisches Engagement mit
Spaß verbinden, dafür sorgen 35 Workshops, 30 Aktivwerkstätten und
Bauernhof-Rundgänge, dutzende Live-Bands und Kino-Screenings sowie
zahlreiche Lesungen, Performances und Theateraufführungen.

Zeit: 

Donnerstag, 20. Juni (ab 13 Uhr) bis So., 23. Juni 2019 (bis 15 Uhr)

Ort: 

Dottenfelder Hof, Dottenfelder Hof 1, 61118 Bad Vilbel (bei
Frankfurt/Main)

 * 

Quelle:

Wir haben es satt!

c/o Kampagne "Meine Landwirtschaft"

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Tel. 030 / 28482438, Fax 030 / 27590312

E-Mail: info@meine-landwirtschaft.de

Internet: www.meine-landwirtschaft.de, www.wir-haben-es-satt.de
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ASYL/1375: Offener Brief zum »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Offener Brief zum »Geordnete-Rückkehr-Gesetz«

22 zivilgesellschaftliche Organisationen fordern in einem offenen Brief an
den Bundestag, das »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« nicht zu verabschieden



Ein breites Bündnis aus Anwalts- und Richtervereinigungen, Kinderrechts-,
Wohlfahrts- und Menschenrechtsorganisationen fordert die Abgeordneten des
Deutschen Bundestages in einem offenen Brief auf, dem 
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« ihre Zustimmung zu verweigern. Das Gesetz zielt auf Ausgrenzung und
verstößt gegen Grund- und Menschenrechte, so die scharfe Kritik.
Insbesondere die geplante Ausweitung der Abschiebungshaft, Kürzungen der
Leistungen für Asylbewerber unter das Existenzminimum sowie die Einführung
eines neuen prekären Duldungsstatus sind inakzeptabel und werden
dramatische Auswirkungen für die Betroffenen haben, warnen die
Organisationen.

Das Gesetz sieht unter anderem vor, den in anderen EU-Staaten Anerkannten
nach zwei Wochen jegliche Sozialleistungen zu entziehen. Das ist
verfassungswidrig. Massive Kürzungen der Sozialleistungen würden sogar
Menschen betreffen, die noch mitten im Gerichtsverfahren stecken und bei
denen noch nicht abschließend entschieden wurde, ob ihnen in Griechenland,
Italien oder Bulgarien menschenunwürdige Aufnahmebedingungen drohen.

Daneben enthält das neue Gesetz massive Verschärfungen im Bereich der
Abschiebungshaft, deren Anwendung stark ausgeweitet werden soll und beinahe
jeden treffen könnte. Abschiebungshaft soll in regulären Strafgefängnissen
durchgeführt werden - dies gilt selbst für Familien und Kinder. Das
widerspricht der eindeutigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs,
nach der Abschiebungshaft und Strafhaft streng zu trennen sind. Der neue
prekäre Status der Duldung light soll alle Menschen treffen, die ihrer
Pflicht, ein Ausweisdokument zu besorgen, nicht nachkommen - dabei ist das
für manche Menschen unmöglich. Für Jugendliche und junge Erwachsene hätte
dieser Status dramatische Folgen, da er ihnen den Weg in ein Bleiberecht
versperrt. Sollte dieses Gesetz in Kraft treten, werden Zehntausende in
Deutschland permanent in Angst vor Haft und vor Abschiebung in einem
Zustand der Perspektivlosigkeit leben.

Der offene Brief wurde initiiert von PRO ASYL, dem Paritätischen
Gesamtverband und Save the Children Deutschland. Weitere Unterzeichner
sind:


	Amnesty International

	Asyl in der Kirche - Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft

	AWO Bundesverband e.V.

	Bundesfachverband unbegleitete minderjährige Flüchtlinge

	Care Deutschland und Luxemburg

	Deutsche Jugend in Europa Bundesverband e.V.

	Deutsches Kinderhilfswerk

	Deutsche Gesellschaft für Systemische Therapie, Beratung und Familientherapie

	Deutscher Anwaltverein - Arbeitsgemeinschaft Migrationsrecht

	Diakonie Deutschland

	Humanistische Union

	Internationaler Bund

	Jesuiten Flüchtlingsdienst

	KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V.

	Netzwerk zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention

	Neue Richtervereinigung

	Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e.V.

	Terre des hommes - Hilfe für Kinder in Not

	Verband binationaler Familien und Partnerschaften



 * 

OFFENER BRIEF

An die Abgeordneten des Deutschen Bundestages

Berlin/Frankfurt, 02. Juni 2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Kürze werden Sie über zahlreiche Gesetzentwürfe aus dem Bereich des Asyl-
und Aufenthaltsrechts entscheiden, die weitreichende Folgen für das Leben
zahlreicher - auch dauerhaft - in Deutschland lebender Menschen haben
werden. Insbesondere das "Geordnete-Rückkehr-Gesetz" würde selbst Familien
und unbegleitete minderjährige Flüchtlinge dauerhaft von der Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben ausgrenzen, sie unverhältnismäßigen Sanktionen und
einer uferlosen Ausweitung der Haftgründe aussetzen.

Wir bitten Sie vor diesem Hintergrund, dem Geordnete-Rückkehr-Gesetz Ihre
Zustimmung zu verweigern und zu verhindern, dass diese oder ähnliche
Regelungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren verabschiedet werden. Auf
vier besonders problematische Punkte möchten wir Sie noch einmal explizit
hinweisen:

1. Kein verfassungswidriger Ausschluss von Sozialleistungen

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 2012 in einem Grundsatzurteil
festgestellt, dass das Recht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum
migrationspolitisch nicht zu relativieren ist.

Nichtsdestotrotz plant die Bundesregierung u.a. folgende
Leistungskürzungen:


	Personen, die in einem anderen EU-Staat bereits anerkannt wurden und nun in Deutschland einen zweiten Asylantrag stellen, erhalten maximal für zwei Wochen sogenannte "Überbrückungsleistungen" in Form von Sachleistungen. Das geordnete Rückkehrgesetz setzt hiermit durch den Entzug von Sozialleistungen auf die Verdrängung in andere EU-Staaten, obwohl Gerichte bis hin zum Bundesverfassungsgericht Abschiebungen in Länder wie Griechenland, Italien und Bulgarien gestoppt haben, weil dort für Asylsuchende und Flüchtlinge menschenrechtswidrige Zustände herrschen. In Griechenland beispielsweise werden aktuell Anerkannte aus ihren Wohnungen getrieben; fliehen sie nach Deutschland, werden sie durch die im Gesetz vorgesehenen Verschärfungen unter das Existenzminimum gedrückt. Das ist verfassungswidrig,




	Personen, die einen negativen Dublin-Bescheid erhalten und gegen diesen klagen, haben nur eingeschränkt Anspruch auf Sozialleistungen. Entgegen sonst üblicher rechtsstaatlicher Grundsätze sollen klagende Asylsuchende jetzt bereits sanktioniert werden, bevor eine letztinstanzliche Entscheidung darüber vorliegt, welches Land für die Prüfung des Asylantrags zuständig ist.



2. Keine menschenunwürdigen Regelungen zur Abschiebungshaft

Abschiebungshaft ist keine Strafhaft, sondern dient allein der Durchsetzung
der Ausreisepflicht - dies sieht auch der Gerichtshof der Europäischen
Union so und verweist explizit darauf, dass zum Schutz der Menschenwürde
eine Unterbringung in getrennten Einrichtungen erfolgen muss. Trotzdem
beabsichtigt die Bundesregierung, Abschiebungshaft bis 2022 in regulären
Gefängnissen durchzuführen. In der Folge würden die strengen
Sicherheitsauflagen - z.B. im Hinblick auf die Nutzung von Handys oder
Internet sowie die Bewegungsfreiheit - auch in der Abschiebungshaft gelten.

Darüber hinaus sollen die Gründe für die Abschiebungshaft durch eine neue
Definition des Begriffs der "Fluchtgefahr" so stark ausgeweitet werden,
dass Abschiebungshaft nahezu jede*n treffen kann. Schon das Verlassen eines
EU-Mitgliedstaates vor Abschluss des Asylverfahrens kann ein Anhaltspunkt
für Fluchtgefahr sein. Daneben würde auch bei einer lange zurückliegenden
falschen Angabe bezüglich der eigenen Identität oder "der Zahlung
erheblicher Geldbeträge" zur Einreise unterstellt, dass eine Fluchtgefahr
besteht. Die Regelung verkennt, dass die Zahlung von hohen Geldsummen für
die meisten Geflüchteten oft den einzigen Weg darstellt, Verfolgung im
Heimatland zu entkommen. Das würde sogar Menschen betreffen, die legal
eingereist sind.

Die Betroffenen müssten dann aufgrund einer gleichzeitig eingeführten
Beweislastumkehr beweisen, dass keine Fluchtgefahr vorliegt. Das ist
praktisch kaum möglich. Die Regelung ist ein unverhältnismäßiger Eingriff
in das Recht auf Freiheit nach Art. 2 Abs. 2 Grundgesetz.

3. Keine Einführung einer prekären "Duldung Light"

Menschen, die ihrer im Gesetzesentwurf definierten ausufernden
"Passbeschaffungspflicht" nicht nachkommen, sollen nur noch die sogenannte
"Duldung light" bekommen. Ihnen wird damit pauschal Ausbildung und Arbeit
verboten. Das gilt sogar dann wenn sie nicht abgeschoben werden können. Für
Afghan*innen, die zum Beispiel, nie über eine Geburtsurkunde
verfügt haben und sich zum Teil viele Jahre in Drittstaaten wie dem Iran
aufgehalten haben, ist es kaum möglich, eine sogenannte Tazkira
(Identitätsdokument in Afghanistan) zu beschaffen.

Dies wird auch Menschen - insbesondere Kinder - treffen, denen es oft
unmöglich ist, der Passbeschaffung nachzukommen: Nicht, weil sie nicht
wollen, sondern weil sie es nicht können.

Diese Duldung light hat fatale Auswirkungen auf Kinder, obgleich bei ihnen
die fehlende Identitätsklärung meist nicht ursächlich für die ausbleibende
Abschiebung ist: Selbst mit Pass würden sie aufgrund ihrer Minderjährigkeit
in der Regel nicht abgeschoben werden. So hat die Sanktionierungsmaßnahme
keinerlei Bezug zu dem erklärten Ziel der Beseitigung von "Fehlanreize(n)
zum rechtswidrigen Verbleib".

Daneben ist auch problematisch, dass die Zeit in der Duldung light nicht
als Vorduldungszeit für die Bleiberechtsregelungen nach §§ 25a
und b AufenthG angerechnet wird. Dies kann vor allem geflüchteten Kindern
einen wichtigen Weg ins Bleiberecht verbauen - selbst wenn sie sehr gut
integriert sind. Denn für die entsprechenden Regelungen müssen sie vor dem
21. Geburtstag vier Jahre geduldet sein.

Es besteht die Gefahr, dass unbegleitete Kinder und ihre Vormünder durch
diese Regelung vorschnell in ein Asylverfahren gedrängt werden, ohne dass
vorher das Kindeswohl in Ruhe und angemessen geprüft werden kann. Das kann
grundlegende Konsequenzen für ihr Aufenthaltsrecht haben und läuft Art. 3
UN-Kinderrechtskonvention zuwider, gemäß dem das "Wohl des Kindes" stets
handlungsleitend sein muss.

4. Keine langen Vorduldungszeiten für Ausbildungs- und
Beschäftigungsduldung 

Ziel sowohl der Ausbildungs- als auch der Beschäftigungsduldung ist es, gut
integrierten Geduldeten eine Bleibeperspektive aufzuzeigen und
Rechtssicherheit für Arbeitgeber zu schaffen. Für Arbeitgeber ist es
wichtig, abschätzen zu können, ob sich die Investition in Ausbildung oder
Einarbeitung lohnt. Die Anforderungen für diese beiden Formen der Duldung
sind jedoch so hoch, dass die Regelungen ins Leere laufen werden.

Soll die Ausbildung erst nach Ablehnung des Asylantrags aufgenommen werden,
kann die Ausbildungsduldung nur erteilt werden, wenn der Betroffene bei
Antragstellung bereits seit sechs Monaten im Besitz einer Duldung ist.
Hierbei handelt es sich um eine erhebliche Verschlechterung zur geltenden
Regelung. Diese Regelung errichtet eine zusätzliche Hürde für den Weg in die
Ausbildung. Welcher Arbeitgeber stellt unter solchen Bedingungen ein?
Eine Beschäftigungsduldung soll erst nach 12-monatiger Duldung und
18-monatiger Erwerbstätigkeit mit einer regelmäßigen wöchentlichen
Arbeitszeit von mindestens 35 Stunden erteilt werden können. Gemeinsam mit
den Regelungen zur Duldung für Personen mit ungeklärter Identität und dem
teilweise langen Aufenthalt in AnkER-Zentren, bedeutet dies, dass es für
die Betroffenen nahezu unmöglich sein wird, eine Beschäftigung aufzunehmen
und eine Beschäftigungsduldung zu erhalten.

Sollte dieses Gesetz in Kraft treten, werden Zehntausende in Deutschland
permanent in Angst vor Haft und vor Abschiebung in einem Zustand der
Perspektivlosigkeit leben.


Der offene Brief als PDF-Datei ist zu finden unter:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Offener-Brief-Geordnete-R%C3%BCckkehr-Gesetz.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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Internet: www.proasyl.de
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





KRIEG/1742: Syrien - Okkupation, nachladen, erobern ... (SB)




Wir sollten die Bitte der US-Regierung, bei der Absicherung der
geplanten Schutzzone in Nordsyrien zu helfen, wohlwollend prüfen. Das
bestehende Bundeswehrmandat in Jordanien könnte dafür entsprechend
angepaßt werden.

Jürgen Hardt (Außenpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Fraktion) [1]

Es liegt in der Logik der Kriegsführung, einmal errungene Positionen
nicht wieder preiszugeben, sondern sie als Ausgangslage für künftige
Waffengänge vorzuhalten. Das gilt auch für den Bundeswehreinsatz in
Syrien, der nun über das Ende der Koalition gegen den Islamischen
Staat hinaus unter neuen Maßgaben fortgesetzt werden soll. Dabei
spielen insbesondere die Vereinigten Staaten und die Bundesrepublik
zusammen, die gemeinsam eine Pufferzone im Norden des Landes
einrichten wollen. Diese soll offiziell dem doppelten Zweck dienen,
sowohl den angedrohten Einmarsch der Türkei in das kurdisch besiedelte
Gebiet östlich des Euphrat als auch die reguläre Wiedereingliederung
der Region in die syrische Staatsverwaltung zu verhindern. Dies würde
darauf hinauslaufen, einen Teil Syriens dauerhaft westlicher Kontrolle
zu unterwerfen, wofür es keine völkerrechtliche Legitimation gibt.
Mithin bliebe der Einsatz der deutschen Luftwaffe über Nordsyrien eine
Beteiligung an der illegalen Besetzung fremden Territoriums. [2]

Die Errichtung einer solchen Pufferzone sehen auch die Pläne der
türkischen Regierung vor, die diesen Streifen Landes dauerhaft
okkupieren, die kurdischen Gebiete zerschlagen und im Zuge einer
ethnischen Säuberung eine arabischstämmige Bevölkerung ansiedeln will.
Im Interessenkonflikt zwischen Washington und Ankara um diese
territoriale Einverleibung genießen die kurdischen Volks- und
Frauenverteidigungseinheiten (YPG/YPJ) als taktische Bündnispartner
der US-Streitkräfte befristete Unterstützung gegen die türkischen
Angriffe. Der kurdische Gesellschaftsentwurf kann weder in Washington
und Berlin noch in Moskau und Damaskus auf ernsthafte Sympathien oder
auch nur langfristige Duldung setzen. Daher findet der Kampf der
Kurdinnen und Kurden in einer komplexen Gemengelage diverser Groß- und
Regionalmächte statt, die auf den syrischen Schlachtfeldern um Einfluß
ringen, weil dort die Weichen für die größer angelegten strategischen
Auseinandersetzungen gestellt werden.

Am Rande der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar forderte
US-Verteidigungsminister Patrick Shanahan hinter verschlossenen Türen
hochrangige Vertreter einiger westlicher Staaten auf, den Aufbau der
Pufferzone in Syrien zu übernehmen und dabei auch Bodentruppen zu
stellen. Die USA wollten ihre dortigen Aktivitäten so schnell wie
möglich zurückfahren, für die Absicherung eines Nachkriegsszenarios
stünden nun die Europäer in der Pflicht. Seither bemüht sich die
Bundesregierung um einen konstruktiven Dialog mit Washington. Um nicht
wieder als Bremser dazustehen, sind sich Kanzleramt, Außenamt und
Verteidigungsministerium dem Vernehmen nach weitgehend einig, daß man
die USA in der Syrienfrage nicht verprellen sollte. Da eine Entsendung
deutscher Bodentruppen jedoch politisch ausgeschlossen ist, bot sich
an, eine mögliche Schutztruppe aus der Luft zu unterstützen, wofür in
Jordanien bereits Material und Logistik bereitstünde.

Im Zuge der Verhandlungen versammelten Ursula von der Leyens
Politik-Chef Geza Andreas von Geyr und der Politik-Direktor John C.
Rood aus dem Pentagon in Berlin streng vertraulich die anderen
Nationen, die bisher an der Anti-IS-Koalition teilnehmen. Sowohl von
der Leyen als auch Außenminister Heiko Maas reisten im April nach
Washington, um das Thema auf höchster Ebene zu besprechen. Hatte
Shanahan in München noch europäische Bodentruppen für Nordsyrien
eingefordert, war bei seinem Gespräch mit von der Leyen im April nur
noch von der Fortsetzung der bisherigen Bundeswehrmission die Rede.
Ziemlich vage erklärte die deutsche Verteidigungsministerin nach dem
Gespräch, man wolle in den nächsten Wochen und Monaten entscheiden,
wie jeder Partner der internationalen Koalition "seinen fairen Anteil
leisten" könne. Berlin hat Washington offenbar in den geheimen
Konsultationen angeboten, das am 31. Oktober 2019 auslaufende Mandat
für die Teilnahme der Bundeswehr an der Koalition gegen den IS zu
verlängern. Heute stand der Bundeswehreinsatz bei Pompeos Gesprächen
mit Maas und Bundeskanzlerin Angela Merkel in Berlin erneut auf der
Tagesordnung.

Das Verhältnis Deutschlands zu den USA gilt als belastet. Seit
Amtsantritt von US-Präsident Donald Trump wirft die amerikanische
Administration der Bundesrepublik noch drängender als unter dessen
Vorgänger Obama vor, einen zu geringen Anteil an gemeinsamen
Verteidigungsbemühungen zu leisten. Der Einsatz in Nordsyrien soll zur
Annäherung beider Seiten beitragen. Diese Kontroverse überlagert und
verschleiert indessen das Streben der Bundesregierung, auf eigene
Faust wie auch im Kontext der Europäischen Union die Militarisierung
ihrer expansionistischen Ambitionen voranzutreiben. Insofern liefert
der unablässige Druck Washingtons, die Kriegskasse auf die im Rahmen
der NATO als Zielvorgabe vereinbarten zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts aufzustocken und sich stärker mit eigenen
Truppen zu engagieren, einen durchaus willkommenen Vorwand, das eigene
Interesse an Aufrüstung und Kriegsführung zu befördern.

Der IS hat sein einst riesiges Herrschaftsgebiet in Syrien und im Irak
mittlerweile vollständig verloren. Endgültig zerschlagen ist er aber
noch nicht, da Zellen weiter aktiv sind und sowohl im Irak als auch in
Syrien Angriffe durchführen. Auch der oberste Anführer Abu Bakr
al-Bagdadi soll noch am Leben und untergetaucht sein. [3] In den
Kämpfen gegen den IS wurden zwar zahlreiche Milizionäre getötet oder
gefangengenommen und Territorien zurückerobert, nicht wenige
IS-Kämpfer aber auch im Zuge eines Verdrängungsprozesses zum Abzug
gezwungen, die sich andernorts neu formieren können. Erst als sich
abgezeichnet hatte, daß keine der zahlreichen islamistischen
Söldnergruppierungen dem IS standhalten konnte, der ihnen militärisch
überlegen war und sie regelrecht aufsaugte, setzte die US-Regierung
auf die kurdischen YPG/YPJ. Diese kämpfen nicht für Gotteslohn oder
Sold, sondern für den Fortbestand ihrer angegriffenen Siedlungsgebiete
und den gerade in dieser Weltregion beispiellosen Gesellschaftsentwurf
des demokratischen Föderalismus. Sie waren denn auch die einzigen
kämpfenden Einheiten, die unter hohem Blutzoll den IS am Boden
besiegen konnten, was sie unverzichtbar für die US-Streitkräfte und
die Anti-IS-Koalition machte.

So wesentlich die Lufthoheit und schweren Waffen der USA und
Frankreichs sowie phasenweise auch Rußlands waren, um insbesondere die
türkische Luftwaffe und Panzertruppe am Angriff auf die kurdischen
Gebiete und Stellungen zu hindern, wäre der IS in den Ortschaften und
Städten, wo er sich unter die ansässige Bevölkerung mischte, allein
mit Bomben, Raketen und Artilleriegranaten nicht zu überwinden
gewesen. Hinzu kommt, daß diese Anwendung überlegener Waffengewalt aus
der Distanz bei der Rückeroberung ungeheuer viele zivile Opfer kostete
und verheerende Verwüstungen anrichtete.

Militärisch soll die Bundeswehr die Etablierung der geplanten
Schutzzone aus der Luft mit den hochauflösenden Aufklärungsbildern der
Tornados und der Luftbetankung durch einen Airbus A310 der Luftwaffe
unterstützen. Voraussetzung dafür wäre eine Verlängerung der
Stationierung deutscher Soldaten in Jordanien, von denen sich derzeit
rund 280 in "Camp Sonic" auf dem jordanischen Luftwaffenstützpunkt
Muwaffaq Salti Air Base bei Al-Asrak befinden, der rund 100 Kilometer
östlich von Amman liegt.

Außenpolitisch wäre der Einsatz ein deutliches Signal, daß Deutschland
auch bei heikleren internationalen Missionen Position bezieht. Wie
eingangs zitiert, wird in der CDU eine solche Verlängerung des Mandats
positiv gesehen. Innenpolitisch ist die Idee einer Fortsetzung des
Einsatzes jedoch selbst in der Koalition umstritten. Schon bei der
letzten Verlängerung des Mandats, bei der es sich bereits um die
dritte handelte, wackelte die Mehrheit von CDU/CSU und SPD. Daher
wurde als Kompromißformel im Text festgeschrieben, daß die Mission
spätestens 2019 ausläuft. "Die Bereitstellung von 'Tornados' zur
luft- und raumgestützten Aufklärung sowie die Luftbetankung werden zum
31. Oktober 2019 beendet", heißt es im Beschluß des Bundestags vom 18.
Oktober 2018. Die SPD lehnt eigenen Angaben zufolge eine Verlängerung
strikt ab. Eine Schutzzone ohne Zustimmung durch den UN-Sicherheitsrat
berge "enorme Eskalationsrisiken", gab der außenpolitische Sprecher
Rolf Mützenich zu bedenken. "Die SPD hat im vergangenen Jahr
durchgesetzt, dass der 'Tornado'-Einsatz in diesem Herbst ausläuft.
Eine Verlängerung oder eine Anpassung des Mandats kommt aus unserer
Sicht nicht infrage."

Kritisch äußerte sich auch Tobias Lindner, Verteidigungsexperte der
Grünen. Er forderte die Bundesregierung auf, umgehend den Bundestag
über ihre Planungen zu informieren. "Der Schutz der Kurden ist
wichtig, kann aber nur auf Basis des Völkerrechts erfolgen", sagte
Lindner. Die Grünen würden einen möglichen Mandatsantrag "gründlich
prüfen". [4] Die Bundestagsfraktion der Linken hatte einen
Bundeswehreinsatz in Syrien von Anfang an abgelehnt und eine
Verfassungsklage gegen die Entscheidung der Bundesregierung erwogen.
Ihres Erachtens gab es kein ausreichendes Mandat oder zumindest keine
eindeutige rechtliche Grundlage. Die Grundrechtepartei erhob am 6.
Dezember 2015 Klage vor dem Bundesverfassungsgericht, doch wurden ihre
Anträge mit Beschluß vom 18. Februar 2016 ohne inhaltliche Begründung
als unzulässig verworfen.

Der Kampf gegen den IS, dessen Schreckensherrschaft in den USA und
allen europäischen Staaten außer der Türkei ein auch in der
Öffentlichkeit unbestrittenes Feindbild bot, wurde zum Türöffner einer
nichtmandatierten militärischen Intervention in Syrien, die
letztendlich ganz anderen Bestrebungen geschuldet war, als nur die
Gotteskrieger zu besiegen und die Kurdengebiete zu schützen. Weder lag
eine Resolution des UN-Sicherheitsrats vor, noch hatte die syrische
Regierung um Hilfe gebeten. Und selbst wenn völkerrechtlich ein
Angriff vorläge, dürfte die Bundeswehr zur Verteidigung eines anderen
Staates laut Bundesverfassungsgericht nur im Rahmen eines sogenannten
Systems kollektiver Sicherheit, also der UNO oder der NATO, eingesetzt
werden, was aber nicht der Fall war. Für die EU wurde das zwar
behauptet, was aber sehr umstritten war, da diese bislang keine
militärische Struktur aufweist und nicht einmal ein einstimmiger
Beschluß des Europäischen Rates (gemäß Art. 42 Abs. 2, 4, 5
EU-Vertrag) vorlag.

Dies zeigt zum einen, daß die Argumentation mit dem Völkerrecht und
der Mandatierung im System kollektiver Sicherheit grundsätzlich auf
tönernen Füßen steht. Denn wer wollte etwa der NATO attestieren, ihr
liege die Sicherheit der Welt am Herzen. Es bleibt letzten Endes eine
Machtfrage, Kriege zu führen und deren Legitimation entsprechend
anzupassen, um die Bevölkerung an der Heimatfront bei der Stange zu
halten. Geltendes Recht wird dabei systematisch mißachtet und
gebrochen, um auf diese Weise neue Standards zu etablieren, die dann
ihrerseits ausgehebelt werden können. Was aber die Sozialdemokraten
betrifft, deren Veto in der Koalition die Verlängerung des Mandats
verhindern könnte, dürfte das letzte Wort noch nicht gesprochen sein.
Zum einen war ihr Außenminister Maas in die Geheimverhandlungen mit
Washington eingebunden, zum anderen befürworten auch sie
Auslandseinsätze der Bundeswehr. Auf ihrer vergeblichen Suche nach
einem eigenständigen Profil behalten sie sich nur dann und wann vor,
ganz bestimmte Rüstungsexporte oder Kriegsbeteiligungen befristet
auszusetzen.


Fußnoten:

[1] www.spiegel.de/politik/ausland/mike-pompeo-in-berlin-angela-merkel-spricht-mit-us-aussenminister-ueber-iran-konflikt-a-1270112.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/355777.naher-osten-tornados-gegen-völkerrecht.html

[3] www.zeit.de/news/2019-05/30/syrien-einsatz-der-bundeswehr-koennte-doch-laenger-dauern-190530-99-443014

[4] www.maz-online.de/Nachrichten/Politik/USA-draengt-auf-Bundeswehr-Einsatz-in-Nord-Syrien
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STANDPUNKT/864: Piraten fordern #AKKRuecktritt (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 28. Mai 2019

Piraten fordern #AKKRuecktritt

Piratenpartei fordert Rücktritt von Annegret Kramp-Karrenbauer



Sebastian Alscher, Bundesvorsitzender der Piratenpartei Deutschland,
kritisiert die aktuellen Aussagen der CDU-Vorsitzenden Annegret
Kramp-Karrenbauer.

"Frau Kramp-Karrenbauer scheint ein irritierendes Verständnis von
Meinungsfreiheit und damit von unserem Grundgesetz zu haben, wenn sie vor
allem in Wahlkampfzeiten eine Einschränkung des Meinungsausdrucks fordert.
Seit jeher ist es beispielsweise in klassischen Medien üblich,
Wahlempfehlungen auszusprechen. Hier trennt sie nach Belieben in ihr
genehme Medien und in solche, die eine mehrheitlich abweichende Meinung
artikulieren. Gerade Politiker müssen in der Lage sein, Kritik wenigstens
empfangen zu können. Dies ist ein wesentlicher Ausdruck unserer
freiheitlich-demokratischen Gesellschaft. Für eine Rolle als mögliche
Kanzlerin, die die breite Gesellschaft vertreten müsste, disqualifiziert
sie sich mit solchen Aussagen."

Daniel Mönch der politische Geschäftsführer der Piratenpartei ergänzt:

"Annegret Kramp-Karrenbauer zeigt keine Einsicht und kein Verständnis für
die Anliegen der jungen Generation. Ihre Reaktion
auf #Fridaysforfuture muss als erschreckend gewertet werden. Diese jungen
Menschen haben ein Anliegen, das ihnen wichtig ist. Anstatt ihnen zuzuhören
will Kramp-Karrenbauer mit Staatsgewalt auf Schulkinder los gehen, um die
Schulpflicht durchzusetzen. Die Äußerungen auf der Pressekonferenz nach der
Wahl haben gezeigt, dass Kramp-Karrenbauer entscheidende Grundwerte unserer
Gesellschaft, wie Meinungsfreiheit und Freiheit von Zensur, nicht teilt.
Das ist ein Offenbarungseid für das Selbstverständnis der CDU, eine
sogenannte Volkspartei zu sein. In dem Moment, in dem eine Partei, welche
die gesamte Gesellschaft vertreten möchte, wie die CDU, nur noch
Partikularinteressen vertritt und diese mit den Mitteln des Staates auch
gegen Mehrheiten durchsetzen will, hat sie diesen Anspruch vollkommen
verloren. Mit ihren Kommentaren auf Twitter [1] hat Kramp-Karrenbauer
nochmal bestätigt, dass sie es auch in Zukunft nicht verstehen wird. Wir
PIRATEN fordern ihren Rücktritt!"


Quellen/Fußnoten:

[1] Twitter: twitter.com/akk/status/1133057504236195840

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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MEDIEN/484: Wikileaks - gleiches Recht nicht für alle ... (SB)


Wikileaks - gleiches Recht nicht für alle ...



Als Pamela Anderson am 7. Mai nach dem Besuch ihres Freundes Julian
Assange im britischen Hochsicherheitstrakt Belmarsh sichtbar
erschüttert ihre Sorge zum Ausdruck brachte, das Leben des
Wikileaks-Gründers sei "in Gefahr", hat fast niemand die Einschätzung
der Hollywood-Schauspielerin und Bürgerrechtlerin ernst genommen. Das
gleiche gilt für die drastische Aussage Assanges, die sich in einem
privaten Brief an seinen Freund Thomas Gordon Dimmack befand. In der
kurzen Schrift, die Dimmack aus Sorge um Assange am 11. Mai
veröffentlichte, beschwert sich der 47jährige australische Verleger
und Journalist über seine Isolationshaftbedingungen und den extrem
stark eingeschränkten Zugang zu seinen Anwälten, um resümierend
festzustellen:

Eine Supermacht bereitet seit 9 Jahren mit Hunderten von Leuten und
 Geldern in Millionenhöhe meinen Fall vor. Ich bin wehrlos und zähle
 auf Dich und andere anständige Menschen, daß ihr mein Leben rettet.



Die Sorgen der Freunde und Unterstützer Assanges um dessen
Unversehrtheit erweisen sich immer mehr als berechtigt. Nach einem
zweistündigen Besuch in Belmarsh am 24. Mai erklärte der Anwalt Per
Samuelson, der Assange vor der möglichen Auslieferung nach Schweden
wegen des fadenscheinigen Vorwurfs der sexuellen Nötigung im Jahr 2010
in Stockholm bewahren will, der Gesundheitszustand des ehemaligen
Wikileaks-Chefs sei so schlecht, "daß es nicht möglich war, mit ihm
ein normales Gespräch zu führen". Obwohl Assange deshalb aus
gesundheitlichen Gründen an der geplanten gerichtlichen Anhörung
per Video-Liveschaltung am 3. Juni nicht wird teilnehmen können und
obwohl er eine Übersetzung der entsprechenden Dokumente nicht vor dem
11. Juni erhalten wird, hat die Staatsanwaltschaft von Uppsala
Samuelsons Antrag um eine Verschiebung des Termins abgelehnt.

Inzwischen stellt sich heraus, daß sich der Gesundheitszustand von
Assange, der nach acht Jahren in der ecuadorianischen Botschaft in
London ohnehin nicht besonders gut war, seit der Verschleppung von
dort durch die britische Polizei und die Einweisung nach Belmarsh am
11. April dramatisch verschlechtert hat. Am 29. Mai wurde bekannt, daß
in den Tagen zuvor die Gefängnisleitung die Unterbringung von Assange
in der Krankenabteilung veranlaßt hatte. In einer Erklärung zeigte
sich Wikileaks alarmiert über die jüngste Entwicklung. Die
Entscheidung der Belmarsh-Verantwortlichen "spricht für sich";
"während der sieben Wochen" im Gefängnis habe Assange "dramatisch an
Gewicht verloren", sein Gesundheitszustand habe "sich verschlechtert",
so die Enthüllungsplattform.

Am 31. Mai veröffentlichte der Londoner Guardian Auszüge aus dem
Bericht, den der UN-Sonderberichterstatter zum Thema Folter, Nils
Melzer, zur Lage Assanges am selben Tag der britischen Regierung
vorlegen sollte. Melzer hatte bereits vor einigen Tagen in Begleitung
mehrerer medizinischer Experten Assange ebenfalls in Belmarsh besucht.
Der ehemalige Rechtsberater des Internationalen Komitees des Roten
Kreuzes erklärte, er habe in mehr als 20 Jahren Arbeit mit Opfern von
Gewalt, Krieg und politischer Verfolgung noch niemals einen Fall
erlebt, wo eine Person "von einer Gruppe demokratischer Staaten" -
gemeint sind Großbritannien, Schweden und die USA - "über eine so
lange Zeit und mit so wenig Rücksicht auf die Menschenwürde und
rechtstaatliche Normen mit Absicht isoliert, dämonisiert und
mißhandelt worden" sei. Melzer fügte hinzu:

Auf der physischen Seite liegen Beschwerden vor, aber darum kümmert
 sich das Gesundheitspersonal des Gefängnisses. Folglich ist in
 dieser Hinsicht nichts Dringendes oder Gefährliches zu verzeichnen.
 Besorgniserregend ist dagegen der psychologische Aspekt, speziell
 seine Dauerangst. Es war spürbar, daß er sich von allen bedroht
 fühlt. Er hat verstanden, worin meine Funktion bestand, aber
 gleichwohl war er extrem aufgeregt und mit seinen eigenen Gedanken
 beschäftigt. Es war schwierig, mit ihm ein strukturiertes Gespräch
 zu führen.



In einem Beitrag für seinen Blog äußerte am 31. Mai Craig Murray den
Verdacht, daß Assange in Belmarsh gefoltert wird. Murray kennt sich
aus auf diesem Feld. 2004 wurde er von der Regierung Tony Blairs als
britischer Botschafter in Usbekistan entlassen, weil er über die
Folter und Ermordung vermeintlicher "Islamisten" durch die Behörden in
Taschkent nicht einfach hinwegsehen wollte, sondern dagegen immer
wieder laut protestierte. Nach eigenen Angaben hat Murray 2016 im
Auftrag von Wikileaks "gestohlene" Emails der demokratischen Partei
über den Atlantik transportiert. Sie sollen von unzufriedenen
Mitarbeitern der Partei Hillary Clintons stammen. Hartnäckig behaupten
dagegen die Mainstream-Medien bis heute, Assange hätte besagte Emails,
die mittels eines Hackerangriffs des russischen Geheimdienstes
entwendet worden wären, vom Kreml erhalten. Assange hat dies stets
bestritten.

Wie dem auch sei, Murrays Verdacht der laufenden physischen und
psychologischen Vernichtung Assanges scheint nicht einfach aus der
Luft gegriffen zu sein. Der Tod des früheren Wikileaks-Chefs oder die
Herbeiführung eines Dauerzustands geistiger Umnachtung bei ihm
würde der Regierung Donald Trumps und den USA einen schwierigen
Prozeß um Pressefreiheit und Spionage ersparen und dennoch
das erwünschte Abschreckungssignal setzen. Schließlich hat die frühere
Pentagon-Whistleblowerin Karen Kwiatkowski bereits am 7. Mai auf der
Website LewRockwell.com behauptet, Assange werde in Belmarsh von der
CIA "vernommen", besser gesagt "gefoltert".
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MELDUNG/321: UNO fordert sofortige Freilassung katalanischer Gefangener in Spanien (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 30. Mai 2019

UNO fordert sofortige Freilassung katalanischer Gefangener in 
Spanien



Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen fordert die sofortige Freilassung
katalanischer politischer Gefangenen in Spanien. Der katalanische
Außenminister Alfred Bosch fordert die spanischen Behörden auf, dem
Beschluss der Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen (WGAD)
Folge zu leisten.

In einer offiziellen Erklärung fordert die UN-Arbeitsgruppe für
willkürliche Inhaftierungen [1] die sofortige Freilassung des
Vorsitzenden der katalanischen Republikanischen Partei (ERC), Oriol
Junqueras; des Vorsitzenden der kulturellen zivilgesellschaftlichen
Vorsitzenden der zivilgesellschaftlichen Organisation ANC, die sich
für die Unabhängigkeit Kataloniens einsetzt, Jordi Sànchez.

Die UN-Arbeitsgruppe, die vom Büro des Hohen Kommissars für
Menschenrechte (UN Human Rights) abhängt, fordert die sofortige
Freilassung dieser Gefangenen, aber auch, sie für die Zeit und Schäden
zu kompensieren, die für die Untersuchungshaft aufgewendet wurde bzw.
durch die Haft entstanden sind (seit November 2017 in Haft).

Der Fall wurde der Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen im Februar
2018 vom internationalen Anwalt und ehemaligen Sonderberichterstatter
der Vereinten Nationen für Terrorismusbekämpfung und Menschenrechte,
Ben Emmerson, vorgestellt. Laut Emmerson verhält sich Spanien "nicht
wie ein demokratisches Land in Europa" und das Land verstoße "gegen
demokratische Grundsätze".

Die Arbeitsgruppe ist der Auffassung, dass sowohl die Meinungsfreiheit
als auch das Recht auf Manifestation und Teilnahme eindeutig verletzt
wurden. In gleicher Weise werden die katalanischen
Unabhängigkeitsführer in eine "friedliche politische Bewegung"
eingeordnet.

Die Arbeitsgruppe hat in ihrer Urteilsfindung auch die Informationen
der spanischen Regierung, des gesamten juristischen Prozesses gegen
die Gefangenen und die Entscheidung des deutschen Oberlandesgerichts
Schleswig-Holstein im Fall Puigdemont in Bezug auf das
Nichtvorhandensein von Gewalt, in Betrachtung gezogen.

Katalanischer Außenminister Alfred Bosch: "Die spanischen Behörden
sollten dem UN-Entscheid nachkommen" 

Der katalanische Minister für
auswärtige Angelegenheiten, institutionelle Beziehungen und
Transparenz, Alfred Bosch, fordert die spanischen Behörden auf, "der
Entscheidung der UN-Arbeitsgruppe nachzukommen und die politischen
Gefangenen unverzüglich freizulassen". Bosch warnt, dass die
Entscheidung eindeutig zeigt, dass das präventive Gefängnis "in diesem
Fall eine unverhältnismäßige Maßnahme darstellt".

In diesem Sinne unterstreicht Bosch die Notwendigkeit, dass das
Königreich Spanien sich des Problems bewusst wird und "die
Unterdrückung aufgibt, um einen Dialog mit Katalonien aufzunehmen",
wobei die Schlussfolgerungen der UN-Arbeitsgruppe als ein klares
Zeichen für die Suche nach einer friedlichen und verhandelten Lösung
für das katalanische Problem zu verstehen sei.


Unabhängigkeitsbewegung, eine demokratische und friedliche
Option

Laut dem katalanischen Minister wurde das "präventive Gefängnis
genutzt, um Rache zu üben und gegen die Unabhängigkeitsbewegung
vorzugehen", eine politische Option, die der Minister als demokratisch
und friedlich hervorhebt und die von den katalanischen Bürgern an den
Wahlurnen bei den jüngsten Wahlen zum Europäischen Parlament, den
Spanienwahlen und in den Kommunalwahlen bestätigt wurde."


Das Gerichtsverfahren, ein historischer Fehler

Diese von der UN-Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen
vorgelegte Entscheidung sei zudem ein weiteres Beispiel dafür, "dass
der Gerichtsprozess ein historischer Fehler ist", sagt Bosch. "Wir
bestehen darauf, dass der einzige Ausweg aus dem Konflikt der Dialog
ist und den Bürgern Kataloniens eine Stimme zu geben, damit sie über
ihre eigene Zukunft entscheiden können".

Bosch betont erneut, wie wichtig es sei, dass Spanien dieser
internationalen Warnung folgt, da der Beschluss der UN-Arbeitsgruppe
"legitim ist und Rechtsprechung schafft". Der spanische Staat sollte
den Empfehlungen der Vereinten Nationen nachkommen.


Nicht die erste Forderung internationaler Organisationen


Es ist nicht das erste Mal, dass ein internationales Gremium die
Entscheidung der spanischen Justiz in Frage stellt, die katalanischen
Politiker und Aktivisten inhaftiert zu halten. Amnesty International,
die Weltorganisation gegen Folter (OMCT), unter anderem Frontline
Defenders, forderten bereits die sofortige Freilassung der Gefangenen.
Sowohl die deutsche als auch die belgische Justiz haben geltend
gemacht, dass es keine Verbrechen von Aufruhr und Rebellion gegeben
habe, wofür die Betroffenen in Spanien trotzdem vor Gericht stehen.

Erst diese Woche hat die spanische Staatsanwaltschaft ihre Forderung
von 25 Jahren Haft wegen Rebellion für Oriol Junqueras, und 17 Jahren
Haft für Jordi Sánchez, Jordi Cuixart und die ehemalige katalanische
Parlamentspräsidentin Carme Forcadell bestätigt.


Was ist die Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen?


Die Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen wurde von der
ehemaligen Menschenrechtskommission gegründet und hat die Aufgabe,
Fälle von Haft zu untersuchen, ob diese willkürlich verhängt wurde
oder nicht den einschlägigen Normen in der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte und anderen internationalen Gesetzen auf dem Gebiet der
Menschenrechte entsprechen. Die Arbeitsgruppe besteht aus fünf
unabhängigen Experten, die vom Menschenrechtsrat [2], dem Hauptorgan
der Vereinten Nationen für Menschenrechte, mittels einer strengen
Auswahl bestimmt werden, um deren Unparteilichkeit, Unabhängigkeit und
Kompetenz zu gewährleisten.

Wenn die Einrichtung beschließt, dass eine willkürliche Inhaftierung
stattgefunden hat, wird die zuständige Regierung aufgefordert, die
entsprechenden Maßnahmen zu ergreifen. Die Regierungen sind
verpflichtet, die von ihnen ergriffenen Maßnahmen zur Behebung der
Situation im Auge zu behalten und darüber zu informieren.

Obwohl Spanien behaupten kann, das Urteil sei nicht bindend, würde
seine Nichtbeachtung gegen das Völkerrecht und insbesondere gegen die
von Spanien unterzeichneten Menschenrechtsverträge verstoßen. Die
Autorität dieser von Staaten eingerichteten Arbeitsgruppe zur
Verteidigung der Menschenrechte im Zusammenhang mit dem Verbot
willkürlicher Verhaftungen und Inhaftierungen kann nicht in Frage
gestellt werden.

Wenn Spanien die UN-Regelung nicht einhält, wird es Teil der
Staatengruppe, die die Menschenrechte nicht respektiert und gegen das
Völkerrecht verstößt. Laut dem neuesten Bericht der Arbeitsgruppe
wurden im Jahr 2017 31 Personen aufgrund der Stellungnahmen der
Arbeitsgruppe freigelassen. Länder wie die USA, Israel, die Türkei
oder Kuba haben nach Erhalt einer solchen Stellungnahme der
Arbeitsgruppe die Gefangenen freigelassen.

Die Arbeitsgruppe weist zudem darauf hin, dass die andauernde Haft
dieser Menschen eine kontinuierliche Verletzung der Freiheit ist, die
durch den Artikel 9 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und
Artikel 9 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische
Rechte geschützt ist.

Die Arbeitsgruppe tritt dreimal im Jahr zusammen, um über mögliche
Verletzungen der Menschenrechte in Sinne von willkürlichen
Inhaftierungen zu befinden. Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe ist der
mexikanische Menschenrechtsexperte Mr José Guevara Bermúdez und die
weiteren Mitglieder sind Ms Leigh Toomey (Australien), Ms Elina
Steinerte (Lettland), Mr Seong-Phil Hong (Republik Korea), und Mr
Sètondji Adjovi (Benin).


Anmerkungen:

[1] https://www.ohchr.org/en/issues/detention/pages/wgadindex.aspx

[2] https://www.unric.org/de/menschenrechte/106
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FORSCHUNG/945: Internationale Studie untersucht Integration von Flüchtlingen im Finanzsystem (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 28.05.2019

Internationale Studie untersucht Integration von Flüchtlingen im
Finanzsystem



Wie regeln Menschen, die zur Flucht gezwungen sind, im Alltag ihre Geld-
und Finanzangelegenheiten? Welche Kanäle nutzen sie dabei und welche
Maßnahmen können Flüchtlinge dabei unterstützen, einen besseren Zugang zu
bedarfsgerechten Finanzdienstleistungen zu erhalten, etwa im Bereich
Gründungsfinanzierung? Diesen Fragen geht ein Forschungsprojekt der
Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU) nach, das vom
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung mit
insgesamt einer Million Euro gefördert wird.

Die auf drei Jahre angelegte Studie "Finance in Displacement (FIND)" wird
an der KU von der Professur für Wirtschaftsgeographie (Prof. Dr.
Hans-Martin Zademach) in Kooperation mit dem Zentrum Flucht und Migration
durchgeführt. Wissenschaftliche Partner der KU sind die Tufts University
in Medford/Somerville bei Boston sowie das International Rescue Committee
mit Sitz in Washington. Die umfassende empirische Untersuchung wird in
Jordanien und Kenia durchgeführt.

Während bei der öffentlichen Diskussion in Europa zu Flucht und Migration
vor allem die Folgen für die eigenen Gesellschaften im Mittelpunkt stehen,
wird häufig ausgeblendet, dass die sogenannten Entwicklungsländer selbst
mit einer großen Zahl an Flüchtlingen konfrontiert sind. Gerade in diesen
Ländern besteht für Flüchtlinge die Notwendigkeit, Geld sicher zu
verwahren oder finanzielle Unterstützung von Freunden und Verwandten
empfangen zu können. Auf dieser Grundlage können sie ihre eigenen
Fähigkeiten und Potenziale besser nutzen und zur ökonomischen Entwicklung
im Aufnahmeland beitragen. Jüngere Studien zeigen, dass der ökonomische
Beitrag von Flüchtlingen die anfängliche Unterstützung mittelfristig sogar
überkompensiert. "Der Zugang zu sachgerechten Finanzdienstleistungen ist
ein zentraler Bestandteil von nachhaltiger Wirtschaftsentwicklung. Wir
werden Zusammenhänge an der Schnittstelle zwischen den Themen Flucht und
Migration, humanitäre Hilfe und Finanzsystementwicklung betrachten, die
bislang in der Wissenschaft ebenso wie in der Praxis der
Entwicklungszusammenarbeit wenig erforscht wurden", erklärt Professor
Zademach. Das Projekt soll helfen, diese Zusammenhänge besser zu verstehen
und global bestehende Wissenslücken zu schließen.

Die deutschen und amerikanischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
wollen bei ihrer Feldforschung den Fokus auf Flüchtlinge außerhalb von
Camps legen, die seit zwei bis vier Jahren in ihrem Aufnahmeland leben. In
den Blick genommen werden sowohl einzelne Personen und Haushalte als auch
übergeordnete Rahmenbedingungen wie nationale Gesetze oder Initiativen
internationaler und humanitärer Akteure. Als ausgewählte Partnerländer der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit dienen dabei Jordanien und Kenia, was
eine vergleichende Analyse ermöglicht. Die Wissenschaftler verfolgen das
Ziel, auf Basis ihrer Forschungsergebnisse Empfehlungen abzuleiten, wie
entwicklungspolitische Konzepte und Maßnahmen zur Verbesserung der
finanziellen Einbindung von Flüchtlingen weiterentwickelt werden können.
"Wir erhoffen uns, mit unserer Forschung der von Deutschland angestoßenen
G20-Intiative 'Financial Inclusion of Forcibly Displaced Persons' wichtige
Impulse geben zu können", so Zademach.

Das Forschungsvorhaben ist das erste Projekt, das aus einer Vereinbarung
hervorgeht, die Ende 2017 zwischen der KU und dem
Bundesentwicklungsministerium geschlossen wurde. Damals hatten
Entwicklungsminister Gerd Müller und KU-Präsidentin Prof. Dr. Gabriele
Gien eine Absichtserklärung über Kooperationen zu Forschungsprojekten in
Afrika unterzeichnet.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 28.05.2019
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MELDUNG/864: Altmaier - Kaufprämie für E-Autos wird bis Ende 2020 verlängert (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 31. Mai 2019

Altmaier: "Kaufprämie für E-Autos wird bis Ende 2020 verlängert"



Das Bundeswirtschaftsministerium hat die Kaufprämie für Elektro-Autos
(sog. Umweltbonus) bis Ende 2020 verlängert.

Hierzu erklärt der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Peter
Altmaier:

"Wir verlängern die Kaufprämie für Elektroautos bis Ende 2020, denn
wir brauchen Kontinuität bei der Förderung. Die Kaufprämie hat sich in
der Praxis bewährt. Die Zahl der Anträge steigt stetig an - zwar
langsamer als wir das erhofft hatten, aber umso wichtiger ist es,
Kontinuität bei der Förderung zu gewährleisten.

Die Nachfrage hängt am Angebot. Die Anzahl der E-Modelle, die im Markt
verfügbar sind, wächst, aber hier ist die Industrie gefragt, noch
bessere Angebote zu machen. Gleichzeitig müssen wir die
Ladeinfrastruktur kontinuierlich weiter ausbauen, um der
Elektromobilität in Deutschland endlich auf breiter Front zum
Durchbruch zu verhelfen. Elektroautos stehen nicht nur im Zentrum
einer nachhaltigen Mobilität. International erfolgreiche E-Autos sind
auch entscheidend für den zukünftigen Erfolg unserer Autoindustrie und
damit für hunderttausende Arbeitsplätze in Deutschland."

Die Kaufprämie wird in ihrer bestehenden Form, also mit identischen
Fördersätzen, bis Ende Dezember 2020 fortgeführt. Die hierfür
notwendige Förderrichtlinie des Bundeswirtschaftsministeriums wird am
5. Juni 2019 im Bundesanzeiger veröffentlicht und gilt dann
unmittelbar nach Auslaufen der bisherigen Förderrichtlinie ab 1. Juli
2019. Die Kaufprämie, die beim Kauf eines neuen Elektroautos gewährt
wird, kann auch weiterhin beim Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontolle (BAFA) beantragt werden. Nähere Informationen zur
Antragstellung finden Sie hier.

Die Kaufprämie wird wie bislang in Höhe von 4.000 Euro für rein
elektrisch angetriebene Fahrzeuge und in Höhe von 3.000 Euro für
Plug-In Hybride jeweils zur Hälfte von der Bundesregierung und von der
Industrie finanziert.

Das zu fördernde Elektroauto muss einen Netto-Listenpreis für das
Basismodell von unter 60.000 Euro aufweisen. Die Förderung erfolgt bis
zur vollständigen Auszahlung der hierfür vorgesehenen Bundesmittel in
Höhe von 600 Mio. Euro, längstens jedoch bis zum 31.12.2020.
Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Unternehmen, Stiftungen,
Körperschaften, Kommunale Betriebe und Vereine, auf die Neufahrzeug
zugelassen werden.

Neu ist ein Förderbaustein für den Einbau eines akustischen
Warnsystems für blinde und sehbehinderte Menschen. Die Ergänzung
erfolgt, da Elektrofahrzeuge bei geringen Geschwindigkeiten sehr leise
und akustisch kaum wahrnehmbar sind. Die Fördersumme hier beträgt
pauschal 100 Euro.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 31. Mai 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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VERKEHR/1558: Studierende testen Fahrt mit dem öffentlichen Personennahverkehr - mit Handicap (idw)


Jade Hochschule - Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth - 29.05.2019

Studierende testen Fahrt mit dem öffentlichen Personennahverkehr - mit
Handicap

"Der öffentliche Verkehr ist kein Notbehelf."



Oldenburg. Der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) ist für viele
Menschen fester Bestandteil des Alltags - inklusive Aufregung über
Verspätungen oder Ausfälle der Verbindungen. Für Menschen mit körperlichen
Einschränkungen erschweren diese jedoch eine ohnehin schon komplizierte
Navigation durch den Verkehr. Mit unterschiedlichen Handicaps
ausgestattet, haben Studierende der Jade Hochschule verschiedene Strecken
des ÖPNV getestet.


Grundlagen des Öffentlichen Verkehrs

Im Modul "Öffentlicher Verkehr" des Bachelorstudiengangs Bauingenieurwesen
erlernen die Studierenden die rechtlichen und fachlichen Grundlagen des
Öffentlichen Verkehrs. Dieses Wissen gilt es dann in die Praxis
umzusetzen: Die Studierenden sollten Fragestellungen des ÖPNV
selbstständig analysieren und Lösungen entwickeln. Dazu wurden sie in
Gruppen aufgeteilt, jede mit unterschiedlichen Einschränkungen und
Zielbahnhöfen. Ein Team musste beispielsweise die Reise mit
Gewichtsmanschetten antreten, ein anderes absolvierte die Exkursion mit
Gehstock und einer Gehgeschwindigkeit von 0,5 Metern pro Sekunde und legte
beim Treppensteigen alle zehn Stufen eine Pause von zehn Sekunden ein.
Auch ohne Handy musste eine Gruppe auskommen: im Flugmodus konnten weder
Fahrpläne noch Verspätungsinformationen zur Orientierung geladen werden,
was dann auch zu einer deutlichen Verlängerung der Reise führte.

Herausforderung Haltestelle

Rabea Tümler, Jasmin Kuhn und Lena Christin Harms sollten einen Rollstuhl
für die Reise verwenden. Lena nahm Platz und dann ging es von Oldenburg
nach Hooksiel. Die Fahrt teilte sich auf in drei Etappen: Zunächst nahm
die Gruppe die Nordwestbahn nach Wilhelmshaven. Aufgrund von Bahnarbeiten
wurde jedoch für einen Teil der Strecke der Schienenersatzverkehr
eingesetzt, was die Reise um einen zusätzlichen Halt und Umstieg von der
Bahn in einen Bus erweiterte. Lange Umsteigezeiten führten dazu, dass das
Team jeweils anstatt anderthalb Stunden knapp drei Stunden für die Hin-
und Rückfahrt gebraucht hat.

Ergebnis der Analyse der Strecke Oldenburg-Hooksiel: Das Einsteigen in Bus
und Bahn stellte kein Problem dar, problematisch sei jedoch der Zustand
der Haltestellen. "Wäre man alleine mit dem Rollstuhl unterwegs gewesen,
dann wäre man da auf keinen Fall durchgekommen", erinnert sich Rabea an
eine der Haltestellen. Breitere Haltestellen und eine bessere
Ausschilderung für Rollstuhlfahrer wären nötig.

ÖPNV als integraler Bestandteil einer neuen Mobilität

Wie sich der Öffentliche Verkehr weiterentwickelt, wird im nächsten
Wintersemester wieder von angehenden Bauingenieurinnen und -ingenieuren
der Jade Hochschule untersucht.

"Ziel der Übung ist es, die Studierenden praxisnah mit den Möglichkeiten
und den Herausforderungen des öffentlichen Verkehrs vertraut zu machen",
sagt Dozent Prof. Dr. Rainer Schwerdhelm. "Der öffentliche Verkehr ist
kein Notbehelf falls das Auto mal nicht fährt, sondern integraler
Bestandteil einer neuen Mobilität, welche von allen Personengruppen
problemlos genutzt werden soll."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution492

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Jade Hochschule - Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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ARBEITSRECHT/268: Unlautere Abwerbung am Arbeitsplatz durch Telefonanruf auf Privathandy (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. Mai 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Unlautere Abwerbung am Arbeitsplatz durch Telefonanruf auf Privathandy



Frankfurt/Berlin (DAV). Es ist verboten, einen Arbeitnehmer an seinem
Arbeitsplatz zu kontaktieren, um ihn abzuwerben. Dies stellt ein
wettbewerbswidriges Verhalten dar. Daran ändert sich auch nichts, wenn
der Betroffene statt unter seiner beruflichen Nummer auf seinem
Privathandy angerufen wird. Der Anrufer muss sich zu Beginn des
Gesprächs vergewissern, dass der Arbeitnehmer sich nicht an seinem
Arbeitsplatz oder sonst bei der Arbeit befindet. Allein eine erste
Kontaktaufnahme ist zulässig. Die Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 9. August 2018
(AZ: 6 U 51/18).

Eine Personalberatungsfirma wollte den Mitarbeiter einer Mitbewerberin
abwerben. Hierzu rief sie den Mitarbeiter der Konkurrenzfirma an
seinem Arbeitsplatz insgesamt siebenmal innerhalb von fünf Tagen an,
allerdings auf dessen privatem Mobiltelefon. Das wollte der bisherige
Arbeitgeber nicht dulden und verlangte, dieses Verhalten zu
untersagen.

Beim Oberlandesgericht bekam er Recht. Das Verbot einer
Direktansprache am Arbeitsplatz gelte auch dann, wenn nicht das
Telefon des Arbeitgebers, sondern das des Arbeitnehmers angewählt
werde. Allein zulässig sei eine erste Kontaktaufnahme. Dazu gehöre die
Frage nach dem Interesse an einer neuen Stelle und deren kurze
Beschreibung. Die Konkurrenzfirma hätte sich zu Beginn des
Erstgesprächs vergewissern müssen, dass der Mitarbeiter sich nicht an
seinem Arbeitsplatz oder sonst bei der Arbeit befinde. Bei mehrfachen
Anrufen zur Arbeitszeit habe sie davon ausgehen müssen, dass der
Mitarbeiter sich an seinem Arbeitsplatz befinde. Daher liege ein
Wettbewerbsverstoß vor. Dies untersagte das Gericht der Firma im Wege
des einstweiligen Rechtsschutzes unter Androhung von Ordnungsmitteln.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 7/19 vom 29. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MIETRECHT/371: Für die Tochter der Lebensgefährtin besteht kein Eigenbedarf (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. Mai 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Für die Tochter der Lebensgefährtin besteht kein Eigenbedarf



Siegburg/Berlin (DAV). Der Mieterschutz ist umfassend geregelt; der
Mieter soll sich in seiner Wohnung sicher fühlen und im Vertrauen auf
ein langes Vertragsverhältnis seinen Lebensmittelpunkt einrichten
können. Daher kann der Vermieter auch nicht grundlos kündigen, es
findet stets eine Interessenabwägung statt. Ein Grund, der den
Vermieter berechtigt die Kündigung des Mietvertrages zu erklären, ist
der Eigenbedarf. Wann ein solcher vorliegt, ist Gegenstand unzähliger
Entscheidungen, denn in fast allen Fällen wird das Gericht eine
Einzelfallentscheidung treffen müssen. Es sind die Interessen des
Mieters am Verbleib in der Wohnung mit den Interessen des Vermieters
über sein Eigentum frei zu verfügen, abzuwägen. Der Richter muss also
alle Umstände zur Kenntnis nehmen, um dann möglichst begründet der
einen oder anderen Seite den Vorzug zu geben.

So auch in einer Entscheidung des Amtsgericht Siegburg vom 17. Oktober
2018 (AZ: 105 C 97/18), auf die die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und
Immobilien vom Deutschen Anwaltverein (DAV) verweist.

Hier hatte der Vermieter geltend gemacht, dass die Tochter seiner
Lebensgefährtin gemeinsam mit ihrem Ehemann in die Wohnung einziehen
wolle. Da auch der kündigende Vermieter in demselben Haus lebte,
führte er sein enges Verhältnis zu der Tochter seiner Lebensgefährtin
als Argument an. Es sei ihm ein großes Bedürfnis, dass die ganze
Familie eng beieinander wohne. Auch sei seine Lebensgefährtin
erkrankt, die Tochter solle ihr daher "zur Hand" gehen. Die bisherige
Mieterin lebte dort mit ihren drei minderjährigen Kindern, die alle
die örtliche Schule besuchen und hatte demgemäß auch ein erhebliches
Interesse daran, in der Wohnung zu bleiben.

Bei der Abwägung der vorgetragenen Gründe hat sich das Gericht auf die
Seite der bisherigen Mieterin gestellt. Zum einen gelte der
Eigenbedarf nur für einen bestimmten und engen Umkreis von Personen,
nämlich entweder für Familienangehörige des Vermieters oder aber für
Angehörige seines Haushalts. Auf die Tochter der Lebensgefährtin des
Vermieters triff dies beides nicht zu. Weder ist sie mit dem Vermieter
verwandt noch verschwägert. Zum anderen ist auch ein berechtigtes
Interesse des Vermieters an der Beendigung des Mietverhältnisses nach
Auffassung des Gerichts nicht gegeben. Das Vorbringen hinsichtlich der
Erkrankung und einer daraus resultierenden Unterstützung der
Lebensgefährtin sei bereits nicht hinreichend konkret. Weder wurde
dargelegt, welche Art von Krankheit oder welche Art der Unterstützung
erforderlich seien sollen. Auch der Wunsch, die Familie möglichst eng
beieinander zu haben, ist gerade nicht ausreichend, denn hierbei
handelt sich um kein berechtigtes Interesse, welches höher zu stellen
ist, also das Interesse der Mieterin mit ihren Kindern in der Wohnung
zu verbleiben. Die vom Vermieter erhobene Räumungsklage wurde daher
abgewiesen.

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 05/19 vom 29. Mai 2019

Mietrechtsanwälte des Deutschen Anwaltvereins (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





OFFENER BRIEF/008: Finanzministerium sollte keine Entschädigungen für Rüstungsexportstopp zahlen (ECCHR)


ECCHR - European Center for Constitutional and Human Rights
Pressemitteilung vom 28. Mai 2019

Offener Brief an Finanzminister Scholz

Lürssen Werft: Finanzministerium sollte keine Entschädigungen für
Rüstungsexportstopp zahlen



Wie kürzlich bekannt wurde, hat die Firma Lürssen Werft GmbH & Co. KG gegen
die Bundesregierung Klage beim Verwaltungsgericht Berlin eingereicht. Sie
macht den Ersatz für finanzielle Nachteile bei der Bundesregierung geltend,
die durch den Ausfuhrstopp von Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien (das
sogenannte Rüstungsmoratorium) entstanden sind.

In einem Offenen Brief an Bundesminister Olaf Scholz weist das ECCHR darauf
hin, dass nach geltendem nationalen wie internationalen Recht eine
Entschädigung durch die Bundesregierung entweder gar nicht oder nur sehr
restriktiv erfolgen sollte.

Das ECCHR hebt in dem Schreiben hervor, dass die Ausfuhr der von der
Lürssen Werft produzierten Patrouillenschiffe an das Königreich 
Saudi-Arabien möglicherweise einen Verstoß gegen das Völkerrecht darstellt. So
gibt es Hinweise, dass diese Patrouillenschiffe direkt oder indirekt in der
von Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten angeführten
Koalition durchgeführten de facto Marineblockade vor der Küste im Jemen
eingesetzt werden.

Es sollte daher sorgfältig geprüft werden, ob und inwieweit das
Finanzministerium den Bundeshaushalt nutzen will, um materielle Verluste zu
ersetzen, die sich aus der bis dato vorübergehenden Aussetzung eines
Waffenexportes ergeben, der möglicherweise selbst gegen das Völkerrecht
verstößt.

Das ECCHR bittet das Ministerium, diese und weitere Faktoren bei den
bevorstehenden Verhandlungen mit der Lürssen Werft zu berücksichtigen und
keine Entschädigung zu zahlen.

 * 

Offener Brief

Bundesminister Olaf Scholz

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

11016 Berlin

In Kopie:

BMWi

Kanzleramt

Berlin, 28/05/2019

Sehr geehrter Herr Bundesminister Olaf Scholz,

wie kürzlich durch die parlamentarische Anfrage der Abgeordneten
Heidrun Bluhm (DIE LINKE) und entsprechende Presseberichte
bekannt wurde, hat die Firma Lürssen Werft GmbH & Co. KG (im
Folgenden: Lürssen Werft) gegen die Bundesregierung Klage beim
Verwaltungsgericht Berlin eingereicht. Sie macht den Ersatz für
finanzielle Nachteile bei der Bundesregierung geltend, die durch den
Ausfuhrstopp von Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien (das sogenannte
Rüstungsmoratorium) entstanden sind.

In diesem Schreiben möchten wir Sie darauf hinweisen, dass nach
geltendem nationalen wie internationalen Recht eine Entschädigung
durch die Bundesregierung entweder gar nicht oder nur sehr restriktiv
erfolgen sollte.

Der § 9 des Kriegswaffenkontrollgesetz (KrWaffG) sieht grundsätzlich
die Möglichkeit der finanziellen Entschädigung für Inhaber einer
entzogenen Genehmigung vor. Die Lürssen Werft kann aber keine
Schutzrechte nach Artikel 14 GG geltend machen, da der Widerruf einer
Genehmigung nach § 9 KrWaffG nicht als Enteignung in diesem Sinne
gilt. Anders als die Regelungen des allgemeinen Verwaltungsrechts (§
49 Abs. 1 VwVfG), soll § 9 KrWaffG nicht die legitimen Erwartungen
eines Bürgers an den Bestand von behördlichen Handlungen (oder
Unterlassungen) schützen. Das Kriegswaffenkontrollregime ist so
aufgebaut, dass der Handel mit Waffen grundsätzlich verboten ist, und
nur ausnahmsweise durch eine entsprechende Genehmigung legalisiert
wird. Damit gilt hier der Vertrauensschutzgedanke nach einhelliger
Auffassung nicht. Da §7 KrWaffG ausdrücklich vorsieht, dass eine
Genehmigung jederzeit widerrufen werden kann, folgt daraus, dass die
Erteilung einer Genehmigung keine berechtigten Erwartungen an den Bestand
bei den Begünstigten wecken kann. Vielmehr muss der Begünstigte einer
Genehmigung nach dem KrWaffG immer die Risiken antizipieren, die mit seiner
Abhängigkeit von den jeweiligen politischen Konstellationen verbunden sind.
Es war weder die Absicht des Gesetzgebers, den Bund als Garanten für die
mit internationalem Waffenhandel verbundenen Risiken einzusetzen, noch
sollte Ihr Ministerium dies im vorliegenden Fall in Betracht ziehen.

Die Lürssen Werft hat keinen Anspruch auf umfänglichen Ersatz der Schäden,
welche aus dem Rüstungsmoratorium entstanden sind. Vielmehr sieht § 9
KrWaffG ausschließlich eine angemessene Erstattung bestimmter
nachgewiesener Sachkosten, wie z.B. etwaiger Kosten im Zusammenhang mit der
Anschaffung von Maschinen und Personalkosten vor, nicht aber entgangenen
Gewinn oder anfallende Vertragsstrafen oder andere Schäden, die der Lürssen
Werft aufgrund nicht erfüllter vertraglicher Verpflichtungen entstehen. Für
die Bemessung des ersatzfähigen Schadens nach § 9 KrWaffG sind die
Auswirkungen des Vertrages zwischen der Lürssen Werft und dem Königreich
Saudi-Arabien also irrelevant.

Weiterhin verfügt Ihr Ministerium bei der Entscheidung über eine Zahlung
von Schadensersatz an die Lürssen Werft über einen Ermessensspielraum. Bei
der Ausübung dieses Ermessens sollte in diesem konkreten Fall Folgendes von
Ihnen und Ihrem Ministerium berücksichtigt werden:

Erstens ist hervorzuheben, dass die Ausfuhr der von der Lürssen Werft
produzierten Patrouillenschiffe an das Königreich Saudi-Arabien
möglicherweise einen Verstoß gegen das Völkerrecht darstellt. So gibt es
Hinweise, dass diese Patrouillenschiffe direkt oder indirekt in der von
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten angeführten Koalition
durchgeführten de facto Marineblockade vor der Küste im Jemen eingesetzt
werden. 

Zwischen dem 6. November und dem 22. November 2017 verhängte die
Koalition eine vollständige Blockade, die alle Boden-, Luft- und Seehäfen
des Jemen schließt. Unter saudischer Führung wurden Schiffe, die dringend
benötigte Nahrungsmittelvorräte und medizinische Hilfe transportierten,
daran gehindert, die Häfen des Jemen zu erreichen. Damit wurde die
humanitäre Krise im Jemen erheblich verschärfen und das Leben von Millionen
Menschen gefährdet. Die Schließung der Seewege im November 2017 stellt eine
übermäßige und unverhältnismäßige Maßnahme gegen die jemenitische
Zivilbevölkerung dar und könnte als eine schwere Verletzung des humanitären
Völkerrechts gewertet werden. Die Patrouillenboote im zu verhandelnden Fall
sollen unter saudischer Flagge in von Saudi Arabien kontrollierten
Gewässern fahren. Damit besteht die Gefahr, dass sie öglicherweise direkt
oder indirekt für die Aufrechterhaltung der de facto Blockade der
jemenitischen Küste eingesetzt werden. Selbst wenn es für die Exporte der
Lürssen Patrouillenboote eine Endverbleibserklärung geben sollte, hat doch
das Strafverfahren gegen ehemalige Manager und Angestellte des
Rüstungskonzerns Heckler & Koch GmbH von der Landgericht Stuttgart deutlich
gemacht, dass solche Erklärungen völlig ungeeignet sind, einen menschen-
und völkerrechtswidrigen Einsatz der exportierten Waffen zu verhindern.

Es sollte daher sorgfältig geprüft werden, ob und inwieweit Ihr Ministerium
den Bundeshaushalt nutzen will, um materielle Verluste zu ersetzen, die
sich aus der bis dato vorübergehenden Aussetzung eines Waffenexportes
ergeben, der möglicherweise selbst gegen Völkerrecht verstößt. Laut
Gesetzbegründung ist es ausdrücklich vorzugswürdig, alternative Lösungen in
Betracht zu ziehen, etwa die Nutzung der Schiffe für zivile Zwecke. Sollte
dies nicht möglich sein, empfehlen wir Ihrem Ministerium, von einer
Rückerstattung abzusehen, bis sichergestellt ist, dass kein anderer
Abnehmer gefunden werden konnte, der die Menschenrechte und das humanitäre
Völkerrecht achtet und zweifelsfrei feststeht, dass die Schiffe nicht zur
internen Repression oder zur Begehung schwerer Verletzungen der
Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts eingesetzt werden.

Zweitens obliegt Unternehmen wie der Lürssen Werft eine eigene
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht nach den UN-Leitprinzipien für
Wirtschaft und Menschenrechte und den OECD-Leitsätzen. Damit hätte die
Lürssen Werft regelmäßige menschenrechtliche Sorgfaltsprüfungen durchführen
und so erkennen müssen, dass ihre Vertragsbeziehung nach Saudi-Arabien
menschenrechtlich problematisch ist. Sie hätten Vorkehrungen treffen
müssen, um Menschenrechtsverletzungen wirksam zu begegnen. Als Ulitma Ratio
sehen die Leitprinzipien einen Vertragsabbruch vor. Dahingehende Bemühungen
oder nicht vorgenommene Bemühungen müssen bei der Ermessensausübung
zwingend berücksichtigt werden.

Wir bitten Ihr Ministerium, diese Faktoren bei Ihren bevorstehenden
Verhandlungen mit der Lürssen Werft zu berücksichtigen und keine
Entschädigung zu zahlen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Miriam Saage-Maaß

Stellvertretende Legal Director, ECCHR


Den vollständigen Brief an Bundesminister Olaf Scholz finden Sie
unter:

www.ecchr.eu/fileadmin/Offene_Briefe/Brief_ECCHR_Olaf_Scholz_20190528.pdf

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2206: "Menschen ertrinken lassen - Keine Option für Europa" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 31.05.2019

"Menschen ertrinken lassen: Keine Option für Europa"

Bedford-Strohm bricht zu Mittelmeer-Reise auf



Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, spricht sich nach der Europa-Wahl
für verstärkte internationale Anstrengungen bei der Rettung und Aufnahme
von Geflüchteten aus. 2019 dürfe jetzt nicht zu einem verlorenen Jahr für
die Seenotrettung im Mittelmeer werden, so Bedford-Strohm. Am kommenden
Sonntag (2.6.2019) bricht der Ratsvorsitzende zu einem kurzfristigen Besuch
nach Sizilien auf, um sich vor Ort über den Stand von zivilen
Seenotrettungs- und Hilfs-Projekten für Geflüchtete zu informieren.

Ein persönliches Statement Bedford-Strohms zu dem Vor-Ort-Termin finden Sie
unter: 

https://youtu.be/EiJh9teJMlI

Weitere Informationen zum Thema unter:

www.ekd.de/flucht

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 54/2019 vom 31.05.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/880: Karlsruhe - Monatsübersicht für den Juni 2019


_T_H_E_A_T_E_R__K_A_R_L_S_R_U_H_E_

Monatsübersicht für den Juni 2019



Samstag, 01. Juni 2019

18:15 - ca. 18:30

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

18:40 - ca. 18:55

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

19:00 Einführung

19:30 - 21:15

ELEKTRA Oper von Richard Strauss

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Sa musikalisch,

Besuchergemeinde Offenburg, Besuchergemeinde

Nußloch, KTG Fr

GROSSES HAUS

19:30 - 21:30

DIE HAUPTSACHE

von Nikolai Evreinov. GASTSPIEL | Deutsches

Gehörlosentheater e. V.

23,00 Euro

KLEINES HAUS

19:30 - 22:15

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

Die Aufführung ist nicht barrierefrei

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

19:50 - ca. 20:05

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

20:10 - ca. 20:25

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

Sonntag, 02. Juni 2019

11:00 - 13:00

4. KAMMERKONZERT

Werke von Mendelssohn-Bartholdy, Turina &

Brahms

mit einleitendem Vor-Wort, anschließend Brunch

und Künstler*innentreff

28,00 - 10,50 Euro, Kammerkonzert-Abo, 1 Pause

KLEINES HAUS

14:00 - 15:00

GOLD! Kinderoper von Leonard Evers

ZUM VORLETZTEN MAL

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

14:30 Einführung

15:00 - ca. 17:00

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago Bordin

48,00 - 13,50 Euro, So F / KTG So / VB So, 1

Pause

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 21:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

34,00 - 11,00 Euro, DGB-Besucherring

KLEINES HAUS

19:00 - 21:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

Die Aufführung ist nicht barrierefrei

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

Montag, 03. Juni 2019

11:00 - 12:00

GOLD! Kinderoper von Leonard Evers

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

Dienstag, 04. Juni 2019

10:30 Einführung

11:00 - 13:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

32,00 -10,50 Euro / 8,00 Euro für Schulen

KLEINES HAUS

11:00 - 12:00

GOLD! Kinderoper von Leonard Evers

ZUM LETZTEN MAL

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

18:30 - ca. 19:15

DAS BÜRO von Herbordt/Mohren

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

19:30 Einführung

20:00 - 21:30

DIE GLASMENAGERIE von Tennessee Williams

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro, Volksbühne Di, Di A23

KLEINES HAUS

20:05 - ca. 20:50

DAS BÜRO von Herbordt/Mohren

6,00 Euro

TREFFPUNKT BÜHNENEINGANG

Mittwoch, 05. Juni 2019

19:00 - 20:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:00

BALLETT: CARMINA BURANA CONCERTO

Ballette von Germinal Casado und Sir Kenneth

MacMillan

43,00 - 11,50 Euro, Mi A / Schnupperabo

Frühling, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

32,00 - 10,50 Euro, Mi C38

KLEINES HAUS

Donnerstag, 06. Juni 2019

11:00 - 12:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

20:00 - 22:30

MEISTERKLASSE

von Terrence McNallyMonatsaktion

ZUM VORERST LETZTEN MAL

32,00 - 10,50 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

Freitag, 07. Juni 2019

09:00 - 10:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

11:00 - 12:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 22:15

BALLETT: EIN SOMMERNACHTSTRAUM

von Youri Vámos nach William Shakespeare

ZUM VORLETZTEN MAL

48,00 - 13,50 Euro, FK / DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

34,00 - 11,00 Euro, Fr C58

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:15

PROBELIEGEN

Recherchestück mit Karlsruher Bürger*innen von

Stefanie Heiner

anschließend Publikumsgespräch

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Samstag, 08. Juni 2019

12:00 - ca. 13:30

THEATERFÜHRUNG

4,00 Euro / erm. 2,00 Euro

TREFFPUNKT KASSENHALLE

17:30 Einführung

18:00 - ca. 21:15

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

anschließend Premierenfeier

A-PREMIERE

Tagesbesetzung

65,00 - 17,50 Euro, Premieren-Abo, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 - 21:30

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

34,00 - 11,00 Euro, Schauspiel-Abo

KLEINES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 21:00

UNANTASTBAR? von Suse Wächter

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro, DGB-Besucherring

STUDIO

Sonntag, 09. Juni 2019

09:30 - ca. 10:10

5. KLEINKINDERKONZERT - KLANGWELTEN: IM WELTALL

WIEDERAUFNAHME

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

11:00 - ca. 11:40

5. KLEINKINDERKONZERT - KLANGWELTEN: IM WELTALL

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

15:00 - ca. 15:40

5. KLEINKINDERKONZERT - KLANGWELTEN: IM WELTALL

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

17:30 - 20:15

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

18:30 Einführung

19:00 - ca. 21:00

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago Bordin

48,00 - 13,50 Euro, So A, 1 Pause

GROSSES HAUS

Montag, 10. Juni 2019

16:00 - 17:15

DER KLEINE PRINZ

nach dem Kinderbuch von Antoine de Saint-

Exupéry

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:30

HAIR

Buch und Texte von Gerome Ragni und James Rado.

Musik von Galt MacDermot

ZUM 25. MAL

ENTFÄLLT

1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - ca. 20:00

3. LIEDERABEND - KS. KLAUS SCHNEIDER

Die schöne Müllerin - Monatsaktion

VORSTELLUNGSÄNDERUNG

28,00 - 10,50 Euro, Liederabend-Abo

KLEINES HAUS

19:00 - 21:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

Dienstag, 11. Juni 2019

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

AM KÖNIGSWEG

von Elfriede Jelinek

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro, Di A21

KLEINES HAUS

Mittwoch, 12. Juni 2019

18:45 - ca. 19:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

19:10 - ca. 19:25

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

19:30 Einführung

20:00 - 22:45

ROBERTO DEVEREUX

Tragedia lirica in drei Akten von Gaetano

Donizetti

Tagesbesetzung

43,00 - 11,50 Euro, Mi B, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:45

IPHIGENIE von Euripides & Johann Wolfgang

Goethe

32,00 - 10,50 Euro, Mi C39, DGB-Besucherring

KLEINES HAUS

20:00 - ca. 20:15

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

20:20 - ca. 20:35

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

Donnerstag, 13. Juni 2019

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:00

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago Bordin

43,00 - 11,50 Euro, Do B / VB Ballett, 1 Pause

GROSSES HAUS

20:00 - ca. 21:30

KAMMERKONZERT SPEZIAL - DSCH15

28,00 - 10,50 Euro, DGB-Besucherring, 1 Pause

KLEINES HAUS

20:00

MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend mit Texten von Andreas

Maier und Liedern von Udo Jürgens

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro

STUDIO

Freitag, 14. Juni 2019

19:00 - 20:45

HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 22:00

TOSCA

Musikdrama von Giacomo PucciniMonatsaktion

ZUM VORERST LETZTEN MAL

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

34,00 - 11,00 Euro, Fr C59

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:15

PROBELIEGEN

Recherchestück mit Karlsruher Bürger*innen von

Stefanie Heiner

anschließend Publikumsgespräch

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Samstag, 15. Juni 2019

15:30 Einführung

16:00 - 19:15

BALLETT: ROMEO UND JULIA

von Sir Kenneth MacMillan nach William

Shakespeare

ZUM VORLETZTEN MAL

48,00 - 13,50 Euro, Sternfahrt, 2 Pausen

GROSSES HAUS

19:00 - 20:45

HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - ca. 21:15

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

34,00 - 11,00 Euro, Schauspielgeschenk-Abo

KLEINES HAUS

19:30 - 21:00

DAS NEUE STÜCK 60 - IN EWIGKEIT AMEISEN

von Wolfram Lotz

Szenische Lesung & Autorengespräch

6,00 Euro

STUDIO

Sonntag, 16. Juni 2019

17:30 Einführung

18:00 - ca. 21:15

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

B-PREMIERE

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Weihnachtsgeschenk-Abo,

DGB-Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - ca. 21:30

POETRY SLAM - DEAD AND ALIVE

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

19:30 - 22:15

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

TREFFPUNKT KASSENHALLE

Dienstag, 18. Juni 2019

18:00 - 19:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

ÖFFENTLICHE PROBE

INSEL

EINTRITT FREI

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

NORA, HEDDA UND IHRE SCHWESTERN

nach Henrik Ibsen

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

32,00 - 10,50 Euro, KTG Di, Di A22, 1 Pause

KLEINES HAUS

Mittwoch, 19. Juni 2019

20:00 - 21:30

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Donnerstag, 20. Juni 2019

18:30 Einführung

19:00 - 21:45

ROBERTO DEVEREUX

Tragedia lirica in drei Akten von Gaetano

Donizetti

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Do C, 1 Pause

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 20:45

AM KÖNIGSWEG von Elfriede Jelinek

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, Do A43, DGB-Besucherring

KLEINES HAUS

19:00 - ca. 20:30

LOVE IS A BATTLEFIELD

Songs & Stories mit Sven Daniel Bühler & Meik

van Severen

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

Freitag, 21. Juni 2019

18:30 Einführung

19:00 - ca. 22:15

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, Fr B, KTG Fr, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 20:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich und unter T 0721 93 3333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de | Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder 0721 20

10 10

INSEL

20:00 - 22:00

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

34,00 - 11,00 Euro, Fr A1

KLEINES HAUS

21:00 - ca. 23:00

3. NACHTKLÄNGE - ANKLANG

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

Samstag, 22. Juni 2019

19:00 Einführung

19:30 - 22:45

BALLETT: SCHWANENSEE

von Christopher Wheeldon nach Marius Petipa und

Lew Iwanow

Live-Übertragung auf dem THEATERVORPLATZ

48,00 - 13,50 Euro, Sa mu, DGB-Besucherring, 2

Pausen

GROSSES HAUS

19:30 - 21:30

LADIES FIRST

Ein musikalischer Abend mit 56 Frauen

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

34,00 - 11,00 Euro, 1 Pause

KLEINES HAUS

19:30 - 21:00

DER STÄRKSTE MANN DER WELT

Komödie von Noah Haidle

ZUM VORLETZTEN MAL

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Sonntag, 23. Juni 2019

11:00 - 12:15

PELLEAS UND MELISANDE

Drame lyrique von Claude Debussy

Einführungsveranstaltung | Erhalten Sie

Einblicke in die Arbeit des Regieteams und der

Darsteller*innen

SONNTAG VOR DER PREMIERE

7,00 Euro

UNTERES FOYER

13:45 - ca. 14:00

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

14:10 - ca. 14:25

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

14:30 Einführung

15:00 - 16:45

DAS SCHLAUE FÜCHSLEIN Oper von Leos Janácek

In Reihe 1 und 2 kann es zu

Sichteinschränkungen kommen.

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, So F, KTG So, Volksbühne So

GROSSES HAUS

15:00 - ca. 15:15

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

15:20 - ca. 15:35

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse

UNTERES FOYER

16:00 - 17:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - ca. 21:00

JAZZ NIGHT 26 - THE ART OF DUO VOL. 4

22,00 Euro / erm. 11,00 Euro, DGB-Besucherring,

1 Pause

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 20:15

EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

ein dramatisches gedicht in mehreren tableaus

von Miroslava Svolikova

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Dienstag, 25. Juni 2019

11:00 - ca. 12:15

MONGOS von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro, NUR

NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

INSEL

19:00 - ca. 20:15

MONGOS von Sergej Gößner

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

32,00 - 10,50 Euro, Di A23, Volksbühne Di,

Volksbühne Schauspiel Di

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30

JOGGING

von Hanane Hajj Ali (Beirut). GASTSPIEL in

arabischer Sprache mit deutschen & englischen

Übertiteln

anschließend Publikumsgespräch

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Mittwoch, 26. Juni 2019

11:00 - ca. 12:15

MONGOS von Sergej Gößner

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - ca. 20:15

MONGOS von Sergej Gößner

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

14,00 Euro / erm. & für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

32,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

20:00 - ca. 22:00

KAMMERKONZERT TANGO - DER LETZTE KAFFEE

Ein Ausflug in die Welt des argentinischen

Tangos, begleitet von Texten aus der

abgründigen Welt der Tango-Lyrik

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro, DGB-Besucherring

STUDIO

Donnerstag, 27. Juni 2019

10:30 Einführung

11:00 - 13:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

Während der Vorstellung werden intensive

Lichtblitze durch Stroboskope eingesetzt

32,00 Euro - 10,50 Euro / Schulen 8,00 Euro

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 21:00

STOLPERSTEINE STAATSTHEATER

Dokumentartheater von Hans-Werner Kroesinger &

Regine Dura. URAUFFÜHRUNG. Eingeladen zum

THEATERTREFFEN 2016

anschließend Publikumsgespräch

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

19:00 - 20:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich und unter T 0721 93 3333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de | Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder 0721 20

10 10

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

32,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

Freitag, 28. Juni 2019

11:00 - 12:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich und unter T 0721 93 3333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de | Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder 0721 20

10 10

INSEL

19:00 - 20:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich und unter T 0721 93 3333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de | Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder 0721 20

10 10

INSEL

19:30 - ca. 21:00

DIE ZUKUNFT IST WEIBLICH! 5 - MUHTEREM ARAS

TRIFFT JAGODA MARINIC

Lesung und Gespräch

STUDIO

EINTRITT FREI

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:00

BALLETT: ZUKUNFT BRAUCHT HERKUNFT

von Thiago Bordin

48,00 - 13,50 Euro, FK / DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

34,00 - 11,00 Euro, Fr A2

KLEINES HAUS

Samstag, 29. Juni 2019

18:30 Einführung

19:00 - ca. 22:30

PELLEAS UND MELISANDE

Drame lyrique von Claude Debussy

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

Tagesbesetzung

65,00 - 17,50 Euro, Premieren-Abo, 1 Pause

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - ca. 21:00

DAS DORF von Herbordt/Mohren

ZUM VORLETZTEN MAL

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

19:30 - 21:30

THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

34,00 - 11,00 Euro, DGB-Besucherring

KLEINES HAUS

Sonntag, 30. Juni 2019

11:00 - ca. 13:00

JAZZ & LITERATUR 4 - REISE DURCH DEUTSCHLAND

von Mark Twain

15,00 Euro / erm. 8,00 Euro, 1 Pause

MITTLERES FOYER

16:00 - 16:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

NUR NOCH WENIGE MALE IN DIESER SPIELZEIT

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

17:30 Einführung

18:00 - ca. 21:15

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

ZUM VORLETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT

Tagesbesetzung

48,00 - 13,50 Euro, So A, KTG Oper, 1 Pause

GROSSES HAUS

17:30 Einführung

18:00 - ca. 19:15

BAMBI ODER EINE SUCHE

nach Motiven von Felix Salten | Offene

Werkschau

anschließend Publikumsgespräch

ZUM VORLETZTEN MAL

Das Publikum ist eingeladen nach dem Prinzip

"pay what you want" für die Veranstaltung so

viel zu bezahlen, wie es möchte. Zählkarten

sind an der Theaterkasse erhältlich.

STUDIO

19:00 - ca. 21:00

GASTSPIEL DER AKADEMIE DES TANZES MANNHEIM

(AdT)

34,00 - 11,00 Euro

KLEINES HAUS

 * 

Quelle:

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Hermann-Levi-Platz 1, 76137 Karlsruhe

T.: 0721/933 333, Fax: 0721/3557 346

E-Mail: kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de

Internet: http://www.staatstheater.karlsruhe.de
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Monatsübersicht für den Juni 2019



01. Juni 2019 - Samstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Dreigroschenoper

von Bertolt Brecht · Musik von Kurt Weill

Einführung um 19.00 Uhr im Mittelrangfoyer,

Service für Theaterfahrten und Gruppenbesuche,

Theaterfahrt am Samstag

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Caligula von Albert Camus

02. Juni 2019 - Sonntag

11.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Familienvorstellung

4. Kinderkonzert

Flederelfens Fantasy Flausen

Ein phantastisches Tanztheater-Abenteuer für

Kinder und Jugendliche von Shiao Ing Oei

Eine Kooperation mit der Musik- und Kunstschule

Lübeck und der Grund- und Gemeinschaftsschule

St. Jürgen und der Schule an der Wakenitz

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Patti Smith: Wahrheit ist in allen Dingen

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth

Uraufführung

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Don Giovanni

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart · Libretto von

Lorenzo Da Ponte

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

03. Juni 2019 - Montag

18.30 Uhr | Großes Haus | Eintritt frei |

Kostprobe La Traviata

Oper von Giuseppe Verdi · Libretto von

Francesco Maria Piave nach »La dame aux

camélias« von Alexandre Dumas d. J.

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

19.30 Uhr | Hoghehus | freier Verkauf

9. Kammerkonzert Wien - Prag - Amerika

04. Juni 2019 - Dienstag

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Drei Schwestern

von Anton Tschechow · Deutsch von Elina Finkel

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

06. Juni 2019 - Donnerstag

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Gastspiel Niederdeutsche Bühne Lübeck

Een Hart ut Schokolaad oder Heinrich sien

»sötes Leven«

Komödie von Valerie Setaire · Deutsch von

Angela Burmeister · Niederdeutsch von Ulrike

Stern und Rolf Petersen

07. Juni 2019 - Freitag

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Quartett von Heiner Müller

08. Juni 2019 - Samstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal Sunset Boulevard

Musik von Andrew Lloyd Webber · Buch und

Gesangstexte von Don Black und Christopher

Hampton · Basierend auf dem Film von Billy

Wilder · Deutsch von Michael Kunze · Mit Gitte

Hænning als Norma Desmond

Lübecker Erstaufführung

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Die Vorstellung »Szenen einer Ehe« muss aus

dispositionellen Gründen leider entfallen.

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Szenen einer Ehe

nach dem Film von Ingmar Bergman · Deutsch von

Renate Bleibtreu

09. Juni 2019 - Sonntag

15.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Familienvorstellung

4. Kinderkonzert Flederelfens Fantasy Flausen

Ein phantastisches Tanztheater-Abenteuer für

Kinder und Jugendliche von Shiao Ing Oei

Eine Kooperation mit der Musik- und Kunstschule

Lübeck und der Grund- und Gemeinschaftsschule

St. Jürgen und der Schule an der Wakenitz

10. Juni 2019 - Montag

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal West Side Story

nach einer Idee von Jerome Robbins · Buch von

Arthur Laurents · Musik von Leonard Bernstein ·

Gesangstexte von Stephen Sondheim · Deutsche

Fassung von Frank Thannhäuser und Nico Rabenald

· Die Uraufführung wurde inszeniert und

choreographiert von Jerome Robbins ·

Original-Broadwayproduktion von Robert E.

Griffith und Harold S. Prince in Übereinkunft

mit Roger L. Stevens

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

12. Juni 2019 - Mittwoch

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

Eintritt 18,- Euro (erm. 14,- Euro) |

Gastspiel Rocko Schamoni: Große Freiheit

King Rocko Schamoni liest aus seinem neuen

Roman: Große Freiheit

Die Premiere wurde verschoben. Sie wird im

November 2019 stattfinden.

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Uraufführung

Spielclub 5: Eine Produktion mit Jugendlichen

Hundert Stunden Nacht

von Anna Woltz · Für Jugendliche ab 13 Jahren

13. Juni 2019 - Donnerstag

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Dogville von Lars von Trier · dramatisiert von

Christian Lollike

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

zum letzten Mal

Spielclub 3: Eine Stückentwicklung mit

Jugendlichen Findet mich das Glück?

Für Jugendliche ab 13 Jahren

20.30 Uhr | Kommunales Kino »KOKI« | freier

Verkauf | Eintritt 6,- Euro (erm. 4,50 Euro),

Karten nur im KOKI. Bei Besuch der Inszenierung

»Die tonight, live forever oder Das Prinzip

Nosferatu« im Theater Lübeck gibt es 10% Rabatt

auf das Kinoticket im KOKI und andersherum |

Sonderveranstaltung

Film & Theater

Eine Kooperation zwischen dem Theater Lübeck

und dem Kommunalen Kino »KOKI«

Film: »Nosferatu - Eine Symphonie des Grauens«

14. Juni 2019 - Freitag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Premiere La Traviata

Oper von Giuseppe Verdi · Libretto von

Francesco Maria Piave nach »La dame aux

camélias« von Alexandre Dumas d. J.

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal Tanz und Schauspiel

Die tonight, live forever oder Das Prinzip

Nosferatu von Sivan Ben Yishai

übersetzt von Maren Kames

Uraufführung

Kooperation des Theater Lübeck mit

backsteinhaus produktion und dem Theater Rampe

Gefördert im Fonds Doppelpass der

Kulturstiftung des Bundes

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Quartett von Heiner Müller

15. Juni 2019 - Samstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Dreigroschenoper

von Bertolt Brecht · Musik von Kurt Weill

19.30 Uhr | Museum Behnhaus Drägerhaus | freier

Verkauf

2. Klangbilderkonzert

»Nuttata 'e sentimento« »Nacht der Gefühle«

Musikalische Einblicke in das süditalienische

Nacht- und Liebesleben

Die Klangbilderkonzerte sind eine Kooperation

des Theater Lübeck und der Lübecker Museen.

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Caligula von Albert Camus

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

Eintritt 5,- Euro (erm. 3,- Euro) |

Sonderveranstaltung Akademistenkonzert

In Erwartung des Sommers

Die Akademisten stellen sich vor · Mit Werken

von Antonín Dvorák, Alberto Ginastera und

Edvard Grieg

16. Juni 2019 - Sonntag

16.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

A Quiet Place

Oper von Leonard Bernstein · Kammerfassung von

Garth Edwin Sunderland, Libretto von Stephen

Wadsworth

In englischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Lübecker Erstaufführung

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Monty Python's Spamalot

Ein neues Musical, liebevoll zusammengeklaut

aus dem Kult-Film »Die Ritter der Kokosnuss«,

von Eric Idle und John Du Prez · Deutsch von

Daniel Große Boymann

17. Juni 2019 - Montag

19.30 Uhr | Stadtbibliothek Lübeck,

Scharbausaal | freier Verkauf

6. Kammerkonzert Von Sehnsucht und Mondschein

Verschobener Termin vom 08.04.2019

19. Juni 2019 - Mittwoch

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

Eintritt 17,- Euro (erm. 12,- Euro,

Schüler/Studenten u.a.) |

Gastspiel Slam A Rama präsentiert:

BEST OF POETRY SLAM - Die Allstar Poetry Slam

Gala Show

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Patti Smith: Wahrheit ist in allen Dingen

Ein Liederabend über Patti Smith

von Pit Holzwarth

Uraufführung

20. Juni 2019 - Donnerstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Don Giovanni

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart · Libretto von

Lorenzo Da Ponte

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Im Anschluss an die Vorstellung lädt das

Ensemble zu »Donnerstag im Dülfer« ein.

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub 1: Eine Produktion mit Jugendlichen

Der Besuch der alten Dame

von Friedrich Dürrenmatt · Für Jugendliche ab

14 Jahren

21. Juni 2019 - Freitag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

La Traviata

Oper von Giuseppe Verdi · Libretto von

Francesco Maria Piave nach »La dame aux

camélias« von Alexandre Dumas d. J.

In italienischer Sprache mit deutschen

Übertiteln

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal Dogville

von Lars von Trier · dramatisiert von Christian

Lollike

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Ich distanziere mich von allem (und jetzt gut'

Nacht) von Kat Kaufmann

Uraufführung

Eine Koproduktion des Theater Lübeck und des

Theater Rampe

22. Juni 2019 - Samstag

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal A Quiet Place

Oper von Leonard Bernstein · Kammerfassung von

Garth Edwin Sunderland, Libretto von Stephen

Wadsworth

In englischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Lübecker Erstaufführung

Die Vorstellung »Drei Schwestern« wurde aus

dispositionellen Gründen auf den 04. Juni

2019/19 verschoben.

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Drei Schwestern von Anton Tschechow · Deutsch

von Elina Finkel

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

23. Juni 2019 - Sonntag

11.00 Uhr | Musik- und Kongresshalle | freier

Verkauf 9. Sinfoniekonzert

Gesang von Abschied und Vollendung

Einführung um 10.00 Uhr in der MuK

16.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf |

zum letzten Mal Caligula von Albert Camus

Die Vorstellung »Wer bin ich?« muss leider

entfallen.

16.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Wer bin ich?

Mobile Oper von Margrit Dürr (Libretto) und

Julian Metzger (Komposition) für Kinder ab 3

Jahren

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Die Dreigroschenoper von Bertolt Brecht · Musik

von Kurt Weill

24. Juni 2019 - Montag

Die Vorstellung »Wer bin ich?« muss leider

entfallen.

10.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf |

zum letzten Mal Wer bin ich?

Mobile Oper von Margrit Dürr (Libretto) und

Julian Metzger (Komposition) für Kinder ab 3

Jahren

Uraufführung

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit der

Taschenoper Lübeck

19.30 Uhr | Musik- und Kongresshalle | freier

Verkauf

9. Sinfoniekonzert

Gesang von Abschied und Vollendung

Einführung um 18.30 Uhr in der MuK

26. Juni 2019 - Mittwoch

20.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

freier Verkauf | Premiere

Bürgerbühne Die Grenze in mir

Eine Bürgerbühnen-Produktion mit Lübecker

Bürger*innen

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

27. Juni 2019 - Donnerstag

18.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

freier Verkauf | Sonderveranstaltung

Theater-Festival »Crossing Border«

Und die Vögel (müssen) fliegen!

Spielclub X · Ein Projekt mit Jugendlichen

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

28. Juni 2019 - Freitag

18.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

freier Verkauf | Sonderveranstaltung

Theater-Festival »Crossing Border«

Und die Vögel (müssen) fliegen!

Spielclub X · Ein Projekt mit Jugendlichen

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

20.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

freier Verkauf | Sonderveranstaltung

Theater-Festival »Crossing Border«

Henry V: Dieser Stern von England

Bürgerbühne X · Von William Shakespeare · Eine

Kurzversion in englischer Sprache von Lewis

Hudson

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

29. Juni 2019 - Samstag

15.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

Eintritt frei (begrenztes Kartenkontingent) |

Premiere Bürgerbühne Lübeck next

Eine begehbare Bürgerbühnen-Installation mit

Stimmen von Lübecker Bürger*Innen

bis 20.00 Uhr, im Rahmen des

»Superkunstfestival«

16.15 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

Eintritt frei (begrenztes Kartenkontingent) |

Sonderveranstaltung

Theater-Festival »Crossing Border«

Colourful World

Ein interkultureller Theaterabend von Verein

»Colourful Minds«.

In Kooperation mit dem »Projekt FLOW«, »Oskar

Lübeck«, dem Solizentrum Lübeck, »Kinder- und

Jugendkultur Röhre« und dem »treibsAND Lübeck«

Im Rahmen des »Superkunstfestival«

18.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

Eintritt frei (begrenztes Kartenkontingent) |

Sonderveranstaltung

Theater-Festival »Crossing Border«

Wer liebt hier wen?

Ein intermediales Theaterprojekt der inklusiven

Theatergruppe von »mixed pickles e. V.«

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

Gefördert von der Daniela-Appel Stiftung Lübeck

Im Rahmen des »Superkunstfestival«

30. Juni 2019 - Sonntag

10.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

Eintritt frei (begrenztes Kartenkontingent)

Bürgerbühne Lübeck next

Eine begehbare Bürgerbühnen-Installation mit

Stimmen von Lübecker Bürger*Innen

bis 18.00 Uhr, im Rahmen des

»Superkunstfestival«

13.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

Eintritt frei (begrenztes Kartenkontingent) |

Sonderveranstaltung

Theater-Festival »Crossing Border«

Henry V: Dieser Stern von England

Bürgerbühne X · Von William Shakespeare · Eine

Kurzversion in englischer Sprache von Lewis

Hudson

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

Im Rahmen des »Superkunstfestival«

16.00 Uhr | Campus der Vorwerker Diakonie

Lübeck (Triftstraße 139-143, 23554 Lübeck) |

Eintritt frei (begrenztes Kartenkontingent) |

zum letzten Mal in dieser Spielzeit

Bürgerbühne Die Grenze in mir

Eine Bürgerbühnen-Produktion mit Lübecker

Bürger*innen

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

Im Rahmen des »Superkunstfestival«

 * 

Quelle:

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16

D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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MELDUNG/497: Leverkusener Siebenschläfer-TV wieder online (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 30. Mai 2019

Leverkusener Siebenschläfer-TV wieder online

NABU NRW: Die Kobolde der Nacht sind wieder aktiv



Düsseldorf/Leverkusen - Endlich ist es wieder so weit: Die
Leverkusener Siebenschläfer sind aus sieben Monaten Winterschlaf
erwacht und das bundesweit einzigartige Siebenschläfer-TV vom
Naturschutzverein NABU Leverkusen ist wieder online. Ab dem 01. Juni
kann weltweit wieder jeder per Internet das bunte Treiben der wild
lebenden Siebenschläfer in ihrem Wohnzimmer verfolgen.

"Das Interesse der Internetnutzer am munteren Treiben der Leverkusener
Siebenschläfer war auch 2018 erfreulich groß. In den 5 Monaten der
Übertragung besuchten über 88.000 Menschen die Webcam. Die Zuschauer
kamen dabei nicht nur aus dem deutschsprachigen Raum, sondern
insgesamt aus inzwischen mehr als 60 Ländern", berichtete Erich
Schulz, der Vorsitzende des NABU Leverkusen. Damit werde eines der
Ziele des Projektes erreicht, über das geheime Leben dieser
nachtaktiven Säugetiere aufzuklären. Viele hätten dieses wichtige
"Rädchen im Uhrwerk der Natur" auf diese Weise zum ersten Mal
kennengelernt.

Doch das Leverkusener Siebenschläfer-Projekt bietet noch mehr.
Speziell in 2019 möchte es mit einem neu entwickelten pädagogischen
Programm zusätzlich Kinder im Vorschulalter und der ersten Klasse
erreichen. Damit gibt es jetzt für Leverkusener Kindergärten und
Schulen von der Grundschule bis zur Sekundarstufe 2 das Angebot einer
kostenlosen pädagogischen Einheit zur Ökologie des Siebenschläfers und
seiner Rolle im komplexen Ökosystem des Waldes. Die
Unterrichtseinheiten bestehen aus einer einstündigen Impulseinheit in
der Schule bzw. im Kindergarten. Und dann geht es hinaus in den Wald,
die Heimat des Siebenschläfers. Hier lernen die Jugendlichen das
sympathische Säugetier näher kennen und natürlich steht auch das
Siebenschläfer-TV auf dem Programm. Einige Plätze sind noch frei.

Möglich wird das diesjährige Siebenschläfer-TV dankenswerterweise
durch eine Förderung der Deutschen Postcode Lotterie und durch Spenden
von begeisterten Internet-Zuschauern, die auch 2019 nicht auf die
Beobachtung der nächtlichen Kobolde verzichten wollen. Nur durch die
Förderung kann das Projekt durchgeführt werden, denn neben vielen
Stunden ehrenamtlicher Arbeit wäre die umfangreiche
Live-View-Streaming-Technik und die pädagogische Arbeit finanziell zu
aufwendig für den Verein geworden.

2015 begann das Siebenschläfer-Projekt des NABU Leverkusen. Die
Siebenschläfer quittierten die engagierten Bemühungen mit wunderbaren
Einblicken in ihre Wohnstube von Putzaktionen über gemütliches
Chillen, Balz, Geburt und Erwachsen werden von sechs Jungen. Auch in
2018 waren die Siebenschläfer "kooperativ" und zogen in fast alle mit
Kameras ausgestatteten Nistkästen ein. Am Anfang konnten man
miterleben, wie bis zu sieben erwachsene Siebenschläfer in einem
Nistkästen den Tag verbrachten und kuschelten. Bereits Mitte Juli die
ersten Jungen geboren - früher als erwartet. Da es im Sommer sehr heiß
war, musste das Muttertier die zunächst nackten Jungen nicht so
intensiv mit Blättern wärmen - die Einblicke waren also perfekt. Als
die Jungen dann größer wurden, waren sie kaum noch zu bremsen und ihre
Kletterkünste konnten gut beobachtet werden.

Drei außergewöhnliche Vorfälle bei den Siebenschläfern sorgten 2018
für einige Aufregung. Eine "Spontanvermehrung" in einem Nistkasten
sorgte für ein herrliches Durcheinander von Fell, Pfoten, Ohren und
kleinen Schwänzchen - statt sechs Junge waren plötzlich 14 Junge zu
zählen. Es hatten sich spontan zwei Familien dazu entschlossen
zusammenzuwohnen. Im zweiten Fall zog eine Siebenschläfer-Familie über
Nacht komplett aus dem live im Internet gezeigten Nistkasten aus -
eine bei Siebenschläfern durchaus übliche Reaktion, sofern sie sich
gestört fühlen. Es wurde dann auf einen anderen Nistkasten
umgeschaltet, in der eine andere Siebenschläfermutter ihre Kinder
großzog. Der dritte Vorfall ereignet sich Mitte August, als die Mutter
von acht Jungen nicht wieder in den Nistkasten zurückkam. Die
Naturschützer entschlossen sich nach einem Tag des Wartens, die vier
Wochen alten Jungen in menschliche Obhut zu geben, da sie noch nicht
selbstständig genug waren, um zu überleben. Alle acht Jungen konnten
nach circa drei Wochen aufpäppeln in einer Voliere wieder ausgewildert
werden.

Mit der Erfahrung der vergangenen Jahre wurden in 2019 die Nistkästen
und die Technik noch einmal optimiert, und die Übertragung des Lebens
der Siebenschläfer wird in HD-Qualität gesendet werden. "Wir freuen
uns schon auf die neuen Einblicke in das Leben dieser faszinierenden
Tiere", sagt die Projektkoordinatorin des NABU Leverkusen Regine
Kossler. "Viele Highlights haben wir als Videos über youtube ins Netz
gestellt - so können sie immer abgerufen werden. Sie wurden in den
vier Jahren insgesamt 52.000 Mal angeschaut".



Beobachtet werden können die Siebenschläfer über die Webcam des
NABU-Leverkusen unter 

www.nabu-nrw.de/wir-ueber-uns/infothek/webcam/index.html 

oder direkt über die Projektseite 

www.nabu-leverkusen.de/siebenschlaefer 

Hier sind auch viele Highlights der vergangenen beiden Jahre weiterhin
zu finden.

Unter www.facebook.com/pages/Familie-Siebenschl%C3%A4fer-geheimnisvolle-Nachtschw%C3%A4rmer/709663329145777 

findet man das Projekt Familie Siebenschläfer - geheimnisvolle
Nachtschwärmer auch auf Facebook.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 27/2019, 30.05.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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LUFT/628: Fahrverbote in Hamburg wirken (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 29. Mai 2019

Fahrverbote in Hamburg wirken

BUND fordert Ausweitung der Verbotszonen und eindeutige Kennzeichnung
von Dieselfahrzeugen mit hohem Stickoxid-Ausstoß



Ein Jahr, nachdem Hamburgs Umweltsenator Jens Kerstan Deutschlands
erste Dieselfahrverbote auf den Weg brachte, zieht der BUND eine
weitgehend positive Bilanz: Die Stickoxid-Werte (NO2) in der
Stresemannstraße sind im Jahresmittel von 47 auf 41 µg/m3 Luft, also
um fast 13 Prozent gesunken. In der Max-Brauer-Allee sanken die Werte
allerdings nur um 2 auf 44 µg und sind zudem aufgrund von
Sondereffekten wie Straßensperrungen nicht eindeutig zu
interpretieren. Alle vier Messstationen liegen damit weiterhin über
den gesetzlichen Grenzwerten.

"Das seit einem Jahr gültige Fahrverbot für LKW in der
Stresemannstraße zeigt, dass die Maßnahme richtig ist und für eine
deutliche Entlastung der Menschen sorgt, die an dieser Straße wohnen.
Die Auswertung zeigt aber auch, dass die derzeitigen Fahrverbote nicht
ausreichend sind, um die Grenzwerte einzuhalten und vor allem, dass
sie nicht wieder aufgehoben werden dürfen", so Manfred Braasch
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg. In diesem Fall würden die
Schadstoffwerte insbesondere an der Stresemannstraße von heute auf
morgen wieder nach oben schnellen.

Dass die Messwerte in der Max-Brauer-Allee nicht merklich
zurückgegangen sind, liegt aus Sicht des BUND auch daran, dass der
Anteil von Fahrzeugen mit zu hohem Stickoxid-Ausstoß dort kaum
zurückgegangen ist. Dies liege zum einen an den zu laxen Kontrollen,
insbesondere aber an dem hohen Anteil von Euro-6-Fahrzeugen in der
Verbotszone, die die Immissionsgrenzwerte zwar auf dem Prüfstand,
nicht aber im Realbetrieb einhalten. Außerdem führe die kleinräumige
Durchfahrtsbeschränkung zu einem höheren Verkehrsaufkommen an den
Ausweichstrecken und würde dort bereits heute zu
Grenzwertüberschreitungen führen, wie der BUND mit Einzelmessungen im
vergangenen Sommer nachweisen konnte.

"Leider lassen viele ihren Wagen erst stehen, wenn die Umwege zu groß
und die öffentlichen Verkehrsmittel deutlich schneller werden als das
Auto", so Manfred Braasch. Der BUND hat deshalb im vergangenen Jahr
eine Klage beim Hamburger Verwaltungsgericht eingereicht, um
großflächige Durchfahrverbotszonen für Dieselfahrzeuge durchzusetzen,
vor allem auch an der besonders schadstoffbelasteten Habichtstraße, wo
es derzeit noch gar keine Beschränkungen gibt. Gleichzeitig hält der
BUND an der Forderung nach einer "Blauen Plakette" fest, also an einer
klaren Kennzeichnung aller Dieselfahrzeuge, die die zulässigen
Grenzwerte beim Ausstoß von Stickoxiden im Fahrbetrieb nicht
einhalten.

"Trotz aller Unkenrufe haben die Hamburger Fahrverbote gezeigt, dass
sie bei richtiger Anwendung wirken. Und solange die Stadt die
gesetzlichen Anforderungen nicht erfüllt, brauchen wir nicht weniger,
sondern mehr davon", so der BUND.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.05.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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MEDIEN/200: Naturschutzarbeit in Deutschland - Schwerpunkte im Jahr 2018 (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 28. Mai 2019

Naturschutzarbeit in Deutschland - Schwerpunkte im Jahr 2018

- Sonderausgabe der Fachzeitschrift "Natur und Landschaft"
erschienen

- Wichtige Naturschutzaktivitäten des Jahres 2018 auf einen Blick



Bonn, 28. Mai 2019: Wo überall und wie sich Menschen in Deutschland
konkret für den Schutz der Natur einsetzen, zeigt die heute
erscheinende Sonderausgabe von "Natur und Landschaft". In der
Fachzeitschrift berichten 62 Behörden des Bundes und der Länder,
Bildungseinrichtungen, Verbände und Stiftungen von ihren
Naturschutzaktivtäten und -schwerpunkten im Jahr 2018. "Dabei sind die
Aktivitäten und Projekte, die in diesem Heft auf 83 Seiten dargestellt
werden, nur ein kleiner Ausschnitt des großen und breit gefächerten
Engagements für die Natur", betont Prof. Dr. Beate Jessel, Präsidentin
des Bundesamtes für Naturschutz (BfN), das die Fachzeitschrift
herausgibt.

Die Beiträge der Sonderausgabe zeigen, wo und wie Naturschutzarbeit in
den verschiedensten Bereichen umgesetzt wird: von Naturschutz in der
Kultur- und Agrarlandschaft über Wildnisprojekte bis hin zu Beispielen
aus Siedlungsräumen und dem Gewässerschutz sowie im internationalen
Naturschutz. "Die dargestellten Aktivitäten verdeutlichen, wie groß
der Handlungsbedarf noch ist, um die Natur in Deutschland und weltweit
zu bewahren und zeigen zugleich zahlreiche Lösungsansätze auf. Die
Texte illustrieren auch, wie stark etwa in den Bereichen
Insektenschutz, Stadtnatur und Wildnisentwicklung bundesweit das
Engagement zugenommen hat", sagt die BfN-Präsidentin.

Mit der Sonderausgabe 2019 gewinnen die Leserinnen und Leser Einblicke
in die täglichen Herausforderungen der im Naturschutz Aktiven, zum
Beispiel im Rahmen dauerhafter Aufgaben für das Netz von
Schutzgebieten der FFH-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie. Die
Beiträge zeigen aber auch, mit welchem Ideenreichtum Verbände,
Stiftungen und Behörden Herausforderungen in der praktischen Umsetzung
angehen. Die Sonderausgabe von "Natur und Landschaft" macht darüber
hinaus deutlich, wie wichtig Siedlungsräume für den Naturschutz in
Deutschland sind. Beiträge mit dem Schwerpunkt Stadtnaturschutz
veranschaulichen den konkreten Naturschutzwert - zum Beispiel, dass
Kleingartenanlagen nicht nur dem Gärtnern und der Erholung, sondern
auch der Biotopvernetzung dienen können, und sie informieren die
Leserinnen und Leser über Best-practice-Beispiele, Modellkommunen und
Aktionsprogramme.

"Verbände und Stiftungen geben nicht nur unverzichtbare Impulse in
Politik und Forschung, sie schaffen es auch jedes Jahr aufs Neue, die
Menschen in Deutschland zum Mitmachen im Naturschutz zu bewegen", lobt
Beate Jessel. Die Vielfalt der in der Sonderausgabe dargestellten
Aktivitäten bietet Inspiration und Lösungsansätze, zeigt aber
umgekehrt auch, wie groß der Handlungsbedarf zur Bewahrung der Natur
in Deutschland und weltweit weiterhin ist.

Über die Zeitschrift

"Natur und Landschaft" ist die älteste Fachzeitschrift für Naturschutz
und Landschaftspflege im deutschsprachigen Raum, herausgegeben vom
Bundesamt für Naturschutz (BfN). Die Monatszeitschrift richtet sich an
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Fachbehörden, Gutachterinnen
und Gutachter, Planungsbüros, Studierende, Verbandsangehörige,
Politikerinnen und Politiker. Jede Ausgabe enthält begutachtete
Original-Aufsätze von Fachautorinnen und -autoren zu aktuellen Themen
aus Naturschutz und Landschaftspflege. Dazu erscheinen zahlreiche
Kurzbeiträge und weitere Nachrichten in verschiedenen Rubriken.
Außerdem gibt es in jedem Jahrgang Schwerpunktausgaben zu Themen von
besonderem Interesse. Die Zeitschrift erscheint im Verlag W.
Kohlhammer.

Bezug:

Die Sonderausgabe 2019 "Naturschutzarbeit in Deutschland 2018 -
Arbeitsschwerpunkte der in Naturschutz und Landschaftspflege tätigen
Institutionen" kann


	als gedrucktes Heft im Bundesamt für Naturschutz, Presseabteilung telefonisch 0228-8491-4444, per Fax 0228-8491-1039 oder E-Mail: presse@bfn.de kostenfrei bestellt werden oder

	als Screen-PDF-Datei kostenfrei heruntergeladen werden unter https://www.natur-und-landschaft.de/de/produkt/sonderausgaben-5
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Quelle:

Pressemitteilung, 28.05.2019

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de
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ARTENRAUB/293: Ursachen der Wilderei von Elefanten (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 20.05.2019

Ursachen der Wilderei von Elefanten

Studie zeigt Zusammenhang illegaler Jagd in Afrika mit Armut,
Korruption und Nachfrage nach Elfenbein



Elefanten sind essenziell für die Savannen- und Waldökosysteme und
spielen eine wichtige Rolle für den Ökotourismus in Afrika - jedoch
hat die Wilderei in den vergangenen Jahrzehnten zu einem raschen
Rückgang der Elefantenpopulationen beigetragen. Ein internationales
Forscherteam präsentiert nun eine positivere Bilanz: Severin
Hauenstein und Prof. Dr. Carsten Dormann von der Abteilung für
Biometrie und Umweltsystemanalyse der Universität Freiburg zeigen
zusammen mit Dr. Colin Beale von der Universität York/England sowie
Dr. Mrigesh Kshatriya and Dr. Julian Blanc von dem Elefanten-
Monitoring-Programm MIKE in Kenia/Afrika mit statistischen Verfahren
auf, dass die Intensität der Wilderei auf Afrikanische Elefanten seit
2011 verhältnismäßig stark gesunken ist. In einer Studie, die sie in
der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins "Nature Communications"
veröffentlichen, stellen die Forschenden die illegale Jagd auf
Elefanten in Zusammenhang mit lokaler Armut, regionaler Korruption
sowie der globalen Nachfrage nach Elfenbein.

Während fast alle Elefantenpopulationen nach dem Jahr 2000 drastische
Rückgänge verzeichneten, sind einige Populationen mittlerweile seit
ein paar Jahren stabil oder nehmen wieder zu, wie zum Beispiel die
Tiere im Krüger-Nationalpark in Südafrika. Die Analyse der Forschenden
zeigt, dass die Zahl der Elefanten, die durch Wilderei sterben, von
einem geschätzten Höchstwert von mehr als zehn Prozent der
Afrikanischen Elefantenpopulation im Jahr 2011 auf weniger als vier
Prozent im Jahr 2017 gesunken ist. "Diese Entwicklung ist positiv zu
bewerten, bedeutet aber noch keine Entwarnung", erklärt Hauenstein.
"Nach einigen Veränderungen im politischen Umfeld scheint die
Gesamtzahl der illegal getöteten Elefanten in Afrika zu sinken, aber
um mögliche Schutzmaßnahmen zu bewerten, müssen wir die lokalen und
globalen Prozesse verstehen, die die illegale Jagd auf Elefanten
antreiben."

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass im regionalen Vergleich vor
allem Korruption und Armut in der lokalen Bevölkerung die Wilderei
begünstigen. Die Wissenschaftler heben hervor, dass die Bemühungen,
die Nachfrage von Elfenbein auf asiatischen Märkten einzudämmen sowie
regionale Korruption und Armut zu reduzieren, im Kampf gegen Wilderei
erfolgreicher sein könnten als lediglich die Strafverfolgung zu
verstärken: die erfassten jährlichen Raten der Wilderei korrelieren
stark mit Angaben zur Elfenbeinnachfrage in Ostasien und insbesondere
in China, dem traditionellen Markt für Elfenbein. Zudem unterscheiden
sich die Quoten der illegalen Tötungen zwischen den 29 afrikanischen
Ländern stark. Diese seien vor allem vom Grad der Korruption und Armut
in dem jeweiligen Land abhängig.

Im Schutzprogramm "Monitoring the Illegal Killing of Elephants"
(MIKE), das die Europäische Union mitfinanziert, erfassen
Wildtierhüterinnen und Wildtierhüter jährlich in 53 überwachten
Stellen in 29 afrikanischen Ländern die sterblichen Überreste von
Elefanten und untersuchen sie auf die Todesursache. Zwischen 2002 und
2017 haben sie 18.007 Kadaver registriert, von denen 8.860 als
illegale Tötungen identifiziert wurden. MIKE wurde durch das
Übereinkommen über den internationalen Handel mit gefährdeten frei
lebenden Tieren und Pflanzen (CITES) gegründet, um die weltweit 181
Vertragsparteien bei Entscheidungen zum Handel mit Elefantenprodukten
zu beraten. Zudem soll das Programm den Schutz und das Management von
Elefanten in den betreffenden Staaten unterstützen.

Originalveröffentlichung:

Hauenstein, S., Kshatriya, M., Blanc, J., Dormann, C. F., Beale, C. M.
(2019): "African elephant poaching rates correlate with local poverty
national corruption and global ivory price." In: Nature
Communications.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news716019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 20.05.2019
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LATEINAMERIKA/194: Brasilien - Bolsonaro will Geld für Landbesitzer statt für Regenwald ausgeben (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Bolsonaro will Geld für Landbesitzer statt für Regenwald
ausgeben



(Montevideo, 29. Mai 2019, la diaria) - Am 27. Mai hat sich der
brasilianische Umweltminister Ricardo Salles mit Vertreter*innen
Norwegens und Deutschlands getroffen, um mit ihnen über veränderte
Vorgaben bei der Geldervergabe des Amazonas-Fonds zu sprechen.
Norwegen und Deutschland finanzieren den Fonds, mit dem Abholzungen
verhindert und gerodete Gebiete wieder aufgeforstet werden sollen. Die
brasilianische Regierung von Jair Bolsonaro plant nun, einen Teil der
Gelder des Fonds für Entschädigungen von Landbesitzern zu verwenden,
die zugunsten von Schutzgebieten enteignet wurden. Das berichtete die
Nachrichtenagentur EFE [1]. "Wir haben noch nicht über alle Details
gesprochen, das wird auf weiteren Treffen geschehen", erklärte Salles.

Dieser Vorstoß passt zu den Wahlkampfversprechen Bolsonaros und wurde
umgehend von der brasilianischen Beobachtungsstelle für das Klima [2]
kritisiert, die als Dachverband für Umweltschutzorganisationen
fungiert. Die Beobachtungsstelle erklärte, dass die Mehrheit der
Landbesitzer, die in den Genuss der Entschädigung kommen würden, sich
ihr Land illegal angeeignet hätten.


Norwegen hat 800 Millionen eingezahlt

Der Amazonas-Fonds wurde 2008 während der Amtszeit von Lula da Silva
gegründet, um das Amazonasgebiet zu erhalten, die Abholzung zu
verhindern, gerodete Flächen wieder aufzuforsten und Umweltkontrollen
zu verbessern. Die 850 Millionen Dollar, die bisher in den Fonds
geflossen sind, stammen zu 95 Prozent von der norwegischen und zu vier
Prozent von der bundesdeutschen Regierung. Ein Prozent stiftet die
staatliche brasilianische Ölfirma Petrobras. Deshalb müssen Norwegen
und Deutschland einer Umverteilung der Gelder zustimmen.

Bereits vor dem Treffen hatte Salles einen Bericht vorgestellt,
demnach in 82 Prozent der Verträge des Fonds "Unregelmäßigkeiten"
aufgetaucht seien, berichtete die Tageszeitung Folha de São
Paulo. Konkrete Beispiele nannte der Minister jedoch nicht.

Die norwegische Botschaft zeigte sich gegenüber der Zeitung überrascht
von den Erklärungen Salles' und betonte, "der Fonds ist auf eine
strenge Beobachtung der Abholzung durch brasilianische
wissenschaftliche Institute angewiesen, sowie auf eine
nachvollziehbare Führungspolitik, unter Beteiligung der
Zivilgesellschaft".

Auch wissenschaftliche und Umweltschutzorganisationen bestätigen, dass
der Fonds seinen Zweck erfülle. "Der Fonds hat dazu beigetragen, dass
(die Abholzung) nicht zunimmt (...). Salles behauptet, dass der Fonds
nicht gut arbeitet, aber er selbst ist nie vor Ort gewesen", sagte
Adriana Ramos, Vorsitzende des Sozio-ökologischen Instituts, gegenüber
der Nachrichtenagentur AP.

Laut der brasilianischen Umweltschutzorganisation Imazon wurden im
April 71 Prozent der Abholzungen auf privaten Ländereien begangen.


Anmerkungen:

[1] https://www.eldiario.es/sociedad/Brasil-amazonico-alimentado-Alemania-Noruega_0_903610956.html

[2] http://www.observatoriodoclima.eco.br/en/improbo-ricardo-salles-quer-tirar-fundo-amazonia-para-dar-grileiros/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/bolsonaro-will-geld-fuer-landbesitzer-statt-fuer-regenwald-ausgeben/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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ÖKOSYSTEME/106: Griechisches Naturdenkmal in Gefahr - 2.500 Jahre Wasserstress (Uni Kiel)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Presseinformation 168/2019 -
29.5.2019

Ein Naturdenkmal in Gefahr - 2.500 Jahre Wasserstress

Bereits seit der klassisch-hellenistischen Zeit beeinflusst der Mensch
das Ökosystem in Südgriechenland



Wasserumleitung, Rodung, Ackerbau - der Mensch verändert seine Umwelt
bereits seit 2.500 Jahren - teilweise mit unumkehrbaren Folgen. Zu
diesem Ergebnis kommt ein Team von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern unter der Leitung von Professor Ingmar Unkel,
Direktor des Instituts für Ökosystemforschung der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU). Sie untersuchten das
Umweltsystem des griechischen Stymphalia-Sees, um ein besseres
Verständnis über die menschlichen und klimatischen Einflüsse auf die
Landschaftsentwicklung in Südgriechenland zu erlangen. Ihre
Erkenntnisse veröffentlichen sie in der Juni-Ausgabe der
Fachzeitschrift Quaternary Science Reviews. Erstautorin ist Joana
Seguin, Doktorandin am Institut für Ökosystemforschung.




[image: Foto: © Ingmar Unkel]

Die 3x4 Meter große schwimmende Bohrplattform des Instituts für
Ökosystemforschung der CAU auf dem Stymphalia-See wird verwendet, um
Sedimentbohrkerne zu entnehmen.

Foto: © Ingmar Unkel



Die Landschaft Stymphalia auf der griechischen Halbinsel Peloponnes
ist bekannt aus einer griechischen Sage, der zufolge der Halbgott
Herkules die Vögel vom Stymphalia-See tötete. Heute ist der See ein
Vogelschutzgebiet, das wegen des Raubbaus an seinen Wasserressourcen
extrem in Gefahr ist. Ingmar Unkel und Joana Seguin untersuchten mit
einem internationalen Forschungsteam die Umweltgeschichte des Sees im
Rahmen des Sonderforschungsbereichs 1266 "TransformationsDimensionen -
Mensch-Umwelt Wechselwirkungen in Prähistorischen und Archaischen
Gesellschaften" der Uni Kiel.




[image: Abb.: Karte - © Thomas Birndorfer]

Das Gebiet um den Stymphalia-See im nordöstlichen Teil der Peloponnes
in Griechenland. STY-1 markiert die Stelle der Bohrplattform.

Abb.: © Thomas Birndorfer



"Wir nutzen Seen als Umweltarchive, weil sie Sedimentpartikel,
chemische Spurenstoffe, Holzkohle, Pollen und vieles mehr darin
sammeln und über Jahrtausende bewahren", erklärt Ingmar Unkel. Schicht
für Schicht lagern sich so Informationen über das Wetter, Klima und
Umwelteinflüsse ab. Durch Bohrungen bringen die Forscherinnen und
Forscher diese Ablagerungen zutage. "Aus den Sedimentkernen können wir
die Daten dann praktisch wie in einer Chronik herauslesen und
versuchen, die Klima- und Umweltgeschichte nachzuvollziehen", sagt der
Geograph.




[image: Foto: © Ingmar Unkel]

Der Stymphalia-See ist je nach Jahreszeit nur ein bis zwei Meter
tief.

Foto: © Ingmar Unkel



Um die gewonnenen Klimadaten mit geschichtlichen Ereignissen und
dadurch mit menschlichem Handeln zusammenzubringen, kooperierte das
Kieler Team mit internationalen Kolleginnen und Kollegen anderer
Disziplinen, etwa aus der Archäologie. "Der interdisziplinäre Ansatz
war uns sehr wichtig", betont Seguin.

An den Klima- und Umweltindikatoren des Stymphalia-Sees zeige sich,
dass Menschen dort bereits vor 2.500 Jahren eine entscheidende Rolle
an den Landschaftsveränderungen spielten, sagt Seguin. Beispielsweise
haben sie zur Römerzeit (130 n. Chr.) ein Aquädukt gebaut und Wasser
aus dem See umgeleitet, um damit in Korinth Wasserfontänen zu speisen.
"Das hatte extreme Auswirkungen auf das See-Ökosystem", so Seguin. Die
unterschiedlichen Veränderungsphasen im See in den verschiedenen
Epochen zeigen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in der
Studie detailliert auf.

Gerade mit Blick auf Klimawandel und Umweltzerstörung sei für Unkel
dieser Blick auf die Vergangenheit und den langfristigen Einfluss des
Menschen auf die Umwelt von besonderem Interesse. "Durch unsere
Projektarbeit können wir sehen, wie dieser See sukzessive durch die
Übernutzung seiner kostbaren Wasserressourcen zerstört wurde und
wird."

Originalpublikation:

"2500 years of anthropogenic and climatic landscape transformation in
the Stymphalia polje, Greece", Quaternary Science Reviews, Volume 213,
1. Juni 2019, Seite 133-154, DOI 10.1016/j.quascirev.2019.04.028

Link zur Meldung:

www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/168-stymphalia

Twitter: www.twitter.com/kieluni

Facebook: www.facebook.com/kieluni Instagram:

www.instagram.com/kieluni
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FORSCHUNG/770: Dominoeffekt beim Artensterben gefährdet Biodiversität zusätzlich (idw)


Universität Zürich - 28.05.2019

Dominoeffekt beim Artensterben gefährdet Biodiversität zusätzlich




Die Abhängigkeiten zwischen verschiedenen Pflanzenarten und ihren
Bestäubern verstärken die negativen Effekte des Klimawandels. Wie
UZH-Forschende zeigen, liegt die Gesamtzahl der vom Aussterben
bedrohten Arten dadurch deutlich höher, als in bisherigen Modellen
vorausgesagt.

Der weltweite Klimawandel bedroht die Biodiversität. Um das Schicksal
der Arten vorauszusagen, nutzen Ökologen Klimamodelle, die einzelne
Spezies unabhängig voneinander betrachten. Dabei wird vernachlässigt,
dass Arten in ein riesiges Netzwerk gegenseitiger Abhängigkeiten
eingebunden sind: So brauchen Pflanzen Insekten, um ihre Pollen zu
verbreiten, und dienen ihnen zugleich als Nahrungsquelle.

Sieben Bestäubungsnetzwerke in Europa untersucht

Diese positiven wechselseitigen Interaktionen waren bei der Entstehung
der Vielfalt des Lebens auf der Erde entscheidend. Zum Knackpunkt
werden sie allerdings, wenn das Aussterben einer Art dominoartig
weitere, von ihr abhängige Arten auslöscht und es zu einer sogenannten
Ko-Extinktion kommt. Evolutionsbiologen der Universität Zürich haben
nun mit Ökologen aus Spanien, Grossbritannien und Chile quantifiziert,
wie viel folgenreicher sich der Klimawandel auf die Biodiversität
auswirkt, wenn man diese gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen den
Arten berücksichtigt. Zu diesem Zweck analysierte das Forscherteam die
Netzwerke zwischen blühenden Pflanzen und ihren Insektenbestäubern in
sieben unterschiedlichen Regionen Europas.

Aussterben der Felsenrose bedroht Existenz der Myrte

Erstautor Jordi Bascompte bricht die Resultate der Studie zur
Veranschaulichung auf ein konkretes Beispiel herunter: «Die
Wahrscheinlichkeit etwa, dass die salbeiblättrige Felsenrose in einem
Netzwerk in Südspanien bis ins Jahr 2080 klimabedingt ausstirbt
beträgt 52 Prozent. Bewahrheitet sich die Prognose, fällt für die
kleine Holzbiene - einen ihrer Bestäuber - eine wichtige
Nahrungsgrundlage weg, womit auch sie vom Aussterben bedroht ist. Da
die kleine Holzbiene ihrerseits wiederum die Myrte bestäubt, ist deren
Existenz ebenfalls gefährdet.» Während also die Myrte, für sich allein
betrachtet, eine geschätzte Aussterbenswahrscheinlichkeit von 38
Prozent hat, steigt diese unter Berücksichtigung ihres Netzwerks auf
rund 62 Prozent.

«Werden die Interaktionen zwischen den einzelnen Arten berücksichtigt,
steigt die Gesamtzahl der Spezies, die vom Aussterben bedroht sind»,
fasst Bascompte zusammen. «Einige Arten mit einer sehr geringen
Wahrscheinlichkeit, klimabedingt auszusterben, zeigen unter diesem
Blickwinkel signifikante Wahrscheinlichkeiten, aufgrund ihrer
Abhängigkeiten ausgelöscht zu werden.»

Biodiversität im Mittelmeerraum besonders gefährdet

Die Autoren beobachteten zudem, dass das Artensterben aufgrund von
Ko-Extinktion in den Mittelmeerregion besonders stark ins Gewicht
fällt. Werden die gegenseitigen Abhängigkeiten berücksichtigt,
verschwinden innerhalb eines Netzwerks in Griechenland bis 2080
voraussichtlich zwei- bis dreimal mehr Pflanzen als bei der isolierten
Betrachtung einzelner Arten. Die Wissenschaftler sehen dafür zwei
Gründe: Einerseits ist die Mittelmeerregion stärker vom Klimawandel
betroffen als der mittel- und nordeuropäische Raum. Andererseits haben
die im Süden anzutreffenden Arten ein kleineres Verbreitungsgebiet,
was ihre Wahrscheinlichkeit auszusterben, ebenfalls erhöht. Der hohe
Anteil von Arten und Interaktionen, die vom Aussterben bedroht sind,
macht das verbleibende Netzwerk fragiler und so anfällig für ganze 
Ko-Extinktions-Kaskaden.

Originalpublikation:

Jordi Bascompte, María B. García, Raúl Ortega,
Enrico L. Rezende, and Samuel Pironon. Mutualistic interactions
reshuffle the effects of climate change on plants across the tree of
life. Scientific Advances. 15 May 2019. DOI: 10.1126/sciadv.aav2539



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Biodiversitaet.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news716525

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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LAIRE/301: Fracking - Vermarktungsimperialismus ... (SB)




"Freiheitsgas" oder "Moleküle der US-Freiheit" nennen Mitglieder der
Trump-Administration das per Fracking geförderte Erdgas, das unter
anderem in die Europäische Union exportiert wird. Solche
ideologischen Attribute wirken nachgerade lächerlich, weiß doch alle
Welt, daß das Fracking-Gas aus den USA sehr viel teurer ist als
beispielsweise russisches Pipeline-Erdgas und von niemandem
freiwillig gekauft würde. Daß die US-Regierung dennoch damit
durchkommt, hat insofern mit "Freiheit" zu tun, als daß sie dank
ihrer wirtschaftlichen und, noch wichtiger, militärischen Stärke so
frei ist, erpresserische Methoden einzusetzen und Gewalteskalationen
anzudrohen, um ihr Gas zu verhökern. Umgekehrt wird beispielsweise
das konkurrierende deutsch-russische Pipeline-Projekt Nord Stream 2
torpediert, indem allen beteiligten Unternehmen Sanktionen
angedroht werden.

Womit nicht behauptet werden soll, daß jene Erdgasleitung, die von
Rußland durch die Ostsee nach Deutschland führt, verteidigenswert
wäre. Doch gründet sich die US-Kritik an Nord Stream 2 auf
geostrategische und ökonomische Interessen und nicht auf Bedenken
wegen der mit der Erdgasverbrennung verbundenen Klima- und
Umweltproblematiken.

Den Aufschlag zur ideologischen Verklärung des erdgeschichtlich aus
vergammelten Pflanzen und Tieren entstandenen und dementsprechend
übel miefenden Erdgases als "freedom gas" (Freiheitsgas) machte der
US-amerikanische Energieminister Rick Perry. Er, der viele Jahre
Gouverneur von Texas war und nicht gerade als der hellste Kopf in der
US-Regierung bekannt ist - eine Überschrift von Politico vom 29.
August 2011 lautet: "Is Rick Perry dumb?", z. Dt.: Ist Rick Perry
dumm? [1] - sagte laut der Internetseite Euractiv.com Anfang Mai bei
seinem Besuch der EU-Administration in Brüssel, siebzig Jahre nach
der Befreiung Europas von der Besetzung durch Nazi-Deutschland
lieferten die Vereinigten Staaten dem europäischen Kontinent erneut
"eine Form von Freiheit, und anstatt in Gestalt junger amerikanischer
Soldaten ist es in Form von Flüssigerdgas". [2]

Auf Nachfrage von Euractiv.com, ob "Freiheitsgas" ein passender
Begriff zur Beschreibung des LNG (Liquid Natural Gas - Flüssigerdgas)
von den USA nach Europa sei, bestätigte Perry, das könne man so
sagen. Der US-Energieminister hatte im vergangenen Monat zwei
Verträge zur Lieferung von LNG in die EU unterzeichnet, mit der
erklärten Absicht, das (preiswertere) russische und norwegische
Erdgas zu ersetzen. Die US-Regierung behauptet, daß mit der
wachsenden Menge an LNG aus den USA dessen Preis sinken werde und
Europa deshalb kein Erdgas aus Rußland brauche.

So erheiternd es vielleicht klingt, wenn politische
Entscheidungsträger in Washington von "Molekülen der US-Freiheit"
sprechen, so gefährlich für alle anderen sind die hinter solchen
extremen Plattitüden steckenden Einstellungen und Absichten.
Beispielsweise gehört Perry zu den Kreationisten. Dieser christlich
fundamentalistische Menschenschlag glaubt, daß die Erde von Gott
geschaffen wurde und daß die naturwissenschaftliche Evolutionstheorie
falsch ist. Solch eine Meinung hat konkrete Konsequenzen: Nachdem im
April 2010 die Erdölplattform Deepwater Horizon im Golf von Mexico
nach einem Blowout zunächst in Brand geraten war und dann
untergegangen ist, sagte Perry, damals Gouverneur von Texas: "Von
Zeit zu Zeit geschehen Dinge, die Gottes Werk sind und nicht
verhindert werden können." [3]

Dem wäre entgegenzuhalten: Erstens hätte niemand in einer solchen
Tiefe nach Öl bohren müssen und zweitens haben die daran beteiligten
Unternehmen, respektive der Ölkonzern BP, Sicherheitsmaßnahmen
vernachlässigt. Wenn es Gottes Tat war, daß elf Arbeiter ihr Leben
verloren und zahllose Lebewesen im Ölschlick verreckt sind - nun ja,
jeder hat ein Recht darauf, sich den Gott auszusuchen, von dem er
sich die meisten Vorteile verspricht. Aber wie zuverlässig ist ein
Mensch solchen Glaubens als Geschäftspartner?

Daß die Verknüpfung von Erdgas mit Freiheit keiner der vielen
Ausrutscher war, für die Perry zur Freude der Kabarettszene in den
USA einschlägig bekannt ist, beweist eine Presseerklärung des
US-Energieministeriums vom 28. Mai 2019. Darin wird
Energiestaatssekretär Mark Menezes mit den Worten zitiert:

"Die Erhöhung der Exportkapazität aus dem Freeport LNG-Projekt ist
entscheidend für die weltweite Verbreitung von Freiheitsgas, so daß
den amerikanischen Verbündeten eine diverse und erschwingliche Quelle
für saubere Energie zur Verfügung gestellt wird."

Steven Winberg, Assistant Secretary of Energy for Fossil Energy im
Energieministerium, ergänzt:

"Mit den USA in einem weiteren Jahr der rekordverdächtigen
Erdgasproduktion freue ich mich, daß das Energieministerium alles in
seiner Macht Stehende tut, um ein effizientes Regulierungssystem zu
fördern, das es ermöglicht, Moleküle der US-Freiheit in die Welt zu
exportieren." [4]

Wenn die Erdgasmoleküle aus den USA "Freiheit" bedeuten, bleibt für
alle anderen Anbieter dieses fossilen Energieträgers -
unausgesprochen - nur noch die "Unfreiheit". Menschen mit einem
Weltbild, in dem dann Freiheit für gut und Unfreiheit für böse
stehen, bilden für Menschen, die nicht diesem Glauben anhängen, eine
potentielle Bedrohung. Vor allem, wenn sie über gewisse
Zerstörungsmittel verfügen, um ihrem Glauben, der im Fall Perrys und
anderer Mitglieder der US-Administration auch noch apokalyptisch
konnotiert ist, Geltung zu verschaffen. Nicht nur aus Umwelt- und
Klimaschutzgründen wäre also die EU gut beraten, wenn sie nicht die
Abhängigkeit vom Pipeline-Erdgas durch eine andere Abhängigkeit,
nämlich vom Freiheitsgas der Zeloten im Weißen Haus, ersetzen würde.
Verzicht auf Erdgas wäre folgerichtig die eleganteste Antwort sowohl
auf die Klimakrise als auch den Vermarktungsimperialismus.


Fußnoten:

[1] Außerdem zitiert Politico einen republikanischer Parteigenossen
Perrys mit den Worten: "Er ist wie Bush - nur ohne Gehirn."

https://www.politico.com/story/2011/08/is-rick-perry-dumb-062214

[2] https://www.euractiv.com/section/energy/news/freedom-gas-us-opens-lng-floodgates-to-europe/

[3] https://www.newstatesman.com/blogs/the-staggers/2010/05/gulf-mexico-spill-god

[4] https://www.energy.gov/articles/department-energy-authorizes-additional-lng-exports-freeport-lng
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LAIRE/300: Müll - trotz alledem ... (SB)




Die Kokosinseln im Indischen Ozean gelten als eines der letzten
unberührten Refugien Australiens. Nur zwei der 27 kleinen Atolle
dieses Archipels sind dauerhaft bewohnt. Rund 600 Menschen leben hier
inmitten der ozeanischen Wüste, 2100 Kilometer nordwestlich von
Australien gelegen.

Vor kurzem berichtete eine australische Forschergruppe im
Wissenschaftsmagazin "Nature Scientific Reports", daß sich auf den
Kokosinseln gewaltige Mengen an Plastikmüll angesammelt haben. Dabei
fanden die Forscherin Dr. Jennifer Lavers vom Institute for Marine
and Antarctic Studies der Universität von Tasmanien und ihre
Kolleginnen in zehn Zentimeter Tiefe der Strände manchmal ein
Vielfaches des oberflächlich anzutreffenden Plastikmülls. Den
Hochrechnungen zufolge liegen auf dem Archipel 414 Millionen
Plastikteile - inklusive 997.000 Plastikschuhe und 373.000
Zahnbürsten -, die ein geschätztes Gesamtgewicht von 238 Tonnen
haben. [1]

Weil die Kokosinseln - engl. Cocos Islands, auch Keeling Islands oder
Cocos (Keeling) Islands genannt - genau nicht in einem der fünf
riesigen Plastikmüllstrudel der Ozeane liegen, wenngleich starke
Meeresströmungen nördlich und südlich an ihm vorbeiziehen, dienen sie
laut Lavers als "Kanarienvogel in der Kohlemine" für den Zustand des
gesamten Planeten. Dem geht es offensichtlich ziemlich dreckig, er
erstickt im Müll.

Als Meeresbiologin arbeite sie seit rund 15 Jahren auf entlegenen
Inseln, berichtet Lavers gegenüber AFP. Daher wisse sie, daß sich auf
fast allen von ihnen Plastik angesammelt hat, und sie sei nicht
überrascht, daß das auch für die Kokosinseln gilt. Doch habe sie
nicht damit gerechnet, daß an manchen Stellen der Strände, an denen
sie gegraben hat, der Plastikanteil mit der Tiefe sogar noch zunimmt.
Unter der Oberflächen könnten bis zum 26fachen der Menge an Plastik
liegen, die sich auf dem Sand befindet, vermute sie. [2]

Vor zwei Jahren hatte Lovers rund um den Globus mit ihrem Bericht
über Plastikmüll auf der südostpazifischen Insel Henderson Island
mediale Aufmerksamkeit erlangt. Mit "nur" 38 Mio. Plastikteilen war
die Müllmenge verglichen mit der auf den Kokosinseln zwar weniger
groß, aber der Abfall konzentrierte sich dort auf eine wesentlich
kleineren Fläche. Laut Lovers ist Henderson Island der am stärksten
mit Plastikmüll verseuchte Ort der Welt.

Schon damals war das Problem der immensen Menge an Plastikabfall auf
den Kokosinseln bekannt. So hieß es in einer Pressemitteilung der
australischen Regierung vom 31. März 2017, daß sie ein auf fünf Jahre
angelegtes Meeresmüllprojekt auf den Kokosinseln finanziert. Bei
einer Sammelaktion seien 50.000 Teile mit einem Gewicht von fast zwei
Tonnen Plastikmüll eingesammelt worden. Dessen Herkunft solle nun
genauer identifiziert werden. Laut der Ministerin für regionale
Entwicklung, Fiona Nash, geht von dem Projekt ein "langfristiger
Nutzen" für die öffentliche Gesundheit der Inselbevölkerung aus. [3]

Fast die Hälfte der 8,3 Milliarden Tonnen Plastik, die in den letzten
rund 60 Jahren weltweit produziert wurden, entfiel auf die
zurückliegenden dreizehn Jahre. Dabei wird rund 40 Prozent des
Plastiks im ersten Jahr nach seiner Herstellung wieder weggeworfen.
Im Jahr 2010 wanderten etwa 12,7 Mio. Tonnen Plastikmüll in die
Ozeane. Man schätzt, daß es in den Weltmeeren mehr Plastikteilchen
gibt als Sterne in der Milchstraße.

Die deutsche Plastikindustrie verzeichnete zwar in der zweiten Hälfte
des vergangenen Jahres sinkende Produktionszahlen [4], dennoch kann
man davon sprechen, was des einen Leid ist des anderen Freud'. Die
Herstellung von Plastik bleibt ein attraktiver Wirtschaftszweig, mit
allerbesten Aussichten für die Zukunft. 2017 berichtete
PlasticsEurope, der Verband der Kunststofferzeuger: "Die weltweite
Nachfrage nach Kunststoff ist erneut deutlich gestiegen und Europa
ist im internationalen Vergleich weiterhin einer der bedeutendsten
Erzeugerstandorte." [5]

Demnach wurden im Jahr 2016 weltweit 335 Mio. Tonnen Plastik
produziert, davon 60 Mio. Tonnen in Europa. Die rund 1,5 Mio.
Beschäftigen der europäischen Kunststoffindustrie erwirtschafteten
einen Umsatz von etwa 350 Milliarden Euro (2017). Das Geschäft
brummt. Und was nutzt die im weltweiten Maßstab vergleichbar hohe
Recyclingquote von Plastikabfällen in Deutschland, wenn der
nicht-recyclebare Anteil nach Übersee transportiert (u.a. nach
Malaysia, Indonesien, Indien, Thailand, Türkei) und dort gelagert
wird oder dann doch wieder den Weg ins Meer findet. Die
Gesamtproduktion muß sinken, um die Plastikflut aufzuhalten, doch das
schmälert den Profit der beteiligten Plastikproduzenten.


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41598-019-43375-4.pdf

[2] http://www.terradaily.com/reports/Remote_island_beach_plastics_point_to_greater_waste_problem_999.html

[3] https://minister.infrastructure.gov.au/nash/releases/2017/March/fn047_2017.aspx

[4] https://www.kunststoffe.de/news/markt-und-wirtschaft/artikel/rueckgang-der-produktion-2018-in-schwierigem-umfeld-8638154.html

[5] https://www.plasticseurope.org/de/resources/publications/395-plastics-facts-2017
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STANDPUNKT/1102: Volksbegehren Artenvielfalt in Baden-Württemberg - Hoffnungsfroh-Illusionslos (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 31. Mai 2019

Volksbegehren
Artenvielfalt in Baden-Württemberg: Hoffnungsfroh-Illusionslos



Hoffnungsfroh-Illusionslos unterstützt auch der BUND am Südlichen
Oberrhein das Volksbegehren "Artenschutz - Rettet die Bienen" in
Baden-Württemberg. Die Initiative "Pro Biene" wird u.a. auch vom dem
BUND-Landesverband unterstützt.

• Hoffnungsfroh, weil das bayrische Volksbegehren die Politik
aufgerüttelt hat.

• Illusionslos, weil angesichts der Dimension des Artensterbens
die Forderungen des Volksbegehrens immer noch "sehr brav" sind.

Die Unterschriftenlisten und weitere Informationen für das
Volksbegehren gibt es auch beim BUND-Regionalverband in Freiburg und
bei vielen regionalen BUND-Gruppen.(*)




Die Zusammenfassung der Forderungen des Volksbegehrens:


	50% Ökolandbau bis zum Jahr 2035

	100% der im Eigentum des Landes stehenden landwirtschaftlich genutzte Flächen werden ökologisch bewirtschaftet

	Halbierung der Pestizidmenge bis 2025

	kein Pestizideinsatz in Schutzgebieten

	besserer Schutz des Biotopverbunds

	bessere Bildung zu ökologischer Landwirtschaft und Naturschutz

	Monitoring und jährlicher öffentlicher Bericht zur Artenvielfalt



Das Volksbegehren und viele Unterschriften sind ein wichtiger Schritt
in die richtige Richtung! Sie werden das Artensterben allerdings nur
verlangsamen. Schon das ist in dieser Zeit des globalen Artensterbens
ein Fortschritt.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer




Persönliches Nachwort

Wie immer in einem demokratischen Verband haben wir über den
Textentwurf diskutiert. Wie optimistisch, pessimistische, realistisch
darf ein Text sein? Wir haben Textfragmente geändert, Ecken und Kanten
geschliffen und irgendwann sagte ich: "Mehr Optimismus wäre gelogen."

Ich beneide und bewundere die Kids von "Fridays for Future" für ihre
schonungslos realistische Analyse. Wie im Märchen - Des Kaisers neue
Kleider - sagen sie schlicht und mutig die Wahrheit. "Der Kaiser ist
nackt und wenn wir weitermachen wie bisher, dann fahren wir die Welt
gegen die Wand". Angesichts der sich beschleunigenden
Klimakatastrophe, des fortschreitenden Artensterbens und der putzigen
Lösungsvorschläge der Politik fordern sie das das Unmögliche, die in
diesen Zeiten einzig realistische Forderung.

Axel Mayer



(*) http://www.bund-rvso.de/rettet-die-bienen-volksbegehren-baden-wuerttemberg.html

Mehr Infos:

http://www.bund-rvso.de/rettet-die-bienen-volksbegehren-baden-wuerttemberg.html

http://www.bund-rvso.de/schmetterlingssterben.html

*

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 31.05.2019

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

Wilhelmstr. 24a, 79098 Freiburg

Tel.: 0761/30383, Fax: 0761/23582

E-Mail: bund.freiburg@bund.net

Internet: www.bund-freiburg.de
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COMIC STRIP/0125: Hartze - Ringreiten ... (SB)
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TOUR/7434: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergang "Von Mönchen, Sagen und Legenden", 5., 19. und 26.6.19


Stadt Mönchengladbach

MGMG: Mönchs-Spaziergang im Juni: "Von Mönchen, Sagen und
Legenden"



Im Juni ist der geheimnisvolle Mönch drei Mal unterwegs: Am 5. Juni
(Start 19 Uhr), 19. Juni (Start 17 Uhr) und 26. Juni (Start 19 Uhr)
führt der geheimnisvolle Mönch bei dem von der MGMG angebotenen
Mönchs-Spaziergang, einer beliebten Geschichtsstunde der ganz
besonderen Art, durch die abendliche Altstadt und erzählt dabei von
Sagen und Legenden. Treffpunkt für den etwa 1,5-stündigen Spaziergang
ist der Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09
20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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